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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

01.01.1994Geburtsdatum

Anschrift

Name

Versicherungsnehmer und versicherte Person

für eine NÜRNBERGER Berufsunfähigkeitsversicherung

Ihre persönliche Absicherungsempfehlung

Assistenzarzt/-ärztinAusgeübte Tätigkeit

Master / Diplom / Magister / Staatsexamen / PromotionHöchste Qualifikation

40 - 59 %Bürotätigkeit

keineLeitungsfunktion

AngestellterBerufsstand

2Berufsgruppe

neinNikotinkonsum

Versicherungsdaten
SBU3121DC+ABZ2022+B

(BUZ2021P)+TG6

Tarif

01.08.2024, Alter: 30 JahreBeginn der Versicherung

01.08.2061, Alter: 67 JahreAblauf der Berufsunfähigkeitsversicherung

31.12.2024Ablauf der Krankentagegeldversicherung

(Ihr Vertrag verlängert sich jeweils automatisch um 1 Jahr)

01.08.2061Ende der Beitragszahlung für die Berufsunfähigkeitsversicherung

5 %Jährliche Dynamik (NÜRNBERGER Plus)

BeitragsabzugÜberschussverwendung der Berufsunfähigkeitsversicherung

So funktioniert das mit den Überschüssen

Sie sollen jederzeit Ihre versicherte Leistung erhalten können. Daher kalkulieren wir für Sie sorgfältig. So erwirtschaften wir

auch Überschüsse, an denen wir Sie beteiligen. Die Höhe der Überschüsse hängt z. B. davon ab, wie viele Leistungen in

welcher Höhe für alle Versicherten ausgezahlt werden. Und natürlich auch davon, wie sich die Kosten und der Kapitalmarkt

entwickeln. Jedes Jahr ermitteln wir diese Überschüsse neu. Sie können daher nicht garantiert werden.

Sie haben den Beitragsabzug gewählt. Wir verwenden Ihre Überschüsse, um Ihren Beitrag zu reduzieren.

Überschüsse, die während des Leistungsbezugs entstehen, bewirken eine jährliche Erhöhung der fälligen Rente. Im Jahr

2024 würde die Rente durch die Überschüsse um 2,60 % steigen. In anderen Jahren kann sich eine andere oder keine

Rentensteigerung ergeben.

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Diese Leistungen können Sie von uns erwarten

Hier bekommen Sie einen Überblick, welche Leistungen Sie bei uns im Leistungsfall erhalten.

Ihre Versicherung beginnt am: 01.08.2024

LeistungZahlweiseZeitraumLeistungsbeschreibung

Bei Berufsunfähigkeit

2.500,00 EURMonatlichBis Alter: 67 JahreRente

Bei Arbeitsunfähigkeit

2.500,00 EURMonatlichMax. 24 MonateRente

Bei Ende der Lohnfortzahlung

Berufsunfähigkeit

15,00 EURTäglichBis zum Eintritt derKrankentagegeld

Stellen Sie sich vor: Sie zahlen den ersten Beitrag und werden direkt danach berufsunfähig. Und Sie bleiben auch berufsunfähig

bis zum Ablauf der Versicherung. Dann zahlen wir Ihnen für die gesamte Dauer Ihres Vertrags die vereinbarte Rente. Dabei

kommt eine beachtliche Summe zusammen: insgesamt 1.110.000,00 EUR

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Für Sie zusammengefasst

Hier sehen Sie, welche Absicherung wir Ihnen empfehlen und wie hoch Ihre Beiträge zu Beginn sind. Durch die Risikoprüfung

können sich die Beiträge allerdings noch mal verändern.

Wir verwenden Überschüsse, um Ihren Beitrag zu verringern. Deshalb ist der Zahlbeitrag geringer als der Tarifbeitrag.

Zahlbeitrag monatlichTarifbeitrag monatlichVersicherung

93,04 EUR145,26 EURBerufsunfähigkeitsversicherung mit BetterDoc sowie

Beitragsbefreiung für BetterDoc

4,59 EUR4,59 EURKrankentagegeldversicherung

97,63 EUR149,85 EURGesamt

Und das ist bei Ihrem Versicherungsschutz immer mit dabei

Spezialisten-Service BetterDoc

Weil Ihre Gesundheit uns wichtig ist! Sollten Sie doch mal krank werden, dann finden Sie mit dem

Spezialisten-Service BetterDoc schnell den richtigen Facharzt, eine Zweitmeinung oder die passende

Klinik. Denn BetterDoc kennt deutschlandweit die besten Spezialisten – egal worum es gesundheitlich

geht. Einfach bei BetterDoc anrufen und beraten lassen. Diesen Service können Sie während der

gesamten Dauer der Beitragszahlung unbegrenzt nutzen – unabhängig von einem Leistungsfall.

Gesundheitsplattform Coach:N

Auf in ein gesünderes Leben! Mit der digitalen Gesundheitsplattform Coach:N können Sie sich ganz

einfach fit halten – überall, jederzeit und für Sie ohne zusätzliche Kosten. Sie haben Zugriff auf über

3.000 Gesundheitscoachings aus den Bereichen Fitness, Entspannung, Gesundheit und Ernährung.

Nachhaltigkeit

Wir investieren verantwortungsvoll und nachhaltig, und zwar in Höhe der Deckungsrückstellung für

die Berufsunfähigkeitsversicherung.

•

Bei jedem abgeschlossenen Vertrag entscheiden Sie, ob wir einen Baum pflanzen oder an die

Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V. spenden. Sie haben sich für das Pflanzen eines Baums

entschieden.

•

Wir verringern durch einen klimaneutralen Versand den CO2-Ausstoß.•

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Diese Highlights sind bei Ihrer Berufsunfähigkeitsversicherung enthalten

Vorschuss bei Krebserkrankung „Krebsklausel“

Eine Sorge weniger: schnelle Hilfe bei einer Krebsdiagnose. Bei schweren Krebserkrankungen zahlen wir Ihnen für einen

Zeitraum von bis zu 15 Monaten Vorschüsse in Höhe der vereinbarten Berufsunfähigkeitsrente (BU-Rente) – und befreien

Sie gleichzeitig von der Pflicht, Beiträge zu zahlen. Hierfür brauchen Sie neben der formlosen BU-Leistungsanzeige nur

einen vereinfachten Nachweis einzureichen. Und selbst wenn keine Berufsunfähigkeit vorliegen sollte, müssen Sie diese

Vorschusszahlungen nicht zurückzahlen.

Wiedereingliederungshilfe

Sie haben eine BU-Rente erhalten und steigen nach einer erfolgreichen Umschulung wieder ins Berufsleben ein. Dann

zahlen wir Ihnen die Summe von 6 monatlichen BU-Renten, maximal 15.000 EUR.

Umorganisationshilfe

Wenn Sie selbstständig bzw. ein Gesellschafter sind, beteiligen wir uns bei einer Berufsunfähigkeit an den

Umorganisationskosten in Höhe von 6 monatlichen BU-Renten, maximal 15.000 EUR.

Rehabilitationshilfe

Wenn Sie eine BU-Rente erhalten, unterstützen wir Sie bei der Rückkehr ins Arbeitsleben: Wir übernehmen die Kosten für

freiwillige Rehabilitationsmaßnahmen bis zu 1.000 EUR – zum Beispiel für Weiterbildungen, Bewerbertraining,

Zusatzqualifikationen oder Sprachkurse.

Arbeitszeitänderungen „Teilzeitklausel“

Wir prüfen den Grad Ihrer Berufsunfähigkeit anhand Ihrer regelmäßigen Arbeitszeit. Ihr Vorteil: Wenn Sie während der

Vertragsdauer Ihre Arbeitszeit verringert haben, gilt bei der Prüfung Ihre vorherige höhere wöchentliche Arbeitszeit. Und

zwar bis 10 Jahre nach der Verringerung. So erfüllen Sie leichter die Kriterien einer Berufsunfähigkeit.

Leistung bei speziellen Beeinträchtigungen

Auch wenn Sie nicht berufsunfähig sind, erhalten Sie eine monatliche Zahlung in Höhe der BU-Rente. Und zwar für

maximal 24 Monate. Voraussetzung: Sie sind beeinträchtigt, weil Sie dauerhaft einen Rollstuhl brauchen oder hochgradig

schwerhörig oder sehbehindert sind.

Infektionsklausel für alle Berufe

Wenn Sie Ihren Beruf ganz oder teilweise wegen einer behördlichen Anordnung oder einer gesetzlichen Vorschrift

aufgrund einer Infektion für mindestens 6 Monate nicht ausüben können, erhalten Sie von uns die BU-Rente.

Mit der Bereitstellung von Strixner IV® geht die NÜRNBERGER über den gesetzlich vorgegebenen Umfang der vor

Vertragsschluss zu erteilenden Informationen hinaus. Damit fördern wir Ihr Verständnis, schaffen so Transparenz und eine

rechtsverbindliche Erläuterung der Leistungsinhalte. Informationen finden Sie unter nuernberger.de/strixneriv

Mehr Informationen zur Berufsunfähigkeitsversicherung der NÜRNBERGER erhalten Sie auf unserer

Internetseite. Nutzen Sie einfach den nebenstehenden QR-Code oder informieren Sie sich unter

nuernberger.de/existenzsicherung/berufsunfaehigkeitsversicherung

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Das Leben ist voller Veränderungen. Egal, ob Sie den Beruf wechseln, befördert werden,

heiraten oder ein Kind bekommen: Sie können Ihren Vertrag dann einfach anpassen – auch

nachdem Sie ihn bereits abgeschlossen haben. Dabei entfällt in den meisten Fällen sogar die

Gesundheits- bzw. Risikoprüfung.

Schauen Sie sich einfach mal die Tabelle an. Dort erhalten Sie ganz leicht einen Überblick.

So können Sie Ihren Vertrag anpassen

… können Sie das tunIn diesem Fall …

In den ersten 5 Jahren nach Versicherungsbeginn und vor

Ihrem 40. Geburtstag können Sie Ihre BU-Rente einmalig

um maximal 50 % auf maximal 3.000 EUR pro Monat

erhöhen. Grundlage ist die zuletzt geltende Monatsrente.

Sie wollen Ihre BU-Rente erhöhen, ohne einen besonderen

Grund dafür zu haben.
ereignisunabhängige Nachversicherungsgarantie

Bis zu 12 Monate danach und vor Ihrem 50. Geburtstag

können Sie Ihre BU-Rente um maximal 50 % auf maximal

3.000 EUR pro Monat erhöhen. Grundlage ist die zuletzt

geltende Monatsrente.

Die großen Lebensereignisse, zum Beispiel: Sie heiraten,

bekommen ein Kind oder wollen eine Immobilie finanzieren.
ereignisabhängige Nachversicherungsgarantie

Sie können einmalig vor Ihrem 50. Geburtstag Ihre BU-

Rente um maximal 100 % auf maximal 3.000 EUR pro

Monat bis zur berufsspezifischen Höchstsumme erhöhen.

Grundlage ist die zuletzt geltende Monatsrente.

Alternativ können Sie vereinbaren, dass Ihr Beitrag sich

jedes Jahr automatisch um einen bestimmten Prozentsatz

erhöht. Dann steigt auch Ihre BU-Rente.

Sie schließen eine Ausbildung oder ein Studium ab und

starten ins Berufsleben.
Berufseinsteigergarantie

Sie können vor Ihrem 50. Geburtstag Ihre BU-Rente um

denselben Prozentsatz erhöhen, um den Ihr Einkommen

steigt. Voraussetzung: Ihre monatliche BU-Rente beträgt

mindestens 3.000 EUR und nach der Erhöhung maximal

6.000 EUR.

Sie sind als Arbeitnehmer in einem unbefristeten

Arbeitsverhältnis beschäftigt und Ihr Bruttomonatsgehalt

steigt um mindestens 5 %.
Karrieregarantie

Sie können den AU-Schutz und/oder den Pflege-Schutz in

den ersten 5 Jahren nach Versicherungsbeginn und vor

ihrem 40. Geburtstag ohne erneute Risikoprüfung

nachtäglich in den Vertrag einschließen.

Sie haben sich bei Antragstellung noch nicht für den AU-

Schutz und/oder Pflege-Schutz entschieden?
Upgrade-Option

Wir prüfen gerne für Sie, ob dadurch Ihr Beitrag sinkt.Sie wechseln den Beruf.
Günstigerprüfung bei Berufswechsel

Sie können die Dauer der Versicherung entsprechend

verlängern, bis maximal 5 Jahre.

Ihr Renteneintrittsalter wird von der gesetzlichen

Rentenversicherung oder Ihrem berufsständischen

Versorgungswerk angehoben.
Verlängerungsgarantie

Es gibt hierfür verschiedene Möglichkeiten. Wir finden für

Sie die passende Lösung.

Sie haben Zahlungsschwierigkeiten.

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Für Sie zusammengefasst

Welche Leistungen Sie genau erhalten, können Sie auf den nächsten Seiten nachlesen. Details finden Sie in den

Bedingungen. Diese bekommen Sie gerne auf Rückfrage bei Ihrem Vermittler – und natürlich spätestens, bevor Sie den

Vertrag abschließen.

Leistung

Berufsunfähigkeitsrente mit 50 %-Klausel

Berufsunfähigkeitsrente mit 25 – 75 %-Klausel

Beitragsbefreiung

Arbeitsunfähigkeitsrente

Pflegerente

Krankentagegeld

Ernstfallschutz-Zusatzversicherung

Unfall-Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung

Dynamik

Garantierte Rentensteigerung im Leistungsfall

Das enthalten die einzelnen Leistungen und Optionen im Detail

Berufsunfähigkeitsrente (BU-Rente) mit 50 %-Klausel

Sie erhalten eine BU-Rente, wenn Sie voraussichtlich mindestens 6 Monate ununterbrochen berufsunfähig sein werden oder

es schon 6 Monate lang waren. Dabei gelten Sie als berufsunfähig, wenn Sie weniger als 50 % Ihres bisherigen Berufs

ausüben können – z. B. aufgrund einer Krankheit oder eines Unfalls. Wir beziehen uns dabei ganz konkret auf Ihren zuletzt

ausgeübten Beruf. Das ist optimal für Sie: Wir verzichten auf eine abstrakte Verweisung und prüfen also nicht, ob Sie noch

irgendeine andere Tätigkeit ausüben könnten.

Berufsunfähigkeitsrente (BU-Rente) mit 25 – 75 %-Klausel

Sie erhalten eine BU-Rente, wenn Sie voraussichtlich mindestens 6 Monate ununterbrochen berufsunfähig sein werden oder

es schon 6 Monate lang waren. Dabei gelten Sie als berufsunfähig, wenn Sie Ihren bisherigen Beruf nicht mehr ausüben

können – z. B. aufgrund einer Krankheit oder eines Unfalls. Wir beziehen uns dabei ganz konkret auf Ihren zuletzt ausgeübten

Beruf. Das ist optimal für Sie: Wir verzichten auf eine abstrakte Verweisung und prüfen also nicht, ob Sie noch irgendeine

andere Tätigkeit ausüben könnten.

Wenn Sie zu 25 % bis 74 % berufsunfähig sind, zahlen wir Ihnen eine BU-Rente, die diesem Grad entspricht. Wenn Sie zu

75 % oder mehr berufsunfähig sind, zahlen wir Ihnen die volle BU-Rente.

Beitragsbefreiung

Wenn Sie berufsunfähig werden, übernehmen wir die Beiträge für Sie (gilt nicht für die Krankentagegeldversicherung).

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Arbeitsunfähigkeitsrente (AU-Rente)

Sie erhalten eine AU-Rente, wenn Sie schon mindestens 3 Monate ununterbrochen arbeitsunfähig waren und ein Facharzt

bescheinigt, dass Sie noch weitere 3 Monate arbeitsunfähig sein werden. Oder Sie erhalten eine AU-Rente, wenn Sie schon 6

Monate ununterbrochen arbeitsunfähig sind. Sie können die AU-Rente bis zu 24 Monate lang erhalten. Diese ist genauso

hoch wie die versicherte BU-Rente.

Pflegerente

Wenn Sie pflegebedürftig werden, erhalten Sie zusätzlich eine lebenslange Pflegerente. Diese ist genauso hoch wie die

versicherte BU-Rente. Gut zu wissen: Wenn Sie bis zum Ablauf der BU-Versicherung nicht pflegebedürftig werden, können

Sie direkt eine Pflegerentenversicherung anschließen. Ihr Vorteil: Sie brauchen dann keine Gesundheitsfragen zu

beantworten.

Sie haben sich noch nicht für die Pflegerente entschieden? Kein Problem, das können Sie nachholen!

Und zwar in den ersten 5 Jahren nach Versicherungsbeginn und vor Ihrem 40. Geburtstag. (Upgrade-Option)

Krankentagegeld

Gesetzlich ist es so: Wenn Sie mehr als 6 Wochen arbeitsunfähig sind, bekommen Sie von Ihrem Arbeitgeber kein Gehalt

mehr. Ab der 7. Woche der Arbeitsunfähigkeit erhalten Sie von uns den vereinbarten Tagessatz. Der Versicherungsschutz

endet, wenn die Berufsunfähigkeitsversicherung endet oder wenn Sie berufsunfähig werden.

Ernstfallschutz-Zusatzversicherung

Sie erhalten die vereinbarte Kapitalauszahlung, wenn Sie schwer erkranken. Wir zahlen bei mehr als 50 schweren

Erkrankungen. Bei invasiv wachsendem Krebs, Herzinfarkt, Schlaganfall und Multipler Sklerose können Sie unter erleichterten

Voraussetzungen bereits eine Teilsumme abrufen. Ihre Kinder (auch ungeborene und Adoptivkinder) sind automatisch

kostenfrei mitversichert.

Unfall-Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung

Wenn Sie durch einen Unfall berufsunfähig werden, erhalten Sie die versicherte Unfall-Berufsunfähigkeitsrente – zusätzlich zu

Ihrer regulären Berufsunfähigkeitsrente.

Dynamik

Ihr Beitrag erhöht sich jährlich um den vereinbarten Prozentsatz. Das ist zu Ihrem Vorteil. Denn so steigt auch Ihre BU-Rente

jedes Jahr, ohne erneute Risikoprüfung.

Übrigens: Sie können die Dynamik bis zu Ihrem 55. Geburtstag beliebig oft aussetzen – so bleiben Sie ganz flexibel.

Garantierte Rentensteigerung im Leistungsfall

Wenn Sie eine BU-Rente bekommen, steigt diese jährlich um den gewählten Prozentsatz. Das Gleiche gilt, wenn Sie eine

AU-, Pflege- oder Bonusrente erhalten.

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Verlaufswerte zur Berufsunfähigkeitsversicherung

Leistungen bei Beitragsfreistellung•

Leistungen bei Kündigung•

Die im Folgenden angegebenen Werte sind nur als unverbindliches Beispiel der möglichen
Entwicklung der Überschussbeteiligung anzusehen und dienen dazu, Ihnen die Auswirkungen

unterschiedlicher Marktentwicklungen auf die Überschussbeteiligung zu verdeutlichen.

Bitte beachten Sie:

Die tatsächlich auszuzahlenden Leistungen sind in aller Regel andere als die dargestellten und
können höher oder niedriger sein.

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

(Erhöhungen nach NÜRNBERGER Plus sind nicht berücksichtigt)

Leistungen bei Beitragsfreistellung

Die Tabellenwerte gelten nur bei einem bis zur Beitragsfreistellung leistungsfreien Verlauf.

Unter Beachtung bestimmter Mindestsummen kann eine beitragsfreie Fortführung der Versicherung

beantragt werden.

Beitragsfreie monatliche Rente (in EUR) zum Termin der Beitragsfreistellung

monatliche Rentebei Beitragsfreistellung zum

0,0001.08.2025

0,0001.08.2026

51,4601.08.2027

69,6201.08.2028

88,4301.08.2029

124,9901.08.2030

163,0201.08.2031

201,2801.08.2032

238,3401.08.2033

273,4001.08.2034

305,5501.08.2035

336,6801.08.2036

366,4801.08.2037

394,8601.08.2038

421,9101.08.2039

447,9701.08.2040

472,0201.08.2041

494,5301.08.2042

515,2901.08.2043

534,3901.08.2044

551,4601.08.2045

560,5001.08.2046

562,4801.08.2047

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Beitragsfreie monatliche Rente (in EUR) zum Termin der Beitragsfreistellung

monatliche Rentebei Beitragsfreistellung zum

556,8501.08.2048

543,3501.08.2049

522,2301.08.2050

488,5401.08.2051

436,9001.08.2052

364,7601.08.2053

262,2301.08.2054

115,0501.08.2055

0,0001.08.2056

0,0001.08.2057

0,0001.08.2058

0,0001.08.2059

0,0001.08.2060

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Bei Kündigung endet der Vertrag. Ein garantierter Rückkaufswert wird nicht fällig.

Leistungen bei Kündigung

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Hinweise zur Krankenversicherung

Die Annahme des Angebotes durch die NÜRNBERGER Krankenversicherung AG ist abhängig vom

Ergebnis der jeweiligen Antrags- und Risikoprüfung.

Es gelten die Allgemeinen Versicherungsbedingungen in der jeweils aktuellen Fassung.

Antrags- und Risikoprüfung Krankenversicherung

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG
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Antrag
NÜRNBERGER Absicherung der Arbeitskraft

100104310146104310146104310146

Web-IDAntragsnummerMitarbeiternummerBetreuungsstelleInkassostelleAbschlussstelle

der NÜRNBERGER Lebensversicherung AG, Ostendstr. 100, 90334 Nürnberg

NÜRNBERGER Selbstständige Berufsunfähigkeitsversicherung

Bei Eintritt einer Berufsunfähigkeit (BU) oder einer BU infolge Pflegebedürftigkeit während der Versicherungsdauer wird die versicherte BU-

Rente gezahlt und eine Befreiung von der Beitragszahlungspflicht vorgenommen. Die Leistung erfolgt, solange die BU besteht, längstens

bis zum Ende der vereinbarten Versicherungsdauer bzw. bis zum Tod der versicherten Person.

Während einer Rentenzahlung besteht eine Befreiung von der Beitragszahlungspflicht. Eine Rentenzahlung endet spätestens mit dem Tod

der versicherten Person.

Bei Eintritt einer vorübergehenden Arbeitsunfähigkeit (AU) während der Versicherungsdauer wird eine AU-Rente in Höhe der versicherten

BU-Rente gezahlt. Die Leistung erfolgt maximal 24 Monate und solange die AU und keine BU besteht, längstens bis zum Ende der

Versicherungsdauer.

Details zu den versicherten Leistungen regeln die Bedingungen für die NÜRNBERGER Selbstständige Berufsunfähigkeitsversicherung.

Weitere Leistungen: Wiedereingliederungshilfe, Rehabilitationshilfe, Leistung bei speziellen Beeinträchtigungen und Umorganisationshilfe

für Selbstständige

NÜRNBERGER Krankentagegeld-Versicherung
bei der NÜRNBERGER Krankenversicherung AG, Ostendstraße 100, 90334 Nürnberg

Krankentagegeld für gesetzlich versicherte Arbeitnehmer und Selbstständige

Ein Krankentagegeld für gesetzlich versicherte Arbeitnehmer und Selbstständige kann jedoch nur im Zusammenhang mit der hier
beantragten Komfort-Berufsunfähigkeitsrenten-Versicherung bestehen.

Die hier beantragten und bei der NÜRNBERGER Lebensversicherung AG und der NÜRNBERGER Krankenversicherung AG
abgeschlossenen Verträge sind rechtlich selbstständig und werden voneinander unabhängig geführt.
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Persönliche Daten

*Freiwillige AngabenVersicherungsnehmer (VN) / Antragsteller sowie Versicherte Person (VP)

Vorname

TitelName

 Männlich    Weiblich

(Hauptwohnsitz)(Hauptwohnsitz)

Haus-Nr.Straße

(Hauptwohnsitz)(Hauptwohnsitz)

PostleitzahlDeutschlandLand

(Hauptwohnsitz)

Ort

30 JahreEintrittsalter01.01.1994Geburtsdatum

GeburtslandGeburtsort

Staatsangehörigkeit

 Ledig Verheiratet Verwitwet Geschieden Eingetragene LebenspartnerschaftFamilienstand

E-Mail-Adresse*

Telefon 2*Telefon 1*

Assistenzarzt/-ärztinAusgeübte Tätigkeit

2Berufsgruppe

VertragsnummerNÜRNBERGER

NÜRNBERGER Ja NeinBereits Kunde der
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Versicherungstechnische Daten

- Eine monatliche Rente

- Beitragsbefreiung

Bei Berufsunfähigkeit bzw. bei Berufsunfähigkeit infolge Pflegebedürftigkeit:

- Eine monatliche Arbeitsunfähigkeitsrente

- Beitragsbefreiung

Bei Arbeitsunfähigkeit (ohne Berufsunfähigkeit/Pflegebedürftigkeit):

KomfortProduktlinie01.08.2024Vertragsbeginn

keineKarenzzeitbis 01.08.2061 /
bis Endalter

der versicherten Person 67

Vertragsdauer

Abzug vom BeitragÜberschussverwendung

0,0 %Garantierte jährliche

Rentensteigerung

SBU3121DC + ABZ2022 + BTarifbezeichnung

 Leistung  BeitragVorrang hat30.000,00 EURJährliche Rente

NeinNikotinkonsum

bis 01.08.2061 /
bis Endalter

der versicherten Person 67
Beitragszahlungsdauer

Nachhaltiges PapierVersandartBaum in Deutschland pflanzenEngagement für

Nachhaltigkeit

NeinGarantierte Rentensteigerung im Leistungsfall

NeinLebenslange monatliche Pflegerente bei Pflegebedürftigkeit

JaBeitragsbefreiung und monatliche Rente bei Arbeitsunfähigkeit
(nicht bei Berufs-/Pflegebedürftigkeit)

JaBeitragsbefreiung und monatliche Rente bei Berufsunfähigkeit
(infolge von Pflegebedürftigkeit)

Bausteine

JaSpezialisten-Service

1) Zahlbeitrag gemäß derzeitiger Überschussbeteiligung. Der Zahlbeitrag kann nicht über die gesamte Laufzeit garantiert werden und
verringert oder erhöht sich, wenn sich die Überschusssätze ändern. Beachten Sie dazu bitte auch die Erläuterungen auf den Hinweis-
seiten.

1)93,04 EURZahlbeitrag monatlich145,26 EURTarifbeitrag monatlich

Anfänglicher (Gesamt-)Beitrag für Ihre Vorsorge

Absicherung der Arbeitskraft

keineKarenzzeitB (BUZ2021P)Tarifbezeichnung

bis 01.08.2061 /
bis Endalter 67Beitragszahlungsdauer

bis 01.08.2061 /
bis Endalter 67Vertragsdauer

Abzug vom BeitragÜberschussverwendung
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

NÜRNBERGER Plus
Vereinbart sind planmäßige Erhöhungen von Beitrag und Versicherungsleistungen. Siehe Erläuterungen auf den Hinweisseiten!

Der Beitrag erhöht sich jährlich um 5 %.

 Anderer Erhöhungsmaßstab: %

nach gesetzlicher Erbfolge

Ehegatte der (haupt)versicherten Person, mit dem sie bei ihrem

Ableben verheiratet warversicherte Person

nach deren Todsolange die (haupt)versicherte Person lebt

Bezugsberechtigung für alle Versicherungsleistungen

Ausschlüsse

Sonstige Vermerke

 

 Im Rahmen der Antragsstellung wird ein bestehender Vertrag bei der NÜRNBERGER aufgehoben oder gekündigt.

 Großer Versicherungsschein

 Versand über Agentur

 Abbuchung zum 20. eines Monats

 Abbuchung zum 10. eines Monats

 Nein Ja

Hinweise
Mit Strixner IV® erteilt die NÜRNBERGER über die nach §§ 1,2 VVG-InfoV gebotenen hinaus zusätzliche Informationen über rechtliche Hintergründe,

Vertragsinhalte und ihre Umsetzungspraxis. Die NÜRNBERGER hat dafür einzustehen, dass diese redlich, eindeutig und nicht irreführend sind. Deshalb ist

Strixner IV® rechtsverbindlich. Strixner IV® finden Sie dauerhaft unter www.nuernberger.de/strixneriv.

Krankentagegeld mit einer Karenzzeit von 6 Wochen für die Dauer der Arbeitsunfähigkeit nach Ablauf der Karenzzeit.

Antrag Krankentagegeld für gesetzlich versicherte Arbeitnehmer und Selbstständige

Technische Daten

Versicherte Person

15 EURTagessatzTG6Tarifbezeichnung

4,59 EURmonatlichBeitrag Tarif TG601.08.2024Vertragsbeginn

Bitte beachten Sie die "Hinweise und Erläuterungen zum Versicherungsvertrag
(Krankenversicherung)"!

Vertragsdauer
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Beiträge

Beitragszahlung

Zahlbeitrag 93,04 EURZahlweise: monatlichBerufsunfähigkeits-Versicherung

4,59 EURZahlweise: monatlichKrankentagegeld-Versicherung

Zahlbeitrag gemäß derzeitiger Überschussbeteiligung. Der Zahlbeitrag kann nicht über die gesamte Laufzeit garantiert werden und
verringert oder erhöht sich, wenn sich die Überschusssätze ändern. Beachten Sie dazu bitte auch die Erläuterungen auf den
Hinweisseiten.

Zahlweg

 Dauerauftrag Lastschrift
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

SEPA-Lastschriftmandat

Ostendstraße 100, 90334 Nürnberg

DE14ZZZ00000057335 NÜRNBERGER Krankenversicherung AG

DE26ZZZ00000022102 NÜRNBERGER Allgemeine Versicherungs-AG

DE39ZZZ00000044954 NÜRNBERGER Beamten Lebensversicherung AG

DE96ZZZ00000022103 NÜRNBERGER Lebensversicherung AG

Gläubiger-Identifikations-Nr.Konzerngesellschaft

Mit diesem Formular ermächtige ich die vertragsführende Konzerngesellschaft zum Lastschrifteinzug. Diese wird mich rechtzeitig vor dem

ersten Einzug einer SEPA-Lastschrift informieren und mir meine Mandatsreferenznummer(n) mitteilen.

Daten des Kontoinhabers (nur auszufüllen, wenn nicht Versicherungsnehmer)

 Kontoinhaber = Versicherungsnehmer

Kontoinhaber

Titel(Familien-)Name

 Firma Weiblich MännlichVorname

(Hauptwohnsitz)(Hauptwohnsitz)

PostleitzahlLand

(Hauptwohnsitz)(Hauptwohnsitz)

Haus-Nr.Straße

(Hauptwohnsitz)

Ort

Hinweis: Ich kann innerhalb von 8 Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrags verlangen. Es

gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen.

Ich ermächtige die oben genannte Konzerngesellschaft, Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich

mein Kreditinstitut an, die von der Konzerngesellschaft auf mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen. Ich bin damit einverstanden,

dass mir der SEPA-Lastschrifteinzug spätestens 5 Kalendertage vorab angekündigt wird.

 Wiederkehrende Lastschrift  Einmallastschrift

Art der Zahlung

IBAN

BIC (sofern zur Hand)

Geldinstitut

Wichtig: Das SEPA-Lastschriftmandat ist nur mit Datum und Unterschrift gültig!

Unterschrift des KontoinhabersDatum
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Bitte beachten Sie hierzu die gesonderte Belehrung nach § 19 Abs. 5 VVG (Anzeigepflicht) auf den Folgeseiten.

Die Risikoprüfung der NÜRNBERGER bewertet Ihre Angaben. Bitte beantworten Sie alle zum Ausfüllen und/oder

Ankreuzen vorgesehenen Textfelder im Antrag vollständig und richtig. Geben Sie auch solche Umstände genau an,

denen Sie nur geringe Bedeutung beimessen, wie z. B. Ihren Namen oder Ihr Geburtsdatum. Nur so stellen Sie sicher,

dass Ihr Versicherungsschutz auch tatsächlich wirksam ist. Verletzen Sie diese vorvertragliche Anzeigepflicht, kann die

NÜRNBERGER unter Umständen je nach Verschuldensgrad vom Vertrag zurücktreten, ihn anfechten, kündigen oder

ändern und ggf. Leistungen (auch für bereits eingetretene Versicherungsfälle) verweigern.

(RFT1 2)

Erklärungen der versicherten Person

Bitte beantworten Sie die folgenden Fragen mit Ja oder Nein.

Assistenzarzt/-ärztinWelche Tätigkeit üben Sie aus?

Ausgeübte Tätigkeit

Sind Sie im Beruf oder in der Freizeit Gefahren ausgesetzt (z. B. Umgang mit explosiblen oder radioaktiven Stoffen,

Motorsportaktivitäten, Fallschirmspringen, Flugsport einschließlich Gleitschirmfliegen oder Hängegleiten, Kampfsport,

Tauchsport, Reitsport oder Bergsport ausgenommen Wandern)? Falls ja, welchen?

NeinJaBerufs- oder Freizeitrisiko

Sind in den nächsten 12 Monaten Auslandsaufenthalte von mehr als 3 Monaten Dauer oder in Krisengebieten (Erläuterung

siehe Folgeseiten) vorgesehen? Falls ja, wo, Zeitraum und Grund?

NeinJaAuslandsaufenthalt

Falls ja, weshalb?

Wurden in den letzten 5 Jahren Lebensversicherungen, Dread-Disease-Versicherungen (Leistung bei schwerer Erkrankung)

bzw. Berufs-/Erwerbs-/Schulunfähigkeits-, Grundfähigkeits-,Erwerbsausfall- oder Pflegerenten-Versicherungen

zurückgestellt, abgelehnt oder erschwert angenommen?

Ja NeinGesamtversicherungsschutz

Wann? Bei welchem Unternehmen?

Bestehen bereits Versicherungen auf Ihr Leben (einschließlich Berufs-/Erwerbs-/Schulunfähigkeits-, Grundfähigkeits-,

Erwerbsausfall-, Dread-Disease- oder Pflegerenten-Versicherungen) oder wurden in den letzten 5 Jahren bzw. werden

zeitgleich solche beantragt?
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Art der Versicherung #1:

Welches Unternehmen #1:

EUR KapitalleistungEUR monatliche RenteHöhe der Versicherungssumme #1:

Wann hat diese begonnen #1:

aktuell mit beantragtbereits bestehendWie ist der aktuelle Vertragsstatus #1:

bleibt weiterhin bestehenKündigungWas geschieht mit diesem Vertrag #1:

Art der Versicherung #2:

Welches Unternehmen #2:

EUR KapitalleistungEUR monatliche RenteHöhe der Versicherungssumme #2:

Wann hat diese begonnen #2:

aktuell mit beantragtbereits bestehendWie ist der aktuelle Vertragsstatus #2:

bleibt weiterhin bestehenKündigungWas geschieht mit diesem Vertrag #2:

Gesetzlich Privat

Wo sind Sie aktuell krankenversichert?

Zusatzfrage Krankenversicherung

EUR6.000,00(bei Selbstständigen Gewinn bzw. Jahresüberschuss)?

Wie hoch ist Ihr Bruttoarbeitseinkommen der letzten 12 Monate

Einkommen

 Student Freiwillig Wehrdienstleistende/BFD

 Soldat Freier Mitarbeiter

 Selbstständiger (Versorgungswerk) Freiberufler

 Selbstständiger (GRV-pflichtig) Bundespolizist

 Selbstständiger Beamter

 Schüler Beamtenanwärter

 Praktikant Auszubildender

 Polizist Arbeitsloser

 Nicht erwerbstätig Arbeiter

 Lehramtsstudent Angestellter, öffentlicher Dienst

 Hausfrau Angestellter

Welchen Berufsstand haben Sie?

Tätigkeitsmerkmale:
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

 sonstige/keine Meisterprüfung

 Abgeschlossene (oder in) Berufsausbildung Bachelor

 Weiterbildung zum Techniker/Fach-/Betriebswirt Master/Diplom/Magister/Staatsexamen/Promotion

Was ist Ihre höchste Qualifikation?

 80-100 % 40-59 %

 60-79 % 0-39 %

Wie hoch ist der Anteil Ihrer Bürotätigkeit?

 >30 Mitarbeiter 1-9 Mitarbeiter

 10-30 Mitarbeiter keine

Wie hoch ist Ihre Leitungsfunktion?

Angaben zum Gesundheitszustand
Bitte beantworten Sie die folgenden Fragen mit Ja oder Nein.
In Klammern sind einige Beispiele genannt, um Ihnen die Beantwortung der Fragen zu erleichtern. Es handelt sich jeweils nicht um eine

vollständige Auflistung. Bitte geben Sie auch Sachverhalte an, denen Sie nur geringe Bedeutung beimessen. Evtl. durchgeführte

Gentests müssen im Folgenden nicht angegeben werden.

kgGewichtcmKörpergröße

Körpermaße

1. Bestehen oder bestanden in den letzten 5 Jahren Krankheiten, Beschwerden oder Funktionsstörungen

NeinJaGesundheit

a) des Herzens, Kreislaufs, der Gefäße (z. B. ärztlich festgestellter erhöhter Blutdruck, Herzinfarkt, Herzfehler,

Rhythmusstörung, Schlaganfall, Krampfadern, Durchblutungsstörungen, Thrombose)?

b) der Lunge, Bronchien, Luftröhre, Nase (z. B. Asthma, chronische Bronchitis, Schlafapnoe)?

c) der Speiseröhre, des Magens, Darms, der Leber, Bauchspeicheldrüse, Galle, Milz (z. B. Magengeschwür, Morbus

Crohn, Colitis ulcerosa, Hepatitis, erhöhte Leberwerte)?

d) der Nieren, Harnwege, Geschlechtsorgane, Brust (z. B. Nierenfunktionsstörung, Nierensteine, Zystennieren, Blut-

oder Eiweißausscheidung)?

e) des Stoffwechsels, Blutes, der Lymphknoten, Schilddrüse (z.B. Zuckerkrankheit, erhöhte Blutwerte, Gicht, Anämie,

Gerinnungsstörung, Leukämie)?

f) des Gehirns, Nervensystems (z.B. Multiple Sklerose, Epilepsie, Migräne, Lähmung, chronische Schmerzen, Parkinson)?

g) der Knochen, Gelenke, Muskeln, Sehnen oder Bänder sowie Wirbelsäule, Bandscheiben (z. B. Amputation,

Bewegungseinschränkung, Gelenkfehlstellung, Meniskusriss, Bandscheibenvorwölbung, Rheuma, Fibromyalgie)?

h) der Augen (z. B. Linsentrübung, Augenfehlstellung, erhöhter Augendruck, Netzhauterkrankung, Keratokonus,

Sehnerventzündung) bzw.

  i) Fehlsichtigkeit über 6 Dioptrien: links rechts

j) der Ohren (z. B. Hörminderung, Hörsturz, Tinnitus, Gleichgewichtstörungen)?

k) der Haut oder Allergien (z. B. Abszess, Ekzem, Neurodermitis, Schuppenflechte, Hausstaub-, Pollen-, Tierhaar-,

Nahrungsmittel- oder berufsbedingte Allergie)?
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

NeinJa

l) gutartige Tumorerkrankungen (z. B. Zyste, Adenom)?

m) Infektionskrankheiten, Geschlechtserkrankungen, Autoimmunerkrankungen (z. B. Malaria, Lupus erythematodes,

Sklerodermie, Tuberkulose, Borreliose)?

n) der Psyche (z. B. Depression, Angststörung, Aufmerksamkeitsdefizitsyndrom, chronisches Müdigkeitssyndrom,

psychosomatische Störung), Suchterkrankung (z. B. Einnahme von Drogen oder Betäubungsmitteln, Folgen von

Alkoholgenuss)?

2. Bestehen oder bestanden bösartige Tumorerkrankungen (z. B. Krebs), erfolgte ein Selbsttötungsversuch oder wurde

bei Ihnen eine HIV-Infektion festgestellt (positiver Aidstest)?

3. Sind Sie in den letzten 5 Jahren durch Ärzte oder andere Behandler (z. B. Heilpraktiker, Psychotherapeuten) untersucht,

beraten oder behandelt worden?

 Männlich  WeiblichVorname

TitelName

Von welchen (Anschrift und Fachrichtung)?

Haus-Nr.Straße

PostleitzahlLand

Ort

Fachrichtung:

Wann und Weshalb?

Wurden in den letzten 12 Monaten verschreibungspflichtige Arzneimittel (z. B. Blutdruckmittel, Asthmaspray,

entzündungshemmende Medikamente, Schilddrüsentabletten) verordnet bzw. eingenommen?

Welche? Wann? Weshalb?

4. Erfolgten in den letzten 5 Jahren Operationen, Krankenhaus- bzw. Kuraufenthalte oder haben Sie einen Unfall,

Verletzungen oder Vergiftungen erlitten?

Falls ja, machen Sie bitte nähere Angaben hierzu und reichen Sie uns den entsprechenden Bescheid mit Angabe der

Diagnose/n ein.

5. Besteht oder bestand in den letzten 5 Jahren eine Minderung der Erwerbsfähigkeit (M. d. E.), Wehrdienstbeschädigung

(WDB), ein Pflegegrad, ein Grad der Behinderung (G. d. B.) oder wurde ein entsprechender Antrag gestellt?

Haben Sie in den letzten 12 Monaten (elektrische) Zigaretten, (elektrische) Zigarren, (elektrische) Zigarillos, (elektrische)

Pfeifen genossen bzw. Nikotin in anderer Form (z. B. Kautabak, Schnupftabak), gleichgültig in welcher Menge, aktiv zu sich

genommen?

NeinJaNikotinkonsum
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Bitte machen Sie nähere Angaben, falls eine oder mehrere Fragen mit ja beantwortet wurden (z. B. Art, Verlauf, Folgen,
Zeitraum, Behandelnde Ärzte, Heilpraktiker, Therapeuten, Krankenhäuser, andere Einrichtungen der medizinischen
Versorgung).

NeinJaBeiblätter

AnzahlHaben Sie zu diesem Zweck Beiblätter beigefügt?

Name, Anschrift und Fachrichtung des Arztes, der am besten über Ihre Gesundheitsverhältnisse unterrichtet ist:

Angaben zum Arzt

 Männlich  WeiblichVorname

TitelName

Haus-Nr.Straße

PostleitzahlLand

Ort

Fachrichtung:

Name und Anschrift der

Ärzte, Krankenhäuser,

Heilstätten,

Gesundheitsämter u. Ä.

Beginn/Ende von Krankheit,

Behandlung,

Krankenhausaufenthalt,

Arbeitsunfähigkeit usw.

Art der Behandlung (z. B.

Operation, Bestrahlung),

bestehen Folgen?

Krankheiten, Beschwerden,

Ursache der

Erwerbsminderung usw.

Frage

Nr.

Zusätzliche Angaben

Zu Ihrer Absicherung können Sie sich die Vollständigkeit der

Angaben zum Gesundheitszustand durch Unterschrift des

behandelnden Arztes bestätigen lassen. Diese Bestätigung erfolgt

auf freiwilliger Basis und ist keine Voraussetzung für die Bearbeitung

Ihres Antrags/Ihrer Anträge.

Vorbehaltlich der Ausübung der für diesen Vertrag bestehenden "Wechselmöglichkeit nach Rechnungszinsänderung 01.2025" mache ich
die hier gemachten Risiko- und Gesundheitsangaben zum Bestandteil des Folgevertrages.
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Die Erklärungen gelten für die von Ihnen gesetzlich vertretenen Personen wie Ihre Kinder, soweit diese die Tragweite dieser Einwilligung

nicht erkennen und daher keine eigenen Erklärungen abgeben können.

- wenn der Vertrag nicht zustande kommt (unter 4.).

- bei der Weitergabe an Stellen außerhalb der NÜRNBERGER (unter 3.) und

- im Zusammenhang mit der Abfrage bei Dritten (unter 2. und 5.),

- durch die NÜRNBERGER selbst (unter 1.),

Die Erklärungen betreffen den Umgang mit Ihren Gesundheitsdaten und sonstiger nach § 203 StGB geschützter Daten

Es steht Ihnen frei, die datenschutzrechtliche(n) Einwilligung(en) und Schweigepflichtentbindung(en) nicht abzugeben oder jederzeit später

mit Wirkung für die Zukunft unter der angegebenen Adresse zu widerrufen. Wir weisen jedoch darauf hin, dass ohne die

datenschutzrechtliche(n) Einwilligung(en) und Schweigepflichtentbindung(en) der Abschluss oder die Durchführung des

Versicherungsvertrags in der Regel nicht möglich sein wird.

Die Regelungen des Versicherungsvertragsgesetzes, des Bundesdatenschutzgesetzes sowie anderer Datenschutzvorschriften enthalten

keine ausreichenden Rechtsgrundlagen für die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Gesundheitsdaten durch Versicherungen. Um Ihre

Gesundheitsdaten für diesen Antrag und den Vertrag erheben und verwenden zu dürfen, benötigt die jeweils vertragsführende Gesellschaft,

die NÜRNBERGER Lebensversicherung AG bzw. NÜRNBERGER Krankenversicherung AG - nachfolgend NÜRNBERGER genannt -, daher

Ihre datenschutzrechtliche(n) Einwilligung(en). Darüber hinaus benötigt die NÜRNBERGER Ihre Schweigepflichtentbindungen, um Ihre

Gesundheitsdaten bei schweigepflichtigen Stellen, wie z. B. Ärzten, erheben zu dürfen. Als Unternehmen der Lebens- bzw.

Krankenversicherung benötigt die NÜRNBERGER Ihre Schweigepflichtentbindung ferner, um Ihre Gesundheitsdaten oder weitere nach §

203 Strafgesetzbuch geschützte Daten, wie z. B. die Tatsache, dass ein Vertrag mit Ihnen besteht, an andere Stellen, z. B. Ihren betreuenden

Vermittler, unsere IT-Dienstleister und Rückversicherer, weiterleiten zu dürfen.

Einwilligung in die Erhebung und Verwendung von Gesundheitsdaten und Schweigepflichtentbindungserklärung

Ich willige ein, dass die NÜRNBERGER die von mir in diesem Antrag und künftig mitgeteilten Gesundheitsdaten erhebt, speichert und
nutzt, soweit dies zur Antragsprüfung sowie zur Begründung, Durchführung oder Beendigung dieses Versicherungsvertrages erforderlich
ist.

1. Erhebung, Speicherung und Nutzung der von Ihnen mitgeteilten Gesundheitsdaten durch die NÜRNBERGER

Sie können diese Erklärungen bereits hier (I) oder später im Einzelfall (II) erteilen. Sie können Ihre Entscheidung jederzeit ändern. Bitte

entscheiden Sie sich für eine der beiden nachfolgenden Möglichkeiten:

Diese Überprüfung erfolgt nur, soweit es erforderlich ist. Die NÜRNBERGER benötigt hierfür Ihre Einwilligung einschließlich einer

Schweigepflichtentbindung für sich sowie für diese Stellen, falls im Rahmen dieser Abfragen Gesundheitsdaten oder weitere nach § 203

Strafgesetzbuch geschützte Informationen weitergegeben werden müssen.

Für die Beurteilung der zu versichernden Risiken kann es notwendig sein, Informationen von Stellen abzufragen, die über Ihre

Gesundheitsdaten verfügen. Außerdem kann es zur Prüfung der Leistungspflicht erforderlich sein, dass die NÜRNBERGER die Angaben über

Ihre gesundheitlichen Verhältnisse prüfen muss, die Sie zur Begründung von Ansprüchen gemacht haben oder die sich aus eingereichten

Unterlagen (z. B. Rechnungen, Verordnungen, Gutachten) oder Mitteilungen z. B. eines Arztes oder sonstigen Angehörigen eines Heilberufs

ergeben.

2.1. Abfrage von Gesundheitsdaten bei Dritten zur Risikobeurteilung und zur Prüfung der Leistungspflicht
2. Abfrage von Gesundheitsdaten bei Dritten

Ich werde vor jeder Datenerhebung nach den vorstehenden Absätzen unterrichtet, von wem und zu welchem Zweck die Daten
erhoben werden sollen, und ich werde darauf hingewiesen, dass ich widersprechen und die erforderlichen Unterlagen selbst
beibringen kann.

Ich bin darüber hinaus damit einverstanden, dass in diesem Zusammenhang - soweit erforderlich - meine Gesundheitsdaten durch
die NÜRNBERGER an diese Stellen weitergegeben werden und befreie auch insoweit die für die NÜRNBERGER tätigen Personen
von ihrer Schweigepflicht.

Ich befreie die genannten Personen und Mitarbeiter der genannten Einrichtungen von ihrer Schweigepflicht, soweit meine
zulässigerweise gespeicherten Gesundheitsdaten aus Untersuchungen, Beratungen, Behandlungen sowie Versicherungsanträgen
und -verträgen aus einem Zeitraum von bis zu 10 Jahren vor Antragstellung an die NÜRNBERGER übermittelt werden.

Ich willige ein, dass die NÜRNBERGER - soweit es für die Risikobeurteilung oder für die Leistungsfallprüfung erforderlich ist -
meine Gesundheitsdaten bei Ärzten, Pflegepersonen sowie bei Bediensteten von Krankenhäusern, sonstigen Krankenanstalten,
Pflegeheimen, Personenversicherern, gesetzlichen Krankenkassen, Berufsgenossenschaften und Behörden erhebt und für diese
Zwecke verwendet.

Möglichkeit I:
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Soweit sich die vorstehenden Erklärungen auf meine Angaben bei Antragstellung beziehen, gelten sie für einen Zeitraum von 5
Jahren bzw. bei der Krankenversicherung von 3 Jahren nach Vertragsschluss. Ergeben sich nach Vertragsschluss für die
NÜRNBERGER konkrete Anhaltspunkte dafür, dass bei der Antragstellung vorsätzlich unrichtige oder unvollständige Angaben
gemacht wurden und damit die Risikobeurteilung beeinflusst wurde, gelten die Erklärungen bis zu 10 Jahre nach Vertragsschluss.

Mir ist bekannt, dass dies zu einer Verzögerung der Antragbearbeitung oder der Prüfung der Leistungspflicht führen kann.

- oder die erforderlichen Unterlagen selbst beibringe.

- in die Erhebung und Verwendung meiner Gesundheitsdaten durch die NÜRNBERGER einwillige, die genannten Personen oder
Einrichtungen sowie deren Mitarbeiter von ihrer Schweigepflicht entbinde und in die Übermittlung meiner Gesundheitsdaten an
die NÜRNBERGER einwillige

Ich wünsche, dass mich die NÜRNBERGER in jedem Einzelfall informiert, von welchen Personen oder Einrichtungen zu welchem
Zweck eine Auskunft benötigt wird. Ich werde dann jeweils entscheiden, ob ich

Möglichkeit II:

Zur Prüfung der Leistungspflicht kann es auch nach Ihrem Tod erforderlich sein, gesundheitliche Angaben zu prüfen. Eine Prüfung kann auch

erforderlich sein, wenn sich bis zu 10 Jahre nach Vertragsschluss für die NÜRNBERGER konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass bei der

Antragstellung unrichtige oder unvollständige Angaben gemacht wurden und damit die Risikobeurteilung beeinflusst wurde. Auch dafür

bedürfen wir einer Einwilligung und Schweigepflichtentbindung.

2.2. Erklärungen für den Fall Ihres Todes

Für den Fall meines Todes willige ich in die Erhebung meiner Gesundheitsdaten bei Dritten zur Leistungsprüfung bzw. einer
erforderlichen erneuten Antragsprüfung ein, wie im ersten Ankreuzfeld beschrieben (siehe oben 2.1. - Möglichkeit I).
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Für die einheitliche Risikobeurteilung, die Vertragsverwaltung oder Leistungsfallprüfung ist es bei Abschluss von mehreren Verträgen, deren

Absicherung sich ergänzt bzw. aufeinander aufbaut, notwendig, Gesundheitsdaten und weitere nach § 203 Strafgesetzbuch geschützte

Informationen innerhalb der NÜRNBERGER zwischen den betroffenen Unternehmen (NÜRNBERGER Krankenversicherung AG,

NÜRNBERGER Lebensversicherung AG bzw. der NÜRNBERGER Beamten Lebensversicherung AG) auszutauschen. Besonderer vertraglicher

Zweck ist dann auch die gesellschaftsübergreifende, nahtlos anschließende Absicherung.

Werden solche Versicherungsverträge beantragt, findet im Rahmen der Risikobeurteilung zunächst eine Prüfung des gemeinsamen Antrags

durch das Lebensversicherungsunternehmen statt. Bei Annahmefähigkeit des Antrags durch das Lebensversicherungsunternehmen wird der

Antrag, verbunden mit Informationen über die Annahmefähigkeit an das Krankenversicherungsunternehmen weitergeleitet. Dies gilt ebenso

für nachträgliche Meldungen von Gesundheitsdaten zum Versicherungsantrag, auch wenn diese beim Krankenversicherungsunternehmen

eingehen. Sie werden dann an das Lebensversicherungsunternehmen weitergeleitet.

Wird ein geeigneter Tagegeldtarif erst zu einem späteren Zeitpunkt abgeschlossen, wird das Lebensversicherungsunternehmen, bei dem

bereits ein geeigneter Tarif besteht, über das Zustandekommen des Tagegeldtarifs informiert. Das Bestehen eines solchen

Krankentagegeldtarifs wird dort vermerkt.

Dauert die Arbeitsunfähigkeit voraussichtlich länger als sechs Monate an, werden die bereits in der Krankenversicherung vorhandenen

Gesundheitsdaten an das betreffende Unternehmen der Lebensversicherung übermittelt, um die schnelle Bearbeitung eines Antrags auf

Leistungen aus der Berufsunfähigkeit zu ermöglichen. Sie werden hierzu gesondert informiert.

Im Leistungsfall übermittelt das Lebensversicherungsunternehmen Gesundheitsdaten und Informationen über Eintritt, Verlauf und Ende der

Berufsunfähigkeit zur einheitlichen Begutachtung.

Das Krankenversicherungsunternehmen tauscht im Leistungsfall mit dem Unternehmen der Lebensversicherung Daten zu Leistungszeitraum

und Leistungshöhe der geleisteten Krankentagegeldzahlung aus.

Im Falle einer Vertragsänderung bzw. Vertragsbeendigung tauschen die vertragsführenden Unternehmen Informationen zu Zeitpunkt und

Grund der Änderung bzw. Beendigung der betroffenen Verträge aus.

Wird eine Überprüfung der Einhaltung der vorvertraglichen Anzeigepflichten notwendig, so sind die Ergebnisse für den Fall des

gemeinsamen Abschlusses beider Verträge im Rahmen der rechtlichen Zulässigkeit für beide Verträge relevant. In diesem Fall werden die

diesbezüglichen Daten und Ergebnisse zwischen den Unternehmen ausgetauscht.

Die NÜRNBERGER benötigt hierfür Ihre Einwilligung einschließlich einer Schweigepflichtentbindung. Diese Einwilligungs- und

Schweigepflichtentbindungserklärungen sind für die Antragsprüfung sowie die Begründung, Durchführung oder Beendigung der

Versicherungsverträge unentbehrlich. Sollten Sie diese nicht abgeben, wird der Abschluss des Vertrages in der Regel nicht möglich sein.

2.3. Austausch von Gesundheitsdaten zwischen den vertragsführenden Gesellschaften der NÜRNBERGER bei Abschluss
von TG6 bei der NÜRNBERGER Krankenversicherung AG

Ich willige ein, dass die NÜRNBERGER - soweit es für die oben beschriebene, einheitliche Risikobeurteilung, die Vertragsverwaltung
oder Leistungsfallprüfung erforderlich ist - meine erforderlichen Gesundheitsdaten und weitere nach § 203 StGB geschützten Daten
zwischen den betroffenen Gesellschaften zweckgebunden austauscht und befreie die für die NÜRNBERGER tätigen Personen insoweit
auch von ihrer Schweigepflicht.

Ich willige ein, dass die NÜRNBERGER meine Gesundheitsdaten an medizinische Gutachter übermittelt, soweit dies im Rahmen der
Risikoprüfung oder der Prüfung der Leistungspflicht erforderlich ist und meine Gesundheitsdaten dort zweckentsprechend verwendet
und die Ergebnisse an die NÜRNBERGER zurück übermittelt werden. Im Hinblick auf meine Gesundheitsdaten und weitere nach § 203
StGB geschützte Daten entbinde ich die für die NÜRNBERGER tätigen Personen und die Gutachter von ihrer Schweigepflicht.

Für die Beurteilung der zu versichernden Risiken und zur Prüfung der Leistungspflicht kann es notwendig sein, medizinische Gutachter

einzuschalten. Die NÜRNBERGER benötigt Ihre Einwilligung und Schweigepflichtentbindung, wenn in diesem Zusammenhang Ihre

Gesundheitsdaten und weitere nach § 203 StGB geschützte Daten übermittelt werden. Sie werden über die jeweilige Datenübermittlung

unterrichtet.

3.1. Datenweitergabe zur medizinischen Begutachtung

Die NÜRNBERGER verpflichtet die nachfolgenden Stellen vertraglich auf die Einhaltung der Vorschriften über den Datenschutz und die

Datensicherheit.

3. Weitergabe Ihrer Gesundheitsdaten und weiterer nach § 203 StGB geschützter Daten an Stellen außerhalb der
NÜRNBERGER
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Ich willige ein, dass die NÜRNBERGER meine Gesundheitsdaten an die in der oben erwähnten Liste genannten Stellen übermittelt und
dass die Gesundheitsdaten dort für die angeführten Zwecke im gleichen Umfang erhoben, verarbeitet und genutzt werden, wie die
NÜRNBERGER dies tun dürfte. Soweit erforderlich, entbinde ich die Mitarbeiter der Unternehmen der NÜRNBERGER
Versicherungsgruppe und sonstiger Stellen im Hinblick auf die Weitergabe von Gesundheitsdaten und anderer nach § 203 StGB
geschützter Daten von ihrer Schweigepflicht.

Die NÜRNBERGER führt eine fortlaufend aktualisierte Liste über die Stellen und Kategorien von Stellen, die vereinbarungsgemäß

Gesundheitsdaten für die NÜRNBERGER erheben, verarbeiten oder nutzen unter Angabe der übertragenen Aufgaben. Die zurzeit gültige

Liste ist als Anlage der Einwilligungserklärung angefügt. Eine aktuelle Liste kann auch im Internet (unter www.nuernberger.de/datenschutz)

eingesehen oder (bei NÜRNBERGER, 90334 Nürnberg, Telefon 0911 531-5, info@nuernberger.de) angefordert werden. Für die

Weitergabe Ihrer Gesundheitsdaten an und die Verwendung durch die in der Liste genannten Stellen benötigt die NÜRNBERGER Ihre

Einwilligung.

Die NÜRNBERGER führt bestimmte Aufgaben, wie zum Beispiel die Risikoprüfung, die Leistungsfallbearbeitung oder die telefonische

Kundenbetreuung, bei denen es zu einer Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung Ihrer Gesundheitsdaten kommen kann, nicht selbst durch,

sondern überträgt die Erledigung einer anderen Gesellschaft der NÜRNBERGER Versicherungsgruppe oder einer anderen Stelle. Werden

hierbei Ihre nach § 203 StGB geschützten Daten weitergegeben, benötigt die NÜRNBERGER Ihre Schweigepflichtentbindung für sich und

soweit erforderlich für die anderen Stellen.

3.2. Übertragung von Aufgaben auf andere Stellen (Unternehmen oder Personen)

Ich willige ein, dass meine Gesundheitsdaten - soweit erforderlich - an Rückversicherungen übermittelt und dort zu den genannten
Zwecken verwendet werden. Soweit erforderlich, entbinde ich die für die NÜRNBERGER tätigen Personen im Hinblick auf die
Gesundheitsdaten und weiteren nach § 203 StGB geschützter Daten von ihrer Schweigepflicht.

Zu den oben genannten Zwecken werden möglichst anonymisierte bzw. pseudonymisierte Daten, jedoch auch personenbezogene

Gesundheitsangaben verwendet. Ihre personenbezogenen Daten werden von den Rückversicherungen nur zu den vorgenannten Zwecken

verwendet. Über die Übermittlung Ihrer Gesundheitsdaten an Rückversicherungen werden Sie durch die NÜRNBERGER unterrichtet.

Außerdem werden Daten über Ihre bestehenden Verträge und Anträge im erforderlichen Umfang an Rückversicherungen weitergegeben,

damit diese überprüfen können, ob und in welcher Höhe sie sich an dem Risiko beteiligen können. Zur Abrechnung von Prämienzahlungen

und Leistungsfällen können Daten über Ihre bestehenden Verträge an Rückversicherungen weitergegeben werden.

Darüber hinaus ist es möglich, dass die Rückversicherung die NÜRNBERGER aufgrund ihrer besonderen Sachkunde bei der Risiko- oder

Leistungsprüfung sowie bei der Bewertung von Verfahrensabläufen unterstützt. Haben Rückversicherungen die Absicherung des Risikos

übernommen, können sie kontrollieren, ob die NÜRNBERGER das Risiko bzw. einen Leistungsfall richtig eingeschätzt hat.

Um die Erfüllung Ihrer Ansprüche abzusichern, kann die NÜRNBERGER Rückversicherungen einschalten, die das Risiko ganz oder teilweise

übernehmen. In einigen Fällen bedienen sich die Rückversicherungen dafür weiterer Rückversicherungen, denen sie ebenfalls Ihre Daten

übergeben. Damit sich die Rückversicherung ein eigenes Bild über das Risiko oder den Versicherungsfall machen kann, ist es möglich, dass

die NÜRNBERGER Ihren Versicherungsantrag oder Leistungsantrag der Rückversicherung vorlegt. Das ist insbesondere dann der Fall, wenn

die Versicherungssumme besonders hoch ist oder es sich um ein schwierig einzustufendes Risiko handelt.

3.3. Datenweitergabe an Rückversicherungen

3.4. Datenweitergabe an selbstständige Vermittler

Ich willige ein, dass die NÜRNBERGER meine Gesundheitsdaten und sonstigen nach § 203 StGB geschützten Daten in den oben
genannten Fällen - soweit erforderlich - an den für mich zuständigen selbstständigen Versicherungsvermittler übermittelt und diese dort
erhoben, gespeichert und zu Beratungszwecken genutzt werden dürfen.

Bei einem Wechsel des Sie betreuenden Vermittlers auf einen anderen Vermittler kann es zur Übermittlung der Vertragsdaten mit den

Informationen über bestehende Risikozuschläge und Ausschlüsse bestimmter Risiken an den neuen Vermittler kommen. Sie werden bei

einem Wechsel des Sie betreuenden Vermittlers auf einen anderen Vermittler vor der Weitergabe von Gesundheitsdaten informiert sowie

auf Ihre Widerspruchsmöglichkeit hingewiesen.

Der Vermittler, der Ihren Vertrag vermittelt hat, erfährt, dass und mit welchem Inhalt der Vertrag abgeschlossen wurde. Dabei erfährt er

auch, ob Risikozuschläge oder Ausschlüsse bestimmter Risiken vereinbart wurden.

Soweit es zu vertragsbezogenen Beratungszwecken erforderlich ist, kann der Sie betreuende Vermittler Informationen darüber erhalten, ob

und ggf. unter welchen Voraussetzungen (z. B. Annahme mit Risikozuschlag, Ausschlüsse bestimmter Risiken) Ihr Vertrag angenommen

werden kann.

Die NÜRNBERGER gibt grundsätzlich keine Angaben zu Ihrer Gesundheit an selbstständige Vermittler weiter. Es kann aber in den folgenden

Fällen dazu kommen, dass Daten, die Rückschlüsse auf Ihre Gesundheit zulassen oder gemäß § 203 StGB geschützte Informationen über

Ihren Vertrag Versicherungsvermittlern zur Kenntnis gegeben werden.
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Ich willige ein, dass die NÜRNBERGER meine Gesundheitsdaten - wenn der Vertrag nicht zustande kommt - für einen Zeitraum von 3
Jahren ab dem Ende des Kalenderjahres der Antragstellung zu den oben genannten Zwecken speichert und nutzt.

Kommt der Vertrag mit Ihnen nicht zustande, speichert die NÜRNBERGER Ihre im Rahmen der Risikoprüfung erhobenen Gesundheitsdaten

für den Fall, dass Sie erneut Versicherungsschutz beantragen. Ihre Daten werden bei der NÜRNBERGER bis zum Ende des dritten

Kalenderjahres nach dem Jahr der Antragstellung gespeichert.

4. Speicherung und Verwendung Ihrer Gesundheitsdaten wenn der Vertrag nicht zustande kommt

Ebenso willige ich ein, dass zum gleichen Zweck von der informa HIS GmbH oder ggf. weiteren vergleichbaren Unternehmen eine in
einem Scorewert zusammengefasste Einschätzung meiner Zahlungsfähigkeit, die auf der Grundlage mathematisch-statistischer
Verfahren (beruhend auf Erfahrungswerten) erzeugt wird, eingeholt und genutzt wird. Insoweit entbinde ich die für die NÜRNBERGER
tätigen Personen von ihrer Schweigepflicht.

Ich willige ein, dass die NÜRNBERGER bei Vertragsabschluss, im Rahmen der Vertragsabwicklung sowie bei Zahlungsverzug
Informationen über mein allgemeines Zahlungsverhalten von einer Auskunftei (z. B. Bürgel, Infoscore, Creditreform) einholt und nutzt.

Für die Beurteilung der zu versichernden Risiken, der Prüfung der Leistungspflicht und der Vertragsverwaltung können auch Daten zur

Bonität oder aus Scoringverfahren erforderlich sein. Die NÜRNBERGER benötigt hierzu Ihre Einwilligungs- und

Schweigepflichtentbindungserklärung. Sie können Ihre Einwilligung jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen.

5. Abfrage bei Auskunfteien

Bevor Sie dieses Antragsformular unterschreiben, lesen Sie bitte auf den Folgeseiten die "Wichtigen Erklärungen des Antragstellers", die

"Wichtigen Hinweise zum Antrag" und die "Hinweise und Erläuterungen zum Versicherungsvertrag". Sämtliche Erklärungen sind wichtiger

Bestandteil des Vertrags. Mit Ihrer Unterschrift machen Sie diese Erklärungen zum Inhalt Ihres Antrags/Ihrer Anträge.

Unterschrift des Antragstellers

Es besteht ggf. vorläufiger Versicherungsschutz gemäß der "Allgemeinen Bedingungen für den vorläufigen Versicherungsschutz".

Bitte beachten Sie hierzu die gesonderte Belehrung nach § 19 Abs. 5 VVG (Anzeigepflicht) auf den Folgeseiten.

Die Risikoprüfung der NÜRNBERGER bewertet Ihre Angaben. Bitte beantworten Sie alle zum Ausfüllen und/oder

Ankreuzen vorgesehenen Textfelder im Antrag vollständig und richtig. Geben Sie auch solche Umstände genau an,

denen Sie nur geringe Bedeutung beimessen, wie z. B. Ihren Namen oder Ihr Geburtsdatum. Nur so stellen Sie sicher,

dass Ihr Versicherungsschutz auch tatsächlich wirksam ist. Verletzen Sie diese vorvertragliche Anzeigepflicht, kann die

NÜRNBERGER unter Umständen je nach Verschuldensgrad vom Vertrag zurücktreten, ihn anfechten, kündigen oder

ändern und ggf. Leistungen (auch für bereits eingetretene Versicherungsfälle) verweigern.

Ihre Unterschrift(en) (Vor- und Zuname) - gilt/gelten für alle hier beantragten Verträge!

DatumOrt

Unterschrift des Antragstellers

Bevor Sie den Erhalt der Verbraucherinformationen bestätigen, lesen Sie bitte die "Information zur Antragstellung" auf den Folgeseiten.
Die Verbraucherinformationen habe ich in der gewünschten Form (z. B. Papier oder dauerhafter Datenträger wie E-Mail, USB-Stick)
vollständig erhalten und bin mit der Aushändigung in dieser Form einverstanden.

Verbraucherinformationen

DatumOrt

Unterschrift des Antragstellers

# privat # SBU # NLV/NKV # 001 # J # N # 0000 # NLV_BU_C_AU_31

01.01.1994geb. amLV-Antrag von Antragsteller

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Raum für Vermerke des Vermittlers

 Nein JaFür die Gesundheitsfragen wurden zusätzlich gesonderte Beiblätter verwendet.

 Nein JaDie Gesundheitsfragen wurden vom Antragsteller/der zu versichernden Person selbst ausgefüllt.

Hinweis zu den Gesundheitsfragen

 Ich habe dem Antragsteller bzw. dessen gesetzlichen Vertreter(n) die Verbraucherinformationen in folgender Form zur Verfügung

gestellt:

Verbraucherinformationen

 E-Mail Datenträger (z. B. gebrannte CD, USB-Stick) Papier

Die Richtigkeit der obigen Angaben wird hiermit bestätigt. Ich bescheinige ferner, dass nach Prüfung der Angaben die Unterschriften
im Antrag eigenhändig geleistet wurden und versichere, dass mir keine den schriftlichen Antragserklärungen widersprechenden
Umstände bekannt sind. Insbesondere erkläre ich hiermit, dass alle Angaben des Antragstellers/der versicherten Person(en) zu
seinen/ihren gesundheitlichen Verhältnissen wertungsfrei in den Antrag aufgenommen wurden.

Bestätigung

 

DatumOrt

Unterschrift des Vermittlers

Fax

Telefon 2

Telefon 1

E-Mail

Ort

Postleitzahl

Land

Haus-Nr.

Straße

Ansprechpartner

Name

Vermittelt durch:

# privat # SBU # NLV/NKV # 001 # J # N # 0000 # NLV_BU_C_AU_31

01.01.1994geb. amLV-Antrag von Antragsteller

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Name

In Kooperation mit:

Postleitzahl

Land

Haus-Nr.

Straße

Ort

# privat # SBU # NLV/NKV # 001 # J # N # 0000 # NLV_BU_C_AU_31

01.01.1994geb. amLV-Antrag von Antragsteller

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.

104310146|M
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Gesonderte Belehrung nach § 19 Abs. 5 VVG 

Anzeigepflicht
X880_001_202203

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.

Seite 1 von 4

Mir ist bekannt, dass die nachfolgende Belehrung für 

alle hier beantragten Versicherungen und Zusatzver-

sicherungen mit Ausnahme von Kranken-(Zusatz-)Ver-

sicherungen gilt.

Für Kranken-(Zusatz-)Versicherungen gilt ausschließlich 

die Belehrung auf den Folgeseiten.

Mir ist bekannt, dass bis zur Abgabe meiner Vertrags-

erklärung alle mir bekannten gefahrerheblichen Umstände, 

nach denen in Textform gefragt ist, wahrheitsgemäß und 

vollständig anzugeben sind. Sollte ich nach meiner Ver-

tragserklärung, aber vor Vertragsannahme, in Textform 

nach gefahrerheblichen Umständen gefragt werden, bin ich 

insoweit zur Anzeige verpflichtet. Ich weiß, dass die Gesell-

schaft bei unzutreffenden oder unvollständigen Angaben 

unter Umständen je nach Verschuldensgrad vom Vertrag 

zurücktreten, ihn anfechten, kündigen oder ändern und ggf. 

Leistungen (auch für bereits eingetretene Versicherungs-
fälle) verweigern kann.

Welche Folgen können eintreten, wenn eine 

vorvertragIiche Anzeigepflicht verletzt wird?

1.  Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes

Verletze ich die vorvertragliche Anzeigepflicht, kann die 

Gesellschaft vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, 

wenn ich nachweise, dass weder Vorsatz noch grobe Fahr-

lässigkeit vorliegt.

Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht hat die 

Gesellschaft kein Rücktrittsrecht, wenn sie den Vertrag 

auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn 

auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte.

Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 

Erklärt die Gesellschaft den Rücktritt nach Eintritt des 

Versicherungsfalls, bleibt sie dennoch zur Leistung ver-

pflichtet, wenn ich nachweise, dass der nicht oder nicht 

richtig angegebene Umstand

• weder für den Eintritt oder die Feststellung des Ver-

sicherungsfalls

• noch für die Feststellung oder den Umfang der 

Leistungspflicht ursächlich war. Die Leistungspflicht 

entfällt jedoch, wenn ich die Anzeigepflicht arglistig 

verletzt habe.

Bei einem Rücktritt steht der Gesellschaft der Teil des Bei-

trags zu, der der bis zum Wirksamwerden der Rücktritts-

erklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. Ich habe 

dann Anspruch auf die Auszahlung eines ggf. vorhandenen 

Rückkaufswerts.

2.  Kündigung

Kann die Gesellschaft nicht vom Vertrag zurücktreten, weil 

ich die vorvertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach 

fahrlässig oder schuldlos verletzt habe, kann die Gesell-

schaft den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem 

Monat kündigen. Der Versicherungsvertrag wandelt sich 

dann in eine beitragsfreie Versicherung um, sofern dies 

bedingungsgemäß oder gesetzlich vorgesehen ist und die 

dafür vereinbarte Mindestversicherungs-leistung erreicht 

wird.

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn die 

Gesellschaft den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht an-

gezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, 

geschlossen hätte.

Wurde die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, verzichtet die 

Gesellschaft bedingungsgemäß auf die Ausübung ihres 

Kündigungsrechts.

3.  Vertragsänderung

Kann die Gesellschaft nicht zurücktreten oder kündigen, 

weil sie den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht an-

gezeigten Gefahrumstände, wenn auch zu anderen 

Bedingungen, geschlossen hätte, werden die anderen 

Bedingungen auf Verlangen der Gesellschaft Vertrags-

bestandteil.

Habe ich die Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden 

die anderen Bedingungen auf Verlangen der Gesellschaft 

rückwirkend Vertragsbestandteil.

Habe ich die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die 

anderen Bedingungen auf Verlangen der Gesellschaft erst 

ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestand-

teil.

Die Vertragsänderung kann (auch für bereits eingetretene 
Versicherungsfälle) zum Ausschluss des Versicherungs-

schutzes und damit der Leistungspflicht führen.

Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um 

mehr als 10 % oder schließt die Gesellschaft die Gefahr-

absicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, kann 

ich den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der 

Mitteilung über die Vertragsänderung fristlos kündigen.

Auf dieses Recht werde ich in einer gesonderten Mit-

teilung hingewiesen.

Wurde die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, verzichtet die 

Gesellschaft bedingungsgemäß auf die Ausübung ihres 

Rechts auf Vertragsänderung.
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4.  Ausübung der Rechte der Gesellschaft

Die Gesellschaft kann ihre Rechte zum Rücktritt, zur 

Kündigung oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines 

Monats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt 

mit dem Zeitpunkt, zu dem die Gesellschaft von der 

Verletzung der Anzeigepflicht, die das von ihr geltend 

gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangt. Bei der Aus-

übung dieser Rechte sind die Umstände anzugeben, auf 

die sich die Erklärung stützt. Zur Begründung kann die Ge-

sellschaft nachträglich weitere Umstände angeben, wenn 

für diese die eben genannte Frist nicht verstrichen ist.

Die Gesellschaft kann sich auf die Rechte zum Rücktritt, 

zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, 

wenn sie den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die 

Unrichtigkeit der Anzeige kannte.

Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertrags-

änderung erlöschen mit Ablauf von 5 Jahren nach Ver-

tragsabschluss. Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die 

vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt 

10 Jahre, wenn ich die Anzeigepflicht vorsätzlich oder 

arglistig verletzt habe.

5.  Stellvertretung durch eine andere Person

Lasse ich mich bei Abschluss des Vertrags durch eine 

andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeige-

pflicht, des Rücktritts, der Kündigung, der Vertrags-

änderung und der Ausschlussfrist für die Ausübung der 

Rechte der Gesellschaft, die Kenntnis und Arglist meines 

Stellvertreters als auch meine eigene Kenntnis und Arglist 

zu berücksichtigen.

Ich kann mich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vor-

sätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur be-

rufen, wenn weder meinem Stellvertreter noch mir Vorsatz 

oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

Hinweis: Bitte prüfen Sie die Angaben und Erklärungen, 

die Sie oder der Vermittler für Sie in diesen Antrag oder in 

andere Schriftstücke geschrieben haben, auf Richtigkeit 

und Vollständigkeit.

Beachten Sie bitte ggf. auch die „Gesonderte Belehrung nach § 19 Abs. 5 VVG (Anzeigepflicht)“ zu Kranken(Zusatz-)Ver-

sicherungen auf den Folgeseiten.
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Gesonderte Belehrung nach § 19 Abs. 5 VVG 

Anzeigepflicht
X880_001_202203

Seite 3 von 4

Mir ist bekannt, dass die nachfolgende Belehrung für alle 

hier beantragten Kranken-(Zusatz-)Versicherungen gilt.

Mir ist bekannt, dass bis zur Abgabe meiner Vertrags-

erklärung alle mir bekannten gefahrerheblichen Umstände, 

nach denen in Textform gefragt ist, wahrheitsgemäß und 

vollständig anzugeben sind. Sollte ich nach meiner Ver-

tragserklärung, aber vor Vertragsannahme, in Textform 

nach gefahrerheblichen Umständen gefragt werden, bin ich 

insoweit zur Anzeige verpflichtet. Ich weiß, dass die Gesell-

schaft bei unzutreffenden oder unvollständigen Angaben 

unter Umständen je nach Verschuldensgrad vom Vertrag 

zurücktreten, ihn anfechten, kündigen oder ändern und ggf. 

Leistungen (auch für bereits eingetretene Versicherungs-
fälle) verweigern kann.

Welche Folgen können eintreten, wenn eine 

vorvertragIiche Anzeigepflicht verletzt wird?

1.  Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes

Verletze ich die vorvertragliche Anzeigepflicht, kann die 

Gesellschaft vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, 

wenn ich nachweise, dass weder Vorsatz noch grobe Fahr-

lässigkeit vorliegt.

Habe ich die Anzeigepflicht grob fahrlässig verletzt, 

kann die Gesellschaft dann nicht zurücktreten, wenn sie 

den Vertrag bei Kenntnis der Umstände zu anderen Be-

dingungen geschlossen hätte.

Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 

Erklärt die Gesellschaft den Rücktritt nach Eintritt des 

Versicherungsfalls, bleibt sie dennoch zur Leistung ver-

pflichtet, wenn ich nachweise, dass der nicht oder nicht 

richtig angegebene Umstand

• weder für den Eintritt oder die Feststellung des Ver-

sicherungsfalls

• noch für die Feststellung oder den Umfang der 

Leistungspflicht

ursächlich war. Die Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn 

ich die Anzeigepflicht arglistig verletzt habe.

Bei einem Rücktritt steht der Gesellschaft der Teil des Bei-

trags zu, der der bis zum Wirksamwerden der Rücktritts-

erklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

2.  Kündigung

Kann die Gesellschaft nicht vom Vertrag zurücktreten, weil 

ich die vorvertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach 

fahrlässig oder schuldlos verletzt habe, kann die Gesell-

schaft den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem 

Monat kündigen. Die Kündigung hat zur Folge, dass der 

Vertrag für die Zukunft beendet wird.

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn die 

Gesellschaft den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht an-

gezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, 

geschlossen hätte.

3.  Vertragsänderung

Kann die Gesellschaft nicht zurücktreten oder kündigen, 

weil sie den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht an-

gezeigten Gefahrumstände, wenn auch zu anderen 

Bedingungen, geschlossen hätte, werden die anderen 

Bedingungen auf Verlangen der Gesellschaft Vertrags-

bestandteil.

Habe ich die Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden 

die anderen Bedingungen auf Verlangen der Gesellschaft 

rückwirkend Vertragsbestandteil.

Habe ich die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, steht der 

Gesellschaft kein Recht zur Vertragsänderung zu.

Die Vertragsänderung kann (auch für bereits eingetretene 
Versicherungsfälle) zum Ausschluss des Versicherungs-

schutzes und damit der Leistungspflicht führen.

Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um 

mehr als 10 % oder schließt die Gesellschaft die Gefahr-

absicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, kann 

ich den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der 

Mitteilung über die Vertragsänderung fristlos kündigen.

Auf dieses Recht werde ich in einer gesonderten Mit-

teilung hingewiesen.

4.  Ausübung der Rechte der Gesellschaft

Die Gesellschaft kann ihre Rechte zum Rücktritt, zur 

Kündigung oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines 

Monats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt 

mit dem Zeitpunkt, zu dem die Gesellschaft von der 

Verletzung der Anzeigepflicht, die das von ihr geltend 

gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangt. Bei der Aus-

übung dieser Rechte sind die Umstände anzugeben, auf 

die sich die Erklärung stützt. Zur Begründung kann die Ge-

sellschaft nachträglich weitere Umstände angeben, wenn 

für diese die eben genannte Frist nicht verstrichen ist.
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Die Gesellschaft kann sich auf die Rechte zum Rücktritt, 

zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, 

wenn sie den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die 

Unrichtigkeit der Anzeige kannte.

Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertrags-

änderung erlöschen mit Ablauf von 3 Jahren nach Ver-

tragsabschluss. Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die 

vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt 

10 Jahre, wenn ich die Anzeige pflicht vorsätzlich oder 

arglistig verletzt habe.

5.  Stellvertretung durch eine andere Person

Lasse ich mich bei Abschluss des Vertrags durch eine 

andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeige-

pflicht, des Rücktritts, der Kündigung, der Vertrags-

änderung und der Ausschlussfrist für die Ausübung der 

Rechte der Gesellschaft, die Kenntnis und Arglist meines 

Stellvertreters als auch meine eigene Kenntnis und Arglist 

zu berücksichtigen.

Ich kann mich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vor-

sätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur be-

rufen, wenn weder meinem Stellvertreter noch mir Vorsatz 

oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

Hinweis: Bitte prüfen Sie die Angaben und Erklärungen, 

die Sie oder der Vermittler für Sie in diesen Antrag oder in 

andere Schriftstücke geschrieben haben, auf Richtigkeit 

und Vollständigkeit.
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Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.

Seite 1 von 5

Datenschutzhinweise

Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Ver-
arbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch die 
NÜRNBERGER Versicherung* und die Ihnen nach dem 
Datenschutzrecht zustehenden Rechte.

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung

NÜRNBERGER Versicherung* 
Ostendstraße 100, 
90334 Nürnberg 
Telefon: 0911 531−5,  
Fax: 0911 531−3206 
E-Mail-Adresse: info@nuernberger.de

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per Post 
unter der o. g. Adresse mit dem Zusatz – Datenschutz-
beauftragter – oder per E-Mail unter:  
datenschutzbeauftragter@nuernberger.de

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Be-
achtung der EU Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO), 
des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), der datenschutz-
rechtlich relevanten Bestimmungen des Versicherungsver-
tragsgesetzes (VVG) sowie aller weiteren maßgeblichen 
Gesetze. Darüber hinaus hat sich unser Unternehmen auf 
die „Verhaltensregeln für den Umgang mit personen-
bezogenen Daten durch die deutsche Versicherungswirt-
schaft“ verpflichtet, die die oben genannten Gesetze für die 
Versicherungswirtschaft präzisieren. Diese können Sie im 
Internet unter  
www.nuernberger.de/kundeninformation/umgang-mit-
kundendaten abrufen.

Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen 
wir die von Ihnen hierbei gemachten Angaben für den Ab-
schluss des Vertrags und zur Einschätzung des von uns zu 
übernehmenden Risikos. Kommt der Versicherungsvertrag 
zustande, verarbeiten wir diese Daten zur Durchführung des 
Vertragsverhältnisses, z. B. zur Policierung oder Rechnungs-
stellung. Angaben zum Schaden benötigen wir etwa, um 
prüfen zu können, ob ein Versicherungsfall eingetreten und 
wie hoch der Schaden ist.

Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungs-
vertrags ist ohne die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten nicht möglich.

Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten 
zur Erstellung von versicherungsspezifischen Statistiken, z. B. 
für die Entwicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung aufsichts-
rechtlicher Vorgaben. Die Daten aller bei einem Unternehmen 
der NÜRNBERGER Versicherung* bestehenden Verträge 
nutzen wir für eine Betrachtung der gesamten Kundenbe-
ziehung, beispielsweise zur Beratung hinsichtlich einer Ver-
tragsanpassung, -ergänzung oder für umfassende Auskunfts-
erteilungen.

Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personen-
bezogener Daten für vorvertragliche und vertragliche Zwecke 
ist Art. 6 Abs. 1 b) DS-GVO. Soweit dafür besondere Kate-
gorien personenbezogener Daten (z. B. Ihre Gesundheitsdaten 
bei Abschluss eines Lebensversicherungsvertrags) erforderlich 
sind, holen wir Ihre Einwilligung nach Art. 9 Abs. 2 a) i. V. m. 
Art. 7 DS-GVO ein. Erstellen wir Statistiken mit diesen Daten-
kategorien, erfolgt dies auf Grundlage von Art. 9 Abs. 2 j) 
DS-GVO i. V. m. § 27 BDSG.

Datenverarbeitung im Fahrzeug

Jedes Fahrzeug ist mit einer eindeutigen Fahrgestellnummer 
gekennzeichnet. Diese Fahrzeugidentifizierungsnummer ist 
auf den gegenwärtigen und ehemaligen Halter des Fahrzeugs 
rückführbar. Über die Identifikationsnummer Ihres Fahrzeugs 
(FIN) beziehen wir externe Informationen über die technische 
Ausstattung Ihres Fahrzeugs. Diese Informationen nutzen wir

• zur Tarifierung, 

• zur Werkstattsteuerung im Schadenfall, wenn Sie diese 
wünschen oder mit uns vereinbart haben,

• in pseudonymisierter Form zur Erstellung versicherungs-
spezifischer Statistiken.

Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen 
von uns oder von Dritten zu wahren (Art. 6 Abs. 1 f) DS-GVO). 
Dies kann insbesondere erforderlich sein:

• zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs,

• zur Werbung für unsere eigenen Versicherungs-
produkte und für andere Produkte der Unternehmen der 
NÜRNBERGER Versicherung* und deren Kooperations-
partner sowie für Markt- und Meinungsumfragen,

• der Weiterentwicklung von Dienstleistungen und 
Produkten sowie bestehenden Systemen und Prozessen,

• für versicherungsrelevante Forschungszwecke, z. B. Unfall-
forschung,

• zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, ins-
besondere nutzen wir Datenanalysen zur Erkennung von 
Hinweisen, die auf Versicherungsmissbrauch hindeuten 
können.

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen 
Daten zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z. B. 
aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels- und steuerrecht-
licher Aufbewahrungspflichten oder unserer Beratungspflicht. 
Als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen in diesem 
Fall die jeweiligen gesetzlichen Regelungen i. V. m. Art. 6 
Abs. 1 c) DS-GVO.

Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben 
nicht genannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie 
im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen darüber zuvor 
informieren.
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Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten

Rückversicherer:

Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen 
Versicherungsunternehmen (Rückversicherer). Dafür kann 
es erforderlich sein, Ihre Vertrags- und ggf. Schadendaten 
an einen Rückversicherer zu übermitteln, damit dieser sich 
ein eigenes Bild über das Risiko oder den Versicherungsfall 
machen kann. Darüber hinaus ist es möglich, dass der Rück-
versicherer unser Unternehmen aufgrund seiner besonderen 
Sachkunde bei der Risiko- oder Leistungsprüfung sowie bei 
der Bewertung von Verfahrensabläufen unterstützt. Wir über-
mitteln Ihre Daten an den Rückversicherer nur soweit dies 
für die Erfüllung unseres Versicherungsvertrags mit Ihnen 
erforderlich ist bzw. im zur Wahrung unserer berechtigten 
Interessen erforderlichen Umfang. Nähere Informationen zum 
eingesetzten Rückversicherer können Sie unter den oben ge-
nannten Kontaktinformationen anfordern.

Vermittler:

Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem 
Vermittler betreut werden, verarbeitet Ihr Vermittler die zum 
Abschluss und zur Durchführung des Vertrags benötigten An-
trags-, Vertrags- und Schadendaten. Auch übermittelt unser 
Unternehmen diese Daten an die Sie betreuenden Vermittler, 
soweit diese die Informationen zu Ihrer Betreuung und Be-
ratung in Ihren Versicherungs- und Finanzdienstleistungs-
angelegenheiten benötigen.

Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe:

Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unter-
nehmensgruppe nehmen bestimmte Datenverarbeitungs-
aufgaben für die in der Gruppe verbundenen Unternehmen 
zentral wahr. Soweit ein Versicherungsvertrag zwischen Ihnen 
und einem oder mehreren Unternehmen unserer Gruppe 
besteht, können Ihre Daten etwa zur zentralen Verwaltung 
von Anschriftendaten, für den telefonischen Kundenservice, 
zur Vertrags- und Leistungsbearbeitung, für In- und Exkasso 
oder zur gemeinsamen Postbearbeitung zentral durch ein 
Unternehmen der Gruppe verarbeitet werden. In unserer 
Dienstleisterliste finden Sie die Unternehmen, die an einer 
zentralisierten Datenverarbeitung teilnehmen.

Externe Dienstleister:

Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und 
gesetzlichen Pflichten zum Teil externer Dienstleister. Eine 
Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer und 
Dienstleister, zu denen nicht nur vorübergehende Geschäfts-
beziehungen bestehen, können Sie der beiliegenden Dienst-
leisterliste sowie in der jeweils aktuellen Version unserer 
Dienstleisterliste auf unserer Internetseite unter  
www.nuernberger.de/kundeninformation/umgang-mit-
kundendaten entnehmen.

Weitere Empfänger:

Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten 
an weitere Empfänger übermitteln, wie etwa an Behörden zur 
Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflichten (z. B. Sozialver-
sicherungsträger, Finanzbehörden oder Strafverfolgungsbe-
hörden).

Dauer der Datenspeicherung

Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für 
die oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. 
Dabei kann es vorkommen, dass personenbezogene Daten für 
die Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen unser 
Unternehmen geltend gemacht werden können (gesetz-
liche Verjährungsfrist von 3 oder bis zu 30 Jahren). Zudem 
speichern wir Ihre personenbezogenen Daten, soweit wir dazu 
gesetzlich verpflichtet sind. Entsprechende Nachweis- und 
Aufbewahrungspflichten ergeben sich unter anderem aus 
dem Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung und dem 
Geldwäschegesetz. Die Speicherfristen betragen danach bis 
zu 15 Jahren.

Betroffenenrechte

Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft über die zu 
Ihrer Person gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus 
können Sie unter bestimmten Voraussetzungen die Be-
richtigung oder die Löschung Ihrer Daten verlangen. Ihnen 
kann weiterhin ein Recht auf Einschränkung der Verarbeitung 
Ihrer Daten sowie ein Recht auf Herausgabe der von Ihnen 
bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gängigen und 
maschinenlesbaren Format zustehen.

Widerspruchsrecht

Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personen-
bezogenen Daten zu Zwecken der Direktwerbung zu wider-
sprechen.

Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter 
Interessen, können Sie dieser Verarbeitung widersprechen, 
wenn sich aus Ihrer besonderen Situation Gründe ergeben, 
die gegen die Datenverarbeitung sprechen.

Beschwerderecht

Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den 
o. g. Datenschutzbeauftragten oder an eine Datenschutz-
aufsichtsbehörde zu wenden. Die für uns zuständige Daten-
schutzaufsichtsbehörde ist:

Bayerisches Landesamt für Datenschutzaufsicht 
Promenade 18 
91522 Ansbach
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Hinweis- und Informationssystem der Versicherungswirt-
schaft

Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- und 
Informationssystem (HIS) der informa HIS GmbH zur Unter-
stützung der Risikobeurteilung im Antragsfall, zur Sach-
verhaltsaufklärung bei der Leistungsprüfung sowie bei der 
Bekämpfung von Versicherungsmissbrauch. Dafür ist ein 
Austausch bestimmter personenbezogener Daten mit dem 
HIS erforderlich.

Bei Abschluss eines Versicherungsvertrages oder im Rahmen 
der Schadenbearbeitung können wir Daten zum Ver-
sicherungsobjekt (Fahrzeugidentifikationsdaten oder Adresse 
des Gebäudes) sowie Angaben zu Ihrer Person (Name, Vor-
name, Geburtsdatum, Anschrift, frühere Anschriften) an die 
informa HIS GmbH übermitteln (HIS-Anfrage). 

Die informa HIS GmbH überprüft anhand dieser Daten, ob 
zu Ihrer Person und/oder zu Ihrem Versicherungsobjekt im 
HIS Informationen gespeichert sind, die auf ein erhöhtes 
Risiko oder Unregelmäßigkeiten in einem Versicherungs-
fall hindeuten können. Solche Informationen können nur 
aufgrund einer früheren Meldung eines Versicherungsunter-
nehmens an das HIS vorliegen (HIS-Einmeldung), über die 
Sie ggf. von dem einmeldenden Versicherungsunternehmen 
gesondert informiert worden sind. Daten, die aufgrund 
einer HIS-Einmeldung im HIS gespeichert sind, werden von 
der informa HIS GmbH an uns, das anfragende Versiche-
rungsunternehmen, übermittelt. Nähere Informationen zum 
HIS finden Sie unter  
www.informa-his.de/fileadmin/HIS/Informationsblatt_EU-
DSGVO_Anfrage.pdf.

Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer

Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrags 
(z. B. zur Mitnahme eines Schadensfreiheitsrabattes in der Kfz-
Haftpflichtversicherung) bzw. Ihre Angaben bei Eintritt des 
Versicherungsfalls überprüfen und bei Bedarf ergänzen zu 
können, kann im dafür erforderlichen Umfang ein Austausch 
von personenbezogenen Daten mit dem von Ihnen im Antrag 
benannten früheren Versicherer erfolgen.

Bonitätsauskünfte

Soweit es zur Wahrung unserer berechtigten Interessen not-
wendig ist, fragen wir bei Auskunfteien (z. B. Creditreform 
AG, CRIF Bürgel GmbH, infoscore Consumer Data GmbH) 
Informationen zur Beurteilung Ihres allgemeinen Zahlungs-
verhaltens ab. Nähere Informationen über die infoscore 
Consumer Data GmbH finden Sie unter  
https://finance.arvato.com/icdinfoblatt.

Datenübermittlung in ein Drittland

Sollten wir personenbezogene Daten an Dienstleister außer-
halb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) übermitteln, 
erfolgt die Übermittlung nur, soweit dem Drittland durch 
die EU-Kommission ein angemessenes Datenschutzniveau 
bestätigt wurde oder andere angemessene Datenschutz-
garantien (z. B. verbindliche unternehmensinterne Daten-
schutzvorschriften oder EU-Standardvertragsklauseln) 
vorhanden sind. Detaillierte Information dazu sowie über das 
Datenschutzniveau bei unseren Dienstleistern in Drittländern 
können Sie unter den oben genannten Kontaktinformationen 
anfordern.

Automatisierte Einzelfallentscheidungen

Auf Basis Ihrer Angaben zum Risiko, zu denen wir Sie bei An-
tragstellung befragen, entscheiden wir ggf. vollautomatisiert 
etwa über das Zustandekommen oder die Kündigung des 
Vertrags, mögliche Risikoausschlüsse oder über die Höhe der 
von Ihnen zu zahlenden Versicherungsprämie. Aufgrund Ihrer 
Angaben zum Versicherungsfall und der zu Ihrem Vertrag 
gespeicherten Daten entscheiden wir ggf. vollautomati-
siert über unsere Leistungspflicht. Die vollautomatisierten 
Entscheidungen beruhen auf vom Unternehmen vorher 
festgelegten Regeln zur Gewichtung der Informationen. 
Nähere Informationen können Sie unter den oben genannten 
Kontaktinformationen anfordern.

*  NÜRNBERGER Versicherung 
NÜRNBERGER Lebensversicherung AG 
NÜRNBERGER Allgemeine Versicherungs-AG 
NÜRNBERGER Krankenversicherung AG 
NÜRNBERGER Beamten Lebensversicherung AG 
NÜRNBERGER Beamten Allgemeine Versicherung AG 
NÜRNBERGER Pensionsfonds AG 
NÜRNBERGER Pensionskasse AG 
GARANTA Versicherungs-AG 
Neue Rechtsschutz-Versicherungsgesellschaft Aktiengesellschaft
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Dienstleisterliste
Die Dienstleisterliste schafft für Sie als Kunde Transparenz. Das bedeutet jedoch nicht, dass Ihre Daten an alle Dienstleister 
weitergegeben werden. 

I. Überblick über die Verarbeitung von personenbezogenen und besonderen personenbezogenen Daten, z. B. Gesund-
heitsdaten, in der NÜRNBERGER Versicherung

Gesellschaft(en) Dienstleister Gegenstand/Zweck der Beauftragung

NÜRNBERGER Krankenversicherung AG
NÜRNBERGER Beamten Lebensversicherung AG
NÜRNBERGER Pensionsfonds AG
NÜRNBERGER Pensionskasse AG
NÜRNBERGER Business Beratungs GmbH

NÜRNBERGER Lebensversicherung AG  
sowie deren Dienstleister

Bestandsverwaltung und Leistungs-
bearbeitung

NÜRNBERGER Allgemeine Versicherungs-AG ALLYSCA Assistance GmbH Telefon- und Servicedienstleistungen, 
Assistance-Leistungen

Malteser Hilfsdienst gGmbH Assistance-Leistungen

Europ Assistance Versicherungs-AG Assistance-Leistungen

BetterDoc GmbH Spezialisten-Service

NÜRNBERGER Lebensversicherung AG Medicals Direct Deutschland GmbH Service Antragsstellung

NÜRNBERGER Beamten Allgemeine Versicherung AG
GARANTA Versicherungs-AG

NÜRNBERGER Allgemeine Versicherungs-AG 
sowie deren Dienstleister

Bestandsverwaltung und Leistungs-
bearbeitung

NÜRNBERGER überbetriebliche Versorgungskasse e. V. NÜRNBERGER Business Beratungs GmbH  
sowie deren Dienstleister

Bestandsverwaltung und Leistungs-
bearbeitung

II. Ergänzend bestehen folgende Dienstleistungsverhältnisse, bei denen die Verarbeitung von Gesundheitsdaten nicht 
Hauptgegenstand des Auftrags ist:

Gesellschaft(en) Dienstleister Gegenstand/Zweck der Beauftragung

Alle Konzerngesellschaften NÜRNBERGER Beteiligungs-AG Revision, Rechtsabteilung

NÜRNBERGER Lebensversicherung AG und 
NÜRNBERGER Allgemeine Versicherungs-AG

IT-Dienstleistung, Rechnungswesen, Vertrieb

GDV Dienstleistungs-GmbH & Co. KG Datenübermittlungen an Vermittler und 
Dienstleister

III. Diese in Kategorien zusammengefassten Dienstleister nehmen keine Datenverarbeitung als Hauptgegenstand des Auf-
trags vor. Hierunter fallen auch Dienstleister, die nicht dauerhaft tätig sind.

Gesellschaft(en) Dienstleister Gegenstand/Zweck der Beauftragung

Alle Konzerngesellschaften Adressermittlung Adressverifikation

Assisteure Assistance-Leistungen

Druckdienstleister Dokumentenerstellung

Entsorgungsdienstleister Dokumentenvernichtung

Gutachter Anspruchsprüfung

Inkassounternehmen Forderungseinzug

IT-Dienstleister Wartung der Informationstechnologie

Marktforschung Marktforschung

Rechtsanwaltskanzleien Prozessführung, Forderungseinzug

Rückversicherungsunternehmen Monitoring

Wirtschaftsprüfer Buchprüfung
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IV. An gemeinsamer Datensammlung für Stammdaten (z. B. Name, Anschrift, Vertragsart) teilnehmende Unternehmen der 
NÜRNBERGER Versicherung

• NÜRNBERGER Beteiligungs-AG

• NÜRNBERGER Lebensversicherung AG

• NÜRNBERGER Allgemeine Versicherungs-AG

• BetterDoc GmbH

• NÜRNBERGER Krankenversicherung AG

• NÜRNBERGER Beamten Lebensversicherung AG

• NÜRNBERGER Beamten Allgemeine Versicherung AG

• NÜRNBERGER Pensionsfonds AG

• NÜRNBERGER Business Beratungs GmbH

• NÜRNBERGER Versicherungs- und Bauspar-Vermittlungs-
GmbH

• GARANTA Versicherungs-AG

• Fürst Fugger Privatbank Aktiengesellschaft

• NÜRNBERGER Pensionskasse AG

• NÜRNBERGER überbetriebliche Versorgungskasse e. V.

V. Hinweis

Die EU-Datenschutzgrundverordnung (DS-GVO) und das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) sehen neben dem Auskunftsrecht 
der betroffenen Person gegebenenfalls auch Ansprüche auf Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung (Sperren) 
Ihrer Daten sowie ein Recht auf Herausgabe der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem gängigen und maschinenlesbaren 
Format vor. Sie sind nach der DS-GVO und dem BDSG berechtigt, der Verarbeitung Ihrer Daten zum Zweck der Werbung 
schriftlich, telefonisch unter 0911 531−5 oder per E-Mail an info@nuernberger.de zu widersprechen. Dies gilt auch, wenn 
Ihre der Datenübermittlung an Dienstleister entgegenstehenden schutzwürdigen Interessen überwiegen. Ergänzende 
Informationen zum Datenschutz und zum Beitritt der Unternehmen der NÜRNBERGER Versicherung zu den „Verhaltensregeln 
für den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die deutsche Versicherungswirtschaft“ erhalten Sie unter  
http://www.nuernberger.de/datenschutz. Dort finden Sie unter „Umgang mit Kundendaten“ immer eine aktuelle Version 
dieser Dienstleisterliste.
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Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.

Allgemeine Hinweise zum Versicherungsantrag
Absicherung der Arbeitskraft

Information zur Antragstellung

Für die weitere Bearbeitung Ihres Antrags ist es wichtig, ob Sie die Verbraucherinformationen gemäß der Informations-
pflichten nach § 7 des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) vollständig erhalten haben.

Diese Verbraucherinformationen umfassen: 

*  Sofern diese Gegenstand des von Ihnen gewünschten Versicherungsvertrags sind.

 ✔ Vertragsspezifische Informationen

• Allgemeine Vertragsdaten

• Garantierte Todesfallleistungen*

• Garantiewerte*

• Modellrechnung gemäß § 154 VVG

• Zusätzliche Vereinbarungen und Erklärungen für die 
Krankenversicherung*

• Informationen über die wesentlichen Leistungsmerk-
male und die für den Tarif gültigen vertraglichen und 
gesetzlichen Bestimmungen*

 ✔ Allgemeine und zusätzliche Informationen

• Allgemeine Informationen nach § 1 VVG-InfoV

• Zusätzliche Informationen nach § 2 VVG-InfoV

 ✔ Widerrufsbelehrung

• Widerrufsbelehrung für die Lebensversicherung bzw. 
die Berufsunfähigkeitsversicherung

 ✔ Informationsblatt zu Versicherungsprodukten

 ✔ Produktinformationsblatt

 ✔ Vertragsbedingungen

• Die jeweiligen Vertragsbedingungen

• Besondere Vertragsvereinbarungen sowie Klauseln*

• Zusätzliche Vereinbarungen und Erklärungen*

• Anhang zu den Allgemeinen Bedingungen*

• Steuerrechtliche Hinweise*

• Allgemeine Hinweise

• Informationen zum Garantiefonds*

• Informationen zu den Investmentfonds*

• Auszug aus dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG) 
für die Krankenversicherung*
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Wichtige Erklärungen des Antragstellers 

1  Beginn des Versicherungsschutzes

Ich stimme mit meiner Unterschrift zu, dass der Ver-
sicherungsschutz gegebenenfalls bereits vor Ablauf der 
Widerrufsfrist beginnt. In diesem Fall bin ich damit einver-
standen, dass bei einem Widerruf die Beiträge, die auf die 
Zeit vor Ablauf der Widerrufsfrist entfallen, von der Gesell-
schaft einbehalten werden können.

Wichtige Hinweise zum Antrag

1  Nebenabreden

Zusatzabsprachen zum Versicherungsvertrag, die nicht 

im Antragsformular festgehalten sind, können nur mit 

der Generaldirektion der Gesellschaft getroffen werden. 

Vermittler oder Angestellte der Gesellschaft dürfen im 

Zusammenhang mit Zusatzabsprachen Erklärungen des 

Antragstellers nur an die Generaldirektion weiterleiten und 

keine Zusagen abgeben.  

Versicherungsagenten oder Versicherungsmakler sind nicht 

berechtigt, vom Antragsteller ein Entgelt für die Aufnahme 

des Antrags und die Betreuung des Vertrages zu erheben.

2  Verrechnung anfallender Gebühren

Im Rahmen des Versicherungsvertrags werden anfallende 
Gebühren der Gesellschaft mit Vertragsguthaben verrechnet 
bzw. an fälligen Auszahlungen gekürzt. 

3  Entgelt für Versicherungsvermittlung

Für die Vermittlung eines Versicherungsvertrags erhält 
Ihr Vermittler bzw. Makler von der NÜRNBERGER in der 
Regel eine Provision und/oder Courtage bei Abschluss und 
während der Vertragslaufzeit.

Bei Zuzahlungen während der Vertragslaufzeit können erneut 
Provisionen und/oder Courtagen für Ihren Vermittler bzw. 
Makler anfallen.

4  Wirtschaftlich Berechtigter

Wirtschaftlich Berechtige sind im Sinne des Geldwäsche-
gesetzes natürliche Personen, in deren Eigentum oder unter 
deren Kontrolle der Vertragspartner steht, auf deren Ver-
anlassung eine Transaktion durchgeführt oder eine Vertrags-
beziehung letztendlich begründet wird.

5  Politisch exponierte Person

Eine politisch exponierte Person ist eine natürliche Person, 
die ein wichtiges Amt ausübt (oder ausgeübt hat), ein un-
mittelbares Familienmitglied oder eine ihr bekanntermaßen 
nahe stehende Person ist.

6  Krisengebiete

Krisengebiete sind Länder und Regionen, für die eine Reise-
warnung des Auswärtigen Amtes besteht. Informationen 
hierzu finden Sie in der Rubrik „Sicher Reisen“ unter  
www.auswaertiges-amt.de.
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Hinweise und Erläuterungen zum Versicherungsvertrag 

Krankenzusatzversicherung (Sofern diese Gegenstand des von Ihnen gewünschten Versicherungsvertrags ist.)

1  Versicherungsdauer

Der Krankenversicherungsvertrag (Tarif TG6) wird für die 
Dauer von 1 Versicherungsjahr geschlossen. Er verlängert sich 
stillschweigend um 1 Jahr, sofern er nicht bedingungsgemäß 
gekündigt wird.

Bei Tarif TG6 rechnet das 1. Versicherungsjahr vom Ver-
sicherungsbeginn an und endet am 31.12. des betreffenden 
Kalenderjahres; die folgenden Versicherungsjahre fallen mit 
dem Kalenderjahr zusammen.

Es gelten die Allgemeinen Vertragsbedingungen (AVB) des 
Kranken-Tagegeldtarifs TG6 für gesetzlich krankenversicherte 
Personen.

2  Versicherungsbedingungen

Die dem Vertrag zugrunde liegenden Allgemeinen Ver-
sicherungsbedingungen einschließlich der Tarife mit Tarifbe-
dingungen wurden mit dem Antragsformular ausgehändigt 
oder werden bei der Unterbreitung eines Angebots aus-
gehändigt. 

3  Abschluss des Vertrags

Mir ist bekannt, dass der Versicherungsvertrag erst zustande 
kommt, wenn das Unternehmen schriftlich die Annahme 
des Antrags erklärt hat oder der Versicherungsschein aus-
gehändigt oder angeboten wird. Sofern besondere Ver-
einbarungen erforderlich sind, unterbreiten wir Ihnen ein 
Angebot. Ich kann dann entscheiden, ob ich ein Vertragsver-
hältnis zu den angebotenen Konditionen eingehen will. Nicht 
immer kann der beantragte Versicherungsschutz geboten 
werden. Solche Anträge kann die NÜRNBERGER Krankenver-
sicherung AG ablehnen. Deshalb bitten wir Sie, anderweitig 
bestehenden Versicherungsschutz erst dann aufzugeben, 
wenn Ihr Vertrag angenommen ist

NÜRNBERGER Lebensversicherung AG, Ostendstraße 100, 90334 Nürnberg – Sitz: Nürnberg, Registergericht: Amtsgericht Nürnberg 
HRB 9342, Aufsichtsratsvorsitzender: Harald Rosenberger, Vorstand: Katja Briones-Schulz, Wolfram Politt, Andreas Politycki, 
Dr. Thomas Reimer, Dr. Jürgen Voß. Mehr Infos unter www.nuernberger.de

Deutsche Bank AG Nürnberg, IBAN DE80 7607 0012 0062 7893 00, BIC DEUTDEMM760 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer DE 81 14 61 943, Versicherungssteuernummer 802/V90802010317

NÜRNBERGER Krankenversicherung AG, Ostendstraße 100, 90334 Nürnberg – Sitz: Nürnberg, Registergericht: Amtsgericht Nürnberg 
HRB 10668, Aufsichtsratsvorsitzende: Katja Briones-Schulz, Vorstand: Christian Barton, Andreas Lauth, Dr. Jobst Leikeb. 
Mehr Infos unter www.nuernberger.de

Deutsche Bank AG Nürnberg, IBAN DE43 7607 0012 0464 1684 00, BIC DEUTDEMM760 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer DE 81 14 61 880, Versicherungssteuernummer 800/V20000048803
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Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.

Seite 1 von 2

Allgemeine Bedingungen für den vorläufigen Versicherungsschutz
LV000_200_202207

§ 1  Wann besteht vorläufiger Versicherungsschutz?

Der vorläufige Versicherungsschutz beginnt mit dem Tag des 
Eingangs Ihres Antrags auf Abschluss des Versicherungsver-
trags bzw. des Eingangs Ihrer Annahmeerklärung bei unserer 
Geschäftsstelle, mittags um 12 Uhr, wenn sämtliche nach-
stehende Bedingungen erfüllt sind:

a) Zwischen dem Tag Ihrer Unterschrift auf dem Antrag 
(wenn Sie einen Antrag auf Abschluss des Versicherungs-
vertrags stellen) bzw. auf Ihrer Annahmeerklärung (wenn 
wir Ihnen einen Antrag unterbreitet haben) und dem 
beantragten Versicherungsbeginn liegen nicht mehr als 
2 Monate.

b) Uns ist eine Ermächtigung zum SEPA-Lastschrifteinzug 
erteilt oder uns liegt ein „Antrag auf Überweisung ver-
mögenswirksamer Leistungen durch den Arbeitgeber“ 
vor.

c) Ihr Antrag bzw. Ihre Annahmeerklärung ist nicht von einer 
besonderen Voraussetzung abhängig.

d) Ihr Antrag auf Abschluss eines Versicherungsvertrags 
kann zu einem unserer gültigen Tarife mit den dazu-
gehörigen Versicherungsbedingungen und Annahme-
richtlinien angenommen werden.

e) Die versicherte Person ist am Tag der Antragstellung bzw. 
der Annahmeerklärung noch nicht 70 Jahre alt.

§ 2  Was ist vom vorläufigen Versicherungsschutz ausge-

schlossen?

(1)  Der vorläufige Versicherungsschutz entfällt,

a) wenn dem Antragsteller bzw. der/den versicherten 
Person(en) Krankheiten, gesundheitliche Störungen 
oder Beschwerden (gefahrerhebliche Umstände gemäß 
§ 19 VVG) bei Antragstellung bzw. bis zur Abgabe der 
Annahmeerklärung bekannt waren und diese für den Ver-
sicherungsfall ursächlich sind.

Dies gilt jedoch nur für solche gefahrerheblichen Um-

stände, nach denen im Antrag zu der gewünschten 

Versicherung gefragt wird – unabhängig davon, ob 

sie im Antrag angegeben sind – und die nach unseren 

Risikoprüfungs- und Annahmerichtlinien zu einer 

Ablehnung oder insoweit zu einem Ausschluss vom Ver-

sicherungsschutz geführt hätten.

b) bei Selbsttötung der versicherten Person außer uns wird 
nachgewiesen, dass die Tat in einem die freie Willens-
bestimmung ausschließenden Zustand krankhafter 
Störung der Geistestätigkeit begangen worden ist.

c) wenn der Versicherungsfall in unmittelbarem und 
mittelbarem Zusammenhang mit kriegerischen Ereig-
nissen oder inneren Unruhen steht, sofern die versicherte 
Person auf Seiten der Unruhestifter teilgenommen hat.

d) wenn der Versicherungsfall in unmittelbarem oder 
mittelbarem Zusammenhang mit dem vorsätzlichen 
Einsatz von atomaren, biologischen oder chemischen 
Waffen oder dem vorsätzlichen Einsatz oder der vorsätz-
lichen Freisetzung von radioaktiven, biologischen oder 
chemischen Stoffen, sofern der Einsatz oder das Frei-
setzen darauf gerichtet ist, das Leben einer Vielzahl von 
Personen zu gefährden.

(2)  Für selbstständige Risikoversicherungen mit Absicherung 
von Tod und schweren Erkrankungen (NES-Tarife), für die 
Risiko-Zusatzversicherung mit Absicherung von schweren 
Erkrankungen (NESZ-Tarif), für die zusätzliche Absicherung 
von schweren Erkrankungen (Ernstfallschutz Kids) sowie 
den Versorger-Schutz im Rahmen der Kindervorsorge und 
Bestattungsvorsorge besteht kein vorläufiger Versicherungs-
schutz.

§ 3  Wann endet der vorläufige Versicherungsschutz?

Soweit nichts anderes vereinbart ist, endet der vorläufige Ver-
sicherungsschutz 

a) mit dem Beginn des Versicherungsschutzes aus der be-
antragten Versicherung;

b) wenn wir Ihren Antrag auf Abschluss des Versicherungs-
vertrags abgelehnt haben;

c) wenn Sie Ihren Antrag auf Abschluss des Versicherungs-
vertrags angefochten oder zurückgenommen oder von 
Ihrem Widerrufsrecht Gebrauch gemacht haben;

d) wenn Sie einer Ihnen gemäß § 5 Abs. 1 und 2 VVG mit-
geteilten Abweichung des Versicherungsscheins von 
Ihrem Antrag widersprochen haben;

e) wenn wir Ihren Antrag auf Abschluss des Versicherungs-
vertrags nicht innerhalb der vereinbarten Annahmefrist 
von 6 Wochen ab Antragstellung angenommen haben. 
Es sei denn, die Vertragsverhandlungen mit Ihnen dauern 
auch nach Ablauf der Annahmefrist noch an;

f) wenn Sie unseren Antrag auf Abschluss des Ver-
sicherungsvertrags nicht innerhalb der vereinbarten 
Annahmefrist von 6 Wochen ab Antragstellung an-
genommen haben;
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g) wenn wir Ihren Antrag auf Abschluss des Versicherungs-
vertrags nur zu geänderten Bedingungen annehmen 
können und Ihnen der von uns an Sie gerichtete neue, 
mit den erforderlichen Änderungen versehene Antrag auf 
Abschluss des Versicherungsvertrags zugeht.

Mit dem Tag des Eingangs Ihrer Annahmeerklärung zu 
unserem neuen Antrag bei unserer Geschäftsstelle lebt 
der vorläufige Versicherungsschutz wieder auf, soweit die 
Voraussetzungen nach § 1 erfüllt sind;

h) mit erfolglosem Einzugsversuch zum Einlösungsbeitrag, 
bei Widerspruch gegen den Beitragseinzug oder der 
völligen oder teilweisen Verweigerung der Zahlung ver-
mögenswirksamer Leistungen durch Ihren Arbeitgeber.

§ 4  Welche Leistungen sind versichert und wer erhält sie?

Versichert sind grundsätzlich nur solche Leistungen, die 
gemäß dem vorliegenden Antrag versichert werden sollen. 
Soweit in diesen Bedingungen nichts anderes bestimmt ist, 
finden die für die beantragte Versicherung maßgebenden 
Versicherungsbedingungen Anwendung. Dies gilt ins-
besondere für die dort enthaltenen Einschränkungen und 
Ausschlüsse.

Im Einzelnen gilt Folgendes:

a) Versichert sind nur die zu Beginn der beantragten Ver-
sicherung vorgesehenen Leistungen.

b) Bei Rentenversicherungen – mit Ausnahme von Comfort-
(Fondsgebundenen) Rentenversicherungen – sind nur 
Leistungen für beantragte Zusatzversicherungen ver-
sichert.

c) Für einen Todesfall ist die Versicherungsleistung un-
abhängig vom Leistungsgrund beschränkt auf insgesamt 
höchstens 100.000 EUR, auch wenn höhere Leistungen 
beantragt wurden. Diese Begrenzung gilt auch dann, 
wenn mehrere Anträge auf das Leben derselben 
Person gestellt worden sind. Bei aufgeschobenen kon-
ventionellen Rentenversicherungen mit Hinterbliebenen-
rente wird bei Tod der hauptversicherten Person das nach 
anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik be-
rechnete Deckungskapital der fälligen Hinterbliebenen-
rente als Todesfallleistung angesetzt.

d) Rentenleistungen bei einer Berufs-/Dienst-/
Schulunfähigkeits- bzw. Grundfähigkeitsversicherung, 
sind beschränkt auf insgesamt 12.000 EUR jährlich. 
Garantierte Rentensteigerungen nach Leistungsbeginn 
sind nicht versichert.

e) Eine Beitragsbefreiung für den zustande gekommenen 
Versicherungsvertrag bei Berufs-/Dienst- bzw. Schul-
unfähigkeit ist jeweils beschränkt auf den Tarifbeitrag für 
100.000 EUR, und zwar bei einer

• Lebensversicherung für eine Versicherungssumme

• Rentenversicherung für eine Kapitalabfindung zum 
Rentenzahlungsbeginn

• Fondsgebundenen Lebensversicherung oder Comfort-
Fondsgebundenen Rentenversicherung für eine 
Mindest-Todesfallsumme

• sonstigen Fondsgebundenen Rentenversicherung für 
eine Beitragssumme

jeweils in dieser Höhe.

f) Beitragsfreie planmäßige Erhöhungen der Hauptver-
sicherung bei Berufs-/Dienst- bzw. Schulunfähigkeit, 
sind nicht versichert.

g) Leistungsgrenzen nach c), d) und e) werden durch 
mehrere auf die gleiche versicherte(n) Person(en) 
lautende Anträge nicht erhöht.

h) Für die beantragte Versicherung sind die im Antrag vor-
gegebenen Bezugsrechte maßgebend.

i) Jegliche Überschussbeteiligung entfällt.

j) Sofern uns ein Versicherungsfall aus der Berufs-/Dienst-/ 
Schulunfähigkeits- oder Grundfähigkeitsversicherung 
nicht innerhalb von 3 Monaten seit dessen Eintritt an-
gezeigt wird, sind wir leistungsfrei.

§ 5  Welche Kosten entstehen Ihnen?

Außer dem Beitrag für die beantragte Versicherung verlangen 
wir keine Zahlung. Werden Leistungen aus dem vorläufigen 
Versicherungsschutz fällig, so verrechnen wir ein Entgelt in 
Höhe des 1. Jahresbeitrags der beantragten Versicherung, im 
Fall einer Versicherung gegen Einmalbeitrag in Höhe des ein-
maligen Beitrags. Das Entgelt ist jedoch auf den Tarifbeitrag 
für die Höchstsummen nach § 4 c), d) und e) begrenzt.
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Wechselmöglichkeit  
im Rahmen der Rechnungszinsänderung 01.2025

Das Bundesministerium der Finanzen hat angekündigt, den Höchstzinssatz gem. § 2 DeckRV (Deckungsrückstellungsver-
ordnung) von aktuell 0,25 % auf 1,00 % zum 1. Januar 2025 zu erhöhen.

Um diese Änderung an unsere Kunden weitergeben zu können, werden wir als Lebensversicherer zeitgleich neue Tarife ein-
führen.

Bei deren Kalkulation verwenden wir in der Regel den neuen, höheren Zinssatz als Rechnungszins. Das kann für Sie als Kunde 
vorteilhaft sein.

In diesem Zusammenhang können wir auch andere Rechnungsgrundlagen wie z. B. Sterblichkeit, Invaliditätswahrscheinlichkeit 
oder auch Kosten bei einer Neukalkulation der Tarife entsprechend den Erfordernissen anpassen.

Wir bieten Ihnen daher folgende Möglichkeit zum Tarifwechsel: 

Schließen Sie bei uns eine Berufsunfähigkeits-, Grundfähigkeits- oder Schulunfähigkeitsversicherung (einschließlich 
eventueller Zusatzversicherungen) mit Versicherungsbeginn ab dem 1. Juli 2024 ab, können Sie Ihren Vertrag bis einschließ-
lich 30. Juni 2025 auf den entsprechenden Nachfolgetarif wechseln. Voraussetzung ist, dass sich durch diesen Wechsel Ihres 
Vertrages bei gleichem Zahlbeitrag die monatliche Rente um mehr als 2,5 % erhöhen würde. 

Trifft das für Ihren Vertrag zu?  
Ab Januar 2025 können Sie dies leicht selbst über den folgenden QR-Code bzw. auf unserer Homepage unter  
www.nuernberger/rechnungszins prüfen: 

Ihr Vermittler berät Sie zu diesem Thema gerne. 
Ihren zuständigen Ansprechpartner finden Sie in Ihren Vertragsunterlagen.

Nähere Einzelheiten und Voraussetzungen für die Tarifwechselmöglichkeit

1. Der Wechselwunsch muss uns bis zum 30. Juni 2025 zugegangen sein. Bitte wenden Sie sich an Ihren Vermittler.

2. Die Risiko- und Gesundheitsangaben aus dem ursprünglichen Vertrag in 2024 werden für den neuen Vertrag berück-
sichtigt und zu dessen Gegenstand gemacht. Fristen für die etwaige Sanktionierung der Verletzung vorvertraglicher An-
zeigepflichten laufen ab dem Zeitpunkt des Vertragsschlusses des ursprünglichen Vertrags weiter und beginnen nicht neu 
zu laufen. Die Versicherte Person erklärt sich bereits jetzt damit einverstanden, dass ihre Gesundheitsangaben aus diesem 
Antrag auch dem Neuantrag zugrunde gelegt werden.

3. Die Wechselmöglichkeit kann nicht ausgeübt werden, wenn 

• die monatliche Gesamtrente im Nachfolgetarif bei 
gleichem Zahlbeitrag weniger als 2,5 % über der 
monatlichen Gesamtrente des Vertrags aus 2024 liegt,

• in Haupt- oder Zusatzversicherung bereits ein Ver-
sicherungsfall eingetreten ist, die versicherte Person 
arbeitsunfähig, pflegebedürftig oder ganz oder teil-
weise erwerbsunfähig ist,

• eine im bisherigen Vertrag aus 2024 vereinbarte 
Dynamik im Nachfolgetarif nicht mehr versicherbar 
wäre,

• durch den Wechsel in den Nachfolgetarif die Höchst-
versicherungssummen überschritten würden,

• der Vertrag gekündigt wurde,

• der Vertrag beitragsfrei gestellt wurde,

• ein Beitragsrückstand besteht,

• der Vertrag seit Vertragsbeginn geändert wurde,

• zum bestehenden Ausgangstarif kein Nachfolgetarif vor-
handen ist und/oder

• es sich um einen Vertrag zur betrieblichen Altersver-

sorgung handelt.

NÜRNBERGER  
Lebensversicherung AG

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.

LV005_200_22024|104310146|M

BT4all 2024 2.0.0|LV_Berufsunfähigkeit_Absicherungsempfehlung| 25.07.2024, 17:06:10 Seite 45 von 127



LV000_201_202404     M-CKP Seite 2 von 2

NÜRNBERGER 
Lebensversicherung AG

Die Ausübung des Tarifwechsels wird unter folgenden Maßgaben vorgenommen

1. Es erfolgt ein Wechsel in einen Neuvertrag mit der gleichen Überschussverwendungsart (Beitragsabzug oder Bonusrente) 
wie im bisherigen Vertrag aus 2024. Dabei bleibt der Zahlbeitrag gleich. Die Gesamtrente ist bei Verträgen mit der Über-
schussverwendungsart „Beitragsabzug“ die versicherte Rente; bei Verträgen mit der Überschussverwendungsart „Bonus-
rente“ die versicherte Rente zuzüglich der für 2025 deklarierten Bonusrente.

2. Nach dem Tarifwechsel sind die für den neuen Vertrag 2025 geltenden Versicherungsbedingungen maßgebend.

3. Zuschläge und Ausschlüsse des ursprünglichen Vertrages aus 2024 gelten auch für den Neuvertrag fort.

4. Mit Versicherungsbeginn des Neuvertrages endet der bisherige Vertrag aus 2024 einschließlich aller eingeschlossenen 
Zusatzversicherungen.
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Beratungsbogen Einkommensschutz

Persönliche Daten der Gesprächsteilnehmer

Versicherungsnehmer und versicherte Person

Familienstand01.01.1994Geburtsdatum

Assistenzarzt/-ärztinAusgeübte Tätigkeit

AngestellterBerufsstand

Alter der KinderKinder (Anzahl)

 männlich    weiblichVorname

TitelName

Weitere Gesprächsteilnehmer

Anlass des Gesprächs und weitere Kundenwünsche

Datum des Folgetermins

 

Schadenversicherung 

Krankenversicherung 

Lebensversicherung Es besteht Interesse an

einem weiteren Termin zu

folgenden

Themenbereichen

Ort des Gesprächs
Absicherung im Rahmen des
EinkommensschutzesAnlass des Gesprächs

01.01.1994geb. amBeratungsbogen Versicherungsnehmer

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Sachkunde (Vorkenntnisse) des Kunden

 Nein Ja• der Kunde wurde über die Möglichkeiten durch einen Spezialisten aufgeklärt?

 Nein Ja
• der Kunde ist aufgrund seiner beruflichen Erfahrungen mit dem allgemeinen

Versicherungsangebot zur Absicherung im Rahmen des Einkommensschutzes vertraut.

Falls "Nein",

 Nein Ja
Der Kunde hat eine detaillierte Beratung zu den Möglichkeiten einer Absicherung im Rahmen

des Einkommensschutzes benötigt.

amFalls "Ja", durch

Die Beratung unterstützten folgende Informationen (z. B. Prospekte, Grafiken, Statistiken usw.):

Erklärung des Kunden zum maximal möglichen Beitragsaufwand

149,85 EURBeitrag monatlich

Bedarfsanalyse

 über NÜRNBERGER Versicherungs-Check Plus erstellt.

 wurde separat durchgeführt.Einkommensschutz

 wird ausdrücklich nicht gewünscht.Eine Bedarfsanalyse zum

Empfohlene Vorsorge im Rahmen des Einkommensschutzes

Risiko-Lebensversicherung

Dread Disease-Versicherung

Grundfähigkeitsversicherung

Berufs-/Dienstunfähigkeitsversicherung

Begründung für die empfohlene Vorsorge im Rahmen des Einkommensschutzes

Als wichtig wird/werden erachtet:

Eine Absicherung, die nachhaltige Aspekte in der Absicherung berücksichtigt.

BetterDoc: Unterstützung durch unabhängige Dienstleister bei der Auswahl medizinischer Leistungen wie z.B.

Facharztsuche, Zweitmeinung zu Diagnosen oder anstehenden Operationen sowie wirkungsvolle

Behandlungsmethoden.

Eine Leistung bei Arbeitsunfähigkeit.

Ein lückenloser Übergang von Arbeitsunfähigkeits- auf Berufsunfähigkeits-Leistung

01.01.1994geb. amBeratungsbogen Versicherungsnehmer

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Abweichender Kundenwunsch im Rahmen des Einkommensschutzes

Verzichtet wird auf:

Den Einschluss von Leistungen bei bestimmten schweren Erkrankungen.

Die Absicherung einer zusätzlichen lebenslangen Rente bei Pflegebedürftigkeit

Eine garantierte Rentensteigerung im Leistungsfall.

NÜRNBERGER Einsteiger-Berufsunfähigkeitsversicherung

NÜRNBERGER Selbstständige Berufsunfähigkeitsversicherung mit Dienstunfähigkeitsschutz

NÜRNBERGER Investment Berufsunfähigkeitsversicherung

NÜRNBERGER Selbstständige Berufsunfähigkeitsversicherung

Berufs-/Dienstunfähigkeitsversicherung mit Verzicht der NÜRNBERGER auf abstrakte Verweisung

Gewünschte Art der Absicherung im Rahmen des Einkommensschutzes nach Erklärung der zur Auswahl stehenden Produkte

Produktanalyse

mit einer monatlichen Rente in Höhe von 2.500,00 EUR, versichert bis Alter 67

Anlage in Investmentfonds

Bonusrente

Beitragsabzug

Überschussverwendung (Hauptversicherung)

Zusätzliche lebenslange Rente bei Pflegebedürftigkeit

Leistung bei Arbeitsunfähigkeit (AU)

Karenzzeit 3 Monate

Garantierte Rentensteigerung in Höhe von 0,0 %

Berufs-/Dienstunfähigkeits-Bedingungen 25/75 %-Klausel

Berufs-/Dienstunfähigkeits-Bedingungen 50 %-Standardregel

NeinJaWeitere Tarifmerkmale (Hauptversicherung)

in Höhe von - EUR, versichert bis Alter -

Ernstfallschutz-Zusatzversicherung

NeinJaZusatzversicherungen

Unfall-Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung mit Karenzzeit 3

Monate

Unfall-Berufsunfähigkeits-Bedingungen 25/75 %-Klausel

Unfall-Berufsunfähigkeits-Bedingungen 50 %-Standardregel

Unfall-Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung

mit einer monatlichen Rente bei unfallbedingter Berufsunfähigkeit in Höhe von - EUR/Monat, versichert bis Alter -

01.01.1994geb. amBeratungsbogen Versicherungsnehmer

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

verzinsliche Ansammlung

Bonusrente

Beitragsabzug

Überschussverwendung (Zusatzversicherung)

Krankentagegeld-Versicherung in Höhe von 15,00EUR pro Tag

NeinJaKombi-Produkte

Weitere Details zum Versicherungsumfang regelt der Versicherungsantrag.

 nein jaSollen bestehende Versicherungen zur Absicherung im Rahmen des Einkommensschutzes
weiterbestehen?

 nein jaBestehen bereits Versicherungen zur Absicherung im Rahmen des Einkommensschutzes?

Bei Krankenversicherungen: Teilweiser Verlust der Alterungsrückstellungen

Steuerliche Auswirkungen

Höherer Beitrag für die Risikoabdeckung

Neue Gesundheitsprüfung oder Risikoeinstufung

Wegfall versicherter Risiken und Änderung wesentlicher Leistungsinhalte

Verlust einer höheren Garantieverzinsung

Stornokosten

Neue Provisionskosten

Neue Abschlusskosten

Falls "nein", sind folgende Nachteile möglich:

Beendigung bestehender Versicherungen

Bitte beachten Sie, dass eine mögliche Inflation die Kaufkraft dieser Absicherung schmälert. Deshalb empfehlen wir Ihnen,

eine Beitragsdynamik einzuschließen und jedes Jahr anzunehmen.

Inflation

Antrag
Es gelten die Angaben des Kunden im Antrag

25.07.2024vom

SBU3121DC+B (BUZ2021P) + TG6Tarif

01.01.1994geb. amBeratungsbogen Versicherungsnehmer

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Zusätzliche Ergänzungen

Dauer des Gesprächs
von / bis

01.01.1994geb. amBeratungsbogen Versicherungsnehmer

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Datenträger (gebrannte CD, USB-Stick)

Papier

Ich habe dem Antragsteller bzw. dessen gesetzlichen Vertreter(n) den "Beratungsbogen Einkommensschutz" - bestehend
aus 6 Seiten - in folgender Form zur Verfügung gestellt:

DatumOrt

Hiermit wird bestätigt, dass der Antragsteller den Beratungsbogen zur Kenntnis genommen hat.

Sonstige

E-Mail

Unterschrift des VermittlersUnterschrift des Gesprächsteilnehmers

Unterschrift der weiteren Gesprächsteilnehmer

Fax

Geschäft

Mobil

PrivatTelefon 2

Geschäft

Mobil

PrivatTelefon 1

E-Mail

PLZ, Ort

Straße, Hausnummer

Ansprechpartner

Angaben zum Vermittler

01.01.1994geb. amBeratungsbogen Versicherungsnehmer

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.

LV005_300_22024|104310146|M

BT4all 2024 2.0.0|LV_Berufsunfähigkeit_Absicherungsempfehlung| 25.07.2024, 17:06:10 Seite 52 von 127



NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Sie können sich mit Ihrem Einverständnis jetzt zusätzlichen Telefon- und/oder E-Mail-Service sichern. Ihre

Einwilligungen und ein etwaiger Widerruf sind freiwillig und ohne Einfluss auf ein künftiges oder bestehendes

Vertragsverhältnis mit Unternehmen der NÜRNBERGERVersicherung*.

Einwilligungserklärung
zur Telefon- und/oder E-Mail-Werbung

FirmaHerrFrau

TitelVersicherungsscheinnummer bitte unbedingt angeben

NachnameVorname

Postleitzahl, OrtStraße, Hausnummer

E-MailTelefon

Ich kann mein Einverständnis zur Telefon- und/oder E-Mail-Werbung jederzeit formlos widerrufen, z. B. telefonisch unter

0911 531-5 oder per E-Mail an info@nuernberger.de.

Widerruf der Einwilligungserklärungen

kontaktiert zu werden.

unter der von mir angegebenen E-Mail-Adresseunter der von mir angegebenen Rufnummer

per E-Mailper Telefon

Ich bin damit einverstanden, künftig zum Zweck der Beratung und Information (Werbung) über Versicherungsprodukte und

Finanzdienstleistungsprodukte der Unternehmen der NÜRNBERGER Versicherung* von dem für mich zuständigen Vermittler

und den Unternehmen der NÜRNBERGER Versicherung*

Einwilligungserklärung zur Telefon- und E-Mail-Werbung

Unterschrift des EinwilligendenOrt, Datum

* Die Konzerngesellschaften der NÜRNBERGER Versicherung, auf die sich meine Einwilligung bezieht, sind:

Fax 0911 531-3206 oder info@nuernberger.de

NÜRNBERGER Versicherung, Ostendstraße 100, 90334 Nürnberg

Bitte senden an:

* GARANTA Versicherungs-AG

* Fürst Fugger Privatbank Aktiengesellschaft* NÜRNBERGER Beamten Allgemeine Versicherungs-AG

* NÜRNBERGER Versicherungs- und Bauspar-Vermittlungs-GmbH* NÜRNBERGER Krankenversicherung AG

* NÜRNBERGER Pensionskasse AG* NÜRNBERGER Allgemeine Versicherungs-AG

* NÜRNBERGER Pensionsfonds AG* NÜRNBERGER Lebensversicherung AG

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.

104310146|M

BT4all 2024 2.0.0|LV_Berufsunfähigkeit_Absicherungsempfehlung|LV005_22024| 25.07.2024, 17:06:10 Seite 53 von 127



NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Vertragsspezifische Informationen

Verbraucherinformationen nach VVG

Inhaltsverzeichnis für Verbraucherinformationen

- Allgemeine Vertragsdaten

- Garantiewerte

Vertragsbedingungen

Informationsblatt zu Versicherungsprodukten

Widerrufsbelehrung

- Zusätzliche Informationen nach § 2 der Verordnung über Informationspflichten bei Versicherungsverträgen (VVG-InfoV)

- Allgemeine Informationen nach § 1 der Verordnung über Informationspflichten bei Versicherungsverträgen (VVG-InfoV)

Allgemeine und zusätzliche Informationen

Allgemeine Bedingungen- GN311083

Zusätzliche Vereinbarung "Keine Leistungslücke bei Berufsunfähigkeit"- GN273744

Zusätzliche Vereinbarung zu den Allgemeinen Bedingungen- GN323137

Bedingungen für den NÜRNBERGER Spezialisten-Service- GN323135

Besondere Bedingungen für NÜRNBERGER Plus- GN314210

Steuerrechtliche Hinweise- GN274609

Allgemeine Hinweise- GN254710

Bestimmungen bei Zahlung mittels SEPA-Basislastschrift (X951_201708)- X951

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Allgemeine Vertragsdaten 

NÜRNBERGER Selbstständige Berufsunfähigkeitsversicherung

Versicherungstechnische Daten

Versicherungsnehmer

geb. 01.01.1994versicherte Person

SBU3121DCTarif

Master / Diplom / Magister / Staatsexamen / PromotionHöchste Qualifikation

40 - 59 %Bürotätigkeit

keineLeitungsfunktion

AngestellterBerufsstand

2Berufsgruppe

NeinNikotinkonsum

01.08.2024Versicherungsbeginn, mittags 12 Uhr

(vergleiche hierzu § 4 der Allgemeinen Bedingungen)

Bitte beachten Sie die Hinweise zum Einlösungsbeitrag.

01.08.2061Ablauf der Beitragszahlung

01.08.2061Ablauf der Versicherung, mittags 12 Uhr

01.08.2061Ablauf der Rentenzahlung bei Berufsunfähigkeit spätestens

Vertragliche Leistungen (siehe auch Allgemeine Bedingungen)

Hauptversicherung (SBU3121DC)

ohne Karenzzeit

2.500,00 EURMonatsrente bei tarifgemäßer Berufsunfähigkeit

keinegarantierte jährliche Rentensteigerung nach Rentenbeginn

neinjagewählte Zusatzbausteine (siehe Allgemeine Bedingungen):

Leistungen bei vorübergehender Arbeitsunfähigkeit von min. 6 bis max. 24 Monate

AU-Schutz

Zusatzleistung bei Pflegebedürftigkeit und Option auf Abschluss einer Anschluss-Pflegerenten-

Versicherung

Pflege-Schutz

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.

LV005_900_22024|104310146|M

BT4all 2024 2.0.0|LV_Berufsunfähigkeit_Absicherungsempfehlung| 25.07.2024, 17:06:10 Seite 55 von 127



NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Serviceleistung

Spezialisten-Service (ABZ2022) eingeschlossen bis zum 01.08.2061

Zusatzversicherung

bei Berufsunfähigkeit oder Pflegebedürftigkeit (BUZ2021P)

ohne Karenzzeit

Beitragsfreiheit (B) versichert bis zum 01.08.2061

Beiträge

145,26 EUR(fällig am 01. jedes Monats)monatlichTarifbeitrag

93,04 EUR(nach Abzug der derzeitigen

Überschussbeteiligung; ohne

Garantie für die Zukunft)

monatlichderzeitiger Zahlbeitrag

zu zahlen bisIhr Tarifbeitrag teilt sich auf für:

145,05 EUR01.08.2061Hauptversicherung

0,20 EUR01.08.2061Spezialisten-Service (ABZ2022)

0,01 EUR01.08.2061Beitragsfreiheit aus B

145,26 EURIhr gesamter Tarifbeitrag:

zu zahlen bisIhr Zahlbeitrag teilt sich auf für:

92,83 EUR01.08.2061Hauptversicherung

0,20 EUR01.08.2061Spezialisten-Service (ABZ2022)

0,01 EUR01.08.2061Beitragsfreiheit aus B

93,04 EURderzeitiger gesamter Zahlbeitrag

Überschussverwendung

Abzug vom BeitragHauptversicherung:

Abzug vom BeitragZusatzversicherung:

Bestandsgruppe
(vgl. Bestimmungen zur Überschussbeteiligung in den Allgemeinen Bedingungen und den Bedingungen zu

Zusatzversicherungen)

Einzelversicherung mit Überschussbeteiligung, bei der das Anlagerisiko vom

Versicherungsunternehmen getragen wird

Berufsunfähigkeits-Versicherung (einschließlich Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung)

Hauptversicherung:

Einzelversicherung mit Überschussbeteiligung, bei der das Anlagerisiko vom

Versicherungsunternehmen getragen wird

Berufsunfähigkeits-Versicherung (einschließlich Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung)

BUZ2021P:

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Dynamik

Der Jahresbeitrag steigt zu Beginn eines jeden Versicherungsjahres um 5 % des Vorjahresbeitrages und bewirkt eine

Erhöhung der Versicherungsleistung ohne erneute Risikoprüfung.

Für jede Erhöhung ist Ihnen bedingungsgemäß ein Widerspruchsrecht eingeräumt. Es gelten die Besonderen Bedingungen

für NÜRNBERGER Plus.

Die Selbstständige Berufsunfähigkeitsrente wird erhöht, bis insgesamt 6.000,00 EUR Monatsrente erreicht oder erstmals

überschritten werden. Sobald dies erfolgt ist, finden für den gesamten Vertrag keine planmäßigen Erhöhungen mehr statt.

Besondere Vereinbarungen und Hinweise

Ergänzend weisen wir auf folgende Besonderheiten hin:

Hinweis nach § 7a VVG:

Die Hauptversicherung und der Spezialisten-Service werden einheitlich vertrieben und können nicht getrennt voneinander

gekauft werden.

Bei Nachweis einer ununterbrochenen Arbeitsunfähigkeit für mehr als 6 Monate (oder ununterbrochener Arbeitsunfähigkeit

von mehr als 3 Monaten und der Bescheinigung eines Facharztes über ein voraussichtliches Fortdauern der Arbeitsunfähigkeit

bis zum Ende eines insgesamt 6 Monate ununterbrochenen Zeitraums) zahlen wir Ihnen für den Zeitraum der

vorübergehenden Arbeitsunfähigkeit, maximal für 24 Monate und bis zum Ablauf der vereinbarten Versicherungsdauer bzw.

bis zum Tod der versicherten Person, eine Rente in Höhe von 100 % der versicherten Berufsunfähigkeits-Rente.

Voraussetzung hierfür ist, dass Sie während des genannten Zeitraums keine Leistungen aufgrund von Berufsunfähigkeit,

Pflegebedürftigkeit oder spezieller Beeinträchtigung beziehen.

Einlösungsbeitrag

Damit wir Ihnen Versicherungsschutz gewähren können, müssen Sie die vereinbarten Beiträge zahlen.

Zahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, beginnt der Versicherungsschutz frühestens zu dem

Zeitpunkt, zu dem Sie den Beitrag zahlen. Der Versicherungsschutz beginnt gleichwohl zu dem vereinbarten Zeitpunkt, wenn

Sie nachweisen, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu vertreten haben.

Weitere Regelungen zum Beginn des Versicherungsschutzes, zur Fälligkeit des ersten oder einmaligen Beitrags und zur

Rechtzeitigkeit der Zahlung entnehmen Sie den für Ihren Vertrag geltenden Bedingungen.

93,04 EURFür den Zeitraum vom 01.08.2024 bis zum 01.09.2024 ist - nach Abzug der anteiligen

Überschüsse - folgender Beitrag fällig:

93,04 EURDer nächste fällige Beitrag beträgt:

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.

LV005_900_22024|104310146|M

BT4all 2024 2.0.0|LV_Berufsunfähigkeit_Absicherungsempfehlung| 25.07.2024, 17:06:10 Seite 57 von 127



NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Garantiewerte (prämienfreie Werte)

Im Folgenden finden Sie eine Übersicht der Garantiewerte Ihrer Versicherung. Dort ist die garantierte Leistung bei

Umwandlung in eine prämienfreie Versicherung angegeben.

prämienfreie MonatsrenteTerminprämienfreie MonatsrenteTermin

515,29 EUR01.08.20430,00 EUR01.08.2025

534,39 EUR01.08.20440,00 EUR01.08.2026

551,46 EUR01.08.204551,46 EUR01.08.2027

560,50 EUR01.08.204669,62 EUR01.08.2028

562,48 EUR01.08.204788,43 EUR01.08.2029

556,85 EUR01.08.2048124,99 EUR01.08.2030

543,35 EUR01.08.2049163,02 EUR01.08.2031

522,23 EUR01.08.2050201,28 EUR01.08.2032

488,54 EUR01.08.2051238,34 EUR01.08.2033

436,90 EUR01.08.2052273,40 EUR01.08.2034

364,76 EUR01.08.2053305,55 EUR01.08.2035

262,23 EUR01.08.2054336,68 EUR01.08.2036

115,05 EUR01.08.2055366,48 EUR01.08.2037

0,00 EUR01.08.2056394,86 EUR01.08.2038

0,00 EUR01.08.2057421,91 EUR01.08.2039

0,00 EUR01.08.2058447,97 EUR01.08.2040

0,00 EUR01.08.2059472,02 EUR01.08.2041

0,00 EUR01.08.2060494,53 EUR01.08.2042

Bei der Umwandlung in eine prämienfreie Versicherung entfallen in der Regel alle Zusatzversicherungen. In bestimmten

Fällen können jedoch nach der Umwandlung in eine prämienfreie Versicherung eine Berufsunfähigkeits-, Schulunfähigkeits-

oder Erwerbsunfähigkeitsrente sowie eine Ernstfallschutz-Zusatzversicherung in verminderter Höhe fortbestehen. Näheres

können Sie den Bedingungen zu den entsprechenden Zusatzversicherungen entnehmen.

Ein Rückkaufswert wird laut den Allgemeinen Bedingungen bei Kündigung nicht ausgezahlt. Die garantierten Rückkaufswerte

aus der Hauptversicherung betragen somit während der gesamten Vertragslaufzeit 0 EUR. Vorhandene Werte aus der

Überschussbeteiligung werden jedoch ausgezahlt.

Die prämienfreie Monatsrente muss den in den Allgemeinen Bedingungen genannten Mindestwert erreichen. Die

Tabellenwerte gelten nur für die derzeit versicherten Leistungen. Nach jeder Erhöhung von Beitrag und

Versicherungsleistungen ergeben sich neue Werte, die wir Ihnen dann mitteilen werden.

Die Tabellenwerte gelten nur bei einem leistungsfreien Verlauf.

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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Allgemeine Informationen nach § 1 der Verordnung über Informationspflichten bei
Versicherungsverträgen (VVG-InfoV)
(GN328231_202305)

1. Identität des Versicherers

Ihr Vertragspartner ist die NÜRNBERGER Lebensversicherung AG, Ostendstraße 100, 90334 Nürnberg. Sie hat die
Rechtsform einer Aktiengesellschaft. Sitz ist in Nürnberg. Registergericht ist das Amtsgericht Nürnberg (HRB 9342).

2. Ansprechpartner im Ausland

keine

3. Ladungsfähige Anschrift des Versicherers

NÜRNBERGER Lebensversicherung AG
Sitz: Nürnberg
Registergericht: Amtsgericht Nürnberg HRB 9342
Aufsichtsratsvorsitzender: Harald Rosenberger
Vorstand: Katja Briones-Schulz, Wolfram Politt, Andreas Politycki, Dr. Thomas Reimer, Dr. Jürgen Voß
Anschrift: 90334 Nürnberg, Ostendstraße 100, Telefon 0911 531 333-300

4. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers

Die Hauptgeschäftstätigkeit der NÜRNBERGER Lebensversicherung AG ist der unmittelbare und mittelbare Betrieb der
Lebensversicherung in allen ihren Arten und damit verbundenen Zusatzversicherungen sowie der Kapitalisierungsge-
schäfte; die Vermittlung von Versicherungen aller Art und anderer Verträge, die mit dem Betrieb der Lebensversicherung
in unmittelbarem Zusammenhang stehen; die Abwicklung bestehender Unfallversicherungen; die Verwaltung von Versor-
gungseinrichtungen.

5. Zugehörigkeit zu einem Sicherungsfonds

Die NÜRNBERGER Lebensversicherung AG ist Mitglied des Sicherungsfonds Protektor Lebensversicherungs-AG,
Wilhelmstraße 43 G, 10117 Berlin bzw. Postfach 08 03 06, 10003 Berlin.
Dieser Sicherungsfonds ist eine gesetzliche Sicherungseinrichtung der Bundesrepublik Deutschland. Er dient dem
Schutz der Ansprüche von Versicherungsnehmern, versicherten Personen, Bezugsberechtigten und sonstigen aus dem
Versicherungsvertrag begünstigten Personen. Er wird aktiv, wenn ein Versicherungsunternehmen seinen Verpflich-
tungen dauerhaft nicht mehr nachkommen kann.

6. Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung

a) Die für das Versicherungsverhältnis geltenden Bedingungen sind den Ihnen ausgehändigten Unterlagen beigefügt.
b) Angaben über die Art, den Umfang und die Fälligkeit der Leistung des Versicherers finden Sie in den Allgemeinen
Vertragsdaten sowie in den Bedingungen (Allgemeine Bedingungen, gegebenenfalls Tarifbedingungen und gegebenen-
falls Bedingungen für eventuell eingeschlossene Zusatzversicherungen).

7. Gesamtpreis der Versicherung

Den gesamten zu entrichtenden Beitrag für Ihren Vertrag können Sie den Allgemeinen Vertragsdaten entnehmen. Falls
Sie zusätzliche Leistungen (Zusatzversicherungen) eingeschlossen haben, finden Sie an dieser Stelle auch die Auftei-
lung des Beitrags auf Haupt- und Zusatzversicherungen.

8. Zusätzliche Kosten

Zusätzlich zu dem unter Punkt 7 genannten Gesamtpreis der Versicherung werden von uns keine weiteren planmäßigen
Gebühren oder Kosten erhoben. Falls aus besonderen, von Ihnen veranlassten Gründen ein zusätzlicher Verwaltungs-
aufwand verursacht wird, können wir die in solchen Fällen durchschnittlich entstehenden Kosten als pauschalen Abgel-
tungsbetrag gesondert in Rechnung stellen. Dies gilt beispielsweise bei Erteilung einer Ersatzurkunde oder von Ab-
schriften des Versicherungsscheins, schriftlicher Fristsetzung bei Nichtzahlung von Folgebeiträgen, Verzug bei Folgebei-

NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

Seite 1
Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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trägen, Rückläufern im Lastschriftverfahren, Durchführung von Vertragsänderungen. Beachten Sie bitte auch die Steuer-
rechtlichen Hinweise.
Für den Fall des Verzugs bei Folgebeiträgen beachten Sie bitte Folgendes: Erfolgt die Zahlung eines Folgebeitrags nicht
oder nicht rechtzeitig, geraten Sie in Verzug, es sei denn, Sie haben die Nichtzahlung oder verspätete Zahlung nicht zu
vertreten. Im Falle des Verzugs kann ein ersatzpflichtiger Verzugsschaden entstehen. Weitere Regelungen zur Fälligkeit
des Folgebeitrags und zur Rechtzeitigkeit der Zahlung entnehmen Sie dem entsprechenden Paragrafen der Allgemeinen
Bedingungen.

9. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung

Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung, insbesondere zur Zahlungsweise der Beiträge, können Sie den
Allgemeinen Vertragsdaten sowie den Allgemeinen Bedingungen und gegebenenfalls den Tarifbedingungen entnehmen.
Insbesondere möchten wir Sie darauf hinweisen, dass wir bei nicht rechtzeitiger Zahlung des ersten Beitrags (Einlö-
sungsbeitrag) - solange die Zahlung noch nicht bewirkt ist - vom Vertrag zurücktreten können. Ist der Einlösungsbeitrag
bei Eintritt des Versicherungsfalls noch nicht gezahlt, sind wir nicht zur Leistung verpflichtet, außer Sie weisen nach,
dass Sie die nicht rechtzeitige Zahlung nicht zu vertreten haben. Auch wenn Sie Folgebeiträge trotz unserer Mahnung
nicht zahlen, kann der Versicherungsschutz entfallen oder sich vermindern. Weitere Informationen hierzu finden Sie im
Paragrafen über die Rechtzeitigkeit der Beitragszahlung in den Allgemeinen Bedingungen. Die Fälligkeit der Beiträge
können Sie den Allgemeinen Vertragsdaten entnehmen.

10. Befristung der Gültigkeitsdauer dieser Informationen

Die Ihnen zur Verfügung gestellten Verbraucherinformationen sind für einen Zeitraum von 6 Wochen gültig, sofern der
gewählte Tarif nicht früher für den Verkauf geschlossen werden muss.

11. Kapitalanlagerisiko

Sofern wir Ihnen Leistungen vertraglich garantieren, sind diese in den Allgemeinen Vertragsdaten genannt.
Beachten Sie bitte, dass bei Fondsgebundenen Versicherungen, bei Versicherungen mit spezieller Kapitalanlage oder
Indexpartizipation oder bei Vereinbarung der Überschussverwendungsart Invest-Bonus für Leistungen, die über die Ga-
rantieleistungen hinausgehen, das Risiko der Wertentwicklung der Kapitalanlage von Ihnen getragen wird. Sie haben die
Chance, bei Kurssteigerungen der zugrunde liegenden Wertpapiere einen Wertzuwachs zu erzielen, bei Kursrückgängen
tragen Sie das Risiko der Wertminderung. Das bedeutet, dass die Leistungen aus Ihrer Versicherung je nach Entwick-
lung der zugrunde liegenden Wertpapiere höher oder niedriger ausfallen werden.
In diesem Zusammenhang weisen wir darauf hin, dass der Wert dieser Kapitalanlagen von verschiedenen Einzelrisiken,
wie etwa dem Konjunktur-, Inflations-, Transfer-, Währungs- und Liquiditätsrisiko, beeinflusst wird. Die Wirkung dieser
Faktoren verstärkt sich noch, wenn die genannten Risiken kumuliert auftreten. Auf alle diese Risiken und die damit ver-
bundene Kursentwicklung hat die NÜRNBERGER keinen Einfluss. Deshalb übernehmen wir keine Haftung für die Ent-
wicklung dieser Kapitalanlagen.
Bei Fondsgebundenen Versicherungen beachten Sie bitte den Paragrafen zum Inhalt bzw. zu den Leistungen der Versi-
cherung (§ 1 oder § 2 der Allgemeinen Bedingungen), bei Versicherungen mit spezieller Kapitalanlage bzw. mit Index-
partizipation den Paragrafen zur Überschussbeteiligung in den Allgemeinen Bedingungen und bei Vereinbarung der
Überschussverwendungsart Invest-Bonus § 1 der Besonderen Bedingungen für den Invest-Bonus.

12. Angaben über das Zustandekommen des Vertrags, Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz beginnt, wenn der Vertrag abgeschlossen worden ist, jedoch nicht vor dem mit Ihnen verein-
barten, in den Allgemeinen Vertragsdaten angegebenen Versicherungsbeginn. Ihr Vertrag gilt als abgeschlossen, wenn
wir Ihren Antrag auf Abschluss des Versicherungsvertrags angenommen haben bzw. wenn wir Ihre Annahmeerklärung
zu unserem Antrag erhalten haben. Ist der Einlösungsbeitrag bei Eintritt des Versicherungsfalls noch nicht gezahlt, sind
wir in der Regel nicht zur Leistung verpflichtet (vergleiche Punkt 9).
Vorbehaltlich Ihres Widerrufsrechts nach § 8 des Versicherungsvertragsgesetzes sind wir berechtigt, Ihren Antrag auf
Abschluss eines Versicherungsvertrags bis zum Ablauf von 6 Wochen anzunehmen. Diese Annahmefrist beginnt mit
dem Tag der ärztlichen Untersuchung oder, falls eine solche nicht erforderlich ist, mit dem Tag der Antragstellung.
Haben wir Ihnen einen Antrag auf Abschluss eines Versicherungsvertrags unterbreitet, so halten wir uns 6 Wochen an
diesen Antrag gebunden.

13. Widerrufsrecht und Widerrufsfolgen

Einzelheiten hinsichtlich Ihres Widerrufsrechts können Sie der Widerrufsbelehrung entnehmen. Diese finden Sie
auf den Folgeseiten.

NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG
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14. Laufzeit des Vertrags

Den vereinbarten Vertragsbeginn finden Sie in den Allgemeinen Vertragsdaten. Dort ist auch der vereinbarte Ablauf der
Versicherung angegeben. Andernfalls läuft der Vertrag lebenslang.

15. Beendigung des Vertrags

Der vereinbarte Ablauf der Versicherung ist in den Allgemeinen Vertragsdaten angegeben. Andernfalls läuft der
Vertrag lebenslang.
Nähere Angaben zu den vertraglichen Kündigungsbedingungen und zur Auszahlung eines Rückkaufswertes
finden Sie in den entsprechenden Paragrafen der Allgemeinen Bedingungen und gegebenenfalls der Tarifbedin-
gungen. Sind für Ihren Vertrag garantierte Rückkaufswerte vereinbart, können Sie diese den Garantiewerten ent-
nehmen.

16. Abweichendes Recht der Vertragsanbahnung

entfällt

17. Vertragsklauseln über das auf Ihren Vertrag anwendbare Recht und das zuständige Gericht

Auf Ihren Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland Anwendung. Informationen über das zuständige Ge-
richt finden Sie in den Allgemeinen Bedingungen im Paragrafen zur Streitschlichtungsstelle, zur Aufsichtsbehörde und
zum Gerichtsstand.

18. Sprache der Versicherungsbedingungen, der Kommunikation und dieser Information

Auf Ihren Versicherungsvertrag findet die deutsche Sprache Anwendung. Das bedeutet, dass alle Vertragsunterlagen,
wie zum Beispiel die Versicherungsbedingungen, diese Informationen und die übrigen Verbraucherinformationen und
auch die Kommunikation während der Laufzeit Ihres Vertrags in deutscher Sprache erfolgen.

19. Außergerichtliches Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren

Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein Versicherungsombudsmann e. V. Sie können damit das kostenlose außerge-
richtliche Streitschlichtungsverfahren in Anspruch nehmen.
Den Ombudsmann der Versicherungen erreichen Sie per:
Versicherungsombudsmann e. V., Postfach 08 06 32, 10006 Berlin
beschwerde@versicherungsombudsmann.de
www.versicherungsombudsmann.de
Telefon 0800 3696000*
Fax 0800 3699000*
* kostenfrei aus dem deutschen Telefonnetz

Falls Ihr Telefondienstanbieter oder der Netzvertrag keine Verbindung zu 0800er-Nummern ermöglicht oder wenn Sie
aus dem Ausland anrufen, erreichen Sie ihn kostenpflichtig unter +49 30 206058-99. Oder im Internet unter
www.versicherungsombudsmann.de.
Von der Inanspruchnahme des kostenlosen außergerichtlichen Streitschlichtungsverfahrens unberührt bleibt die Möglich-
keit, den Rechtsweg zu beschreiten.

20. Zuständige Aufsichtsbehörde und Beschwerdemöglichkeit

Die NÜRNBERGER Lebensversicherung AG steht unter der staatlichen Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn bzw. Postfach 12 53, 53002 Bonn.
Bitte richten Sie bei Unstimmigkeiten Ihre Beschwerden vorrangig an uns oder den betreuenden Vermittler. Darüber
hinaus haben Sie die Möglichkeit, sich an die zuständige Aufsichtsbehörde zu wenden.
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NÜRNBERGER

Lebensversicherung AG

Zusätzliche Informationen nach § 2 der Verordnung über Informa-

tionspflichten bei Versicherungsverträgen (VVG-InfoV) (X191_201901)

1. Im Beitrag enthaltene Kosten

Angaben zur Höhe der in den Beitrag einkalkulierten Kosten finden Sie im Produktinformationsblatt
bzw. im Kostenausweis nach § 2 VVG-InfoV.

2. Sonstige Kosten

Informationen über sonstige mögliche Kosten, die aus besonderen, von Ihnen veranlassten Gründen
entstehen können, finden Sie im Produktinformationsblatt bzw. im Kostenausweis nach § 2 VVG-InfoV
sowie unter Punkt 8 der Allgemeinen Informationen nach § 1 der Verordnung über Informations-
pflichten bei Versicherungsverträgen.

3. Berechnungsgrundsätze und Maßstäbe für Überschussermittlung und Überschussbeteiligung

Angaben über die für die Überschussermittlung und Überschussbeteiligung geltenden Berechnungs-
grundsätze und Maßstäbe finden Sie in den Allgemeinen Bedingungen unter "Wie erfolgt die Über-
schussbeteiligung?" sowie in den beigefügten Allgemeinen Vertragsdaten. Gelten für Ihren Vertrag
zusätzlich Tarifbedingungen, finden Sie weitere Angaben im Abschnitt "Welche Überschüsse gibt es
und wie werden sie verwendet?" der beiliegenden Tarifbedingungen.

4. Angabe der Rückkaufswerte

Besteht für Ihren Vertrag die Möglichkeit des Rückkaufs und werden Rückkaufswerte vertraglich ga-
rantiert, so finden Sie deren Höhe in den beigefügten Garantiewerten. Ob für Ihren Vertrag die Mög-
lichkeit des Rückkaufs (Kündigung) besteht, können Sie den beigefügten Allgemeinen Bedingungen
entnehmen.

5. Mindestversicherungsbetrag und Leistungen bei Umwandlung in eine beitrags-/prämienfreie Versi-

cherung

Bei Verträgen gegen laufende Beitragszahlung besteht vor Ablauf der vereinbarten Beitragszah-
lungsdauer die Möglichkeit der Umwandlung in eine beitrags-/prämienfreie Versicherung. Die Höhe
der garantierten beitrags-/prämienfreien Versicherungsleistungen finden Sie in den beigefügten Ga-
rantiewerten. Dort wird auch der konkrete Paragraf der Bedingungen genannt, dem die Angaben über
die Mindestbeträge für eine Umwandlung in eine beitrags-/prämienfreie Versicherung entnommen
werden können, falls solche für den vorliegenden Tarif zur Anwendung kommen.

6. Garantierte Leistungen

Alle in den beigefügten Garantiewerten gemäß Punkt 4 und 5 genannten Werte sind in der bezifferten
Höhe vertraglich garantiert.

7. Angaben über die der Versicherung zugrunde liegenden Fonds und Vermögenswerte

Bei Fonds- bzw. Zertifikatgebundenen Versicherungen oder bei Vereinbarung der Überschussver-
wendungsart Invest-Bonus können Sie Angaben über die der Versicherung zugrunde liegenden Fonds
und die Art der darin enthaltenen Vermögenswerte den beigefügten Informationen zu den Invest-
mentfonds entnehmen.

8. Steuerrechtliche Hinweise

Allgemeine Angaben über die für diese Versicherungsart geltende Steuerregelung finden Sie in den
beigefügten Steuerrechtlichen Hinweisen.

9. Effektivkostenangabe

Die Effektivkosten können Sie den Vertragsunterlagen entnehmen, falls die Angabe nach der Ver-
ordnung über Informationspflichten bei Versicherungsverträgen (VVG-InfoV) für den vorliegenden
Tarif vorgeschrieben ist.
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Widerrufsbelehrung
GN328111_202407

Abschnitt 1
Widerrufsrecht, Widerrufsfolgen und besondere Hinweise

Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb einer Frist von 30 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. Papierform, E-Mail) wi-
derrufen.

Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem Ihnen

• der Versicherungsschein,
• die Vertragsbestimmungen,

einschließlich der für das Vertragsverhältnis geltenden Allgemeinen Versicherungsbedingungen, diese wiederum einschließlich der Tarif-
bestimmungen,

• diese Belehrung,
• das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten
• und die weiteren in Abschnitt 2 aufgeführten Informationen

jeweils in Textform zugegangen sind.

Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:

NÜRNBERGER Lebensversicherung AG
Ostendstraße 100, 90334 Nürnberg
Leben-Kundenbetreuung@nuernberger.de
Fax 0911 531-3243

Widerrufsfolgen

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und der Versicherer hat Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des Wider-
rufs entfallenden Teil der Prämien zu erstatten, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist
beginnt. Den Teil der Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, darf der Versicherer in diesem Fall einbehalten; dabei
handelt es sich um folgenden Betrag pro Tag des bis dahin gewährten Versicherungsschutzes:

• Bei laufender Beitragszahlung 1/360 des Jahresbeitrags bzw. 1/180 des Halbjahresbeitrags bzw. 1/90 des Vierteljahresbeitrags bzw.
1/30 des Monatsbeitrags (maßgeblich ist der Tarifbeitrag; abgedruckt unter „Beiträge“ in den Allgemeinen Vertragsdaten);
• bei einem Einmalbeitrag 1/30 des unter „Beiträge“ in den Allgemeinen Vertragsdaten abgedruckten einmaligen Tarifbeitrags geteilt

durch die Dauer des vereinbarten Versicherungsschutzes in Monaten (bei lebenslanger Dauer: geteilt durch die Dauer in Monaten, die
sich bei Zugrundelegung der mittleren Lebenserwartung der (haupt-)versicherten Person gemäß den Rechnungsgrundlagen der
(Haupt-)Versicherung ergeben würde). Bei rückkaufsfähigen Einmalbeiträgen behalten wir jedoch den vollen Einmalbeitrag ein und
zahlen dafür den Rückkaufswert aus wie nachfolgend beschrieben.

Der Versicherer hat zurückzuzahlende Beträge unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs, zu erstatten.

Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, so hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leis-
tungen zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind. Haben Sie Ihr Widerrufsrecht hinsichtlich des Versi-
cherungsvertrags wirksam ausgeübt, so sind Sie auch an einen mit dem Versicherungsvertrag zusammenhängenden Vertrag nicht mehr ge-
bunden. Ein zusammenhängender Vertrag liegt vor, wenn er einen Bezug zu dem widerrufenen Vertrag aufweist und eine Dienstleistung
des Versicherers oder eines Dritten auf der Grundlage einer Vereinbarung zwischen dem Dritten und dem Versicherer betrifft. Eine Ver-
tragsstrafe darf weder vereinbart noch verlangt werden.
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Besondere Hinweise

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch, sowohl von Ihnen als auch vom Versicherer vollständig er-
füllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben.

Abschnitt 2
Auflistung der für den Fristbeginn erforderlichen weiteren Informationen

Hinsichtlich der in Abschnitt 1 Satz 2 genannten weiteren Informationen werden die Informationspflichten im Folgenden im Einzelnen auf-
geführt:

Unterabschnitt 1
Informationspflichten bei allen Versicherungszweigen

Der Versicherer hat Ihnen folgende Informationen zur Verfügung zu stellen:

1. die Identität des Versicherers und der etwaigen Niederlassung, über die der Vertrag abgeschlossen werden soll; anzugeben ist auch
das Handelsregister, bei dem der Rechtsträger eingetragen ist, und die zugehörige Registernummer;

2. die ladungsfähige Anschrift des Versicherers und jede andere Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung zwischen dem Versicherer und
Ihnen maßgeblich ist, bei juristischen Personen, Personenvereinigungen oder -gruppen auch den Namen eines Vertretungsberech-
tigten; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;

3. die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers;
4. Angaben über das Bestehen eines Garantiefonds oder anderer Entschädigungsregelungen; Name und Anschrift des Garantiefonds

sind anzugeben;
5. die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, insbesondere Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit der Leistung des Versi-

cherers;
6. den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller Steuern und sonstigen Preisbestandteile, wobei die Prämien einzeln auszu-

weisen sind, wenn das Versicherungsverhältnis mehrere selbständige Versicherungsverträge umfassen soll, oder, wenn ein genauer
Preis nicht angegeben werden kann, Angaben zu den Grundlagen seiner Berechnung, die Ihnen eine Überprüfung des Preises ermög-
lichen;

7. gegebenenfalls zusätzlich anfallende Kosten unter Angabe des insgesamt zu zahlenden Betrags sowie mögliche weitere Steuern, Ge-
bühren oder Kosten, die nicht über den Versicherer abgeführt oder von ihm in Rechnung gestellt werden;

8. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung, insbesondere zur Zahlungsweise der Prämien;
9. die Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Informationen, beispielsweise die Gültigkeitsdauer befristeter Ange-

bote, insbesondere hinsichtlich des Preises;
10. Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt, insbesondere über den Beginn der Versicherung und des Versicherungsschutzes

sowie die Dauer der Frist, während der der Antragsteller an den Antrag gebunden sein soll;
11. das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die Bedingungen, Einzelheiten der Ausübung, insbesondere Namen

und Anschrift derjenigen Person, gegenüber der der Widerruf zu erklären ist, und die Rechtsfolgen des Widerrufs einschließlich Infor-
mationen über den Betrag, den Sie im Falle des Widerrufs gegebenenfalls zu zahlen haben; soweit die Mitteilung durch Übermittlung
der Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer her-
vorgehobenen und deutlich gestalteten Form;

12. Angaben zur Laufzeit des Vertrags;
13. Angaben zur Beendigung des Vertrags, insbesondere zu den vertraglichen Kündigungsbedingungen einschließlich etwaiger Vertrags-

strafen; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;

14. die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der Versicherer der Aufnahme von Beziehungen zu Ihnen vor Abschluss des
Versicherungsvertrags zugrunde legt;

15. das auf den Vertrag anwendbare Recht, eine Vertragsklausel über das auf den Vertrag anwendbare Recht oder über das zuständige
Gericht;

16. die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in diesem Unterabschnitt genannten Vorabinformationen mitgeteilt werden,
sowie die Sprachen, in denen sich der Versicherer verpflichtet, mit Ihrer Zustimmung die Kommunikation während der Laufzeit dieses
Vertrags zu führen;
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17. einen möglichen Zugang für Sie zu einem außergerichtlichen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls die Vor-
aussetzungen für diesen Zugang; dabei ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass die Möglichkeit für Sie, den Rechtsweg zu be-
schreiten, hiervon unberührt bleibt;

18. Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde sowie die Möglichkeit einer Beschwerde bei dieser Aufsichtsbehörde.

Unterabschnitt 2
Zusätzliche Informationspflichten bei dieser Berufsunfähigkeitsversicherung

Bei dieser Berufsunfähigkeitsversicherung hat der Versicherer Ihnen zusätzlich zu den oben genannten Informationen die folgenden Infor-
mationen zur Verfügung zu stellen:

1. Angaben in Euro zur Höhe der in die Prämie einkalkulierten Kosten; dabei sind die einkalkulierten Abschlusskosten als einheitlicher
Gesamtbetrag und die übrigen einkalkulierten Kosten als Anteil der Jahresprämie unter Angabe der jeweiligen Laufzeit auszuweisen;
bei den übrigen einkalkulierten Kosten sind die einkalkulierten Verwaltungskosten zusätzlich gesondert als Anteil der Jahresprämie
unter Angabe der jeweiligen Laufzeit auszuweisen;

2. Angaben in Euro zu möglichen sonstigen Kosten, insbesondere zu Kosten, die einmalig oder aus besonderem Anlass entstehen
können;

3. Angaben über die für die Überschussermittlung und Überschussbeteiligung geltenden Berechnungsgrundsätze und Maßstäbe;
4. Angabe in Euro der in Betracht kommenden Rückkaufswerte;
5. Angaben in Euro über den Mindestversicherungsbetrag für eine Umwandlung in eine prämienfreie oder eine prämienreduzierte Versi-

cherung und über die Leistungen aus einer prämienfreien oder prämienreduzierten Versicherung;
6. das Ausmaß, in dem die Leistungen nach den Nummern 4 und 5 garantiert sind; die Angabe hat in Euro zu erfolgen;
7. allgemeine Angaben über die für diese Versicherungsart geltende Steuerregelung;
8. den Hinweis, dass der in den Versicherungsbedingungen verwendete Begriff der Berufsunfähigkeit nicht mit dem Begriff der Berufs-

unfähigkeit oder der Erwerbsminderung im sozialrechtlichen Sinne oder dem Begriff der Berufsunfähigkeit im Sinne der Versiche-
rungsbedingungen in der Krankentagegeldversicherung übereinstimmt.

Ende der Widerrufsbelehrung
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Berufsunfähigkeitsversicherung
Informationsblatt zu Versicherungsprodukten (GN319027_202107)

Unternehmen: NÜRNBERGER Lebensversicherung AG

Produkt: SBU3121DC, SBU3171DC und SBUG3121DC

Mitgliedstaat: Bundesrepublik Deutschland

Dieses Produktinformationsblatt gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte Ihrer Versicherung.  
Die vollständigen vorvertraglichen und vertraglichen Informationen finden Sie in Ihren Vertragsunterlagen (zum Beispiel 
Versicherungsantrag, Versicherungsschein und Versicherungsbedingungen). Damit Sie umfassend informiert sind,  
lesen Sie bitte alle Unterlagen durch.

Um welche Art von Versicherung handelt es sich?
Es handelt sich um eine Berufsunfähigkeitsversicherung. 

Was ist versichert? 
 Monatliche Rente:

 Wenn die versicherte Person berufsunfähig 
wird, zahlen wir für die Dauer der Berufs-
unfähigkeit die vereinbarte monatliche Rente. 
In diesem Fall brauchen Sie für die Dauer der 
Berufsunfähigkeit keine Beiträge zu zahlen. 

 Die versicherte Person gilt als berufsunfähig, 
wenn sie gesundheitlich beeinträchtigt ist und 
entweder infolge Krankheit, Verletzung des 
Körpers bzw. Kräfteverfalls oder infolge eines 
vollständigen Tätigkeitsverbots aufgrund einer 
Infektion ihren zuletzt ausgeübten Beruf, so 
wie er ohne die Beeinträchtigung ausgestaltet 
war, zu mindestens 50 % entweder 6 Monate 
nicht mehr ausüben konnte oder voraussicht-
lich 6 Monate nicht mehr ausüben kann.

 Die versicherte Person gilt ebenfalls als 
berufsunfähig, wenn sie berufsunfähig infolge 
Pflegebedürftigkeit wird. Dies ist dann der Fall, 
wenn sie pflegebedürftig gemäß den Versiche-
rungsbedingungen ist oder ein Autonomiever-
lust wegen Demenz vorliegt.

 Die versicherte Person gilt nicht als berufsun-
fähig, wenn sie eine andere Tätigkeit ausübt, 
die ihrer bisherigen Lebensstellung entspricht.

 Zeitlich befristete Rente:

 Bei speziellen Beeinträchtigungen (ständiger 
Rollstuhlbedarf, hochgradige Schwerhörig-
keit, hochgradige Sehbehinderung), die nicht 
zu Berufsunfähigkeit führen und mindestens 
6 Monate andauern oder bei Arbeitsunfä-
higkeit, die mindestens 6 Monate andauert, 
erbringen wir für maximal 24 Monate (bei 
mehrmaliger Inanspruchnahme auf die Ge-
samtdauer bezogen) die vereinbarte monatli-
che Rente. Für den Zeitraum, in dem Sie eine 
zeitlich befristete Rente erhalten, brauchen Sie 
keine Beiträge zahlen.

 Einmalige Kapitalleistung:

 Im Rahmen einer Umorganisation eines 
Selbstständigen, einer Wiedereingliederung 
in den Arbeitsmarkt und einer Rehabilitations-
maßnahme leisten wir eine einmalige Kapital-
leistung. Die Voraussetzungen und die 
maximale Höhe der jeweiligen Leistungen 
können Sie den Versicherungsbedingungen 
entnehmen.

Was ist nicht versichert?
 Individuell ausgeschlossene  

Vorerkrankungen.

 Bei Tod wird keine Leistung fällig.

Gibt es Deckungsbeschränkungen?
Wenn Sie beim Antrag falsche oder unvollständige 
Angaben machen, kann Ihr Versicherungsschutz 
vollständig oder teilweise, für die Zukunft oder 
rückwirkend entfallen. 

Zudem kann der Versicherungsschutz in bestimm-
ten Fällen ausgeschlossen sein. Dazu zählt zum 
Beispiel, wenn die Berufsunfähigkeit auf den 
folgenden Umständen beruht:

! Vorsätzliche Ausführung oder Versuch einer 
Straftat durch die versicherte Person.

! Absichtliche Herbeiführung des Leistungsfalls.

! Innere Unruhen oder kriegerische Ereignisse.

! Einsatz oder Freisetzen von ABC-Waffen bzw. 
-Stoffen.

Gegebenenfalls haben Sie für Ihren Vertrag eine 
Karenzzeit vereinbart (siehe Versicherungs-
schein). Das bedeutet für Sie: Tritt ein Versiche-
rungsfall ein, haben Sie während der Karenzzeit 
keinen Anspruch auf Versicherungsleistungen. Die 
Karenzzeit beginnt mit Eintritt des Versicherungs-
falls.

Einmalige Kapitalzahlungen bei Umorganisation 
und Wiedereingliederung sind insgesamt auf
eine Höhe von maximal 6 Monatsrenten und bei
Rehabilitationsmaßnahmen auf maximal 
1.000 EUR beschränkt.

Eine zeitlich befristete Rente aufgrund spezieller 
Beeinträchtigung kann nur einmalig in Anspruch 
genommen werden.

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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Wo bin ich versichert?
 Sie haben weltweit Versicherungsschutz. 

– Sie müssen alle Fragen, die wir Ihnen vor Abschluss des Vertrags (zum Beispiel im Antragsformular)  stellen,
wahrheitsgemäß und vollständig beantworten.

– Die Versicherungsbeiträge müssen Sie rechtzeitig und vollständig bezahlen.

– Sie müssen die Berufsunfähigkeit ärztlich nachweisen. Die versicherte Person muss sich gegebenenfalls von 
weiteren Ärzten untersuchen lassen.

– Während der Dauer einer Berufsunfähigkeit müssen Sie uns die Wiederaufnahme bzw. Änderung der 
beruflichen Tätigkeit anzeigen. 

– Zur Nachprüfung können wir jederzeit sachdienliche Auskünfte anfordern und verlangen, dass sich die 
versicherte Person in der Bundesrepublik Deutschland durch von uns beauftragte Ärzte umfassend unter-
suchen lässt.

Wann und wie zahle ich?
Den ersten Beitrag müssen Sie unverzüglich nach Abschluss des Vertrags zahlen, jedoch nicht vor dem verein-
barten Vertragsbeginn. Alle weiteren Beiträge (Folgebeiträge) müssen Sie je nach vereinbarter Zahlweise (jähr-
lich, halbjährlich, vierteljährlich oder monatlich) jeweils im Voraus zahlen. Sie können die Beiträge über weisen
oder uns ermächtigen, sie von Ihrem Konto einzuziehen.

Wann beginnt und endet die Deckung?
Der Versicherungsschutz beginnt mit Abschluss des Vertrags, frühestens jedoch am vereinbarten Versiche-
rungsbeginn. Allerdings kann unsere Leistungspflicht entfallen, wenn Sie den Beitrag nicht rechtzeitig zahlen. 
Sie sind versichert, wenn die Berufsunfähigkeit bis zum vereinbarten Ablauftermin der Versicherungsdauer 
eintritt. Den Beginn- und den Ablauftermin Ihrer Versicherung können Sie dem Versicherungsschein entnehmen.

Wie kann ich den Vertrag kündigen?
Sie können den Vertrag jederzeit zum Schluss der laufenden Versicherungsperiode (d. h. bis zur nächsten 
Beitragsfälligkeit) in Textform (zum Beispiel Papierform, E-Mail) kündigen. Bei Kündigung erlischt der Vertrag 
zum Schluss der laufenden Versicherungsperiode. Es erfolgt keine Zahlung eines Rückkaufswerts.

Bitte beachten Sie, dass die Begriffe „Berufs-
unfähigkeit“ und „Pflegebedürftigkeit“ in der 
Sozialversicherung und in der Krankentagegeld-
versicherung einen abweichenden Inhalt haben.

Die Tarife sehen gegebenenfalls eine garantierte 
jährliche Steigerung im Rentenbezug vor. Der 
genaue Prozentsatz wird im Versicherungsschein 
ausgewiesen.

Wir erbringen unsere Leistungen längstens bis 
zum Ablauf der Leistungsdauer, den Sie dem 
Versicherungsschein entnehmen können.

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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NÜRNBERGER
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Prämie; Kosten
145,26 EUR(fällig am 01. jedes Monats,

erstmals zu

Versicherungsbeginn)

monatlichTarifbeitrag

52,22 EURabzüglich Verrechnung der derzeitigen Überschussbeteiligung*

93,04 EURZahlbeitrag
(* Den Abzug einer Überschussbeteiligung können wir nicht garantieren. Die Überschussbeteiligung ist veränderlich und kann

schlechtestenfalls Null betragen.)

01.08.2024Die Beitragszahlung beginnt am

01.07.2061Der letzte Beitrag ist fällig zum

Falls Sie uns ein SEPA-Lastschriftmandat erteilen, sorgen Sie bitte rechtzeitig für ausreichende Deckung auf Ihrem Konto.

Der erste Beitrag ist unverzüglich (d. h. ohne schuldhaftes Zögern) nach Abschluss des Vertrages zu zahlen, jedoch nicht vor

dem Versicherungsbeginn.

Wenn Sie den ersten Beitrag nicht rechtzeitig zahlen, können wir - solange die Zahlung nicht bewirkt ist - vom Vertrag

zurücktreten, außer Sie weisen uns nach, dass Sie die nicht rechtzeitige Zahlung nicht zu vertreten haben. Ist der erste Beitrag

bei Eintritt des Versicherungsfalls noch nicht gezahlt, sind wir nicht zur Leistung verpflichtet, außer Sie weisen uns nach, dass

Sie das Ausbleiben der Zahlung nicht zu vertreten haben.

Alle weiteren Beiträge (Folgebeiträge) sind zu den oben angegebenen Fälligkeitsterminen zu zahlen. Wenn Sie einen

Folgebeitrag nicht oder nicht rechtzeitig zahlen, gefährden Sie den Versicherungsschutz. Außerdem können wir den Vertrag

unter bestimmten Voraussetzungen kündigen. Diese Nachteile treten nicht ein, wenn die Zahlung ohne Ihr Verschulden

ausgeblieben ist bzw. verspätet war.

Möchten Sie mehr zu diesem Thema wissen, sehen Sie dazu bitte in den Allgemeinen Bedingungen unter "Was müssen Sie

bei der Beitragszahlung beachten?" und "Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag nicht rechtzeitig zahlen?" nach.

In den Beitrag einkalkulierte KostenA

Alle nachfolgenden Kostenausweise erfolgen auf Grundlage der oben angegebenen Beitragshöhe. Etwaige zukünftige

Vertragsänderungen wie z. B. Zuzahlungen während der Vertragslaufzeit, die Umwandlung in eine prämien-/

beitragsfreie Versicherung, Dynamikerhöhungen, etc., können die Kosten verringern oder erhöhen.

Abschluss- und Vertriebskosten: 2.165,71 EUR.I.

Die gesamten Abschluss- und Vertriebskosten werden nicht gesondert in Rechnung gestellt, sondern sind bereits in den

Beitrag einkalkuliert. Diese Kosten decken z. B. die Vergütung des Abschlussvermittlers, die Kosten der

Antrags-/Risikoprüfung sowie der Antrags- und Vertragsunterlagen.

Ein Kostenteil in Höhe von 1.547,07 EUR wird dem Vertrag zu Vertragsbeginn einmalig belastet. Im Falle einer

prämienfreien Umwandlung wird die prämienfreie Versicherungssumme jedoch unter Berücksichtigung eines

Mindestdeckungskapitals berechnet, das sich bei gleichmäßiger Verteilung der angesetzten Abschluss- und

Vertriebskosten auf die ersten 5 Vertragsjahre berechnet. Dies hat zur Folge, dass bei einer prämienfreien Umwandlung

vor Ablauf von 5 Jahren weniger als die gesamten einkalkulierten Abschluss- und Vertriebskosten angesetzt werden.

Übrige in den Beitrag einkalkulierte KostenII.

Verwaltungskosten1.

Während der Laufzeit (= Beitragszahlungsdauer) werden die Verwaltungskosten aus den Beiträgen gedeckt:a)

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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NÜRNBERGER
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In den Beitrag unmittelbar einkalkulierte Verwaltungskosten:•

Während der Laufzeit (= Beitragszahlungsdauer) von 37 Jahren bis zum 01.08.2061 entfallen auf die

Jahresprämie (1.743,12 EUR) unmittelbar einkalkulierte Verwaltungskosten von jährlich 205,33 EUR.

(entfällt)b)

Mögliche sich aus a) und b) ergebende Verwaltungskosten im 1. vollen Vertragsjahr: 205,33 EUR.c)

Sonstige einkalkulierte Kosten: 0,00 EUR.2.

Mögliche sonstige KostenB

Aus besonderem Anlass oder einmalig können Kosten entstehen, die nicht in den Beitrag einkalkuliert sind. Für folgende

mögliche Aufwände stellen wir Ihnen aktuell folgende Kosten in Rechnung:

1,00 EURMahnung eines Beitrags

gesetzlicher Verzugszins (5 % -Punkte über Basiszins)Mahnzins

6,00 EURRückläufer im Lastschriftverfahren

30,00 EURPolicenabschrift / -zweitschrift bzw.

Ersatzversicherungsschein

15,00 EURVertragsänderung (außer einfache Bearbeitung)

2,50 EUREntnahme des Überschussguthabens (sofern

bedingungsgemäß möglich)

1 % der Entnahmesumme, maximal 50,00 EUREntnahme von Fondsanteilen (sofern bedingungsgemäß

möglich)

2,50 EURVerrechnung offener Darlehenszinsen mit den Überschüssen

der Versicherung

nach tatsächlichem AnfallKosten für Arztauskünfte (z. B. im Zuge der Leistungsprüfung)

2 % des Vertragswerts aus der Ehezeit, aber:

mindestens 200,00 EUR, höchstens 500,00 EUR

Entnahme eines Vertragswerts aufgrund

Versorgungsausgleichs

Sofern Sie uns im Falle des Ansatzes einer Pauschale nachweisen, dass die der Bemessung zugrunde liegenden Annahmen in

Ihrem Fall dem Grunde nach nicht zutreffen, so entfällt die Pauschale. Sofern Sie uns nachweisen, dass die Pauschale der

Höhe nach wesentlich niedriger zu beziffern ist, wird sie entsprechend herabgesetzt.

Die Höhe der in Teil B genannten Kostensätze kann sich während der Vertragslaufzeit ändern. Auf Wunsch geben wir Ihnen

während der Vertragslaufzeit gerne die aktuellen Kostensätze bekannt.

Möchten Sie mehr zu diesem Thema wissen, sehen Sie dazu bitte in den Allgemeinen Bedingungen unter „Welche Kosten

stellen wir Ihnen gesondert in Rechnung?“ nach.

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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Allgemeine Bedingungen für die NÜRNBERGER Selbstständige Berufsunfähigkeits-
versicherung mit Arbeitsunfähigkeitsschutz (Komfort-Schutz)
(GN311083_202207)

Inhaltsverzeichnis

Einführung

Leistung

§ 1 Welche Leistungen erbringen wir?

§ 2 Was ist Berufsunfähigkeit und Arbeitsunfähigkeit
im Sinne dieser Bedingungen?

§ 3 Wie erfolgt die Überschussbeteiligung?

§ 4 Wann beginnt Ihr Versicherungsschutz?

§ 5 In welchen Fällen ist der Versicherungsschutz aus-
geschlossen?

§ 6 Was bedeutet die vorvertragliche Anzeigepflicht
und welche Folgen hat ihre Verletzung?

§ 7 Welche Anzeige- und Mitwirkungspflichten sind zu
beachten und welche Folgen hat eine Pflichtverlet-
zung?

§ 8 Wann geben wir eine Erklärung über unsere Leis-
tungspflicht ab?

§ 9 Was gilt nach Anerkennung der Berufsunfähigkeit?

§ 10 Was gilt bei einer Verletzung der Mitwirkungs-
pflichten im Rahmen der Nachprüfung?

§ 11 Welche Bedeutung hat der Versicherungsschein?

§ 12 Wer erhält die Leistung?

Beitrag

§ 13 Was müssen Sie bei der Beitragszahlung be-
achten?

§ 14 Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag nicht recht-
zeitig zahlen?

Gestaltungsmöglichkeiten nach Versicherungsbeginn

§ 15 Welche Gestaltungsmöglichkeiten haben Sie nach
Versicherungsbeginn?

Kündigung und Umwandlung in eine prämienfreie
Versicherung

§ 16 Welche anderen Möglichkeiten als eine Kündigung
oder eine Umwandlung in eine prämienfreie Versi-
cherung haben Sie bei Zahlungsschwierigkeiten?

§ 17 Wann können Sie Ihren Vertrag kündigen und
welche Leistungen erbringen wir?

§ 18 Wann können Sie Ihren Vertrag in eine prämien-
freie Versicherung umwandeln und welche Auswir-
kungen hat dies?

Kosten

§ 19 Welche Kosten sind in Ihrem Vertrag vereinbart?

§ 20 Welche Kosten stellen wir Ihnen gesondert in
Rechnung?

Sonstige Vertragsbestimmungen

§ 21 Was gilt für unsere Kapitalanlage?

§ 22 Was gilt, wenn sich Ihre Postanschrift und/oder Ihr
Name ändern?

§ 23 Welche weiteren Mitteilungspflichten haben Sie?

§ 24 Welches Recht findet auf Ihren Vertrag Anwen-
dung?

§ 25 Streitschlichtungsstelle, Aufsichtsbehörde und Ge-
richtsstand

Begriffsbestimmungen
 

Einführung

Bitte beachten Sie, dass die in den nachfolgenden Bedin-
gungen verwendeten Begriffe der Berufsunfähigkeit, Pfle-
gebedürftigkeit und Arbeitsunfähigkeit nicht mit den Be-
griffen der Berufsunfähigkeit, Erwerbsminderung, Pflege-
bedürftigkeit oder Arbeitsunfähigkeit im sozialrechtlichen
Sinne oder den entsprechenden Begriffen im Sinne der
Versicherungsbedingungen der privaten Krankentage-
geldversicherung übereinstimmen.

Leistung

§ 1 Welche Leistungen erbringen wir?

Unsere Leistungspflicht setzt den Eintritt eines Versiche-
rungsfalls (Berufsunfähigkeit oder Berufsunfähigkeit in-
folge Pflegebedürftigkeit, Arbeitsunfähigkeit, spezielle Be-
einträchtigung, Wiedereingliederung, Umorganisation, Re-
habilitation) während der Versicherungsdauer voraus. Die
Versicherungsdauer ist der Zeitraum, innerhalb dessen
Versicherungsschutz besteht.
Die Leistungsdauer bezeichnet den Zeitraum, bis zu
dessen Ablauf eine während der Versicherungsdauer an-
erkannte Leistung längstens erbracht wird. Bei unseren
Leistungen bei Berufsunfähigkeit sowie Berufsunfähigkeit
infolge Pflegebedürftigkeit (siehe Absätze 1 bis 3) ent-
spricht die Leistungsdauer der Versicherungsdauer. Bei

NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG
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unseren Leistungen bei speziellen Beeinträchtigungen
(siehe Absätze 5 bis 8) sowie bei Arbeitsunfähigkeit
(siehe Absätze 11 bis 14) ist die Leistungsdauer jeweils
auf maximal 24 Monate begrenzt. Bei der Wiedereinglie-
derungshilfe, der Umorganisationshilfe sowie der Rehabi-
litationshilfe handelt es sich jeweils um eine einmalige Ka-
pitalleistung (ohne Leistungsdauer).

Unsere Leistungen bei Berufsunfähigkeit

(1) Wird die versicherte Person während der Versiche-
rungsdauer entweder

• berufsunfähig (siehe § 2 Absätze 1 bis 5) oder
• berufsunfähig infolge Pflegebedürftigkeit (siehe § 2 Ab-

sätze 6 bis 9), ohne dass Berufsunfähigkeit im Sinne von
§ 2 Absätze 1 bis 5 vorliegt,

erbringen wir folgende Leistungen:

• Wir zahlen die vereinbarte Berufsunfähigkeitsrente,
längstens für die Versicherungsdauer. Wenn Sie eine
garantierte Rentensteigerung eingeschlossen haben, er-
höht sich unsere Berufsunfähigkeits-Rentenzahlung
nach dem Eintritt des Versicherungsfalls bis zu dessen
Ende garantiert zum Beginn jedes Versicherungsjahres
um den in den Allgemeinen Vertragsdaten genannten
Prozentsatz (garantierte Rentensteigerung nach Renten-
beginn). Mit dem Ende des Versicherungsfalls wird die
Erhöhung auf 0,00 EUR gesetzt. Bei Eintritt eines wei-
teren Versicherungsfalls beginnt die Rentenzahlung also
wieder mit der nicht erhöhten Rente und steigert sich
von da aus neu bis zum Ende des weiteren Versiche-
rungsfalls um den in den Allgemeinen Vertragsdaten ge-
nannten Prozentsatz; frühere Rentensteigerungen
bleiben unberücksichtigt. Endet ein Versicherungsfall
und tritt innerhalb von 24 Monaten ein neuer Versiche-
rungsfall aufgrund derselben Ursache ein, beginnt die
Rentenzahlung mit der aus dem ersten Versicherungsfall
erreichten Rente und steigert sich von da aus weiter.

• Wir befreien Sie von der Beitragszahlungspflicht für die
Berufsunfähigkeitsversicherung sowie eventuell einge-
schlossene Zusatzversicherungen, längstens für die ver-
einbarte Beitragszahlungsdauer.

Im vorliegenden Tarif gilt: Bei Berufsunfähigkeit nach § 2
Absätze 1 bis 5 erbringen wir unterhalb eines Grades der
Berufsunfähigkeit von 50 % keine Leistungen. Bei Berufs-
unfähigkeit infolge Pflegebedürftigkeit nach § 2 Absätze 6
bis 9 erbringen wir unsere Leistungen auch unterhalb
eines Grades der Berufsunfähigkeit von 50 %.

(2) Der Anspruch auf Beitragsbefreiung und Berufsunfä-
higkeits-Rentenzahlung entsteht

• mit Ablauf des Versicherungsmonats, in dem die Berufs-
unfähigkeit im Sinne dieser Bedingungen eingetreten ist;

• im Fall einer vereinbarten Karenzzeit mit Ablauf des Ver-
sicherungsmonats, in dem die Karenzzeit abläuft. Der

Ablauf der Karenzzeit setzt voraus, dass die Berufsunfä-
higkeit im Sinne dieser Bedingungen während der Ka-
renzzeit ununterbrochen bestanden hat und bei deren
Ablauf noch andauert. Endet ein Versicherungsfall (Be-
rufsunfähigkeit) und tritt innerhalb von 24 Monaten ein
neuer Versicherungsfall (Berufsunfähigkeit) aufgrund
derselben Ursache ein, werden bereits zurückgelegte
Karenzzeiten berücksichtigt.

(3) Der Anspruch auf Beitragsbefreiung und Berufsunfä-
higkeits-Rentenzahlung endet in folgenden Fällen mit Ab-
lauf des jeweiligen Versicherungsmonats:

• Berufsunfähigkeit im Sinne dieser Bedingungen liegt
nicht mehr vor. War unsere Leistungspflicht anerkannt
oder gerichtlich festgestellt, ist die Anspruchsbeendi-
gung an die Voraussetzungen und Fristen nach § 9 ge-
bunden.

• Die versicherte Person stirbt.
• Die Versicherungsdauer läuft ab.

(4) Wird die versicherte Person erst nach dem Ablauf der
Versicherungsdauer berufsunfähig, besteht kein Anspruch
auf eine Versicherungsleistung.

Unsere Leistungen bei speziellen Beeinträchtigungen

(5) Ist die versicherte Person weder berufsunfähig noch
berufsunfähig infolge Pflegebedürftigkeit und tritt bei ihr
während der Versicherungsdauer eine spezielle Beein-
trächtigung im Sinne des § 2 Absatz 13 ein, erbringen wir
folgende Leistungen mit einer auf längstens 24 Monate
begrenzten Leistungsdauer.

• Wir zahlen die vereinbarte Berufsunfähigkeitsrente,
längstens für die Versicherungsdauer und längstens bis
zum Ablauf der auf 24 Monate begrenzten Leistungs-
dauer für spezielle Beeinträchtigungen. Wenn Sie eine
garantierte Rentensteigerung eingeschlossen haben, er-
höht sich diese Berufsunfähigkeitsrente nach Eintritt der
speziellen Beeinträchtigung und bis zu deren Ende,
längstens 24 Monate, und zwar zu Beginn eines jeden
Versicherungsjahres, um den in den Allgemeinen Ver-
tragsdaten genannten Prozentsatz (garantierte Renten-
steigerung nach Rentenbeginn).
Nach dem Ende der speziellen Beeinträchtigung, längs-
tens aber nach 24 Monaten, wird die Erhöhung der Be-
rufsunfähigkeitsrente zurückgesetzt. Das bedeutet, dass
bei jedem danach während der Versicherungsdauer ein-
tretenden Versicherungsfall die Berufsunfähigkeits-Ren-
tenzahlung wieder in Höhe der ursprünglich versicherten
Berufsunfähigkeitsrente beginnt; in der Vergangenheit
eventuell bereits erfolgte garantierte Rentensteige-
rungen werden nicht angerechnet.

• Wir befreien Sie von der Beitragszahlungspflicht für die
Berufsunfähigkeitsversicherung sowie eventuell einge-
schlossene Zusatzversicherungen, längstens für die Bei-
tragszahlungsdauer und längstens bis zum Ablauf der
auf 24 Monate begrenzten Leistungsdauer.

NÜRNBERGER
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(6) Der Anspruch auf Beitragsbefreiung und Berufsunfä-
higkeits-Rentenzahlung wegen einer speziellen Beein-
trächtigung entsteht

• mit Ablauf des Versicherungsmonats, in dem die spezi-
elle Beeinträchtigung (siehe § 2 Absatz 13) eingetreten
ist;

• im Fall einer vereinbarten Karenzzeit mit Ablauf des Ver-
sicherungsmonats, in dem die Karenzzeit abläuft. Der
Ablauf der Karenzzeit setzt voraus, dass die spezielle
Beeinträchtigung während der Karenzzeit ununterbro-
chen bestanden hat und bei deren Ablauf noch an-
dauert. Die maximale Leistung von 24 Monatsrenten ver-
kürzt sich um die Zahl an Monatsrenten, die auf die Ka-
renzzeit entfallen.

(7) Der Anspruch auf Beitragsbefreiung und Berufsunfä-
higkeits-Rentenzahlung wegen einer speziellen Beein-
trächtigung endet in folgenden Fällen mit Ablauf des je-
weiligen Versicherungsmonats:

• Die 24-monatige Leistungsdauer läuft ab.
• Die spezielle Beeinträchtigung im Sinne des § 2 Ab-

satz 13 liegt nicht mehr vor oder die versicherte Person
wird berufsunfähig bzw. berufsunfähig infolge Pflegebe-
dürftigkeit. War unsere Leistungspflicht wegen spezieller
Beeinträchtigung anerkannt oder gerichtlich festgestellt,
ist eine Anspruchsbeendigung vor Ablauf der 24-mona-
tigen Leistungsdauer an die Voraussetzungen und
Fristen nach § 9 gebunden.

• Die versicherte Person stirbt.
• Die Versicherungsdauer läuft ab.

(8) Leistungen nach den Absätzen 5 bis 7 können nur ein-
malig in Anspruch genommen werden. Mit der Anspruchs-
beendigung nach Absatz 7 erlischt die Leistungspflicht
aus den Absätzen 5 bis 7 insgesamt und endgültig. Dies
gilt auch dann, wenn die 24-monatige Leistungsdauer bis
zur Beendigung noch nicht voll ausgeschöpft war.

Unsere Leistung bei Rehabilitationsmaßnahmen

(9) Wurde die versicherte Person während der Versiche-
rungsdauer berufsunfähig (siehe § 2 Absätze 1 bis 5) oder
berufsunfähig infolge Pflegebedürftigkeit (siehe § 2 Absät-
ze 6 bis 9) und hat sie deswegen freiwillig einen oder
mehrere Rehabilitations-Dienst(e) auf eigene Kosten in
Anspruch genommen, zahlen wir eine Rehabilitationshilfe
von bis zu maximal 1.000,00 EUR. Voraussetzung ist,
dass die Inanspruchnahme des Rehabilitations-Dienstes
geeignet ist, zu einer schnelleren Wiederherstellung der
Berufsfähigkeit beizutragen. Ihnen steht die freie Wahl
aus allen am Markt verfügbaren entsprechenden Dienst-
leistern offen. Wenn Sie sich bereits im Vorfeld einer Inan-
spruchnahme an uns wenden, prüfen wir gerne vorab, ob
wir eine entsprechende Eignung anerkennen. Ob die
Maßnahmen tatsächlich den beabsichtigten Erfolg er-
zielen, ist für unsere Leistung ohne Bedeutung.

Die Rehabilitationshilfe kann einmalig oder mehrfach in
Anspruch genommen werden, insgesamt jedoch maximal
in Höhe einer Gesamtleistung von 1.000,00 EUR für alle
bei der NÜRNBERGER Versicherung auf die versicherte
Person abgeschlossenen Berufsunfähigkeits-(Zusatz-)ver-
sicherungen.

Unsere Leistung bei Wiedereingliederung

(10) Wurde die versicherte Person während der Versiche-
rungsdauer berufsunfähig (siehe § 2 Absätze 1 bis 5) und
stellen wir unsere anerkannte oder gerichtlich festgestellte
Leistungspflicht nach § 9 ein, zahlen wir eine Wiederein-
gliederungshilfe, wenn außerdem die beiden folgenden
Voraussetzungen erfüllt sind:

• Die versicherte Person hat eine Umschulungsmaß-
nahme durch das Arbeitsamt oder einen anderen Träger
erfolgreich abgeschlossen und übt wieder eine Tätigkeit
aus, die sie aufgrund der bisherigen und/oder der neu
erworbenen beruflichen Fähigkeiten und/oder Ausbil-
dungen ausüben kann und die ihrer Lebensstellung bei
Eintritt der Berufsunfähigkeit entspricht.

• Bei Entstehen des Anspruchs auf Wiedereingliederungs-
hilfe, das heißt zum Zeitpunkt der Einstellung der Zah-
lungen im Nachprüfungsverfahren nach § 9, beträgt die
verbleibende Versicherungsdauer noch mindestens
12 Monate.

Die Wiedereingliederungshilfe ist eine einmalige Kapital-
leistung in Höhe von 6 monatlichen Berufsunfähigkeits-
renten, insgesamt maximal 15.000,00 EUR für alle bei der
NÜRNBERGER Versicherung auf die versicherte Person
abgeschlossenen Berufsunfähigkeits-(Zusatz-)versiche-
rungen. Eine Monatsrente entspricht dabei der zuletzt vor
Leistungseinstellung gezahlten Monatsrente. Bei erneuter
Leistungspflicht wegen Berufsunfähigkeit, spezieller Be-
einträchtigung oder Arbeitsunfähigkeit innerhalb von
6 Monaten wird eine geleistete Wiedereingliederungshilfe
dann auf neu entstehende Rentenansprüche zu deren Til-
gung angerechnet, wenn die erneute Leistungspflicht auf
dem im Wesentlichen gleichen medizinischen Grund be-
ruht.

Unsere Leistungen bei vorübergehender Arbeitsunfä-
higkeit (AU-Schutz)

(11) Leistungen wegen vorübergehender Arbeitsunfähig-
keit einerseits und Berufsunfähigkeit oder Berufsunfähig-
keit infolge Pflegebedürftigkeit bzw. wegen spezieller Be-
einträchtigung anderseits können nicht für identische
Zeiträume bezogen werden. Mit dieser Maßgabe gilt:

Wird die versicherte Person während der Versicherungs-
dauer

• mindestens 3 Monate ununterbrochen arbeitsunfähig
(siehe § 2 Absätze 10 und 11) und bescheinigt ein Fach-
arzt das voraussichtliche Fortdauern der Arbeitsunfähig-
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keit bis zum Ende eines insgesamt sechs Monate unun-
terbrochenen Zeitraums,

• mindestens 6 Monate ununterbrochen arbeitsunfähig
(siehe § 2 Absätze 10 und 11),

erbringen wir folgende Leistungen:

• Wir zahlen eine Arbeitsunfähigkeitsrente in Höhe der
vereinbarten Berufsunfähigkeitsrente, längstens für die
vereinbarte Versicherungsdauer, wobei die Leistung auf
insgesamt maximal 24 Monatsrenten beschränkt ist. Bei
vereinbarter Karenzzeit verkürzt sich die maximale Leis-
tung von 24 Monatsrenten um die Zahl an Monatsrenten,
die auf die Karenzzeit entfallen. Wenn Sie eine garan-
tierte Rentensteigerung eingeschlossen haben, erhöht
sich diese Arbeitsunfähigkeitsrente nach Eintritt der Ar-
beitsunfähigkeit und bis zu deren Ende, längstens
24 Monate, und zwar zu Beginn eines jeden Versiche-
rungsjahres, um den in den Allgemeinen Vertragsdaten
genannten Prozentsatz (garantierte Rentensteigerung
nach Rentenbeginn).
Nach dem Ende der Arbeitsunfähigkeit, längstens aber
nach 24 Monaten, wird die Erhöhung der Arbeitsunfähig-
keitsrente zurückgesetzt. Das bedeutet, dass bei jedem
danach während der Versicherungsdauer eintretenden
Versicherungsfall die Berufsunfähigkeits- bzw. die Ar-
beitsunfähigkeits-Rentenzahlung wieder in Höhe der ur-
sprünglich versicherten Berufsunfähigkeitsrente beginnt;
in der Vergangenheit eventuell bereits erfolgte garan-
tierte Rentensteigerungen werden nicht angerechnet.

• Wir befreien Sie von der Beitragszahlungspflicht für die
Berufsunfähigkeitsversicherung sowie eventuell einge-
schlossene Zusatzversicherungen, längstens für die ver-
einbarte jeweilige Beitragszahlungsdauer sowie längs-
tens für die Zeit, für die wir gemäß dem vorstehenden
Punkt eine Arbeitsunfähigkeitsrente zahlen.

Ist die versicherte Person während der Versicherungs-
dauer mehrmals 6 Monate ununterbrochen arbeitsunfähig
im Sinne dieser Bedingungen, ist die Leistungsdauer für
alle eintretenden Arbeitsunfähigkeitszeiten zusammen auf
24 Monate beschränkt.

(12) Der Anspruch auf Beitragsbefreiung und Rentenzah-
lung entsteht

• nach Ablauf des dritten vollen Versicherungsmonats mit
der Erstellung der Fortdauer-Bescheinigung für den
vierten bis sechsten Monat, dann rückwirkend auf den
Zeitpunkt des Ablaufs des ersten vollen Versicherungs-
monats,in dem die Arbeitsunfähigkeit eingetreten ist;

• mit Ablauf des sechsten vollen Versicherungsmonats
rückwirkend auf den Zeitpunkt des Ablaufs des ersten
vollen Versicherungsmonats, in dem die Arbeitsunfähig-
keit eingetreten ist;

• im Fall einer vereinbarten Karenzzeit nach dem Ablauf
des vierten vollen Versicherungsmonats mit der Erstel-
lung der Fortdauer-Bescheinigung für den vierten bis
sechsten Monat, dann rückwirkend auf den Zeitpunkt
des Ablaufs der Karenzzeit. Der Ablauf der Karenzzeit

setzt voraus, dass die Arbeitsunfähigkeit im Sinne dieser
Bedingungen während der Karenzzeit ununterbrochen
bestanden hat und bei deren Ablauf noch andauert.
Endet ein Versicherungsfall (Arbeitsunfähigkeit) und tritt
innerhalb von 24 Monaten ein neuer Versicherungsfall
(Arbeitsunfähigkeit) aufgrund derselben Ursache ein,
werden bereits zurückgelegte Karenzzeiten berücksich-
tigt.

• im Fall einer vereinbarten Karenzzeit mit dem Ablauf des
sechsten vollen Versicherungsmonats, rückwirkend auf
den Zeitpunkt des Ablaufs der Karenzzeit. Der Ablauf
der Karenzzeit setzt voraus, dass die Arbeitsunfähigkeit
im Sinne dieser Bedingungen während der Karenzzeit
ununterbrochen bestanden hat und bei deren Ablauf
noch andauert. Endet ein Versicherungsfall (Arbeitsunfä-
higkeit) und tritt innerhalb von 24 Monaten ein neuer
Versicherungsfall (Arbeitsunfähigkeit) aufgrund der-
selben Ursache ein, werden bereits zurückgelegte Ka-
renzzeiten berücksichtigt.

(13) Der Anspruch auf Beitragsbefreiung und Rentenzah-
lung wegen Arbeitsunfähigkeit endet in folgenden Fällen
mit Ablauf des jeweiligen Versicherungsmonats:

• Die vorübergehende Arbeitsunfähigkeit im Sinne dieser
Bedingungen liegt nicht mehr vor.

• Die versicherte Person stirbt.
• Die Versicherungsdauer läuft ab.
• Die maximale Anzahl von insgesamt 24 Monatsrenten

wegen vorübergehender Arbeitsunfähigkeit wurde er-
bracht.

• Die Leistungspflicht wegen Berufsunfähigkeit oder Be-
rufsunfähigkeit infolge Pflegebedürftigkeit ist von uns an-
erkannt bzw. gerichtlich festgestellt, oder Leistungen
wegen Berufsunfähigkeit oder Berufsunfähigkeit infolge
Pflegebedürftigkeit werden von uns erbracht.

(14) Sobald wir Leistungen wegen Berufsunfähigkeit oder
Berufsunfähigkeit infolge Pflegebedürftigkeit oder wegen
einer speziellen Beeinträchtigung im Sinne dieser Bedin-
gungen erbringen, stellen wir unsere Leistungen wegen
Arbeitsunfähigkeit ein. Wurde von uns ein Anspruch auf
Leistungen wegen Berufsunfähigkeit oder Berufsunfähig-
keit infolge Pflegebedürftigkeit rückwirkend anerkannt,
werden etwaige im maßgeblichen Zeitraum wegen Ar-
beitsunfähigkeit erbrachte Leistungen mit dem Anspruch
verrechnet; wir behandeln die Leistungen des maßgebli-
chen Zeitraums dann rückwirkend als solche wegen Be-
rufsunfähigkeit, das heißt diese Monate werden nicht auf
die maximale Leistungsdauer von 24 Monatsrenten
wegen Arbeitsunfähigkeit angerechnet.

Keine Leistung bei Tod (allenfalls Überschüsse)

(15) Stirbt die versicherte Person bei laufender Beitrags-
zahlung, wird Ihr Versicherungsvertrag zur nächsten Bei-
tragsfälligkeit beendet; eine Leistung aus der Hauptversi-
cherung wird nicht fällig. War Ihr Versicherungsvertrag
zuvor prämienfrei umgewandelt, wird er in diesem Fall
zum nächsten Monatsersten (mittags 12 Uhr) beendet. Es
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erfolgt keine Auszahlung eines Rückkaufswerts aus der
Hauptversicherung. Auch eine Rückzahlung der Beiträge
können Sie nicht verlangen. Sie erhalten jedoch - wenn
und soweit vorhanden - die Überschüsse und Bewer-
tungsreserven (siehe § 3 Absatz 5). Sind Zusatzversiche-
rungen eingeschlossen, kommt es insoweit auf deren Ver-
sicherungsumfang an.

Sonstige Regelungen für alle Leistungen

(16) Der Versicherungsschutz besteht weltweit.

(17) Eine Meldefrist besteht nicht (siehe § 7 Absatz 1).
Eine frühzeitige Anzeige des Versicherungsfalls erleichtert
jedoch die Prüfung Ihrer Ansprüche und verringert bzw.
vermeidet etwaige Feststellungsschwierigkeiten.

(18) Die jeweilige Rente zahlen wir monatlich im Voraus.

(19) Unsere Leistungen überweisen wir dem Empfangs-
berechtigten auf das uns angegebene Konto. Bei Über-
weisungen in Länder außerhalb des Europäischen Zah-
lungsverkehrsraumes (SEPA) trägt der Empfangsberech-
tigte die verbundene Gefahr. Eine Auszahlung in anderer
Weise, insbesondere in bar oder per Scheck, ist ausge-
schlossen.

(20) Ein entstandener Anspruch wird in der Regel erst
fällig, wenn Sie Ihre Mitwirkungspflichten (siehe § 7 Ab-
sätze 3 bis 8) erfüllt haben und wir daraufhin unsere Erhe-
bungen abschließen konnten (siehe § 7 Absatz 9). Wir
entscheiden dann über die Leistungspflicht. Bis zu dieser
Entscheidung müssen Sie die Beiträge in voller Höhe
weiter bezahlen; wir werden sie jedoch bei Anerkennung
der Leistungspflicht zurückzahlen.

Sie können in Textform (z. B. Papierform, E-Mail) bean-
tragen, dass Ihnen die Beiträge bis zur endgültigen Ent-
scheidung über die Leistungspflicht zinslos gestundet
werden. Stellt sich heraus, dass die Leistungsvorausset-
zungen nicht vorliegen, sind gestundete Beiträge unver-
zinst nachzuzahlen, entweder

• in Form einer einmaligen Zahlung oder
• in maximal 48 Monatsraten (Einzelrate mindestens

25,00 EUR) oder
• - sofern ein ausreichendes Deckungskapital vorhanden

ist - durch eine Verrechnung mit diesem Deckungska-
pital, was nach Ihrer Wahl entweder zu einer Verringe-
rung der Versicherungsleistungen oder zu einer Erhö-
hung des zukünftigen Beitrags führt.

Bei Vereinbarung einer Karenzzeit werden die Beiträge
für die Karenzzeit weder zurückerstattet noch gestundet,
da während der Karenzzeit Beitragszahlungspflicht be-
steht.

Vorschuss bei Krebserkrankung (Krebsklausel)

(21) Bei einer Krebserkrankung leisten wir abweichend
von Absatz 20 bereits vor dem Abschluss unserer Erhe-
bungen zum Vorliegen des bedingungsgemäßen Versi-
cherungsfalls nicht rückforderbare Vorschüsse auf unsere
noch nicht fälligen Leistungen nach den Absätzen 1 bis 3,
wenn die beiden folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:

• Die versicherte Person erkrankt während der Versiche-
rungsdauer an Krebs im Sinne des § 2 Absatz 12 und es
werden deswegen bei uns Leistungen nach Absatz 1
bis 3 beantragt. Zwischen der ersten Diagnose und dem
Leistungsantrag liegen nicht mehr als sechs Monate.

• Der Vertrag muss zum Zeitpunkt der ersten Diagnose
der Krebserkrankung bereits mindestens 6 Monate be-
standen haben und eine etwaige Karenzzeit bereits ab-
gelaufen sein.

Wir leisten die Vorschüsse monatlich mit Beginn des fol-
genden Monatsersten, nachdem der Krebs diagnostiziert
und Leistungen nach Absatz 1 bis 3 beantragt wurden.
Die Vorschüsse umfassen sowohl die Zahlung der monat-
lichen Berufsunfähigkeitsrente als auch die Befreiung von
der Pflicht zur Zahlung der Beiträge zur Berufsunfähig-
keitsversicherung. Wir leisten die Vorschüsse solange bis
die Erhebungen zur Feststellung der Berufsunfähigkeit
abgeschlossen sind, maximal jedoch für einen Zeitraum
von 15 Monaten.
Sollten unsere Erhebungen ergeben, dass Berufsunfähig-
keit im Sinne dieser Bedingungen vorliegt, zahlen wir die
vereinbarte Berufsunfähigkeitsrente und befreien Sie von
der Beitragszahlungspflicht; in diesem Fall werden die
Vorschüsse mit dem Anspruch nach Absatz 1 bis 3 ver-
rechnet. Vorschüsse und bedingungsgemäße Leistungen
nach Absatz 1 bis 14 werden nicht doppelt gezahlt.
Sollten unsere Erhebungen ergeben, dass eine Berufsun-
fähigkeit im Sinne dieser Bedingungen nicht vorliegt, ver-
zichten wir auf die Rückforderung der erbrachten Vor-
schüsse.
Bessert sich der Gesundheitszustand der versicherten
Person während des Vorschussbezuges, leisten wir die
Vorschüsse längstens bis zum Ablauf der 15 Monate
weiter.
Mit der Vorschusszahlung ist keine Verschiebung unserer
Erhebungen zum Vorliegen der Berufsunfähigkeit und un-
serer Leistungspflicht nach den Absätzen 1 bis 3 ver-
bunden. Diese Erhebungen werden von uns unverzüglich
begonnen und durchgeführt.
Der Anspruch auf Vorschusszahlung endet in folgenden
Fällen:

• Wir erkennen unsere Leistungspflicht nach Absatz 1
bis 3 an (oder diese wird festgestellt).

• Wir lehnen unsere Leistungspflicht nach Absatz 1 bis 3
ab und haben 15 Monatsvorschüsse (Rente und Bei-
tragsbefreiung) geleistet.

• Mit Ende des Monats, in dem die versicherte Person
stirbt.

• Mit Ende der Versicherungsdauer.
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(22) Wir beteiligen Sie an den Überschüssen und an den
Bewertungsreserven (siehe § 3).

§ 2 Was ist Berufsunfähigkeit und Arbeitsunfähigkeit
im Sinne dieser Bedingungen?

Berufsunfähigkeit

(1) Berufsunfähigkeit liegt vor, wenn die versicherte
Person infolge Krankheit, Verletzung des Körpers oder
Kräfteverfalls, die ärztlich nachzuweisen sind, gesundheit-
lich beeinträchtigt ist und

• voraussichtlich mindestens 6 Monate ununterbrochen
außerstande ist oder

• bereits 6 Monate ununterbrochen außerstande gewesen
ist,

ihren vor Eintritt des Versicherungsfalls zuletzt ausge-
übten Beruf, so wie er ohne gesundheitliche Beeinträchti-
gung ausgestaltet war, zu mindestens 50 % auszuüben,
und sie auch keine andere Tätigkeit ausübt, zu der sie
aufgrund ihrer Ausbildung und Fähigkeiten in der Lage ist
und die ihrer bisherigen Lebensstellung entspricht (kon-
krete Verweisung). In beiden Fällen liegt bedingungsge-
mäße Berufsunfähigkeit bereits von Beginn der Sechs-
Monats-Frist an vor.

Als eine der Ausbildung und den Fähigkeiten sowie der
bisherigen Lebensstellung entsprechende andere Tätig-
keit wird nur eine solche Tätigkeit angesehen, die keine
deutlich geringeren Kenntnisse und Fähigkeiten erfordert
und die in wirtschaftlicher Hinsicht (Vergütung) und so-
zialer Wertschätzung nicht spürbar unter das Niveau der
bislang ausgeübten beruflichen Tätigkeit absinkt. Unzu-
mutbar ist dabei jedenfalls eine Einkommensminderung
von 20 % oder mehr gegenüber dem Bruttoeinkommen im
zuletzt ausgeübten Beruf. Sollte der Bundesgerichtshof
nachhaltig einen niedrigeren Prozentsatz als im Regelfall
unzumutbare Einkommensminderung festlegen, werden
wir diesen zu Ihren Gunsten anwenden. Im begründeten
Einzelfall kann aber auch bereits heute eine unter 20 %
liegende Einkommensminderung unzumutbar in diesem
Sinne sein.

Zugunsten von Studenten, die sich in der zweiten Hälfte
der gesetzlich vorgesehenen oder im Durchschnitt übli-
chen Studienzeit befinden, berücksichtigen wir sowohl
hinsichtlich der Vergütung als auch hinsichtlich der so-
zialen Wertschätzung diejenige Lebensstellung, die nor-
malerweise mit erfolgreichem Abschluss des Studiums er-
reicht wird. Zugunsten von Auszubildenden, die sich in
der zweiten Hälfte der gesetzlich vorgesehenen oder im
Durchschnitt üblichen Ausbildungszeit befinden, berück-
sichtigen wir sowohl hinsichtlich der Vergütung als auch
hinsichtlich der sozialen Wertschätzung diejenige Lebens-
stellung, die normalerweise mit erfolgreichem Abschluss
der Ausbildung erreicht wird.

Wir verzichten auf eine abstrakte Verweisung, das heißt
wir prüfen nicht, ob die versicherte Person noch irgend-
eine andere Tätigkeit ausüben könnte.

Ist die versicherte Person Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apo-
theker, Rechtsanwalt, Notar, Steuerberater und/oder Wirt-
schaftsprüfer, beschränken wir uns bei einer konkreten
Verweisung auf andere für die versicherte Person in
diesem konkreten Beruf zulässige Tätigkeiten (d. h. wir
verweisen z. B. einen Tierarzt konkret nur auf andere für
Tierärzte zulässige Tätigkeiten, einen Rechtsanwalt nur
auf andere für Rechtsanwälte zulässige Tätigkeiten,
usw.).

Selbstständige/Gesellschafter und Umorganisations-
hilfe

(2) Berufsunfähigkeit liegt nicht vor, wenn ein Selbststän-
diger oder Gesellschafter über seinen Einfluss auf die be-
triebliche Situation durch zumutbare Umorganisation eine
Tätigkeit ausüben kann, durch die er eine unveränderte
Stellung als Betriebsinhaber innehat. Eine Umorganisa-
tion ist zumutbar, wenn sie wirtschaftlich und betrieblich
zweckmäßig ist. Die konkret ausgeübte oder im Rahmen
der Umorganisation ausübbare Tätigkeit muss aufgrund
der Gesundheitsverhältnisse sowie der Ausbildung und
Fähigkeiten zumutbar sein und der bisherigen Lebensstel-
lung entsprechen (siehe Absatz 1 Unterabsatz 2). Bei der
Einkommensminderung ist der Gewinn vor Steuern maß-
geblich.

Wir verzichten darauf, die Zumutbarkeit einer Umorgani-
sation abstrakt zu prüfen, wenn

• die versicherte Person eine akademische Ausbildung er-
folgreich abgeschlossen hat und in ihrer täglichen Ar-
beitszeit mindestens zu 90 % kaufmännische, bera-
tende, planerische oder organisatorische Tätigkeiten
ausübt (z. B. als Rechtsanwalt, Notar, Steuerberater
oder Wirtschaftsprüfer, Ingenieur, Informatiker oder Ar-
chitekt);

• die versicherte Person in ihrem Betrieb weniger als
5 Mitarbeiter beschäftigt. Zu den Mitarbeitern zählen nur
aus- oder angelernte Angestellte, ausgenommen sind
Auszubildende, Praktikanten oder Werkstudenten oder

• die versicherte Person freiberuflich/selbstständig als
Arzt, Zahnarzt, Tierarzt oder Apotheker tätig ist.

Ist die Umorganisation zumutbar und liegt nur deshalb
keine bedingungsgemäße Berufsunfähigkeit vor, betei-
ligen wir uns an den Kosten der Umorganisation: Wir
zahlen Ihnen in diesem Fall eine Umorganisationshilfe in
Höhe von 6 monatlichen Berufsunfähigkeitsrenten als ein-
malige Kapitalleistung, maximal 15.000,00 EUR für alle
bei der NÜRNBERGER Versicherung auf die versicherte
Person abgeschlossenen Berufsunfähigkeits-(Zusatz-)ver-
sicherungen. Voraussetzung ist, dass die verbleibende
Versicherungsdauer für eine eingeschlossene Berufsunfä-
higkeitsrente zum Zeitpunkt des Beginns der ohne die
Möglichkeit der Umorganisation andernfalls gegebenen
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Berufsunfähigkeit noch mindestens 12 Monate beträgt.
Tritt innerhalb eines Jahres nach Zahlung der Umorgani-
sationshilfe bedingungsgemäße Berufsunfähigkeit oder
Arbeitsunfähigkeit ein, wird die Umorganisationshilfe mit
neu entstehenden Rentenansprüchen zu deren Tilgung
verrechnet.

(3) Bei der Prüfung der Berufsunfähigkeit ist grundsätzlich
der zuletzt ausgeübte Beruf maßgebend, so wie er ohne
gesundheitliche Beeinträchtigung ausgestaltet war, mit
folgenden Maßgaben:

Die Bemessung des Grads der Berufsunfähigkeit erfolgt
nach einer Gesamtbetrachtung. Berücksichtigt werden
dabei der zeitliche Anteil der einzelnen beruflichen Tätig-
keiten und die verbliebene Fähigkeit der versicherten
Person zur Ausübung prägender beruflicher Tätigkeiten.

Unter prägenden beruflichen Tätigkeiten verstehen wir
wesentliche, unverzichtbare berufliche Tätigkeiten, die un-
trennbarer Bestandteil eines beruflichen Gesamtvorgangs
sind und deren Wegfall sich so dominierend auswirkt,
dass die Gesamttätigkeit ohne sie nicht mehr in ein sinn-
volles Arbeitsergebnis mündet.

Arbeitszeitänderungen

a) Reduziert die versicherte Person während der Versi-
cherungsdauer den zeitlichen Umfang ihres zuletzt ausge-
übten Berufes aus gesundheitlichen Gründen, bleibt diese
Reduzierung bei der Beurteilung der Berufsunfähigkeit un-
berücksichtigt.

Reduziert die versicherte Person während der Versiche-
rungsdauer den zeitlichen Umfang ihrer beruflichen Tätig-
keit aus anderen als gesundheitlichen Gründen, legen wir
für einen Zeitraum von 10 Jahren ab der Reduzierung bei
der Beurteilung der Berufsunfähigkeit den vorherigen zeit-
lichen Umfang der beruflichen Tätigkeit zugrunde. Nach
Ablauf von 10 Jahren legen wir bei fortbestehender Ar-
beitszeitreduzierung den reduzierten zeitlichen Umfang
zugrunde.

Erhöht die versicherte Person während der Versiche-
rungsdauer den zeitlichen Umfang ihrer beruflichen Tätig-
keit nicht nur vorübergehend, legen wir bei der Beurtei-
lung der Berufsunfähigkeit zu ihren Gunsten den erhöhten
zeitlichen Umfang zugrunde.

Berufswechsel

b) Ein Berufswechsel ist uns nicht anzuzeigen. Es genügt,
wenn uns ein Berufswechsel nach Anzeige eines einge-
tretenen Versicherungsfalls im Rahmen der dann abzuge-
benden Beschreibung des zuletzt ausgeübten Berufs be-
kannt wird (siehe § 7 Absatz 4 Buchstabe b).

Hat die versicherte Person infolge einer fortschreitenden
Krankheit oder Kräfteverfalls ihren Beruf leidensbedingt
gewechselt, legen wir bei der Prüfung der Berufsunfähig-

keit den bei Eintritt des Leidens ausgeübten Beruf als
maßgebend zugrunde, sofern sich dies zugunsten der
versicherten Person auswirkt.

Hat die versicherte Person ihren Beruf aus anderen als
gesundheitlichen Gründen gewechselt, können Sie von
uns eine "Günstigerprüfung bei Berufswechsel" ver-
langen. Wir prüfen dann, ob sich aus dem Berufswechsel
für die verbleibende Versicherungsdauer ein reduzierter
Beitrag ergibt. Die Regelungen hierzu finden Sie unter
dem Gliederungspunkt "weitere Gestaltungsmöglich-
keiten" in § 15 Absatz 9.

Hausfrauen/-männer

c) Bei Hausfrauen/-männern kommt es bei der Prüfung
der Berufsunfähigkeit

• allein auf die von ihr/ihm vor Eintritt der Berufsunfähig-
keit als Hausfrau/-mann in ihrem/seinem Haushalt kon-
kret ausgeübten Aufgaben- und Tätigkeitsfelder an. Vor-
aussetzung für die Zugrundelegung dieses Berufsbildes
ist, dass der Versicherungsschutz für den Fall der Be-
rufsunfähigkeit als Hausfrau/-mann ohne anderweitige
Berufsausübung abgeschlossen wurde und dieser
Status bis zum Eintritt der Berufsunfähigkeit ununterbro-
chen vorgelegen hat.

• Hat die Hausfrau/der Hausmann hingegen nach Ab-
schluss der Versicherung zwischenzeitlich oder bis zu-
letzt eine oder mehrere anderweitige Berufstätigkeiten
ausgeübt, kommt es bei der Prüfung der Berufsunfähig-
keit allein auf die letzte dieser anderweitigen Berufstätig-
keiten an.

Ausscheiden aus dem Berufsleben

d) Scheidet die versicherte Person vor Eintritt der Berufs-
unfähigkeit oder Berufsunfähigkeit infolge Pflegebedürftig-
keit zeitweise oder endgültig aus dem Berufsleben aus,
wird Ihre Berufsunfähigkeitsversicherung dadurch nicht
beendet, sondern bis zum Ablauf der Versicherungsdauer
von uns fortgeführt.

Ab dem Zeitpunkt und solange die versicherte Person aus
dem Berufsleben ausgeschieden ist, kommt es bei der
Prüfung der Berufsunfähigkeit auf den vor dem Aus-
scheiden zuletzt ausgeübten Beruf an, so wie er ohne ge-
sundheitliche Beeinträchtigung ausgestaltet war. Berufs-
unfähigkeit liegt dann nicht vor, wenn die versicherte
Person eine andere Tätigkeit ausübt, zu der sie aufgrund
ihrer Ausbildung und Fähigkeiten in der Lage ist und die
ihrer bisherigen Lebensstellung zum Zeitpunkt des Aus-
scheidens aus dem Berufsleben entspricht (siehe Ab-
satz 1 Unterabsatz 2). Wir verzichten auf eine abstrakte
Verweisung, das heißt wir prüfen nicht, ob die versicherte
Person nach dem Ausscheiden noch irgendeine andere
Tätigkeit ausüben könnte. Zugunsten von Studenten und
Auszubildenden sowie von Ärzten, Zahnärzten,
Tierärzten, Apothekern, Rechtsanwälten, Notaren, Steuer-
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beratern und/oder Wirtschaftsprüfern gelten die in Ab-
satz 1 genannten Spezialregelungen für diese Berufe ent-
sprechend.

Schüler

e) Ist die versicherte Person Schüler, gilt als Beruf im
Sinne von Absatz 1 die zuletzt ausgeübte Tätigkeit als
Schüler, so wie sie ohne gesundheitliche Beeinträchti-
gung ausgeübt wurde.

Dabei berücksichtigen wir den zuletzt besuchten Unter-
richt in seiner konkreten Ausgestaltung einschließlich der
Hausaufgaben, der Bewältigung des Schulwegs sowie der
Ausstattung des Schulgebäudes.

Schüler im Sinne dieser Bedingungen ist, wer sich

• in Schulausbildung an einer allgemeinbildenden Schule
befindet,

• noch keine abgeschlossene Berufsausbildung oder ab-
geschlossenes Studium hat und

• kein Auszubildender oder Student im Sinne von Ab-
satz 1 ist.

Die Berufsunfähigkeit als Schüler liegt nicht mehr vor,
wenn die versicherte Person eine Berufsausbildung oder
ein Studium beginnt oder eine berufliche Tätigkeit auf-
nimmt.

Unberücksichtigt bleibt dabei eine als Mensch mit Behin-
derung aufgenommene Tätigkeit oder Ausbildung in einer
besonderen Einrichtung für Menschen mit Behinderung.

Infektionsklausel

(4) Berufsunfähigkeit liegt auch dann vor, wenn und so-
lange von der versicherten Person eine Infektionsgefahr
für andere Personen ausgeht und

• eine auf gesetzlichen Vorschriften oder einer behördli-
chen Anordnung beruhende Verfügung der versicherten
Person die Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit wegen
dieser Infektionsgefahr ganz oder teilweise untersagt
und

• die versicherte Person dadurch zu mindestens 50 % au-
ßerstande ist, ihre berufliche Tätigkeit, so wie sie vor der
Infektionsgefahr ausgestaltet war, auszuüben, und sie
auch nicht ausübt.

Das vollständige oder teilweise Tätigkeitsverbot muss sich
voraussichtlich ununterbrochen über mindestens 6 Mo-
nate erstrecken oder 6 Monate ununterbrochen be-
standen haben.

Die Anordnung ist uns im Original oder in amtlich beglau-
bigter Kopie vorzulegen.

Berufsunfähigkeit im Sinne der Infektionsklausel liegt nicht
vor, wenn die versicherte Person eine andere Tätigkeit

ausübt, zu der sie aufgrund ihrer Ausbildung und Fähig-
keiten in der Lage ist und die ihrer bisherigen Lebensstel-
lung zum Zeitpunkt der behördlichen Anordnung ent-
spricht (siehe Absatz 1 Unterabsatz 2). Wir verzichten auf
eine abstrakte Verweisung, das heißt wir prüfen nicht, ob
die versicherte Person noch irgendeine andere Tätigkeit
ausüben könnte. Zugunsten von Studenten und Auszubil-
denden sowie von Ärzten, Zahnärzten, Tierärzten, Apo-
thekern, Rechtsanwälten, Notaren, Steuerberatern
und/oder Wirtschaftsprüfern gelten die in Absatz 1 ge-
nannten Spezialregelungen für diese Berufe entspre-
chend.

Vorübergehende Umstände

(5) Bei der Bemessung der Berufsunfähigkeit und deren
Grades bleiben vorübergehende akute Erkrankungen
oder vorübergehende Besserungen unberücksichtigt. Eine
Erkrankung oder Besserung gilt dann nicht als vorüberge-
hend, wenn sie nach 3 Monaten noch anhält.

Berufsunfähigkeit infolge Pflegebedürftigkeit

Berufsunfähigkeit im Sinne dieser Bedingungen ist auch
die Berufsunfähigkeit infolge Pflegebedürftigkeit.

Pflegebedürftigkeit im Sinne dieser Bedingungen liegt vor
bei

• Pflegebedürftigkeit nach Art und Umfang der Beeinträch-
tigung der Alltagskompetenz (sogenannter ADL-Score,
siehe Absatz 6).

• Pflegebedürftigkeit im Sinne des SGB (Absätze 7 und 8);
• Autonomieverlust wegen Demenz (Absatz 9).

Absatz 5 gilt im Rahmen der Absätze 6 bis 9 entspre-
chend.

Pflegebedürftigkeit nach ADL-Score

(6) Pflegebedürftigkeit liegt vor, wenn die versicherte
Person infolge Krankheit, Verletzung des Körpers oder
Kräfteverfalls, die ärztlich nachzuweisen sind, gesundheit-
lich beeinträchtigt ist und

• voraussichtlich mindestens 6 Monate ununterbrochen so
hilflos ist oder

• bereits 6 Monate ununterbrochen so hilflos gewesen ist,

dass sie für mindestens einen Punkt der nachfolgend ge-
nannten gewöhnlichen und regelmäßig wiederkehrenden
Verrichtungen im Ablauf des täglichen Lebens täglich in
erheblichem Umfang der Hilfe einer anderen Person be-
darf, und zwar selbst bei Einsatz technischer und medizi-
nischer Hilfsmittel. In beiden Fällen liegt bedingungsge-
mäße Pflegebedürftigkeit bereits von Beginn der Sechs-
Monats-Frist an vor.

Bewertungsmaßstab für die Einstufung des Pflegefalls ist
die Art und der Umfang der erforderlichen täglichen Hilfe
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durch eine andere Person. Bei der Bewertung muss ein
Punkt aus der nachstehenden Punktetabelle erfüllt sein:

Die versicherte Person benötigt Hilfe beim

Fortbewegen im Zimmer 1 Punkt

Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person - auch
bei Inanspruchnahme einer Gehhilfe oder eines Roll-
stuhls - die Unterstützung einer anderen Person für die
Fortbewegung im Zimmer benötigt.

Aufstehen und Zubettgehen 1 Punkt

Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person nur mit
Hilfe einer anderen Person das Bett verlassen oder in das
Bett gelangen kann.

Einnehmen von Mahlzeiten und Getränken 1 Punkt

Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person - auch
bei Benutzung krankengerechter Essbestecke und Trink-
gefäße - nicht ohne Hilfe einer anderen Person essen
oder trinken kann.

Verrichten der Notdurft 1 Punkt

Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person die Un-
terstützung einer anderen Person benötigt, weil sie sich
nach dem Stuhlgang nicht allein säubern kann, ihre Not-
durft nur unter Zuhilfenahme einer Bettschüssel verrichten
kann oder weil der Darm bzw. die Blase nur mit fremder
Hilfe entleert werden kann. Besteht allein eine Inkontinenz
des Darms bzw. der Blase, die durch die Verwendung von
Windeln oder speziellen Einlagen ausgeglichen werden
kann, liegt hinsichtlich des Verrichtens der Notdurft keine
Pflegebedürftigkeit vor.

Pflegebedürftigkeit im Sinne des SGB

(7) Pflegebedürftigkeit liegt auch vor, wenn die versicherte
Person gesundheitlich bedingte Beeinträchtigungen der
Selbstständigkeit oder der Fähigkeiten aufweist und des-
halb der Hilfe durch Andere bedarf. Die versicherte
Person muss körperliche, kognitive oder psychische Be-
einträchtigungen oder gesundheitlich bedingte Belas-
tungen oder Anforderungen nicht selbstständig kompen-
sieren oder bewältigen können. Die Pflegebedürftigkeit
muss auf Dauer, voraussichtlich für mindestens sechs
Monate bestehen.
Maßgeblich für das Vorliegen von gesundheitlich be-
dingten Beeinträchtigungen der Selbstständigkeit oder der
Fähigkeiten sind die in den folgenden sechs Bereichen
genannten pflegefachlich begründeten Kriterien:

• Mobilität;
• kognitive und kommunikative Fähigkeiten;
• Verhaltensweisen und psychische Problemlagen;
• Selbstversorgung;

• Bewältigung von und selbstständiger Umgang mit krank-
heits- oder therapiebedingten Anforderungen und Belas-
tungen;

• Gestaltung des Alltagslebens und sozialer Kontakte.

Mit der Bewertungssystematik der §§ 14 und 15 des Sozi-
algesetzbuchs (SGB) XI in der Fassung vom 22.12.2020
sowie der dazugehörigen Anlagen 1 und 2 dieser Fas-
sung wird für die versicherte Person der Schweregrad der
Beeinträchtigung der Selbstständigkeit oder der Fähig-
keiten ermittelt.

Pflegebedürftigkeit im Sinne dieser Bedingungen liegt vor,
wenn die versicherte Person mindestens 27 Gesamt-
punkte nach dieser Bewertungssystematik erreicht.

(8) Die Definition der in Absatz 7 beschriebenen Pflegebe-
dürftigkeit entspricht Pflegegrad 2 oder höher nach den
§§ 14 und 15 des Sozialgesetzbuchs (SGB) XI in der Fas-
sung vom 22.12.2020. Eine Änderung der gesetzlichen
Vorschriften hat keine Auswirkung auf die Definition in Ab-
satz 7 und führt zu keiner Änderung des Leistungsum-
fangs dieses Vertrages.

Autonomieverlust wegen Demenz

(9) Pflegebedürftigkeit liegt außerdem auch dann von Be-
ginn an vor, wenn bei der versicherten Person mindestens
6 Monate ununterbrochen ein Autonomieverlust wegen
Demenz vorliegt. Der Autonomieverlust wegen Demenz
ist ärztlich nachzuweisen und setzt voraus, dass die versi-
cherte Person infolge einer demenzbedingten Hirnleis-
tungsstörung entweder

• tägliche Beaufsichtigung oder Anleitung bei mindestens
zwei Punkten der in Absatz 6 aufgeführten Verrich-
tungen des täglichen Lebens oder

• kontinuierliche Beaufsichtigung benötigt, weil sie sich
oder andere sonst in erheblichem Umfang gefährden
würde.

Als Demenz im Sinne dieser Bedingungen gelten "mittel-
schwere Leistungseinbußen" ab dem Schweregrad 5, er-
mittelt über die Global Deterioration Scale (GDS 5) nach
Reisberg, oder ab einem entsprechenden Schweregrad
einer alternativen, anerkannten Demenzbeurteilungs-
skala.

Vorübergehende Arbeitsunfähigkeit

(10) Vorübergehende Arbeitsunfähigkeit liegt von Beginn
der ersten Krankschreibung vor, wenn die versicherte
Person

• mindestens 3 Monate ununterbrochen vollständig ar-
beitsunfähig krankgeschrieben ist und ein Facharzt der
entsprechenden Fachrichtung das voraussichtliche Fort-
dauern der Arbeitsunfähigkeit bis zum Ende eines insge-
samt sechs Monate ununterbrochenen Zeitraums be-
scheinigt;
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• mindestens 6 Monate ununterbrochen vollständig ar-
beitsunfähig krankgeschrieben ist und mindestens eine
der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen durch einen
Facharzt der entsprechenden Fachrichtung ausgestellt
worden ist.

Die ärztlichen Bescheinigungen für die Arbeitsunfähigkeit
müssen in ihrer Form § 5 Entgeltfortzahlungsgesetz
(EntgFG) entsprechen und die Diagnose enthalten. Wir
akzeptieren gleichwertige ärztliche Atteste insbesondere
bei Schülern und Studenten. Wir erkennen Vorausbe-
scheinigungen an, die zum Zeitpunkt der Ausstellung ma-
ximal 3 Monate in die Zukunft gerichtet waren (siehe § 7
Absatz 6).

Wenn wir Leistungen wegen Arbeitsunfähigkeit erbringen,
sind wir berechtigt zu prüfen, ob nach wie vor eine unun-
terbrochene Krankschreibung vorliegt.

(11) Arbeitsversuche im Rahmen einer ärztlich verord-
neten stufenweisen Wiedereingliederung nach § 74 des
Sozialgesetzbuchs V (SGB V) stellen keine Unterbre-
chung der Arbeitsunfähigkeit dar.

Krebs

(12) Krebs im Sinne der Vorschussregelung gemäß § 1
Absatz 21 liegt vor, wenn bei der versicherten Person ein
bösartiger Tumor (Krebs, Blutkrebs) diagnostiziert wurde
und ein Onkologe einen der folgenden Punkte bestätigt:

• Die versicherte Person hat wegen Krebs bereits mit
einer Chemotherapie oder einer Strahlentherapie be-
gonnen oder diese steht unmittelbar bevor;

• Bei der versicherten Person wurde eine operative Be-
handlung der Krebserkrankung durchgeführt und auf-
grund der Krebserkrankung ist eine der folgenden Vor-
aussetzungen zusätzlich gegeben:
- eine Chemotherapie oder eine Strahlentherapie wurde

begonnen oder steht unmittelbar bevor
- der operativen Behandlung wird sich eine voraussicht-

lich 6 Monate ununterbrochen andauernde vollständige
Arbeitsunfähigkeit anschließen.

• Die versicherte Person befindet sich wegen der Schwere
der Krebserkrankung in einer palliativen Therapie (keine
heilende, sondern nur lindernde Behandlung möglich).

Spezielle Beeinträchtigungen (ständiger Rollstuhlbe-
darf, hochgradige Schwerhörigkeit, hochgradige Seh-
behinderung)

(13) Eine spezielle Beeinträchtigung der versicherten
Person im Sinne dieser Bedingungen liegt vor, wenn auf-
grund einer ärztlich nachgewiesenen Gesundheitsstörung

• sie voraussichtlich mindestens 6 Monate ununterbro-
chen bei der Fortbewegung ständig auf einen Rollstuhl
angewiesen ist oder dies bereits 6 Monate ununterbro-
chen gewesen ist; in diesem Fall liegt eine spezielle Be-

einträchtigung bereits von Beginn der Sechs-Monats-
Frist an vor;

• die Hörfähigkeit beider Ohren sehr stark eingeschränkt
ist und der Hörverlust und dessen Ausmaß nicht durch
zumutbare Hilfsmittel (z. B. Hörgerät) gebessert werden
kann (der Hörverlust für gesprochene Wörter
[500 Hz - 3 kHz] muss auf beiden Ohren jeweils mindes-
tens 80 Dezibel [>= 80 db] betragen);

• die Sehfähigkeit beider Augen sehr stark eingeschränkt
ist und der Sehverlust und dessen Ausmaß nicht durch
zumutbare Hilfsmittel (z. B. Brillen/Kontaktlinsen) gebes-
sert werden kann (Alternative 1: Das Restsehvermögen
[Restsehschärfe/Visus] beträgt insgesamt nicht mehr als
0,05 oder 3/60; Alternative 2: Das Gesichtsfeld für die
Schwarz-Weiß-Wahrnehmung ist auf weniger als
15 Grad Abstand vom Zentrum in alle Richtungen einge-
schränkt).

Ausschlüsse

(14) Wenn wir mit Ihnen Ausschlüsse vereinbart haben
oder besondere Vereinbarungen zu Art und Umfang des
Versicherungsschutzes getroffen wurden, gelten diese für
die Leistungen bei Berufsunfähigkeit einschließlich Be-
rufsunfähigkeit infolge Pflegebedürftigkeit, Arbeitsunfähig-
keit und für die Leistungen bei spezieller Beeinträchtigung
sowie für die Umorganisations-, die Wiedereingliede-
rungs- sowie die Rehabilitationshilfe.

§ 3 Wie erfolgt die Überschussbeteiligung?

(1) Sie erhalten nach § 153 VVG eine Überschussbeteili-
gung. Diese umfasst eine Beteiligung an den Über-
schüssen und den Bewertungsreserven. Die Überschüsse
und die Bewertungsreserven ermitteln wir nach handels-
und aufsichtsrechtlichen Vorschriften und veröffentlichen
sie jährlich im Geschäftsbericht.

Wir erläutern Ihnen,

• wie wir den in einem Geschäftsjahr entstandenen Über-
schuss unseres Unternehmens ermitteln und wie wir
diesen verwenden (Absatz 2),

• wie die Überschussbeteiligung Ihres konkreten Vertrags
erfolgt (Absatz 3),

• warum wir die Höhe der Überschussbeteiligung nicht ga-
rantieren können (Absatz 4) sowie

• wann wir die Überschüsse Ihres Vertrags gutbringen und
wie wir sie je nach der von Ihnen gewählten Variante
verwenden (Absatz 5).

Wie ermitteln wir den in einem Geschäftsjahr entstan-
denen Überschuss unseres Unternehmens und wie
verwenden wir diesen?

(2) Den in einem Geschäftsjahr entstandenen Überschuss
unseres Unternehmens (Rohüberschuss) ermitteln wir
nach handels- und aufsichtsrechtlichen Vorschriften. Mit
der Feststellung des Jahresabschlusses legen wir fest,
welcher Teil des Rohüberschusses für die Überschussbe-
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teiligung aller überschussberechtigten Verträge zur Verfü-
gung steht. Dabei beachten wir die aufsichtsrechtlichen
Vorgaben, derzeit insbesondere die Verordnung über die
Mindestbeitragsrückerstattung in der Lebensversicherung
(Mindestzuführungsverordnung).
Den danach zur Verfügung stehenden Teil des Rohüber-
schusses führen wir der Rückstellung für Beitragsrücker-
stattung zu, soweit wir ihn nicht als Direktgutschrift unmit-
telbar den überschussberechtigten Versicherungsver-
trägen gutgeschrieben haben. Sinn der Rückstellung für
Beitragsrückerstattung ist es, Schwankungen des Über-
schusses über die Jahre auszugleichen. Die Rückstellung
für Beitragsrückerstattung dürfen wir grundsätzlich nur für
die Überschussbeteiligung der Versicherungsnehmer ver-
wenden. Nur in gesetzlich festgelegten Ausnahmefällen
können wir hiervon mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde
abweichen.
Ansprüche auf eine bestimmte Höhe der Beteiligung Ihres
Vertrags an den Überschüssen und den Bewertungsre-
serven ergeben sich hieraus noch nicht. Wir haben gleich-
artige Versicherungen (z. B. Rentenversicherungen, Be-
rufsunfähigkeitsversicherungen) zu Bestandsgruppen zu-
sammengefasst. Bestandsgruppen bilden wir, um die Un-
terschiede bei den versicherten Risiken zu berücksich-
tigen.

Wie erfolgt die Überschussbeteiligung Ihres Ver-
trags?

(3) a) Die Überschüsse verteilen wir auf die einzelnen Be-
standsgruppen nach einem verursachungsorientierten
Verfahren und zwar in dem Maß, wie die Bestands-
gruppen zur Entstehung von Überschüssen beigetragen
haben.
Hat eine Bestandsgruppe nicht zur Entstehung von Über-
schüssen beigetragen, bekommt sie keine Überschüsse
zugewiesen. Ihr Vertrag erhält Anteile an den Über-
schüssen der Bestandsgruppe, die in den Allgemeinen
Vertragsdaten genannt ist. Voraussetzung hierfür ist, dass
der Bestandsgruppe Überschüsse zugewiesen werden.
Die Höhe der Überschussanteilsätze legen wir jedes Jahr
fest. Wir veröffentlichen die Überschussanteilsätze in un-
serem Geschäftsbericht. Diesen können Sie bei uns an-
fordern.

b) Bewertungsreserven entstehen, wenn der Marktwert
der Kapitalanlagen über dem Wert liegt, mit dem die Kapi-
talanlagen im Geschäftsbericht ausgewiesen sind. Da für
diese Versicherung keine oder allenfalls geringfügige Be-
träge zur Verfügung stehen, um Kapital zu bilden, ent-
stehen auch keine oder nur geringfügige Bewertungsre-
serven. Dennoch entstehende Bewertungsreserven, die
nach gesetzlichen und aufsichtsrechtlichen Vorschriften
für die Beteiligung der Verträge zu berücksichtigen sind,
ermitteln wir monatlich neu und ordnen den ermittelten
Wert den Verträgen nach einem verursachungsorien-
tierten Verfahren anteilig rechnerisch zu.
Bei Vertragsbeendigung gilt Folgendes: Wir teilen Ihrem
Vertrag dann den für diesen Zeitpunkt zugeordneten An-
teil an den Bewertungsreserven nach den jeweils gel-

tenden gesetzlichen Regelungen zu; derzeit sieht § 153
Absatz 3 VVG eine Beteiligung in Höhe der Hälfte der zu-
geordneten Bewertungsreserven vor. Aufsichtsrechtliche
Regelungen können dazu führen, dass die Beteiligung an
den Bewertungsreserven ganz oder teilweise entfällt.
Der Beteiligungsfaktor für die Zuteilung von Bewertungs-
reserven zu Ihrem Vertrag wird jährlich nach einem verur-
sachungsorientierten Verfahren festgelegt. Für die Be-
rechnung des Beteiligungsfaktors wird eine Maßzahl für
Ihren Vertrag ermittelt, die den individuellen Beitrag Ihres
Vertrags an der Entstehung der Bewertungsreserven
misst. Das Verhältnis dieser Maßzahl zur Summe der für
den gesamten Versichertenbestand ermittelten Maß-
zahlen ergibt den Beteiligungsfaktor. Die Bewertungsre-
serven werden bei Vertragsbeendigung zusammen mit
den verzinslich angesammelten Überschussanteilen fällig
(vergleiche Absatz 5 Buchstabe e). Die absolute Höhe der
Beteiligung an den Bewertungsreserven zum Fälligkeits-
termin ergibt sich durch Multiplikation des für Ihren Ver-
trag gültigen Beteiligungsfaktors mit den für diesen
Termin ermittelten Bewertungsreserven. Weitere Informa-
tionen zur Berechnung des Beteiligungsfaktors sowie die
Höhe der für das jeweilige Jahresende ermittelten Bewer-
tungsreserven können Sie unserem Geschäftsbericht ent-
nehmen.

Warum können wir die Höhe der Überschussbeteili-
gung nicht garantieren?

(4) Die Höhe der Überschussbeteiligung hängt von vielen
Einflüssen ab, die nicht vorhersehbar und von uns nur be-
grenzt beeinflussbar sind.
Wichtigster Einflussfaktor ist die Entwicklung des versi-
cherten Risikos. Aber auch die Entwicklung der Kosten
und die Zinsentwicklung des Kapitalmarkts sind von Be-
deutung.
Die Höhe der künftigen Überschussbeteiligung kann also
nicht garantiert werden. Sie kann auch 0,00 EUR be-
tragen.

Welche Überschüsse gibt es und wie werden sie ver-
wendet?

(5) Es gibt nachstehende Überschüsse, die wir für Sie
- gegebenenfalls je nach der von Ihnen gewählten Vari-
ante - folgendermaßen verwenden:

a) Beitragspflichtige Versicherungen vor Renten-
bezug (nicht leistungspflichtige Versicherung)

aa) Für beitragspflichtige Versicherungen werden zu Be-
ginn eines jeden Versicherungsjahres laufende Über-
schussanteile in Prozent der Beitragssumme eines Jahres
(ohne Risikozuschläge) zugewiesen. Diese laufenden
Überschussanteile werden für den Teil des Versiche-
rungsjahres, für den die Beiträge gezahlt wurden, gutge-
schrieben und mit den jeweiligen Beiträgen verrechnet
(Abzug vom Beitrag). Die Verrechnung hat zur Folge,
dass im jeweiligen Versicherungsjahr nicht der volle Tarif-
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beitrag (Bruttobeitrag), sondern nur der entsprechend er-
mäßigte Nettobeitrag gezahlt werden muss.

bb) Alternativ zu den laufenden Überschussanteilen kann
bei beitragspflichtigen Versicherungen die Überschussbe-
teiligung in Form einer Bonusrente gewählt werden.

Die Bonusrente wird in Prozent der versicherten Rente bei
Beginn der Leistungspflicht (aufgrund Berufsunfähigkeit
oder Arbeitsunfähigkeit) bemessen und erhöht im Versi-
cherungsfall die fällige Rente. Die Höhe der Bonusrente
bemisst sich stets nach dem bei Beginn der Leistungs-
pflicht geltenden Bonusrentensatz. Solange die versi-
cherte Person ununterbrochen Versicherungsleistungen
erhält, bleibt der Bonusrentensatz für diesen Vertrag un-
verändert. Werden keine Versicherungsleistungen ge-
zahlt, wird keine Leistung aus der Bonusrente erbracht.

Endet ein Versicherungsfall und tritt innerhalb von 24 Mo-
naten ein neuer Versicherungsfall aufgrund derselben Ur-
sache ein, gilt der Bonusrentensatz aus dem ersten Versi-
cherungsfall auch für den neuen Versicherungsfall.

Wird der Bonusrentensatz nach Versicherungsbeginn her-
abgesetzt, können Sie beantragen, die vertragliche Bar-
rente ohne erneute Risikoprüfung mit Wirkung zum Be-
ginn der nächsten Versicherungsperiode (d. h. bei bei-
tragspflichtigen Verträgen zur nächsten Beitragsfälligkeit,
mittags 12 Uhr) so aufzustocken, dass insgesamt wieder
der vor Herabsetzung des Bonusrentensatzes gültige Ver-
sicherungsschutz erreicht wird. Der Antrag muss uns in
Textform (z. B. Papierform, E-Mail) zugehen, und die ver-
sicherte Person darf bei der Beantragung sowie zum Zeit-
punkt der Aufstockung weder berufsunfähig, berufsun-
fähig infolge Pflegebedürftigkeit oder arbeitsunfähig sein
noch darf bereits ein entsprechender Leistungsantrag ge-
stellt worden sein.

cc) Ist die Überschussvariante "Bonusrente" vereinbart,
kann jederzeit ein Wechsel auf die Überschussvariante
"Abzug vom Beitrag" beantragt werden.

dd) Ist die Überschussvariante "Abzug vom Beitrag" ver-
einbart, haben Sie bei nachfolgend genannten, die versi-
cherte Person betreffenden Ereignissen das Recht, inner-
halb einer Frist von 12 Monaten ab dem Ereignis einen
Wechsel ohne erneute Risikoprüfung auf die Überschuss-
variante "Bonusrente" zu beantragen.

Auch wenn wir auf eine erneute Risikoprüfung verzichten,
dürfen wir prüfen, ob die Voraussetzungen für die Aus-
übung des Wechselrechts erfüllt sind.

• Eintritt der Volljährigkeit;
• Heirat;
• Ehescheidung bzw. Löschung einer eingetragenen Le-

benspartnerschaft;
• Tod des Ehepartners bzw. des eingetragenen Lebens-

partners;

• Geburt oder Adoption eines Kindes oder Beendigung der
Elternzeit (mit der Besonderheit, dass der Wechsel in-
nerhalb von 12 Monaten ab dem Ende der für dieses
Kind genommenen Elternzeit verlangt werden kann);

• Existenzgründung (Wechsel in die berufliche Selbststän-
digkeit im Hauptberuf, z. B. Praxis-/Kanzleigründung
bzw. -übernahme) in den ersten 10 Jahren der Versiche-
rungsdauer;

• erfolgreicher Abschluss einer allgemein anerkannten Be-
rufsausbildung;

• Aufnahme der beruflichen Tätigkeit nach Erreichen eines
akademischen Abschlusses;

• Abschluss einer akademischen Weiterqualifizierung
(z. B. Facharzt, Bachelor, Master, Staatsexamen) eines
Akademikers, der eine seiner Ausbildung entsprechende
berufliche Tätigkeit ausübt;

• erfolgreicher Abschluss einer Höherqualifikation (z. B.
Weiterbildung zum Fach-/Betriebswirt oder Techniker,
Meisterprüfung), verbunden mit einer Verbesserung der
beruflichen Stellung oder des Einkommens;

• Einkommenserhöhung um mindestens 250,00 EUR
brutto monatlich;

• Erhalt der Prokura;
• Überschreiten der Beitragsbemessungsgrenze in der

Gesetzlichen Rentenversicherung;
• Finanzierung (Immobilienerwerb (z. B. Erwerb einer Ei-

gentumswohnung) oder Finanzierung im gewerblichen
Bereich) mit einer Finanzierungssumme von mindestens
25.000,00 EUR;

• Wegfall des Invaliditätsschutzes aus der Gesetzlichen
Rentenversicherung aufgrund einer Gesetzesänderung;

• bei Selbstständigen, Angehörigen der freien Berufe und
Handwerkern: Wegfall des Berufsunfähigkeitsschutzes
aus einem berufsständischen Versorgungswerk oder
einer betrieblichen Altersversorgung.

Der Wechselantrag und alle erforderlichen Nachweise
müssen uns auf Ihre Kosten binnen 12 Monaten ab dem
Ereignis in Textform (z. B. Papierform, E-Mail) zuge-
gangen sein. Außerdem müssen folgende Vorausset-
zungen erfüllt sein:

• Die versicherte Person hat das 50. Lebensjahr noch
nicht vollendet. Maßgeblich ist nicht der Zeitpunkt der
Beantragung, sondern der Wechseltermin.

• Das Ereignis tritt erst nach dem Versicherungsbeginn
ein.

• Bei dem das Wechselrecht begründenden Ereignis wird
keine Leistungserhöhung im Rahmen der Gestaltungs-
möglichkeiten nach § 15 Absätze 2 bis 5 vorgenommen.

• Zum Zeitpunkt der Beantragung des Wechsels ist die
versicherte Person weder berufsunfähig, berufsunfähig
infolge Pflegebedürftigkeit oder arbeitsunfähig noch ist
ein entsprechender Leistungsantrag gestellt worden.

• Zum Zeitpunkt der Beantragung des Wechsels besteht
für die versicherte Person weder eine teilweise oder
volle Erwerbsminderung noch ist ein entsprechender An-
trag auf Erwerbsminderungsrente gestellt worden noch
wird eine Erwerbsminderungsrente bezogen.
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• Zum Zeitpunkt der Beantragung des Wechsels ist weder
ein Versicherungsfall im Sinne einer optional einge-
schlossenen Zusatzversicherung eingetreten noch ein
entsprechender Leistungsantrag gestellt worden.

• Die versicherte Person war innerhalb der letzten 12 Mo-
nate vor Stellung des Wechselantrags nicht länger als
2 Wochen durchgehend arbeitsunfähig.

b) Beitragsfreie Versicherungen vor Rentenbezug
(nicht leistungspflichtige Versicherung)

Beitragsfreie Versicherungen erhalten zu Beginn eines
jeden Versicherungsjahres laufende Überschussanteile in
Prozent eines zum Ende des Versicherungsjahres even-
tuell vorhandenen Deckungskapitals. Ist zum Ende eines
Versicherungsjahres kein Deckungskapital vorhanden, er-
hält die beitragsfreie Versicherung für dieses Jahr keine
Überschüsse. Die laufenden Überschussanteile werden
verzinslich angesammelt.

c) Versicherungen während eines Rentenbezugs (leis-
tungspflichtige Versicherung)

Für Zeiten des Rentenbezugs gutgebrachte Über-
schussanteile bewirken zusätzlich zur garantierten Ren-
tensteigerung (falls diese vereinbart wurde) eine jährliche
Steigerung der fälligen Berufsunfähigkeits- bzw. Arbeits-
unfähigkeitsrente (gegebenenfalls einschließlich Bonus-
rente). Die Erhöhung aus der Überschussbeteiligung er-
folgt zum Ende eines jeden Versicherungsjahres, frühes-
tens nach einem vollen Rentenbezugsjahr.

d) Bewertungsreserven (nicht leistungspflichtige und
leistungspflichtige Versicherungen)

Werden die Überschüsse verzinslich angesammelt, hat
Ihr Vertrag nach Absatz 3 Buchstabe b Anspruch auf Be-
wertungsreserven. Die Bewertungsreserven werden bei
Vertragsbeendigung fällig (siehe Buchstabe e).

e) Bei Vertragsbeendigung

Bei Vertragsbeendigung (Ablauf, Kündigung oder Tod der
versicherten Person) werden gegebenenfalls vorhandene
verzinslich angesammelte Überschussanteile und die zu-
gehörige Beteiligung an den Bewertungsreserven ausge-
zahlt. Zusätzlich wird der Überschussanteil des laufenden
Versicherungsjahres anteilig bis zum Abrechnungstermin
der beitragsfreien Versicherung gutgebracht.

(6) Aufgrund eines ungünstigen Risikoverlaufs kann eine
Zuteilung von Überschüssen entfallen.

§ 4 Wann beginnt Ihr Versicherungsschutz?

Ihr Versicherungsschutz beginnt, wenn Sie den Vertrag
mit uns abgeschlossen haben. Jedoch besteht vor dem in
den Allgemeinen Vertragsdaten angegebenen Versiche-
rungsbeginn kein Versicherungsschutz. Allerdings kann
unsere Leistungspflicht entfallen, wenn Sie den Beitrag

nicht rechtzeitig zahlen (siehe § 13 Absätze 2 und 3 sowie
§ 14).

§ 5 In welchen Fällen ist der Versicherungsschutz
ausgeschlossen?

Es besteht kein Versicherungsschutz, wenn die Berufsun-
fähigkeit, spezielle Beeinträchtigung bzw. Arbeitsunfähig-
keit verursacht ist:

a) durch vorsätzliche Ausführung oder den strafbaren Ver-
such eines Verbrechens oder Vergehens durch die versi-
cherte Person. Abweichend hiervon leisten wir jedoch bei
vorsätzlichen Verstößen der versicherten Person im Stra-
ßenverkehr, wenn diese keinerlei unmittelbaren oder mit-
telbaren Zusammenhang mit Alkohol- oder Drogen-
konsum haben ("Drogenkonsum" meint Konsum von
Rauschdrogen sowie den schädlichen Arzneidrogenmiss-
brauch ohne Indikation (sogenannter Medikamentenmiss-
brauch); nicht gemeint ist die medizinisch indizierte Ein-
nahme von Arzneidrogen (Medikamenten)).

Wir leisten zudem bei allen einfach und grob fahrlässigen
Verstößen (z. B. im Straßenverkehr);

b) unmittelbar oder mittelbar durch innere Unruhen, sofern
die versicherte Person auf Seiten der Unruhestifter teilge-
nommen hat;

c) durch folgende Handlungen, die durch Sie und/oder
den insoweit Anspruchsberechtigten (z. B. Bezugsberech-
tigter, Abtretungsgläubiger) und/oder die versicherte
Person vorgenommen wurden:

• absichtliche Herbeiführung von Krankheit der versi-
cherten Person;

• absichtliche Herbeiführung von Kräfteverfall der versi-
cherten Person;

• absichtliche Verletzung des Körpers der versicherten
Person;

• absichtliche Herbeiführung einer speziellen Beeinträchti-
gung (§ 2 Absatz 13) der versicherten Person;

• versuchte Tötung bzw. Selbsttötung.

Wir werden jedoch leisten, wenn uns nachgewiesen wird,
dass der Handelnde diese Handlungen in einem die freie
Willensbestimmung ausschließenden Zustand krankhafter
Störung der Geistestätigkeit begangen hat;

d) durch eine widerrechtliche Handlung, mit der Sie oder
der insoweit Anspruchsberechtigte (z. B. Bezugsberech-
tigter, Abtretungsgläubiger) oder die versicherte Person
vorsätzlich die Berufsunfähigkeit oder Arbeitsunfähigkeit
der versicherten Person herbeigeführt haben bzw. hat;

e) durch Strahlen, die das Leben oder die Gesundheit
zahlreicher Menschen in so ungewöhnlichem Maße ge-
fährden oder schädigen, dass zu ihrer Abwehr oder Be-
kämpfung der Einsatz einer Katastrophenschutzbehörde
oder vergleichbaren Einrichtung nötig ist;
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f) unmittelbar oder mittelbar durch Kriegsereignisse. Un-
sere Leistungen sind nicht ausgeschlossen, wenn die ver-
sicherte Person in unmittelbarem oder mittelbarem Zu-
sammenhang mit kriegerischen Ereignissen berufsunfähig
oder arbeitsunfähig wird, denen sie während eines Auf-
enthalts außerhalb der Bundesrepublik Deutschland aus-
gesetzt und an denen sie nicht aktiv beteiligt war;

g) unmittelbar oder mittelbar durch den vorsätzlichen Ein-
satz von atomaren, biologischen oder chemischen Waffen
oder den vorsätzlichen Einsatz oder die vorsätzliche Frei-
setzung von radioaktiven, biologischen oder chemischen
Stoffen, sofern der Einsatz oder das Freisetzen darauf ge-
richtet ist, das Leben oder die Gesundheit einer Vielzahl
von Personen zu gefährden und zu einer nicht vorherseh-
baren Veränderung des Leistungsbedarfs gegenüber den
technischen Berechnungsgrundlagen führt, sodass die Er-
füllbarkeit der zugesagten Versicherungsleistungen nicht
mehr gewährleistet ist und dies von einem unabhängigen
Treuhänder gutachterlich bestätigt wird. Unsere Leis-
tungen sind nicht ausgeschlossen, wenn die versicherte
Person in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammen-
hang mit kriegerischen Ereignissen berufsunfähig oder ar-
beitsunfähig wird, denen sie während eines Aufenthalts
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland ausgesetzt
und an denen sie nicht aktiv beteiligt war.

§ 6 Was bedeutet die vorvertragliche Anzeigepflicht
und welche Folgen hat ihre Verletzung?

Vorvertragliche Anzeigepflicht

(1) Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung ver-
pflichtet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Um-
stände, nach denen wir in Textform (z. B. Papierform,
E-Mail) gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig
anzuzeigen. Gefahrerheblich sind die Umstände, die für
unsere Entscheidung, den Vertrag überhaupt oder mit
dem vereinbarten Inhalt zu schließen, erheblich sind.
Diese Anzeigepflicht gilt auch für Fragen nach gefahrer-
heblichen Umständen, die wir Ihnen nach Ihrer Vertrags-
erklärung, aber vor Vertragsannahme, in Textform stellen.

(2) Soll eine andere Person versichert werden, ist auch
diese - neben Ihnen - zu wahrheitsgemäßer und vollstän-
diger Beantwortung der Fragen verpflichtet.

(3) Wenn eine andere Person die Fragen nach gefahrer-
heblichen Umständen für Sie beantwortet und wenn diese
Person den gefahrerheblichen Umstand kennt oder arg-
listig handelt, werden Sie behandelt, als hätten Sie selbst
davon Kenntnis gehabt oder arglistig gehandelt.

Rechtsfolgen der Anzeigepflichtverletzung

(4) Nachfolgend informieren wir Sie, unter welchen Vor-
aussetzungen wir bei einer Verletzung der Anzeigepflicht

• vom Vertrag zurücktreten,
• den Vertrag kündigen,

• den Vertrag ändern oder
• den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anfechten

können.

Rücktritt

(5) Wenn die vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird,
können wir vom Vertrag zurücktreten. Das Rücktrittsrecht
besteht nicht, wenn weder eine vorsätzliche noch eine
grob fahrlässige Anzeigepflichtverletzung vorliegt. Selbst
wenn die Anzeigepflicht grob fahrlässig verletzt wird,
haben wir trotzdem kein Rücktrittsrecht, falls wir den Ver-
trag - möglicherweise zu anderen Bedingungen (z. B. hö-
herer Beitrag oder eingeschränkter Versicherungs-
schutz) - auch bei Kenntnis der nicht angezeigten gefahr-
erheblichen Umstände geschlossen hätten.

(6) Im Fall des Rücktritts haben Sie keinen Versiche-
rungsschutz. Wenn wir nach Eintritt des Versicherungs-
falls zurücktreten, bleibt unsere Leistungspflicht unter fol-
gender Voraussetzung trotzdem bestehen: Die Verletzung
der Anzeigepflicht bezieht sich auf einen gefahrerheb-
lichen Umstand, der

• weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-
rungsfalls

• noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leis-
tungspflicht ursächlich war.

Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch auch im vorste-
henden Fall, wenn die Anzeigepflicht arglistig verletzt
worden ist.

(7) Wenn der Vertrag durch Rücktritt aufgehoben wird, er-
folgt keine Zahlung eines Rückkaufswerts. Auch eine
Rückzahlung der Beiträge können Sie nicht verlangen.
War Ihr Vertrag vor dem Rücktritt prämienfrei umgewan-
delt, werden eventuell vorhandene Überschüsse und Be-
wertungsreserven ausgezahlt (siehe § 3 Absatz 5).

Kündigung

(8) Wenn unser Rücktrittsrecht ausgeschlossen ist, weil
die Verletzung der Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch
grob fahrlässig erfolgt ist, können wir den Vertrag unter
Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.
Auf dieses Kündigungsrecht (§ 19 Absätze 3 und 4 VVG)
verzichten wir, wenn die Verletzung der Anzeigepflicht
schuldlos war.

(9) Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir
den Vertrag - möglicherweise zu anderen Bedingungen
(z. B. höherer Beitrag oder eingeschränkter Versiche-
rungsschutz) - auch bei Kenntnis der nicht angezeigten
gefahrerheblichen Umstände geschlossen hätten.

(10) Wenn wir den Vertrag kündigen, wandelt er sich nach
Maßgabe des § 18 in eine prämienfreie Versicherung um.
Wird der in § 18 Absatz 1 genannte Mindestbetrag nicht
erreicht, endet der Vertrag zum Schluss der laufenden
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Versicherungsperiode (d. h. bei beitragspflichtigen Ver-
trägen zur nächsten Beitragsfälligkeit, mittags 12 Uhr).

Vertragsänderung

(11) Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir
den Vertrag - möglicherweise zu anderen Bedingungen
(z. B. höherer Beitrag oder eingeschränkter Versiche-
rungsschutz) - auch bei Kenntnis der nicht angezeigten
gefahrerheblichen Umstände geschlossen hätten (siehe
Absatz 5 Satz 3 und Absatz 9), werden die anderen Be-
dingungen auf unser Verlangen rückwirkend Vertragsbe-
standteil. Auf dieses Änderungsrecht verzichten wir, wenn
die Verletzung der Anzeigepflicht schuldlos war.

(12) Sie können den Vertrag innerhalb eines Monats,
nachdem Sie unsere Mitteilung über die Vertragsände-
rung erhalten haben, fristlos kündigen, wenn

• wir im Rahmen einer Vertragsänderung den Beitrag um
mehr als 10 % erhöhen oder

• wir die Gefahrabsicherung für einen nicht angezeigten
Umstand ausschließen.

Auf dieses Recht werden wir Sie in der Mitteilung über die
Vertragsänderung hinweisen.

Voraussetzungen für die Ausübung unserer Rechte

(13) Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur
Vertragsänderung stehen uns nur zu, wenn wir Sie durch
gesonderte Mitteilung in Textform (z. B. Papierform,
E-Mail) auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hin-
gewiesen haben.

(14) Wir haben kein Recht zum Rücktritt, zur Kündigung
oder zur Vertragsänderung, wenn wir den nicht ange-
zeigten Umstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige
kannten.

(15) Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündi-
gung oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Mo-
nats geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt,
zu dem wir von der Anzeigepflichtverletzung, die das von
uns geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis er-
langen. Bei Ausübung unserer Rechte müssen wir die
Umstände angeben, auf die wir unsere Erklärung stützen.
Zur Begründung können wir nachträglich weitere Um-
stände angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1
nicht verstrichen ist.

(16) Nach Ablauf von 5 Jahren seit Vertragsschluss erlö-
schen unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder
zur Vertragsänderung. Ist der Versicherungsfall vor Ablauf
dieser Frist eingetreten, können wir die Rechte auch nach
Ablauf der Frist geltend machen. Ist die Anzeigepflicht
vorsätzlich oder arglistig verletzt worden, beträgt die Frist
10 Jahre.

Anfechtung

(17) Wir können den Vertrag auch anfechten, falls unsere
Entscheidung zur Annahme des Vertrags durch unrichtige
oder unvollständige Angaben bewusst und gewollt beein-
flusst worden ist. Handelt es sich um Angaben der versi-
cherten Person, können wir Ihnen gegenüber die Anfech-
tung erklären, auch wenn Sie von der Verletzung der vor-
vertraglichen Anzeigepflicht keine Kenntnis hatten. Ab-
satz 7 gilt entsprechend.

Irrtümliche Risikoeinschätzung

(18) Wir halten uns an unsere Erklärung gebunden, mit
der wir den Antrag angenommen haben, wenn der für die
Entscheidung zuständige Sachbearbeiter das Risiko
falsch eingeschätzt oder die Angaben des Antragstellers
nicht berücksichtigt hat.

Nachgewiesene Abrechnungsdiagnosen

(19) Fehlerhafte Patientendokumentationen von Ärzten
und Kliniken sowie fehlerhafte Krankenversicherungsaus-
künfte gehen nicht zu Ihren Lasten. Wenn Sie nach-
weisen, dass Umstände (z. B. Diagnosen, Arbeitsunfähig-
keits-Zeiträume) von Dritten (Ärzte, Kliniken, Kranken-
kassen, etc.) fehlerhaft dokumentiert bzw. gespeichert
wurden und die Daten nicht den Tatsachen entsprechen
(z. B. andere Erkrankung, anderer Befund), so werden wir
auf die fehlerhaften Daten weder einen Rücktritt noch eine
Kündigung noch eine Vertragsänderung noch eine An-
fechtung stützen.

Leistungserweiterung/Wiederherstellung der Versi-
cherung

(20) Die Absätze 1 bis 19 gelten entsprechend, wenn der
Versicherungsschutz nachträglich erweitert oder wieder-
hergestellt und deshalb eine erneute Risikoprüfung vorge-
nommen wird. Die Fristen nach Absatz 16 beginnen mit
der Änderung oder Wiederherstellung des Vertrags be-
züglich des geänderten oder wiederhergestellten Teiles
neu.

Erklärungsempfänger

(21) Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung, zur
Vertragsänderung sowie zur Anfechtung üben wir durch
eine schriftliche Erklärung aus, die wir Ihnen gegenüber
abgeben. Befinden Sie sich in einem seiner Natur nach
nicht nur vorübergehenden, die freie Willensbildung aus-
schließenden Zustand krankhafter Störung der Geistestä-
tigkeit, gilt ein Bezugsberechtigter für die Erlebensfallleis-
tungen als bevollmächtigt, diese Erklärung entgegenzu-
nehmen, in Ermangelung eines solchen ein für die Todes-
fallleistung Bezugsberechtigter. Sofern Sie uns keine an-
dere Person als Bevollmächtigten benannt haben, gilt
nach Ihrem Tod ein für die Todesfallleistung Bezugsbe-
rechtigter als bevollmächtigt, diese Erklärung entgegenzu-
nehmen. Ist in den Fällen der Sätze 2 und 3 kein Bezugs-
berechtigter vorhanden oder kann sein Aufenthalt nicht er-
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mittelt werden, können wir den Inhaber eines als Urkunde
ausgestellten Versicherungsscheins (siehe § 11 Absatz 1)
als bevollmächtigt ansehen, die Erklärung entgegenzu-
nehmen.

§ 7 Welche Anzeige- und Mitwirkungspflichten sind zu
beachten und welche Folgen hat eine Pflichtverlet-
zung?

Anzeige des Versicherungsfalls

(1) Für die Anzeige des Versicherungsfalls und die Bean-
tragung von Leistungen besteht keine Meldefrist. Wenn
Sie uns später informieren, leisten wir deshalb gegebe-
nenfalls bereits rückwirkend von Beginn der Sechs-Mo-
nats-Frist an (siehe § 2 Absatz 1).

(2) Eine frühzeitige Anzeige des Versicherungsfalls verrin-
gert bzw. vermeidet etwaige Feststellungsschwierigkeiten
in Bezug auf unsere Leistungspflicht.

Mitwirkungspflichten

Nach der Anzeige des Versicherungsfalls beginnen wir
mit unseren Erhebungen und benötigen zu deren Durch-
führung Ihre Mitwirkung (siehe Absätze 3 bis 8). Ohne
hinreichende Mitwirkung tritt in der Regel keine Fälligkeit
der Versicherungsleistungen ein, und je nach dem Grad
Ihres Verschuldens kann eine unterlassene Mitwirkung
außerdem Ihren Versicherungsschutz gefährden (siehe
Absätze 9 und 10). Bitte kommen Sie den Mitwirkungs-
pflichten deshalb in Ihrem eigenen Interesse nach. Im Fol-
genden erläutern wir Ihnen, welche Mitwirkungspflichten
allgemein (Absatz 3), bei Berufsunfähigkeit (Absatz 4), im
Fall des Vorschusses bei Krebserkrankung (Absatz 5), bei
Arbeitsunfähigkeit (Absatz 6), bei Tod (Absatz 7) und bei
Kündigung bzw. Vertragsablauf (Absatz 8) bestehen. Wir
stellen Ihnen außerdem dar, welche Folgen eine Verlet-
zung dieser Mitwirkungspflichten haben kann (Absätze 9
und 10).

(3) Zu operativen Behandlungen, die der untersuchende
oder behandelnde Arzt anordnet, um die Heilung zu för-
dern und/oder die Berufs- bzw. Arbeitsunfähigkeit zu min-
dern, ist die versicherte Person nicht verpflichtet. Eine
Nichtdurchführung einer solchen Operation steht unserer
Leistungspflicht nicht entgegen.

Einfachen ärztlichen Empfehlungen muss die versicherte
Person folgen.

Dies gilt für:

• Einsatz von Hilfsmitteln des täglichen Lebens (z. B. Seh-
oder Hörhilfen);

• Gefahrlose Heilbehandlungen, die nicht mit besonderen
Schmerzen verbunden sind und eine sichere Aussicht
auf Verbesserung des Gesundheitszustands bieten.

Die versicherte Person ist nicht verpflichtet, Diäten einzu-
halten oder einen Suchtentzug vorzunehmen, selbst wenn
dies vom behandelnden Arzt angeordnet wurde und medi-
zinisch indiziert ist.

Klarstellung zu § 2 Absatz 13: Die fehlende Möglichkeit
zur Besserung der hochgradigen Schwerhörigkeit bzw.
der hochgradigen Sehbehinderung durch ein zumutbares
Hilfsmittel (Hörgerät, Brille, Kontaktlinsen etc.) ist keine
Mitwirkungspflicht (Obliegenheit), sondern tatbestandliche
Voraussetzung des Versicherungsfalls der speziellen Be-
einträchtigung. D. h., es liegt bereits kein bedingungsge-
mäßer Versicherungsfall vor, wenn eine (hypothetische)
Verwendung des Hilfsmittels dazu führte, dass die
Schwerhörigkeit bzw. die Sehbehinderung nicht mehr
hochgradig im Sinne des § 2 Absatz 13 wäre.

(4) Berufsunfähigkeit, Wiedereingliederung, Umorganisa-
tion, spezielle Beeinträchtigung, Rehabilitation:

a) Wir sind befugt, die Leistungsvoraussetzungen unab-
hängig von Attesten und Bescheiden zu prüfen und wei-
tere Erhebungen vorzunehmen. Hierzu sind Sie ver-
pflichtet, uns die in den folgenden Absätzen genannten
Unterlagen auf Ihre Kosten in deutscher Sprache bzw. in
amtlich beglaubigter Übersetzung zur Verfügung zu
stellen. Außerdem können wir verlangen, dass uns die
Auskünfte nach § 23 vorgelegt werden.

Unabhängig davon können wir außerdem - allerdings auf
unsere Kosten - weitere ärztliche Untersuchungen sowie
weitere notwendige Nachweise - auch über die wirtschaft-
lichen Verhältnisse und ihre Veränderungen - verlangen,
insbesondere zusätzliche Auskünfte und Aufklärungen,
und zudem weitere Erhebungen selbst anstellen. Die ver-
sicherte Person hat sich durch von uns beauftragte Ärzte
untersuchen zu lassen; der versicherten Person werden
für die Anreise(n) und Wahrnehmung der Untersu-
chung(en) entstehende übliche Kosten, insbesondere üb-
liche Reise- und Übernachtungskosten, erstattet; dies gilt
auch, wenn sie ihren Wohnsitz im Ausland hat und von
dort anreist. Weitere im Einzelfall notwendige Kosten
übernehmen wir ebenfalls. Wir können verlangen, dass
die Untersuchung in der Bundesrepublik Deutschland er-
folgt. Hat die versicherte Person ihren Wohnsitz in einem
Mitgliedstaat der Europäischen Union, Großbritannien,
Island, Liechtenstein, Norwegen oder der Schweiz, prüfen
wir auf Ihren Wunsch hin, ob dort eine qualitativ gleich-
wertige Untersuchung möglich und eine Reise vermeidbar
ist.

b) Bei Berufsunfähigkeit, Berufsunfähigkeit infolge Pflege-
bedürftigkeit und/oder spezieller Beeinträchtigung der ver-
sicherten Person sind uns auf Kosten des Anspruchstel-
lers einzureichen:

• der Versicherungsschein;
• eine Geburtsurkunde, die Namen und Geburtsort der

versicherten Person enthält;
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• eine Darstellung der Ursache für den Eintritt der Berufs-
unfähigkeit bzw. der speziellen Beeinträchtigung;

• ausführliche Berichte der Ärzte, die die versicherte
Person gegenwärtig behandeln bzw. behandelt oder un-
tersucht haben, über Ursache, Beginn, Art, Verlauf und
voraussichtliche Dauer des Leidens der versicherten
Person sowie über den Grad der Berufsunfähigkeit oder
der Pflegebedürftigkeit. Wenn sich die versicherte
Person im Ausland befindet, akzeptieren wir auch die
Berichte eines dort tätigen Arztes;

• eine Beschreibung des Berufs der versicherten Person,
deren Stellung und Tätigkeit im Zeitpunkt des Eintritts
der Berufsunfähigkeit sowie über danach eingetretene
Veränderungen;

• Nachweise über Einkommen aus beruflicher Tätigkeit;
• eine Aufstellung der Versicherungsgesellschaften, Sozi-

alversicherungsträger oder sonstiger Versorgungsträger,
bei denen die versicherte Person ebenfalls Leistungen
wegen Berufsunfähigkeit geltend machen könnte;

• eine Aufstellung über den derzeitigen Arbeitgeber und
frühere Arbeitgeber der versicherten Person;

• bei Berufsunfähigkeit entsprechend § 2 Absatz 4 (Infekti-
onsklausel) die behördliche Anordnung im Original oder
in amtlich beglaubigter Kopie.

c) Bei Berufsunfähigkeit infolge Pflegebedürftigkeit sind
uns auf Kosten des Anspruchstellers zusätzlich zu Buch-
stabe b einzureichen:

• eine Darstellung der Ursache für den Eintritt der Pflege-
bedürftigkeit;

• ausführliche Berichte der Ärzte und anderer Heilbe-
handler, die die versicherte Person gegenwärtig behan-
deln bzw. behandelt oder untersucht haben, über Ur-
sache, Beginn, Art, Verlauf und voraussichtliche Dauer
des Leidens sowie über Art und Umfang der Pflegebe-
dürftigkeit;

• eine Bescheinigung der Person oder der Einrichtung, die
mit der Pflege betraut ist, über Art und Umfang der
Pflege;

• gegebenenfalls der Leistungsbescheid des Versiche-
rungsträgers der gesetzlichen oder privaten Pflegeversi-
cherung sowie das dem Bescheid zugrunde liegende
Gutachten;

• eine Aufstellung der Ärzte, Krankenhäuser, Krankenan-
stalten, Pflegeeinrichtungen oder Pflegepersonen, bei
denen die versicherte Person in Behandlung war, ist
oder - sofern bekannt - sein wird.

d) Für die Rehabilitationshilfe sind uns zusätzlich einzurei-
chen:

• Darstellung der Rehabilitationsmaßnahmen
• Kostenbelege (amtlich beglaubigte Kopien oder Origi-

nale)

(5) Vorschüsse bei Krebs

Für eine Vorschusszahlung bei Krebs nach § 1 Absatz 21
ist uns binnen 6 Monaten nach der ersten Diagnose ein

onkologischer Bericht eines Facharztes oder der Entlas-
sungsbericht des Krankenhauses mit folgendem Inhalt
einzureichen:

• Zeitpunkt der ersten Diagnose,
• Art und Ausbreitung der Krebserkrankung,
• Behandlungsplan,
• Umfang einer durchgeführten bzw. unmittelbar bevorste-

henden Operation/Therapie,
• voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfähigkeit, die sich

einer operativen Behandlung anschließt.

Bitte beachten Sie: Wenn wir unsere Erhebungen zu den
Vorschüssen bei Krebs abgeschlossen haben, sind da-
durch in der Regel noch nicht unsere Erhebungen zum
Versicherungsfall abgeschlossen. Wir stellen weitere Er-
hebungen an, an denen Sie weiter im Sinne der Absät-
ze 1 bis 4 mitwirken müssen. Dies ist notwendig, damit
die Erhebungen zur Feststellung der Berufsunfähigkeit
abgeschlossen werden können und ein lückenloser
Übergang zur Fälligkeit der Berufsunfähigkeitsleistungen
gewährleistet ist.

(6) Vorübergehende Arbeitsunfähigkeit:

Bei einer Arbeitsunfähigkeit ist zwischen Leistungsvoraus-
setzungen und Mitwirkungspflichten zu unterscheiden.

a) Leistungsvoraussetzungen:

Der bedingungsgemäße Versicherungsfall der vorüberge-
henden Arbeitsunfähigkeit hat unter anderem folgende
Voraussetzungen, bei deren Nichtvorliegen selbst dann
keine Leistungspflicht gegeben ist, wenn das Nichtvor-
liegen weder von Ihnen noch der versicherten Person
noch von einem etwaigen dritten Anspruchsberechtigten
zu vertreten ist. Die Regelungen der Absätze 9 und 10
gelten in diesem Zusammenhang nicht.
Die Arbeitsunfähigkeit muss von Ärzten lückenlos ent-
sprechend § 5 Entgeltfortzahlungsgesetz (EntgFG) oder
durch gleichwertige ärztliche Atteste bescheinigt werden.
Die Bescheinigungen müssen die Diagnose enthalten. Wir
erkennen Vorausbescheinigungen an, die zum Zeitpunkt
der Ausstellung maximal 3 Monate in die Zukunft gerichtet
waren. Ist die versicherte Person mindestens 3 Monate
ununterbrochen vollständig arbeitsunfähig krankge-
schrieben, muss das ununterbrochene Fortbestehen im
vierten bis sechsten Monat von einem Facharzt der ent-
sprechenden Fachrichtung bescheinigt werden. Ist die
versicherte Person bereits mindestens 6 Monate ununter-
brochen vollständig arbeitsunfähig krankgeschrieben, ge-
nügt es, dass mindestens eine der Arbeitsunfähigkeitsbe-
scheinigungen durch einen Facharzt der entsprechenden
Fachrichtung ausgestellt worden ist.

b) Mitwirkungspflichten:

Auf Kosten des Anspruchstellers sind einzureichen:

• der Versicherungsschein;
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• die Bescheinigungen nach Buchstabe a.

Die Absätze 9 und 10 gelten in diesem Zusammenhang.

(7) Im Todesfall sind uns bei beitragsfreien Versiche-
rungen zur Auszahlung eines etwa vorhandenen Über-
schussguthabens (siehe § 3 Absatz 5) auf Kosten des An-
spruchstellers einzureichen:

• der Versicherungsschein;
• eine amtliche Sterbeurkunde, die Alter und Geburtsort

der versicherten Person enthält.

(8) Bei Kündigung oder Vertragsablauf sind uns bei bei-
tragsfreien Versicherungen zur Auszahlung eines etwa
vorhandenen Überschussguthabens (siehe § 3 Absatz 5)
auf Kosten des Anspruchstellers einzureichen:

• der Versicherungsschein;
• ein Nachweis über die letzte Beitragszahlung.

(9) Unsere Leistungen werden erst fällig, nachdem wir die
Erhebungen abgeschlossen haben, die zur Feststellung
des Versicherungsfalls und des Umfangs unserer Leis-
tungspflicht notwendig sind. Wenn Sie eine der in den Ab-
sätzen 3 bis 8 genannten Mitwirkungspflichten nicht er-
füllen, kann dies unter anderem zur Folge haben, dass wir
nicht feststellen können, ob oder in welchem Umfang wir
leistungspflichtig sind. Eine Verletzung der Mitwirkungs-
pflicht kann somit unter anderem dazu führen, dass un-
sere Leistung nicht fällig wird, selbst wenn die Mitwirkung
schuldlos unterbleibt. Bitte erfüllen Sie alle Mitwirkungs-
pflichten deshalb zuvorderst in Ihrem eigenen Interesse.

(10) Solange eine Mitwirkungspflicht nach den Absätzen
3 bis 8 von Ihnen, der versicherten Person oder dem An-
sprucherhebenden vorsätzlich nicht erfüllt wird, leisten wir
nicht. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Mitwirkungs-
pflicht sind wir berechtigt, unsere Leistung in einem der
Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu
kürzen. Beides gilt nur, wenn wir durch gesonderte Mittei-
lung in Textform (z. B. Papierform, E-Mail) auf diese
Rechtsfolgen hingewiesen haben.

Weisen Sie nach, dass die Mitwirkungspflicht nicht grob
fahrlässig verletzt worden ist, bleibt unsere Leistungs-
pflicht bestehen.

Die Ansprüche bleiben auch bestehen, soweit Sie uns
nachweisen, dass die Verletzung ohne Einfluss auf die
Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht ist.
Das gilt nicht, wenn die Mitwirkungspflicht arglistig verletzt
wird.

Wenn die Mitwirkungspflicht später erfüllt wird, sind wir ab
Beginn des laufenden Monats nach Maßgabe dieser Be-
dingungen zur Leistung verpflichtet, bei Vereinbarung
einer Karenzzeit jedoch frühestens nach Ablauf der Ka-
renzzeit.

§ 8 Wann geben wir eine Erklärung über unsere Leis-
tungspflicht ab?

(1) Nach Eingang der zur Prüfung vorgelegten Unterlagen
werden wir Ihnen innerhalb von 10 Arbeitstagen mitteilen,
ob und in welchem Umfang und für welchen Zeitraum wir
eine Leistungspflicht anerkennen bzw. Sie über den Sach-
stand der Leistungsprüfung informieren. Bis zur Beendi-
gung der zur Feststellung des Versicherungsfalls und des
Umfangs der Leistung notwendigen Erhebungen werden
wir Sie spätestens alle 4 Wochen über den Fortgang der
Leistungsprüfung informieren. Wenn zur Leistungsent-
scheidung weitere Unterlagen notwendig sind, fordern wir
diese unverzüglich an. Bei Vereinbarung einer Karenzzeit
geben wir eine Erklärung über unsere Leistungspflicht erst
nach Ablauf der Karenzzeit ab.

Liegen uns die Unterlagen für die Vorschusszahlungen
nach § 2 Absatz 12 vollständig vor, entscheiden wir inner-
halb von fünf Arbeitstagen, ob wir Vorschüsse nach § 1
Absatz 21 erbringen.

(2) Wenn wir Leistungen wegen Berufsunfähigkeit bzw.
Berufsunfähigkeit infolge Pflegebedürftigkeit (siehe § 1
Absätze 1 bis 3) zusagen, gilt dies jeweils zeitlich unbe-
grenzt. Wir sprechen dann keine zeitlich befristeten Aner-
kenntnisse aus und leisten solange die versicherte Person
berufsunfähig bzw. berufsunfähig infolge Pflegebedürftig-
keit ist oder bis diese Leistungen nach einem der in § 1
genannten Gründe enden.

(3) Absatz 2 gilt nicht für unsere Leistungspflicht wegen
vorübergehender Arbeitsunfähigkeit.

(4) Bei unseren Leistungen wegen spezieller Beeinträchti-
gung nach § 2 Absatz 13 beträgt die Leistungsdauer
24 Monate. Unsere Leistungspflicht endet aus diesem
Grund spätestens nach Ablauf dieser 24 Monate, ohne
dass es einer Befristung unseres Anerkenntnisses be-
dürfte.

§ 9 Was gilt nach Anerkennung der Berufsunfähig-
keit?

Folgende Regelungen betreffen den Fall, dass wir die Be-
rufsunfähigkeit bzw. die Berufsunfähigkeit infolge Pflege-
bedürftigkeit und/oder die spezielle Beeinträchtigung an-
erkannt haben. Die Regelungen betreffen hingegen nicht
den Versicherungsfall der vorübergehenden Arbeitsunfä-
higkeit und entsprechende Anerkenntnisse/Zahlungen.

Nachprüfung

(1) Wenn wir unsere Leistungspflicht anerkannt haben
oder sie gerichtlich festgestellt worden ist, sind wir be-
rechtigt, das Fortbestehen der Berufsunfähigkeit und
deren Grad und/oder das Fortbestehen der Berufsunfä-
higkeit infolge Pflegebedürftigkeit bzw. das Fortbestehen
einer speziellen Beeinträchtigung nachzuprüfen. Dabei
sind Gesundheitsveränderungen zu berücksichtigen. In
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Bezug auf eine Berufsunfähigkeit können wir auch erneut
prüfen, ob die versicherte Person eine andere Tätigkeit im
Sinne des § 2 ausübt, die aufgrund ihrer Ausbildung und
Fähigkeiten ausgeübt werden kann und ihrer Lebensstel-
lung bei Eintritt der Berufsunfähigkeit entspricht. Dabei
sind neu erworbene berufliche Fähigkeiten und/oder neue
Ausbildungen zu berücksichtigen.

Auch im Rahmen der Nachprüfung verzichten wir auf eine
abstrakte Verweisung. Das heißt wir prüfen nicht, ob die
versicherte Person irgendeine andere Tätigkeit ausüben
könnte.

Haben wir unsere Leistungspflicht wegen Berufsunfähig-
keit nach § 2 Absatz 4 infolge einer behördlichen Anord-
nung wegen Infektionsgefahr (vollständiges oder teil-
weises Tätigkeitsverbot) anerkannt, sind wir berechtigt
nachzuprüfen, ob diese Anordnung nach wie vor gilt.

Mitwirkungspflichten

(2) Zur Nachprüfung können wir jederzeit sachdienliche
Auskünfte anfordern und einmal jährlich verlangen, dass
sich die versicherte Person durch von uns beauftragte
Ärzte umfassend untersuchen lässt. Sie haben die Aus-
künfte zu erteilen und an den Untersuchungen mitzu-
wirken. Hierbei anfallende Kosten sind von uns zu tragen.

Untersuchungen erfolgen durch von uns beauftragte
Ärzte. Der versicherten Person werden für die Anreise(n)
und Wahrnehmung der Untersuchung(en) entstehende
übliche Kosten, insbesondere übliche Reise- und Über-
nachtungskosten, erstattet; dies gilt auch, wenn sie ihren
Wohnsitz im Ausland hat und von dort anreist. Weitere im
Einzelfall notwendige Kosten übernehmen wir ebenfalls.
Wir können verlangen, dass die Untersuchung in der Bun-
desrepublik Deutschland erfolgt. Hat die versicherte
Person ihren Wohnsitz in einem Mitgliedstaat der
Europäischen Union, Großbritannien, Island,
Liechtenstein, Norwegen oder der Schweiz, prüfen wir auf
Ihren Wunsch hin, ob dort eine qualitativ gleichwertige
Untersuchung möglich und eine Reise vermeidbar ist.

Die Bestimmungen des § 7 Absätze 3 und 4 gelten ent-
sprechend.

(3) Sie müssen uns unverzüglich (d. h. ohne schuldhaftes
Zögern) mitteilen, wenn eine berufliche Tätigkeit aufge-
nommen wird bzw. sich diese ändert. Verbesserungen
des Gesundheitszustandes müssen uns nicht ungefragt
mitgeteilt werden.

Änderungen einer behördlichen Anordnung wegen Infekti-
onsgefahr (§ 2 Absatz 4) müssen Sie uns ebenfalls unver-
züglich mitteilen.

Leistungsfreiheit

(4) Wir sind leistungsfrei, wenn wir feststellen, dass die in
§ 1 und § 2 genannten Voraussetzungen der Leistungs-

pflicht entfallen sind und wir Ihnen diese Veränderung in
Textform (z. B. Papierform, E-Mail) darlegen. Unsere
Leistungen bei Berufsunfähigkeit oder Berufsunfähigkeit
infolge Pflegebedürftigkeit bzw. wegen spezieller Beein-
trächtigung können wir mit Ablauf des dritten Monats nach
Zugang unserer Erklärung bei Ihnen einstellen. Ab diesem
Zeitpunkt muss auch die Beitragszahlung wieder aufge-
nommen werden.

Unter den in § 1 Absatz 10 genannten Voraussetzungen
zahlen wir Ihnen im Zuge der Einstellung die dort näher
dargestellte Wiedereingliederungshilfe.

Keine Nachprüfung bei Arbeitsunfähigkeit

(5) Haben wir Leistungen wegen vorübergehender Ar-
beitsunfähigkeit erbracht, dann endet unsere Leistungs-
verpflichtung mit Ablauf des Monats in dem letztmalig die
ununterbrochene Arbeitsunfähigkeit nachgewiesen wurde.
Zu diesem Zeitpunkt muss auch die Beitragszahlung
wieder aufgenommen werden. Der Durchführung einer
Nachprüfung entsprechend den Absätzen 1 bis 4 bedarf
es in Bezug auf die vorübergehende Arbeitsunfähigkeit
nicht. Sie müssen uns unverzüglich informieren, sobald
keine Arbeitsunfähigkeit mehr vorliegt.

§ 10 Was gilt bei einer Verletzung der Mitwirkungs-
pflichten im Rahmen der Nachprüfung?

Solange eine Mitwirkungspflicht nach § 9 von Ihnen, der
versicherten Person oder dem Ansprucherhebenden vor-
sätzlich nicht erfüllt wird, leisten wir nicht. Bei grob fahr-
lässiger Verletzung einer Mitwirkungspflicht sind wir be-
rechtigt, unsere Leistung in einem der Schwere des Ver-
schuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Beides
gilt nur, wenn wir durch gesonderte Mitteilung in Textform
(z. B. Papierform, E-Mail) auf diese Rechtsfolgen hinge-
wiesen haben.

Weisen Sie nach, dass die Mitwirkungspflicht nicht grob
fahrlässig verletzt worden ist, bleibt unsere Leistungs-
pflicht bestehen.

Die Ansprüche bleiben auch bestehen, soweit Sie uns
nachweisen, dass die Verletzung ohne Einfluss auf die
Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht ist.
Das gilt nicht, wenn die Mitwirkungspflicht arglistig verletzt
wird.

Wenn die Mitwirkungspflicht später erfüllt wird, sind wir ab
Beginn des laufenden Monats nach Maßgabe dieser Be-
dingungen zur Leistung verpflichtet.

§ 11 Welche Bedeutung hat der Versicherungs-
schein?

(1) Wir können Ihnen den Versicherungsschein sowie
Nachträge in Textform (z. B. Papierform, E-Mail) übermit-
teln. Stellen wir diese als Dokument in Papierform aus,
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liegt eine Urkunde vor. Sie können die Ausstellung als Ur-
kunde verlangen.

(2) Den Inhaber der Urkunde des Versicherungsscheins
können wir als berechtigt ansehen, über die Rechte aus
dem Vertrag zu verfügen, insbesondere Leistungen in
Empfang zu nehmen. Wir können aber verlangen, dass
uns der Inhaber der Urkunde seine Berechtigung nach-
weist.

(3) Den Allgemeinen Vertragsdaten des Versicherungs-
scheins können Sie entnehmen, welche optionalen Zu-
satzbausteine (AU-Schutz, Pflege-Schutz) Sie einge-
schlossen haben.

§ 12 Wer erhält die Leistung?

(1) Wenn Sie keine abweichende Bestimmung treffen,
leisten wir an Sie als unseren Versicherungsnehmer.

Bezugsberechtigung

(2) Sie können uns widerruflich oder unwiderruflich eine
der nachstehend bestimmten anderen Personen be-
nennen, die die Leistung erhalten soll (Bezugsberech-
tigter). Haben Sie die Versicherung auf die eigene Person
abgeschlossen, können Sie uns als Bezugsberechtigten

• Ihren Ehegatten oder Lebenspartner oder deren Ge-
schwister,

• Ihre Verwandten und Verschwägerte gerader Linie (Bei-
spiel Eltern, Großeltern, Kinder, Enkel und deren Ehe-
gatten bzw. deren Lebenspartner),

• Ihre Geschwister sowie deren Kinder, Ehegatten oder
Lebenspartner,

• Ihre Adoptivkinder, Schwiegereltern, Schwiegerkinder
oder Stiefeltern,

• Geschwister Ihrer Eltern oder
• Kinder oder Adoptivkinder Ihres Ehegatten oder Lebens-

partners

benennen.

Haben Sie die Versicherung nicht auf die eigene Person
abgeschlossen, können Sie die versicherte Person oder
deren Angehörige im Sinne des Satz 2 als Bezugsberech-
tigten benennen.

Die Einräumung und der Widerruf eines Bezugsrechts
sind nur und erst dann wirksam, wenn sie uns vom bishe-
rigen Berechtigten in Textform (z. B. Papierform, E-Mail)
angezeigt worden sind. Der bisherige Berechtigte sind im
Regelfall Sie als unser Versicherungsnehmer. Es können
aber auch andere Personen sein, sofern Sie bereits zuvor
eine unwiderrufliche Bezugsberechtigung verfügt haben.

a) Wenn Sie ein Bezugsrecht widerruflich bestimmen,
erwirbt der Bezugsberechtigte das Recht auf die Leistung
erst mit dem Eintritt des jeweiligen Versicherungsfalls.
Deshalb können Sie Ihre Bestimmung bis zum Eintritt des

jeweiligen Versicherungsfalls jederzeit widerrufen. Wenn
wir Renten zahlen, tritt mit jeder Fälligkeit einer Rente ein
eigener Versicherungsfall ein.

b) Sie können ausdrücklich bestimmen, dass der Bezugs-
berechtigte sofort und unwiderruflich das Recht auf die
Leistung erhält. Sobald wir Ihre Erklärung erhalten haben,
kann dieses Bezugsrecht nur noch mit Zustimmung des
unwiderruflich Bezugsberechtigten geändert werden.

Abtretung und Verpfändung

(3) Ansprüche auf Rentenleistungen können Sie nicht ab-
treten oder verpfänden. Soweit darüber hinaus eine Abtre-
tung oder Verpfändung sonstiger Ansprüche rechtlich
möglich ist, wird diese wirksam, wenn sie uns in Textform
(z. B. Papierform, E-Mail) angezeigt wird.

Beitrag

§ 13 Was müssen Sie bei der Beitragszahlung be-
achten?

(1) Die Beiträge zu Ihrem Vertrag können Sie je nach der
ursprünglichen Vereinbarung monatlich, viertel-, halbjähr-
lich oder jährlich zahlen. (Falls Sie die Zahlweise Ihres
Vertrags ändern möchten, bitten wir Folgendes zu be-
achten: Die Beiträge sind entsprechend der vereinbarten
Zahlweise kalkuliert, sodass auch ein Zinseffekt berück-
sichtigt ist. Beispielsweise ist bei Umstellung von jährli-
cher auf monatliche Zahlweise der sich ergebende Mo-
natsbeitrag höher als ein Zwölftel des Jahresbeitrags.
Umgekehrt ist der Jahresbeitrag niedriger als 12 Monats-
beiträge.) Die Möglichkeit zur Zahlung eines Einmalbei-
trags besteht nicht.

(2) Den ersten Beitrag müssen Sie unverzüglich (d. h.
ohne schuldhaftes Zögern) nach Abschluss des Vertrags
zahlen, jedoch nicht vor dem mit Ihnen vereinbarten, in
den Allgemeinen Vertragsdaten angegebenen Versiche-
rungsbeginn. Alle weiteren Beiträge (Folgebeiträge)
werden jeweils zu den in den Allgemeinen Vertragsdaten
genannten Terminen fällig. Die Beiträge sind bis zum Ab-
lauf der vereinbarten Beitragszahlungsdauer zu bezahlen,
längstens jedoch bis zum Eintritt des Leistungsfalls; bei
Vertragsbeendigung aufgrund von Tod bis zur nächsten
Beitragsfälligkeit.

Bei Vereinbarung einer Karenzzeit sind nach Eintritt der
Berufsunfähigkeit oder Arbeitsunfähigkeit die Beiträge
noch bis zum Ablauf der Karenzzeit weiter zu bezahlen.
Grundsätzlich ist die Beitragszahlung bis zur Entschei-
dung über die Leistungspflicht fortzusetzen (siehe § 1 Ab-
satz 20, dort auch zur Stundung).

(3) Sie haben den Beitrag rechtzeitig gezahlt, wenn Sie
bis zum Fälligkeitstag (siehe Absatz 2) alles getan haben,
damit der Beitrag bei uns eingeht. Wenn die Einziehung
des Beitrags von einem Konto vereinbart wurde, gilt die
Zahlung in folgendem Fall als rechtzeitig:
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• Der Beitrag konnte am Fälligkeitstag eingezogen werden
und

• Sie haben einer berechtigten Einziehung nicht wider-
sprochen.

Konnten wir den fälligen Beitrag ohne Ihr Verschulden
nicht einziehen, ist die Zahlung auch dann noch recht-
zeitig, wenn sie unverzüglich nach unserer Zahlungsauf-
forderung erfolgt. Haben Sie zu vertreten, dass der Bei-
trag wiederholt nicht eingezogen werden kann, sind wir
berechtigt, künftig die Zahlung außerhalb des Lastschrift-
verfahrens zu verlangen.

(4) Sie müssen die Beiträge auf Ihre Gefahr und Ihre
Kosten zahlen.

(5) Wenn eine Leistung fällig wird, werden wir etwaige
Beitragsrückstände verrechnen.

§ 14 Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag nicht
rechtzeitig zahlen?

Erster Beitrag

(1) Wenn Sie den ersten Beitrag nicht rechtzeitig zahlen,
können wir - solange die Zahlung nicht bewirkt ist - vom
Vertrag zurücktreten. In diesem Fall können wir von Ihnen
die Kosten für ärztliche Untersuchungen im Rahmen einer
Gesundheitsprüfung verlangen. Wir sind nicht zum Rück-
tritt berechtigt, wenn uns nachgewiesen wird, dass Sie die
nicht rechtzeitige Zahlung nicht zu vertreten haben.

(2) Ist der erste Beitrag bei Eintritt des Versicherungsfalls
noch nicht gezahlt, sind wir nicht zur Leistung verpflichtet.
Dies gilt nur, wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung in
Textform (z. B. Papierform, E-Mail) oder durch einen auf-
fälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese
Rechtsfolge aufmerksam gemacht haben. Unsere Leis-
tungspflicht bleibt jedoch bestehen, wenn Sie uns nach-
weisen, dass Sie das Ausbleiben der Zahlung nicht zu
vertreten haben.

Folgebeitrag

(3) Zahlen Sie einen Folgebeitrag nicht rechtzeitig,
können wir Ihnen auf Ihre Kosten in Textform (z. B. Pa-
pierform, E-Mail) eine Zahlungsfrist setzen. Die Zahlungs-
frist muss mindestens 2 Wochen betragen.

(4) Für einen Versicherungsfall, der nach Ablauf der ge-
setzten Zahlungsfrist eintritt, entfällt oder vermindert sich
der Versicherungsschutz, wenn Sie sich bei Eintritt des
Versicherungsfalls noch mit der Zahlung in Verzug be-
finden. Voraussetzung ist, dass wir Sie bereits mit der
Fristsetzung auf diese Rechtsfolge hingewiesen haben.

(5) Nach Ablauf der gesetzten Zahlungsfrist können wir
den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kün-
digen, wenn Sie sich noch immer mit den Beiträgen,
Zinsen oder Kosten in Verzug befinden. Voraussetzung

ist, dass wir Sie bereits mit der Fristsetzung auf diese
Rechtsfolge hingewiesen haben. Wir können die Kündi-
gung bereits mit der Fristsetzung erklären. Sie wird dann
automatisch mit Ablauf der Frist wirksam, wenn Sie zu
diesem Zeitpunkt noch immer mit der Zahlung in Verzug
sind. Auf diese Rechtsfolge müssen wir Sie ebenfalls hin-
weisen.

Wenn wir den Vertrag kündigen, wandelt er sich nach
Maßgabe des § 18 in eine prämienfreie Versicherung um.
Wird der in § 18 Absatz 1 genannte Mindestbetrag nicht
erreicht, endet der Vertrag zum Schluss der laufenden
Versicherungsperiode (d. h. bei beitragspflichtigen Ver-
trägen zur nächsten Beitragsfälligkeit, mittags 12 Uhr).

(6) Sie können den angeforderten Betrag auch dann noch
nachzahlen, wenn unsere Kündigung wirksam geworden
ist. Nachzahlen können Sie nur

• innerhalb eines Monats nach der Kündigung
• oder, wenn die Kündigung bereits mit der Fristsetzung

verbunden worden ist, innerhalb eines Monats nach
Fristablauf.

Zahlen Sie innerhalb dieses Zeitraums, wird die Kündi-
gung unwirksam und der Vertrag besteht fort. Für Versi-
cherungsfälle, die zwischen dem Ablauf der Zahlungsfrist
und der Zahlung eintreten, besteht kein oder nur ein ver-
minderter Versicherungsschutz.

Gestaltungsmöglichkeiten nach Versicherungsbeginn

§ 15 Welche Gestaltungsmöglichkeiten haben Sie
nach Versicherungsbeginn?

Gestaltungsmöglichkeiten ohne erneute Risikoprü-
fung

Im Folgenden informieren wir Sie darüber, welche Mög-
lichkeiten Sie haben, um Ihren Versicherungsschutz ohne
erneute Risikoprüfung im Rahmen unserer für den jewei-
ligen Beruf gültigen Annahmerichtlinien zu erhöhen und
unter welchen Umständen Sie die Laufzeit ohne erneute
Risikoprüfung verlängern können.

Gestaltungsmöglichkeiten nach Versicherungsbeginn:

• Upgrade-Option (Absatz 1)
• ereignisabhängige Nachversicherungsgarantie (Ab-

satz 2)
• Berufseinsteigergarantie (Absatz 3)
• Karrieregarantie (Absatz 4)
• ereignisunabhängige Nachversicherungsgarantie (Ab-

satz 5)
• Verlängerungsgarantie bei Anhebung der Regelalters-

grenze (Absatz 7)

Auch wenn wir auf eine erneute Risikoprüfung verzichten,
dürfen wir prüfen, ob die Voraussetzungen für die Aus-
übung der jeweiligen Gestaltungsmöglichkeit erfüllt sind.
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Für die oben genannten Gestaltungsmöglichkeiten gilt,
dass diese Rechte nur dann bestehen, wenn dieser Ver-
trag oder ein diesem Vertrag vorausgegangener Vertrag
mit vollständiger Risikoprüfung zustande gekommen ist.
Wenn Sie unsicher sein sollten, ob dies auf Ihren Vertrag
zutrifft, können Sie uns gerne kontaktieren.
Diese Rechte bestehen nicht für Verträge, die aufgrund
einer BU-Wechseloption aus der Grundfähigkeitsversiche-
rung zustande gekommen sind.
Haben Sie mit uns Erhöhungen nach NÜRNBERGER
Plus vereinbart, erhöhen sich Beiträge und Leistungen
planmäßig ohne erneute Risikoprüfung (Absatz 8). Die
detaillierten Regelungen finden Sie in den Besonderen
Bedingungen für NÜRNBERGER Plus.

Bitte beachten Sie, dass Erhöhungen des Leistungsum-
fanges regelmäßig auch zur Erhöhung des Versiche-
rungsbeitrages führen.

Upgrade-Option

(1) Sie haben innerhalb der ersten 5 Jahre nach Versiche-
rungsbeginn und vor Vollendung des 40. Lebensjahres
der versicherten Person einmalig das Recht, den Leis-
tungsumfang Ihrer Versicherung ohne erneute Risikoprü-
fung zu erweitern. Folgender Baustein kann nachträglich
aufgenommen werden:

• Pflege-Schutz: Zusätzliche lebenslange Rente bei Pfle-
gebedürftigkeit und Option auf Abschluss einer An-
schluss-Pflegerenten-Versicherung, siehe Buchstaben a
und b.

Der Einschluss erfolgt durch Wechsel in einen Tarif, in
dem die Leistungsinhalte enthalten sind. Das Recht zum
Wechsel besteht nur, wenn dieser Vertrag oder ein
diesem Vertrag vorausgegangener Vertrag mit vollstän-
diger Risikoprüfung zustande gekommen ist. Wenn Sie
unsicher sein sollten, ob dies auf Ihren Vertrag zutrifft,
können Sie uns gerne kontaktieren.
Die Erweiterung muss mindestens 6 Monate vor dem Zeit-
punkt zu dem sie wirksam werden soll bei uns in Textform
(z. B. Papierform, E-Mail) beantragt werden.
Der neue Beitrag wird nach dem zum ursprünglichen Ver-
tragsabschluss verkaufsoffenen Tarif mit den entspre-
chenden Leistungen kalkuliert und ab dem Termin, zu
dem die Erweiterung wirksam wird, fällig. Außerdem
müssen die unter Absatz c genannten weiteren Voraus-
setzungen erfüllt sein.

Folgende Inhalte können auf diese Art und Weise zum
Vertragsbestandteil gemacht werden:

Pflege-Schutz

Zusätzliche lebenslange Rente bei Pflegebedürftigkeit

a) Wird die versicherte Person während der Versiche-
rungsdauer pflegebedürftig im Sinne von § 2 Absätze 6
bis 9, zahlen wir zusätzlich eine lebenslange Pflegerente

und diese auch über die Versicherungsdauer hinaus,
längstens jedoch bis zum Tod der versicherten Person.

Option auf Abschluss einer Anschluss-Pflegerenten-Versi-
cherung

b) Sie können innerhalb von 3 Monaten vor Ablauf der
Versicherungsdauer für die versicherte Person eine An-
schluss-Pflegerenten-Versicherung ohne erneute Ge-
sundheitsprüfung beantragen. Der Abschluss der An-
schluss-Pflegerenten-Versicherung ist prinzipiell auch
dann noch möglich, wenn wir bereits Leistungen wegen
Berufs- oder Arbeitsunfähigkeit erbracht haben, aber noch
keine Leistungen wegen Berufsunfähigkeit infolge Pflege-
bedürftigkeit und/oder Zusatzleistungen wegen Pflegebe-
dürftigkeit. Die Anschluss-Pflegerenten-Versicherung be-
ginnt mit dem Ablauf der Versicherungsdauer der Berufs-
unfähigkeitsversicherung.

Die hierfür geltenden Versicherungsbedingungen senden
wir Ihnen auf Wunsch rechtzeitig vor Beantragung des
Wechsels zu.

c) Weitere Voraussetzungen und Regelungen

• Die versicherte Person darf innerhalb der letzten 12 Mo-
nate vor Stellung des Antrags nicht länger als 2 Wochen
durchgehend arbeitsunfähig gewesen sein.

• Zum Zeitpunkt der Beantragung ist die versicherte
Person weder berufsunfähig, berufsunfähig infolge Pfle-
gebedürftigkeit oder arbeitsunfähig noch ist ein entspre-
chender Leistungsantrag gestellt worden.

• Zum Zeitpunkt der Beantragung der Erhöhung besteht
für die versicherte Person weder eine teilweise oder
volle Erwerbsminderung noch ist ein entsprechender An-
trag auf Erwerbsminderungsrente gestellt worden noch
wird eine Erwerbsminderungsrente bezogen.

• Zum Zeitpunkt der Beantragung der Erhöhung ist weder
ein Versicherungsfall im Sinne einer optional einge-
schlossenen Zusatzversicherung eingetreten noch ein
entsprechender Leistungsantrag gestellt worden.

• Der Vertrag wird beitragspflichtig geführt.

Ausschluss von Bausteinen

d) Während der Vertragslaufzeit können Sie den Baustein
AU-Schutz (§ 1 Absatz 11) ausschließen, indem Sie in
einen Tarif wechseln, in dem diese Leistungen nicht ent-
halten sind. Der Wechsel muss uns in Textform (z. B. Pa-
pierform, E-Mail) angezeigt werden und wird zum
nächsten Monatsersten nach Zugang der Wechselerklä-
rung wirksam. Ein Wechsel ist nicht möglich, wenn Sie
Leistungen aus diesem Vertrag beziehen oder bereits be-
zogen haben, Leistungen beantragt haben oder ein Versi-
cherungsfall eingetreten ist.

Außerplanmäßige Erhöhung von Beitrag und Leistung
ohne erneute Risikoprüfung (Ereignisabhängige Nachver-
sicherungsgarantie)
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(2) Sie haben bei den nachfolgend genannten, die versi-
cherte Person betreffenden und nach Versicherungsbe-
ginn eintretenden Ereignissen das Recht, innerhalb einer
Frist von 12 Monaten ab dem Ereignis und vor Vollendung
des 50. Lebensjahres der versicherten Person die Leis-
tungen der Berufsunfähigkeitsversicherung ohne erneute
Risikoprüfung im Rahmen unserer für den jeweiligen
Beruf gültigen Annahmerichtlinien um maximal 50 % der
zuletzt geltenden Monatsrente zu erhöhen. Die versi-
cherte Berufsunfähigkeitsrente darf die berufsspezifische
Höchstsumme, höchstens 3.000,00 EUR pro Monat
(36.000,00 EUR pro Jahr) nicht übersteigen.

• Eintritt der Volljährigkeit;
• Heirat;
• Ehescheidung bzw. Löschung einer eingetragenen Le-

benspartnerschaft;
• Tod des Ehepartners bzw. des eingetragenen Lebens-

partners;
• Geburt oder Adoption eines Kindes oder Beendigung der

Elternzeit (mit der Besonderheit, dass die Erhöhung in-
nerhalb von 12 Monaten ab dem Ende der für dieses
Kind genommenen Elternzeit verlangt werden kann);

• Existenzgründung (Wechsel in die berufliche Selbststän-
digkeit im Hauptberuf, z. B. Praxis-/Kanzleigründung
bzw. -übernahme) in den ersten 10 Jahren der Versiche-
rungsdauer;

• Abschluss einer akademischen Weiterqualifizierung
(z. B. Facharzt, Bachelor, Master, Staatsexamen) eines
Akademikers, der bereits eine seiner Ausbildung ent-
sprechende berufliche Tätigkeit ausübt;

• erfolgreicher Abschluss einer Höherqualifikation (z. B.
Weiterbildung zum Fach-/Betriebswirt oder Techniker,
Meisterprüfung), verbunden mit einer Verbesserung der
beruflichen Stellung oder des Einkommens;

• Einkommenserhöhung um mindestens 250,00 EUR
brutto monatlich;

• Erhalt der Prokura;
• Überschreiten der Beitragsbemessungsgrenze in der

Gesetzlichen Rentenversicherung;
• Finanzierung (Immobilienerwerb (z. B. Erwerb einer Ei-

gentumswohnung) oder Finanzierung im gewerblichen
Bereich) mit einer Finanzierungssumme von mindestens
25.000,00 EUR;

• Wegfall des Invaliditätsschutzes aus der Gesetzlichen
Rentenversicherung aufgrund einer Gesetzesänderung;

• bei Selbstständigen, Angehörigen der freien Berufe und
Handwerkern: Wegfall des Berufsunfähigkeitsschutzes
aus einem berufsständischen Versorgungswerk oder
einer betrieblichen Altersversorgung.

Der Erhöhungsantrag und alle erforderlichen Nachweise
müssen uns auf Ihre Kosten binnen 12 Monaten ab dem
Ereignis in Textform (z. B. Papierform, E-Mail) zuge-
gangen sein. Die Erhöhung wird zum nächsten Monats-
ersten (mittags 12 Uhr) nach Zugang vorgenommen. Au-
ßerdem müssen die unter Absatz 6 genannten weiteren
Voraussetzungen erfüllt sein.

Berufseinsteigergarantie

(3) Wenn die versicherte Person nach Versicherungsbe-
ginn erfolgreich

• eine allgemein anerkannte Berufsausbildung oder
• ein (Fach-)Hochschulstudium

abgeschlossen und eine berufliche Tätigkeit aufge-
nommen hat, haben Sie einmalig das Recht, vor Vollen-
dung des 50. Lebensjahres der versicherten Person ohne
erneute Risikoprüfung

• entweder die Leistungen dieser Berufsunfähigkeitsversi-
cherung im Rahmen unserer für den jeweiligen Beruf
gültigen Annahmerichtlinien um maximal 100 % der zu-
letzt geltenden Monatsrente zu erhöhen; die versicherte
Berufsunfähigkeitsrente darf die berufsspezifische
Höchstsumme, höchstens 3.000,00 EUR pro Monat
(36.000,00 EUR pro Jahr) nicht übersteigen,

• oder planmäßige Erhöhungen von Beitrag und Leistung
nach NÜRNBERGER Plus (siehe Absatz 8) mit uns zu
vereinbaren. Die hierfür geltenden Versicherungsbedin-
gungen stellen wir Ihnen im Rahmen unserer gesetzli-
chen Informationspflichten rechtzeitig vor dem Erhö-
hungsantrag und jederzeit auf Wunsch zur Verfügung.

Der Erhöhungsantrag und alle erforderlichen Nachweise
müssen uns binnen 12 Monaten ab dem Ereignis in Text-
form (z. B. Papierform, E-Mail) zugegangen sein. Die Er-
höhung wird zum nächsten Monatsersten (mittags 12 Uhr)
nach Zugang wirksam. Außerdem müssen die unter Ab-
satz 6 genannten weiteren Voraussetzungen erfüllt sein.

Karrieregarantie

(4) Wenn

• die versicherte Person als Arbeitnehmer in einem unbe-
fristeten Arbeitsverhältnis beschäftigt ist,

• die versicherte Berufsunfähigkeitsrente der versicherten
Person bereits mindestens 3.000,00 EUR pro Monat
(36.000,00 EUR pro Jahr) beträgt und

• sich das regelmäßige Bruttomonatsgehalt der versi-
cherten Person vertraglich um mindestens 5 % im Ver-
gleich zum Vormonat erhöht,

haben Sie das Recht vor Vollendung des 50. Lebens-
jahres der versicherten Person, die Leistungen der Be-
rufsunfähigkeitsversicherung ohne erneute Risikoprüfung
maximal in dem Verhältnis zu erhöhen, in dem sich das
Bruttomonatsgehalt der versicherten Person erhöht hat.

Die versicherte Berufsunfähigkeitsrente darf
6.000,00 EUR pro Monat (72.000,00 EUR pro Jahr) nicht
übersteigen.

Der Erhöhungsantrag und alle erforderlichen Nachweise
- insbesondere ein Nachweis über die Gehaltserhöhung -
müssen uns binnen 6 Monaten ab der Gehaltserhöhung in
Textform (z. B. Papierform, E-Mail) zugegangen sein. Die
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Erhöhung wird zum nächsten Monatsersten (mittags
12 Uhr) nach Zugang vorgenommen. Außerdem müssen
die unter Absatz 6 genannten weiteren Voraussetzungen
erfüllt sein.

Ereignisunabhängige Nachversicherungsgarantie

(5) Der Versicherungsnehmer hat ohne besonderes Er-
eignis innerhalb der ersten 5 Jahre nach Versicherungs-
beginn und vor Vollendung des 40. Lebensjahres der ver-
sicherten Person einmalig das Recht, die Leistung der Be-
rufsunfähigkeitsversicherung ohne erneute Risikoprüfung
im Rahmen unserer für den jeweiligen Beruf gültigen An-
nahmerichtlinien um maximal 50 % der zuletzt geltenden
Monatsrente zu erhöhen. Die versicherte Berufsunfähig-
keitsrente darf die berufsspezifische Höchstsumme,
höchstens 3.000,00 EUR pro Monat (36.000,00 EUR pro
Jahr) nicht übersteigen.

Das Recht besteht nur, wenn dieser Vertrag oder ein
diesem Vertrag vorausgegangener Vertrag mit vollstän-
diger Risikoprüfung zustande gekommen ist und der Ver-
sicherungsbeginn dieses Vorvertrages nicht länger als
5 Jahre zurückliegt. Wenn Sie unsicher sein sollten, ob
dies auf Ihren Vertrag zutrifft, können Sie uns gerne kon-
taktieren. Die Erweiterung der Leistung muss mindestens
6 Monate vor dem Zeitpunkt zu dem die Erhöhung
wirksam werden soll bei uns in Textform (z. B. Papier-
form, E-Mail) beantragt werden. Außerdem müssen die
unter Absatz 6 genannten weiteren Voraussetzungen er-
füllt sein.

(6) Weitere Voraussetzungen und Regelungen

• Es wird kein Wechsel der Überschussvariante "Abzug
vom Beitrag" auf "Bonusrente" nach § 3 Absatz 5 Buch-
stabe a Doppelbuchstabe dd vorgenommen.

• Zum Zeitpunkt der Beantragung der Erhöhung ist die
versicherte Person weder berufsunfähig, berufsunfähig
infolge Pflegebedürftigkeit oder arbeitsunfähig noch ist
ein entsprechender Leistungsantrag gestellt worden.

• Zum Zeitpunkt der Beantragung der Erhöhung besteht
für die versicherte Person weder eine teilweise oder
volle Erwerbsminderung noch ist ein entsprechender An-
trag auf Erwerbsminderungsrente gestellt worden noch
wird eine Erwerbsminderungsrente bezogen.

• Die versicherte Person war innerhalb der letzten 12 Mo-
nate vor Stellung des Antrags auf Leistungserhöhung
nicht länger als 2 Wochen durchgehend arbeitsunfähig
(gilt nur, sofern die Leistung nach Absatz 5 erweitert
wird).

• Zum Zeitpunkt der Beantragung der Erhöhung ist weder
ein Versicherungsfall im Sinne einer optional einge-
schlossenen Zusatzversicherung eingetreten noch ein
entsprechender Leistungsantrag gestellt worden.

• Die gesamte Monatsrente aller auf die versicherte
Person abgeschlossenen Berufsunfähigkeits-(Zu-
satz-)versicherungen (auch bei anderen Gesellschaften)
darf nach erfolgter Leistungserhöhung 70 % des Brutto-

einkommens der versicherten Person nicht übersteigen.
Maßgeblich ist das durchschnittliche Bruttoeinkommen
in den letzten 3 vollen Kalenderjahren vor dem Jahr der
Erhöhung. Bei Berufsanfängern, die noch keine 3 vollen
Kalenderjahre gearbeitet haben, ist das aktuelle Brutto-
gehalt maßgeblich. Bei Personen, die länger als 1 Jahr
keine berufliche Tätigkeit ausgeübt und dann seit dem
Wiedereinstieg noch keine vollen 3 Kalenderjahre gear-
beitet haben, ist das durchschnittliche Bruttoeinkommen
seit dem Wiedereinstieg maßgeblich.

Eine außerplanmäßige Erhöhung der Versicherungsleis-
tungen im Rahmen der Nachversicherungsgarantie er-
rechnet sich nach dem Erhöhungsbetrag, nach dem Alter
der versicherten Person zum Erhöhungstermin, der restli-
chen Versicherungs- und Beitragszahlungsdauer und
einem eventuell vereinbarten Beitragszuschlag, wobei der
ursprüngliche Tarif herangezogen wird. Sind Zusatzversi-
cherungen eingeschlossen, werden ihre garantierten Ver-
sicherungsleistungen im selben Verhältnis wie die der
Hauptversicherung erhöht; hierbei verwenden wir eben-
falls immer den ursprünglichen Tarif.

Alle im Rahmen des Versicherungsvertrags getroffenen
Vereinbarungen, insbesondere die Allgemeinen Bedin-
gungen sowie die Bezugsrechtsverfügungen, erstrecken
sich auch auf die Erhöhung der Versicherungsleistungen.
Eine außerplanmäßige Erhöhung der Versicherungsleis-
tungen im Rahmen der Gestaltungsmöglichkeiten nach
den Absätzen 2 bis 5 setzt die Höchstfristen für einen
Rücktritt oder eine Anfechtung wegen vorvertraglicher An-
zeigepflichtverletzung (siehe § 6) nicht erneut in Lauf. Es
besteht kein Recht auf eine isolierte oder darüber hinaus-
gehende Erhöhung der Arbeitsunfähigkeitsrente und/oder
einer optional eingeschlossenen Zusatzversicherung.

Die Erhöhungsbeiträge aus der Nachversicherung unter-
liegen auch künftigen planmäßigen Erhöhungen nach
NÜRNBERGER Plus, soweit die Regelungen der Beson-
deren Bedingungen für NÜRNBERGER Plus dem nicht
entgegenstehen.

Verlängerungsgarantie bei Anhebung der Regelalters-
grenze

(7) Ist die versicherte Person in der Deutschen Renten-
versicherung versichert und erhöht sich die Regelalters-
grenze dieser Gesetzlichen Rentenversicherung oder er-
höht sich die Regelaltersgrenze in einem berufsständi-
schen Versorgungswerk, in dem die versicherte Person
anspruchsberechtigtes Mitglied ist, können Sie die Versi-
cherungs- und Leistungsdauer Ihres Vertrags ohne er-
neute Risikoprüfung um die Zeitspanne verlängern, um
die die Regelaltersgrenze in der entsprechenden Versor-
gungseinrichtung erhöht wurde, maximal jedoch um fünf
Jahre und höchstens bis zur jeweils neu festgelegten Re-
gelaltersgrenze.

Weitere Voraussetzungen und Regelungen
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• Zum Zeitpunkt der Beantragung der Verlängerung ist die
versicherte Person weder berufsunfähig, berufsunfähig
infolge Pflegebedürftigkeit oder arbeitsunfähig noch ist
ein entsprechender Leistungsantrag gestellt worden. Die
versicherte Person ist weder teilweise noch voll erwerbs-
unfähig, bezieht keine Erwerbsminderungsrente und es
ist kein entsprechender Antrag auf Erwerbsminderungs-
rente gestellt worden.

• Zum Zeitpunkt der Beantragung der Verlängerung ist
weder ein Versicherungsfall in einer optional einge-
schlossenen Zusatzversicherung eingetreten, noch ist
ein entsprechender Leistungsantrag gestellt worden.

• Der dann ausgeübte Beruf der versicherten Person und
die dann aktuellen Annahmerichtlinien lassen das ge-
wünschte Ablaufalter zu.

• Zum Zeitpunkt der Beantragung wird der Vertrag bei-
tragspflichtig geführt.

• Die Versicherungsdauer Ihres bestehenden Vertrags ist
mindestens bis zum vollendeten 60. Lebensjahr der ver-
sicherten Person vereinbart. Die Beantragung der Ver-
längerung erfolgt spätestens 15 Jahre vor dem neuen
Ablauftermin.

• Eine Erhöhung der vereinbarten Rente findet nicht statt.
Durch die Verlängerung ändert sich der Beitrag.

• Sie können die Verlängerung in Textform (Papierform,
E-Mail) beantragen. Der Antrag muss innerhalb von
12 Monaten nach Inkrafttreten einer Regelung in der ge-
setzlichen Rentenversicherung zur Erhöhung der Regel-
altersgrenze beziehungsweise für den Fall, dass die ver-
sicherte Person Mitglied in einem berufsständischen
Versorgungswerk ist, innerhalb von 12 Monaten nach In-
krafttreten einer berufsständischen Regelung zur Erhö-
hung der Regelaltersgrenze des entsprechenden Ver-
sorgungswerkes gestellt werden.

Liegen die genannten Voraussetzungen vor, erstellen wir
Ihnen einen Vorschlag auf Abschluss einer Berufsunfähig-
keitsversicherung mit verlängerter Vertragslaufzeit nach
den dann gültigen Annahmerichtlinien und einem ver-
kaufsoffenen Tarif. Vertragswerte (Deckungskapital, Über-
schuss, bereits getilgte Abschlusskosten) werden über-
tragen. Bisher vereinbarte Risikozuschläge bzw. Leis-
tungsausschlüsse oder andere besondere Vereinba-
rungen, gelten auch für die neue Berufsunfähigkeitsversi-
cherung. Mit dem Abschluss des Vertrages mit verlän-
gerter Vertragslaufzeit endet der bisherige Vertrag.

Bisher eingeschlossene Zusatzversicherungen können
auf Ihren Wunsch, sofern es die zum Zeitpunkt der Ver-
tragsänderung aktuellen Annahmerichtlinien zulassen und
diese tariflich möglich sind, wieder eingeschlossen
werden. Versicherungs- und Leistungsdauer(n) der wieder
eingeschlossenen Zusatzversicherung(en) bleiben jedoch
unverändert.

Planmäßige Erhöhung von Beitrag und Leistung ohne er-
neute Risikoprüfung (NÜRNBERGER Plus)

(8) Haben Sie mit uns Erhöhungen nach NÜRNBERGER
Plus vereinbart, erhöhen sich Beiträge und Leistungen

planmäßig ohne erneute Risikoprüfung. Die Erhöhung be-
trifft die versicherten Leistungen der Hauptversicherung
bei Berufsunfähigkeit und Arbeitsunfähigkeit sowie gege-
benenfalls die optional eingeschlossenen Zusatzversiche-
rungen. Die detaillierten Regelungen finden Sie in den Be-
sonderen Bedingungen für NÜRNBERGER Plus.

Weitere Gestaltungsmöglichkeiten

Im Folgenden informieren wir Sie darüber, welche wei-
teren Möglichkeiten Sie zur Gestaltung Ihres Versiche-
rungsschutzes im Rahmen unserer für den jeweiligen
Beruf gültigen Annahmerichtlinien haben. Ob wir bei
diesen Gestaltungsmöglichkeiten auf eine erneute Ge-
sundheits- oder Risikoprüfung verzichten, finden Sie im
jeweiligen Absatz.

• Günstigerprüfung bei Berufswechsel (Absatz 9);
• Außerplanmäßige Erhöhung von Beitrag und Leistung

mit erneuter vollständiger Risikoprüfung (Absatz 10).

Bitte beachten Sie, dass Erhöhungen des Leistungsum-
fanges regelmäßig auch zur Erhöhung des Versiche-
rungsbeitrages führen.

Günstigerprüfung bei Berufswechsel

(9) Wechselt die versicherte Person während der Versi-
cherungsdauer aus anderen als gesundheitlichen
Gründen ihren Beruf, können Sie frühestens nach 6 Mo-
naten im geänderten Beruf durch uns prüfen lassen, ob
sich durch den Berufswechsel für die verbleibende Versi-
cherungsdauer der zu zahlende Beitrag reduziert. Ist die
versicherte Person Schüler können Sie diese Günstiger-
prüfung

• sofort veranlassen, wenn die versicherte Person die
Schulform wechselt oder in die gymnasiale Oberstufe
versetzt wird.

• nach Ablauf von 6 Monaten veranlassen, wenn die versi-
cherte Person eine Ausbildung bzw. ein Studium beginnt
oder eine berufliche Tätigkeit aufnimmt.

Dazu müssen Sie uns die Änderungen in Textform mit-
teilen. Wir führen unter Umständen eine Risikoprüfung
durch.

Sofern der Berufswechsel zu einer Reduzierung des Bei-
trags führt, berechnen wir den für die verbleibende Versi-
cherungsdauer zu zahlenden Beitrag nach dem ursprüng-
lichen Tarif. Anderenfalls führen wir die Versicherung der
versicherten Person mit unverändertem Beitrag fort. Bei
einer Reduzierung des Beitrags bleiben vereinbarte Risi-
kozuschläge und Leistungsausschlüsse unverändert be-
stehen.

Außerplanmäßige Erhöhung von Beitrag und Leistung mit
erneuter vollständiger Risikoprüfung
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(10) Wünschen Sie unabhängig von den Absätzen 2 bis 5
und 8 eine Erhöhung des Versicherungsschutzes, haben
Sie hierauf keinen Rechtsanspruch. Wir werden Ihre An-
frage aber gerne prüfen. Es wird dabei unter anderem
eine erneute Risikoprüfung stattfinden, und möglicher-
weise können wir Ihrem Wunsch dann allenfalls dadurch
entsprechen, dass wir Ihnen den Neuabschluss eines zu-
sätzlichen Versicherungsvertrags nach einem dann ver-
kaufsoffenen Tarif anbieten.

Kündigung und Umwandlung in eine prämienfreie
Versicherung

§ 16 Welche anderen Möglichkeiten als eine Kündi-
gung oder eine Umwandlung in eine prämienfreie Ver-
sicherung haben Sie bei Zahlungsschwierigkeiten?

Entnahme der Beiträge aus etwaigem Überschussgut-
haben

(1) Bei Zahlungsschwierigkeiten können Sie beantragen,
dass die Beiträge für die Versicherung aus dem Über-
schussguthaben entnommen und verrechnet werden, so-
lange das Überschussguthaben hierfür ausreicht. Dies
muss mit uns vor Beginn in Textform (z. B. Papierform,
E-Mail) vereinbart werden und kommt im vorliegenden
Tarif nur dann in Betracht, wenn nach Wiederinkraftset-
zung einer vorübergehend beitragsfreien Versicherung
zeitweise eine verzinsliche Ansammlung der Überschüsse
stattgefunden hat. Das Überschussguthaben wird ent-
sprechend gemindert.

Befristete Umwandlung mit automatischer Wiederin-
kraftsetzung

(2) Bei Zahlungsschwierigkeiten können Sie beantragen,
für maximal 12 Monate die Beitragszahlung auszusetzen.
Dies muss mit uns vor Beginn in Textform (z. B. Papier-
form, E-Mail) vereinbart werden und hat zur Vorausset-
zung, dass die herabgesetzte prämienfreie Jahresrente
den Mindestbetrag von 1,00 EUR nicht unterschreitet.

Ihr Vertrag wird für 12 Monate befristet im Sinne des § 18
umgewandelt. In dieser Zeit besteht nur reduzierter Versi-
cherungsschutz in Höhe der prämienfreien Monatsrente
nach Maßgabe des § 18. Nach 12 Monaten werden der
volle Versicherungsschutz ohne erneute Risikoprüfung
und die Beitragspflicht automatisch wieder in Kraft ge-
setzt. Sie können zudem jederzeit binnen der 12 Monate
in Textform (z. B. Papierform, E-Mail) beantragen, dass
die Wiederinkraftsetzung bereits früher zum Beginn des
nächsten Versicherungsmonats erfolgt. Die automatische
Wiederinkraftsetzung erfordert eine Vertragsänderung.
Nach der Wiederinkraftsetzung ist in der Regel ein hö-
herer Beitrag erforderlich. Alternativ kann der Vertrag
auch mit der ursprünglichen Beitragshöhe wieder in Kraft
gesetzt werden, wodurch sich der Versicherungsschutz
reduziert. Sie haben auch die Möglichkeit, den nach aner-
kannten Regeln der Versicherungsmathematik ermittelten

Fehlbetrag zum Wiederinkraftsetzungstermin nachzu-
zahlen, sodass der volle Versicherungsschutz und die ur-
sprüngliche Beitragshöhe beibehalten werden können.

Beitragsstundung

(3) Sie können für den Zeitraum von maximal 24 Monaten
eine zinslose Stundung der Beiträge unter Aufrechterhal-
tung des vereinbarten Versicherungsschutzes verlangen.
Die zu stundenden Beiträge dürfen dabei maximal so
hoch sein, wie das Deckungskapital zu Beginn des Stun-
dungszeitraums. Auf Nachfrage weisen wir Ihnen den
möglichen Stundungszeitraum aus.

Die gestundeten Beiträge können Sie nach Ablauf des
Stundungszeitraums in Form einer einmaligen Zahlung
oder in maximal 48 Monatsraten (Einzelrate mindestens
25,00 EUR) nachzahlen. Sofern Sie es wünschen, kann
der Ausgleich gegebenenfalls auch durch eine Verrech-
nung mit einem eventuell vorhandenen Deckungskapital
erfolgen. Hierbei können Sie gegebenenfalls zwischen
einer Verringerung der Versicherungsleistungen und einer
Erhöhung des Beitrags wählen. Eine erneute Stundung ist
nur möglich, wenn die ausstehenden Beiträge aus einer
früheren Stundung vollständig beglichen wurden.

Für eine Stundung der Beiträge ist eine vorherige Verein-
barung in Textform (z. B. Papierform, E-Mail) mit uns er-
forderlich.

Sonstige Möglichkeiten

(4) Darüber hinaus werden wir Sie bei bestehenden Zah-
lungsschwierigkeiten auf Wunsch über weitere Möglich-
keiten zum Erhalt des Versicherungsschutzes schriftlich
informieren.

§ 17 Wann können Sie Ihren Vertrag kündigen und
welche Leistungen erbringen wir?

Kündigung

(1) Sie können Ihren Vertrag jederzeit zum Schluss der
laufenden Versicherungsperiode (d. h. bei beitragspflich-
tigen Verträgen zur nächsten Beitragsfälligkeit, mittags
12 Uhr) kündigen. Die Kündigung hat in Textform (z. B.
Papierform, E-Mail) zu erfolgen.

Sie können Ihren Vertrag auch teilweise kündigen, wenn
der verbleibende Jahresbeitrag den Mindestbetrag von
120,00 EUR und die verbleibende beitragspflichtige Mo-
natsrente den Mindestbetrag von 50,00 EUR nicht unter-
schreitet. Sind diese Voraussetzungen nicht gegeben, hat
das zur Folge, dass Ihre Teilkündigung unwirksam ist.
Wenn Sie in diesem Fall Ihren Vertrag beenden wollen,
müssen Sie ihn also ganz kündigen.

Vertragsbeendigung und Auszahlung der Über-
schussbeteiligung
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(2) Bei Kündigung endet der Vertrag zum Schluss der lau-
fenden Versicherungsperiode (d. h. bei beitragspflichtigen
Verträgen zur nächsten Beitragsfälligkeit, mittags 12 Uhr).
Es erfolgt keine Zahlung eines Rückkaufswerts. War Ihr
Vertrag vor der Kündigung prämienfrei umgewandelt,
werden eventuell vorhandene Überschüsse und Bewer-
tungsreserven ausgezahlt (siehe § 3 Absatz 5). Sind Zu-
satzversicherungen eingeschlossen, kommt es insoweit
auf deren Versicherungsumfang an.

Keine Beitragsrückzahlung

(3) Die Rückzahlung der Beiträge können Sie nicht ver-
langen.

§ 18 Wann können Sie Ihren Vertrag in eine prämien-
freie Versicherung umwandeln und welche Auswir-
kungen hat dies?

Umwandlung

(1) Anstelle einer Kündigung können Sie bei einer bei-
tragspflichtigen Versicherung verlangen, dass die Versi-
cherung zum Schluss der laufenden Versicherungspe-
riode (d. h. zur nächsten Beitragsfälligkeit, mittags 12 Uhr)
in eine prämienfreie Versicherung umgewandelt wird.
Dies ist in Textform (z. B. Papierform, E-Mail) zu bean-
tragen. Voraussetzung der Umwandlung ist, dass die her-
abgesetzte prämienfreie Monatsrente den Mindestbetrag
von 50,00 EUR nicht unterschreitet.

Wird der Mindestbetrag nicht erreicht, endet der Vertrag
zum Schluss der laufenden Versicherungsperiode (d. h.
bei beitragspflichtigen Verträgen zur nächsten Beitragsfäl-
ligkeit, mittags 12 Uhr).

Bitte prüfen Sie vor der Beantragung, ob Ihrem tatsächli-
chen Interesse nicht durch eine der in § 16 genannten
Möglichkeiten besser entsprochen werden kann. Die Um-
wandlung hat zwar unter anderem zur Folge, dass Sie für
die Zukunft keine Beiträge mehr zahlen müssen. Gleich-
zeitig verringert sich aber der Versicherungsschutz.

Nach der Umwandlung haben Sie an sich keinen An-
spruch auf Wiederinkraftsetzung der Versicherung. Wir
können deshalb eine Wiederinkraftsetzung ablehnen oder
an Bedingungen knüpfen, beispielsweise daran, dass sich
der Gesundheitszustand der versicherten Person seit Ver-
tragsschluss nicht verschlechtert hat. Details zu Wiederin-
kraftsetzungen finden Sie in Absatz 5.

(2) Die prämienfreie Versicherungsleistung wird von uns
nach den anerkannten Regeln der Versicherungsmathe-
matik für den nach Absatz 1 maßgeblichen Schluss der
laufenden Versicherungsperiode unter Zugrundelegung
des Deckungskapitals der Versicherung berechnet; Bei-
tragsrückstände werden abgesetzt. Bei der Berechnung
des Deckungskapitals wenden wir bis zur Höhe des auf-
sichtsrechtlichen Höchstzillmersatzes zur Verrechnung
der Abschluss- und Vertriebskosten das sogenannte Zill-

merverfahren an. Mindestens legen wir jedoch den Betrag
des Deckungskapitals zugrunde, der sich bei gleichmä-
ßiger Verteilung der unter Beachtung des aufsichtsrechtli-
chen Höchstzillmersatzes angesetzten Abschluss- und
Vertriebskosten auf die ersten 5 Jahre der Versicherungs-
dauer ergibt. Beträgt die vereinbarte Beitragszahlungs-
dauer weniger als 5 Jahre, werden diese Abschluss- und
Vertriebskosten gleichmäßig auf die vereinbarte Beitrags-
zahlungsdauer verteilt. Einen Stornoabzug nehmen wir
nicht vor.

Beachten Sie bitte: Die Bildung eines Kapitals ist kein
Vertragszweck Ihrer Versicherung. Das sogenannte
Deckungskapital einer Berufsunfähigkeitsversicherung er-
reicht bei bestimmten Vertragsgestaltungen nie einen po-
sitiven Wert. Wenn ein positiver Wert entsteht, dann nur
vorübergehend, und zwar nur aus den Beitragsteilen, die
nicht sofort zur Bestreitung der Leistungsfälle sowie zur
Abdeckung der Abschluss- und Verwaltungskosten benö-
tigt werden und für die Finanzierung der noch ausste-
henden Leistungen bestimmt sind. Das Deckungskapital
dient nur dazu, die Höhe des Bruttobeitrags möglichst
konstant zu halten. Die für die Bildung des Deckungskapi-
tals zur Verfügung stehenden Beitragsteile sind ge-
messen an den gezahlten Beiträgen während der ge-
samten Vertragslaufzeit sehr gering. Mit Ablauf der Versi-
cherung ist das Deckungskapital deswegen stets wieder
völlig aufgebraucht.

(3) Bei einer Umwandlung in eine prämienfreie Versiche-
rung vermindern sich alle Leistungen in gleicher Weise
wie die Monatsrente. Die Regelungen aus § 1 gelten nach
einer Umwandlung in eine prämienfreie Versicherung ent-
sprechend vermindert. Wenn Sie eine garantierte Renten-
steigerung vereinbart haben, gilt für die garantierte Ren-
tensteigerung nach Rentenbeginn bei einer umgewan-
delten Versicherung ebenfalls der in den Allgemeinen
Vertragsdaten genannte Prozentsatz.

Teilweise Umwandlung

(4) Eine teilweise Befreiung von der Beitragszahlungs-
pflicht ist nur möglich, wenn der verbleibende Jahresbei-
trag den Mindestbetrag von 120,00 EUR und die verblei-
bende Monatsrente den Mindestbetrag von 50,00 EUR
nicht unterschreitet. Sind diese Voraussetzungen nicht
gegeben, hat das zur Folge, dass Ihr Umwandlungsantrag
unwirksam ist. In diesem Fall müssen Sie die vollständige
Umwandlung beantragen.

Wiederinkraftsetzung

(5) Eine Wiederinkraftsetzung der prämienfreien Versiche-
rung ist innerhalb von 3 Jahren nach erfolgter Umwand-
lung möglich und von einer erneuten Risikoprüfung ab-
hängig.
Die Wiederinkraftsetzung erfordert eine Vertragsänderung
und ist in Textform (z. B. Papierform, E-Mail) zu bean-
tragen. Dabei gelten diejenigen Rechnungsgrundlagen,
die der Vertrag zum Zeitpunkt der Umwandlung hatte.
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Nach einer Wiederinkraftsetzung ist in der Regel ein hö-
herer Beitrag erforderlich. Alternativ kann der Vertrag
auch mit der ursprünglichen Beitragshöhe wieder in Kraft
gesetzt werden, wodurch sich der Versicherungsschutz
reduziert. Sie haben auch die Möglichkeit, den nach aner-
kannten Regeln der Versicherungsmathematik ermittelten
Fehlbetrag zum Wiederinkraftsetzungstermin nachzu-
zahlen, sodass der volle Versicherungsschutz und die ur-
sprüngliche Beitragshöhe beibehalten werden können.

Garantiewerte

(6) Eine Übersicht über die prämienfreien Renten ist in
den Garantiewerten abgedruckt.

Kosten

§ 19 Welche Kosten sind in Ihrem Vertrag vereinbart?

(1) Mit Ihrem Vertrag sind Kosten verbunden. Diese sind
von Ihnen zu tragen und in Ihren Beitrag einkalkuliert.
Es handelt sich um Abschluss- und Vertriebskosten sowie
um übrige in den Beitrag einkalkulierte Kosten.

Zu den Abschluss- und Vertriebskosten gehören insbe-
sondere Abschlussprovisionen für den Versicherungsver-
mittler. Außerdem umfassen die Abschluss- und Ver-
triebskosten die Kosten für die Antragsprüfung und Aus-
fertigung der Vertragsunterlagen, Sachaufwendungen, die
im Zusammenhang mit der Antragsbearbeitung stehen,
sowie Werbeaufwendungen. Zu den übrigen Kosten ge-
hören insbesondere die Verwaltungskosten.

Die Höhe der einkalkulierten Abschluss- und Vertriebs-
kosten sowie der übrigen Kosten und der darin enthal-
tenen Verwaltungskosten können Sie dem Produktinfor-
mationsblatt entnehmen.

(2) Wir wenden das sogenannte Zillmerverfahren an, nach
dem wir die ersten Beiträge zur Tilgung eines Teils der
Abschluss- und Vertriebskosten heranziehen. Dies gilt je-
doch nicht für den Teil der ersten Beiträge, der für die
Leistungen im Versicherungsfall und für die Kosten des
Versicherungsbetriebs in der jeweiligen Versicherungspe-
riode und für die Bildung der Deckungsrückstellung nach
§ 25 Absatz 2 RechVersV in Verbindung mit § 169 Ab-
satz 3 VVG bestimmt ist. Der nach dem Zillmerverfahren
zur Tilgung der Abschluss- und Vertriebskosten erforder-
liche Betrag ist auf 2,5 % der von Ihnen während der
Laufzeit des Vertrags zu zahlenden Beiträge beschränkt.
Die restlichen Abschluss- und Vertriebskosten werden
über die gesamte Beitragszahlungsdauer verteilt, die üb-
rigen Kosten teils über die gesamte Beitragszahlungs-
dauer, teils über die gesamte Vertragslaufzeit.

Die beschriebene Kostenverrechnung hat zur Folge, dass
insbesondere in der Anfangszeit Ihrer Versicherung nur
geringe Beträge zur Bildung einer prämienfreien Berufs-
unfähigkeitsrente vorhanden sind. Die Kostenverrechnung

gemäß Absatz 2 findet im Falle einer Prämienfreistellung
jedoch nur eingeschränkt Anwendung, weil wir dann Min-
destbeträge nach einer abweichenden Kostenverteilungs-
methode berechnen und die prämienfreie Rente gegebe-
nenfalls entsprechend aufstocken (siehe § 18). Nähere In-
formationen zur prämienfreien Berufsunfähigkeitsrente
können Sie den Garantiewerten entnehmen.

§ 20 Welche Kosten stellen wir Ihnen gesondert in
Rechnung?

(1) In folgenden Fällen stellen wir Ihnen pauschal zusätz-
liche Kosten gesondert in Rechnung:

• Erstellung von Ersatzurkunden oder Abschriften des
Versicherungsscheins oder eines Nachtrags;

• schriftliche Fristsetzung bei Nichtzahlung von Folgebei-
trägen;

• Mahnung und/oder Kündigung wegen Verzugs mit Fol-
gebeiträgen;

• Rückläufer im Lastschriftverfahren;
• Durchführung von Vertragsänderungen (außer einfache

Bearbeitung).

(2) Wir haben uns bei der Bemessung der im Produktin-
formationsblatt ausgewiesenen Pauschalen an dem bei
uns regelmäßig entstehenden jeweiligen Aufwand orien-
tiert. Sofern Sie uns nachweisen, dass die der Bemes-
sung zugrunde liegenden Annahmen in Ihrem Fall dem
Grunde nach nicht zutreffen, entfällt die Pauschale. So-
fern Sie uns nachweisen, dass der bei uns regelmäßig
entstehende jeweilige Aufwand der Höhe nach wesentlich
niedriger zu beziffern ist, werden wir die Pauschale ent-
sprechend herabsetzen.

Sonstige Vertragsbestimmungen

§ 21 Was gilt für unsere Kapitalanlage?

Diese Versicherung ist eine klassische Risikoversiche-
rung, bei der die nach § 25 Absatz 2 RechVersV in Ver-
bindung mit § 169 Absatz 3 VVG notwendige Deckungs-
rückstellung in unserem konventionellen Sicherungsver-
mögen angelegt wird.
Wir halten Vermögensanlagen mit besonderem Fokus auf
Nachhaltigkeit, der sich gegenüber der allgemeinen Nach-
haltigkeitsstrategie der NÜRNBERGER abhebt, mindes-
tens in der Höhe, die den notwendigen Deckungsrückstel-
lungen entspricht; unter Nachhaltigkeit werden dabei die
drei Bereiche Umwelt (E), Soziales (S) und gute Unter-
nehmensführung (G) verstanden. Dies steht unter dem
Vorbehalt der Einhaltung des Grundsatzes der unterneh-
merischen Vorsicht mit seinen Anforderungen an Sicher-
heit, Qualität, Liquidität, Rentabilität und Verfügbarkeit des
Gesamtportfolios.
Näheres zu den Aktivitäten der NÜRNBERGER im Be-
reich Nachhaltigkeit finden Sie in dem aufgrund gesetzli-
cher Verpflichtung jährlich veröffentlichten gesonderten
nichtfinanziellen Konzernbericht (Nachhaltigkeitsbericht).
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§ 22 Was gilt, wenn sich Ihre Postanschrift und/oder
Ihr Name ändern?

(1) Eine Änderung Ihrer Postanschrift müssen Sie uns un-
verzüglich (d. h. ohne schuldhaftes Zögern) mitteilen. An-
dernfalls können für Sie Nachteile entstehen. Wir sind be-
rechtigt, eine an Sie zu richtende Erklärung (z. B. Setzen
einer Zahlungsfrist) mit eingeschriebenem Brief an Ihre
uns zuletzt bekannte Anschrift zu senden. In diesem Fall
gilt unsere Erklärung 3 Tage nach Absendung des einge-
schriebenen Briefes als zugegangen. Dies gilt auch, wenn
Sie den Vertrag für Ihren Gewerbebetrieb abgeschlossen
und Ihre gewerbliche Niederlassung verlegt haben.

(2) Bei Änderung Ihres Namens gilt Absatz 1 entspre-
chend.

§ 23 Welche weiteren Mitteilungspflichten haben Sie?

(1) Sofern wir aufgrund gesetzlicher Regelungen zur Er-
hebung, Speicherung, Verarbeitung und/oder Meldung
von Informationen und/oder Daten zu Ihrem Vertrag ver-
pflichtet sind, müssen Sie uns die hierfür notwendigen In-
formationen, Daten und Unterlagen

• bei Vertragsabschluss,
• bei Änderung nach Vertragsabschluss oder
• auf Nachfrage

unverzüglich (d. h. ohne schuldhaftes Zögern) zur Verfü-
gung stellen. Sie sind auch zur Mitwirkung verpflichtet, so-
weit der Status dritter Personen, die Rechte an Ihrem Ver-
trag haben, für Datenerhebungen und Meldungen maß-
geblich ist.

(2) Notwendige Informationen im Sinne von Absatz 1 sind
derzeit beispielsweise alle Umstände, die für die Beurtei-
lung

• Ihrer persönlichen steuerlichen Ansässigkeit und/oder
Steuerpflicht,

• der steuerlichen Ansässigkeit und/oder Steuerpflicht
dritter Personen, die Rechte an Ihrem Vertrag haben,
und

• der steuerlichen Ansässigkeit und/oder Steuerpflicht des
Leistungsempfängers maßgebend sein können.

Dazu zählen derzeit insbesondere die deutsche oder aus-
ländische(n) Steuer-Identifikationsnummer(n), das Ge-
burtsdatum, der Geburtsort und der Wohnsitz. Welche
Umstände dies nach der derzeitigen Gesetzeslage im Ein-
zelnen sind, können Sie der FATCA-USA-Umsetzungs-
verordnung oder dem Finanzkonten-Informationsaus-
tauschgesetz entnehmen.

(3) Falls Sie uns die notwendigen Informationen, Daten
und Unterlagen nicht oder nicht rechtzeitig zur Verfügung
stellen, gilt Folgendes: Bei einer entsprechenden gesetzli-
chen Verpflichtung melden wir Ihre Vertragsdaten an die
zuständigen in- oder ausländischen Steuerbehörden. Dies

gilt auch dann, wenn gegebenenfalls keine steuerliche
Ansässigkeit im Ausland besteht.

(4) Eine Verletzung Ihrer Auskunftspflichten nach den Ab-
sätzen 1 und 2 kann dazu führen, dass wir unsere Leis-
tung nicht zahlen. Dies gilt so lange, bis Sie uns die für
die Erfüllung unserer gesetzlichen Pflichten notwendigen
Informationen zur Verfügung gestellt haben.

§ 24 Welches Recht findet auf Ihren Vertrag Anwen-
dung?

Auf Ihren Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik
Deutschland Anwendung.

§ 25 Streitschlichtungsstelle, Aufsichtsbehörde und
Gerichtsstand

Versicherungsombudsmann

(1) Wenn Sie als Verbraucher mit unserer Entscheidung
nicht zufrieden sind oder eine Verhandlung mit uns einmal
nicht zu dem von Ihnen gewünschten Ergebnis geführt
hat, können Sie sich an den Ombudsmann für Versiche-
rungen wenden.

Versicherungsombudsmann e. V.
Postfach 08 06 32
10006 Berlin
beschwerde@versicherungsombudsmann.de
www.versicherungsombudsmann.de
Telefon 0800 3696000*
Fax 0800 3699000*
* kostenfrei aus dem deutschen Telefonnetz

Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unabhän-
gige und für Verbraucher kostenfrei arbeitende Schlich-
tungsstelle. Wir haben uns verpflichtet, an dem Schlich-
tungsverfahren teilzunehmen. Verbraucher, die diesen
Vertrag online (z. B. über eine Webseite oder per E-Mail)
abgeschlossen haben, können sich mit ihrer Beschwerde
auch online an die Plattform

http://ec.europa.eu/consumers/odr/

wenden. Ihre Beschwerde wird dann über diese Plattform
an den Versicherungsombudsmann weitergeleitet.
Für Fragen können Sie sich auch per E-Mail
(info@nuernberger.de) an uns wenden.

Versicherungsaufsicht

(2) Sind Sie mit unserer Betreuung nicht zufrieden oder
treten Meinungsverschiedenheiten bei der Vertragsab-
wicklung auf, können Sie sich auch an die für uns zustän-
dige Aufsicht wenden.
Als Versicherungsunternehmen unterliegen wir der Auf-
sicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht.

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
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Sektor Versicherungsaufsicht
Graurheindorfer Str. 108
53117 Bonn
poststelle@bafin.de
Telefon 0228 4108-0
Fax 0228 4108-1550

Bitte beachten Sie, dass die BaFin keine Schiedsstelle ist
und einzelne Streitfälle nicht verbindlich entscheiden
kann.

Gerichtsstand

Außerdem haben Sie die Möglichkeit den Rechtsweg zu
beschreiten. Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag
oder der Versicherungsvermittlung gilt:

(3) Für Klagen gegen uns ist das Gericht zuständig, in
dessen Bezirk unser Sitz liegt.
Zuständig ist auch das Gericht, in dessen Bezirk Sie zur
Zeit der Klageerhebung Ihren Wohnsitz haben. Wenn Sie
keinen Wohnsitz haben, ist der Ort Ihres gewöhnlichen
Aufenthalts maßgeblich. Wenn Sie eine juristische Person
sind, ist auch das Gericht zuständig, in dessen Bezirk Sie
Ihren Sitz oder Ihre Niederlassung haben.

(4) Klagen gegen Sie müssen wir bei dem Gericht er-
heben, das für Ihren Wohnsitz zuständig ist. Wenn Sie
keinen Wohnsitz haben, ist der Ort Ihres gewöhnlichen
Aufenthalts maßgeblich. Wenn Sie eine juristische Person
sind, ist das Gericht zuständig, in dessen Bezirk Sie Ihren
Sitz oder Ihre Niederlassung haben.

(5) Verlegen Sie Ihren Wohnsitz oder den Ort Ihres ge-
wöhnlichen Aufenthalts in das Ausland, sind für Klagen
die Gerichte des Staates zuständig, in dem wir unseren
Sitz haben. Dies gilt ebenso, wenn Sie eine juristische
Person sind und Ihren Sitz oder Ihre Niederlassung ins
Ausland verlegen.

Begriffsbestimmungen

Allgemeinbildende Schulen: Schulen, an denen ein
Hauptschulabschluss, ein Mittel- bzw. Realschulabschluss
oder das Abitur erreicht werden kann und die nicht mit
einem Berufsabschluss enden. Abendschulen sind keine
allgemeinbildenden Schulen im Sinne dieser Bedin-
gungen.

Allgemeine Vertragsdaten: Die Allgemeinen Vertrags-
daten finden Sie im Versicherungsschein und gegebenen-
falls in den Ihnen übermittelten Nachträgen. Diese Infor-
mation weist unter anderem die versicherungstechnischen
Daten sowie die vertraglichen Leistungen der Haupt- und
etwaiger Zusatzversicherung(en) aus.

AVB: Damit sind diese Allgemeinen Bedingungen ge-
meint.

Beitragsfreie Versicherung: Die beitragsfreie Versiche-
rung ist ein Oberbegriff, der unter anderem den Unterfall
der prämienfrei umgewandelten Versicherung umfasst.
Unter einer beitragsfreien Versicherung im Sinne dieser
Bedingungen verstehen wir:

• eine Versicherung, die in eine prämienfreie Versicherung
umgewandelt worden ist (siehe hierzu auch unten unter
dem Stichwort "Prämienfrei umgewandelte Versiche-
rung").

Ist unsere Leistungspflicht und die damit verbundene
Pflicht zur Beitragsbefreiung anerkannt oder gerichtlich
festgestellt, hat der Versicherungsnehmer zwar keine Bei-
träge zu bezahlen, jedoch wird die Versicherung nicht als
eine beitragsfreie Versicherung bezeichnet und geführt,
sondern als leistungspflichtige Versicherung.

Berufsspezifische Höchstsumme: Hierbei handelt es
sich um die maximal versicherbare Berufsunfähigkeits-
rente, bis zu der wir für bestimmte Berufe Berufsunfähig-
keits-Schutz anbieten. Ob für Ihren Vertrag eine berufs-
spezifische Höchstsumme besteht und wie hoch sie zum
Zeitpunkt des Vertragsschlusses war, können Sie Ihrem
Versicherungsschein entnehmen.

Chemotherapie/Immuntherapie: Krebsbehandlung mit
chemischen oder biologischen Substanzen, die die Tei-
lung und Ausbreitung von Tumorzellen und das
Wachstum sich schnell teilender Zellen verhindert oder
verzögert (Zytostatika).

Deckungskapital: Das Deckungskapital Ihres Vertrags
zu einem bestimmten Zeitpunkt ist ein Wert, der nach ver-
sicherungsmathematischen Grundsätzen aus den Bei-
trägen und Leistungen Ihres Vertrags in Abhängigkeit von
der bis zu dem Zeitpunkt zurückgelegten Laufzeit ermittelt
wird. Beachten Sie bitte dabei, dass die Kosten für den
Abschluss des Vertrags, für das Einziehen der Beiträge
und die Verwaltung Ihres Vertrags aus den Beiträgen be-
stritten werden. Somit kann nur der verbleibende Teil des
Beitrags zur Bildung des Deckungskapitals verwendet
werden.

Garantierte Rentensteigerung: Wenn Sie eine garan-
tierte Rentensteigerung vereinbart haben, erhöht sich un-
sere Berufsunfähigkeits-Rentenzahlung nach Eintritt eines
Versicherungsfalls bis zu dessen Ende garantiert jährlich
um den in den Allgemeinen Vertragsdaten genannten
Prozentsatz. Mit dem Ende des Versicherungsfalls wird
die Erhöhung auf 0,00 EUR gesetzt, das heißt bei Eintritt
eines weiteren Versicherungsfalls beginnt die Rentenzah-
lung wieder mit der nicht erhöhten Rente und steigert sich
von da aus neu bis zum Ende des weiteren Versiche-
rungsfalls um den in den Allgemeinen Vertragsdaten ge-
nannten Prozentsatz.
Haben Sie keine garantierte Rentensteigerung vereinbart,
ist dies in den Allgemeinen Vertragsdaten vermerkt; in
diesem Fall erfolgt nach Eintritt eines Versicherungsfalls
keine garantierte Rentensteigerung.
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Karenzzeit: Während einer vereinbarten Karenzzeit (nicht
möglich bei Vereinbarung einer garantierten Rentenstei-
gerung) besteht kein Anspruch auf Versicherungsleis-
tungen, selbst wenn die versicherte Person berufsunfähig
ist. Eine Karenzzeit beginnt mit Eintritt des Versicherungs-
falles; sie ist gegebenenfalls in den Allgemeinen Vertrags-
daten Ihres Versicherungsscheines angegeben.

Krebs: Bösartiger Tumor (Krebs, Blutkrebs) gekenn-
zeichnet durch ein Eindringen in umliegendes Gewebe
sowie einer Tendenz, Metastasen zu bilden; nicht unter
diese Definition fallen Carcinoma in situ (cis).

Leistungsdauer: Zeitraum, bis zu dessen Ablauf eine
während der Versicherungsdauer anerkannte Leistung
längstens erbracht wird.

Mitwirkungspflichten: Bei den Mitwirkungspflichten nach
§ 7 Absätze 3 bis 8 und § 9 Absätze 2 und 3 handelt es
sich um sogenannte Obliegenheiten. Obliegenheiten sind
Pflichten minderen Grades, deren Erfüllung wir nicht ein-
klagen können. Deren Nichterfüllung gefährdet jedoch
Ihren Versicherungsschutz ganz oder teilweise und kann
zu einem Rechtsverlust führen (siehe § 7 Absatz 10 und
§ 10) bzw. dazu, dass Versicherungsleistungen nicht fällig
werden (siehe § 7 Absatz 9). Bitte erfüllen Sie die Oblie-
genheiten deshalb in Ihrem eigenen Interesse. Eine
schnelle Erfüllung beschleunigt unsere Erhebungen und
führt zu einer früher möglichen Leistungsentscheidung.

Monatsrente: Bei allen versicherten Renten handelt es
sich um Monatsrenten. Werden in Informationen Jahres-
renten ausgewiesen, handelt es sich dabei um die
Summe aus 12 Monatsrenten.

Nachversicherungsgarantie: Sie haben unter be-
stimmten Voraussetzungen die Möglichkeit, Ihren Versi-
cherungsschutz ohne erneute Risikoprüfung im Rahmen
unserer für den jeweiligen Beruf zum Zeitpunkt der Erhö-
hung gültigen Annahmerichtlinien zu erhöhen. Beachten
Sie hierzu bitte § 15 Absätze 2 bis 6.

NÜRNBERGER Plus: Haben Sie mit uns planmäßige Er-
höhungen der Beiträge und Leistungen vereinbart
(NÜRNBERGER Plus), beachten Sie bitte § 15 Absatz 8
sowie die dann Ihren Versicherungsbedingungen beige-
fügten Besonderen Bedingungen für NÜRNBERGER
Plus.

Palliative Therapie: Therapeutische Behandlung, die
nicht auf die Heilung der Tumorerkrankung abzielt, son-
dern auf die Linderung der durch die Erkrankung ausge-
lösten Symptome.

Prämie: ein anderes Wort für Versicherungsbeitrag

Prämienfrei umgewandelte Versicherung: Hierunter
versteht man eine Versicherung, die ursprünglich gegen
laufende Beitragszahlung abgeschlossen wurde und so-
dann umgewandelt worden ist. Der Versicherungsvertrag

bleibt durch die Umwandlung als solcher bestehen, wird
jedoch dahingehend umgestaltet, dass die Pflicht zur Bei-
tragszahlung entfällt und sich unsere Leistungspflicht auf
die prämienfreie Versicherungsleistung reduziert. Bitte
prüfen Sie vor der Beantragung der Prämienfreistellung,
ob Ihrem Interesse nicht durch eine der in § 16 genannten
Möglichkeiten besser entsprochen werden kann.

Rehabilitationshilfe: Wir helfen Ihnen bei einem berufli-
chen Neustart und leisten eine einmalige Rehabilitations-
hilfe in Höhe von maximal 1.000,00 EUR (Details siehe
§ 1 Absatz 9 sowie § 7 Absatz 4 Buchstabe d).

Risikoprüfung: Unter Risikoprüfung versteht man die Be-
wertung des zu versichernden Risikos durch den Versi-
cherer. Die Gesundheitsprüfung ist ein Teil der Risikoprü-
fung. Man unterscheidet vollständige und vereinfachte Ri-
sikoprüfung/Gesundheitsprüfung. Die Unterschiede liegen
im Umfang und der Tiefe der Prüfung.

Spezielle Beeinträchtigungen (ständiger Rollstuhlbe-
darf, hochgradige Schwerhörigkeit, hochgradige Seh-
behinderung): Sollte eine solche Beeinträchtigung aus-
nahmsweise nicht bereits zu Leistungen wegen Berufsun-
fähigkeit bzw. Pflegebedürftigkeit führen, dann erbringen
wir zumindest einmalig auf 24 Monate begrenzte Leis-
tungen (Details siehe § 1 Absatz 5 sowie § 2 Absatz 13).

Strahlentherapie: Krebsbehandlung durch ionisierende
Strahlung oder Teilchenstrahlung (Radiotherapie)

Umorganisationshilfe: Wir helfen Selbstständigen und
Gesellschaftern bei einer beruflichen Umorganisation und
leisten eine Umorganisationshilfe in Höhe von 6 monatli-
chen Berufsunfähigkeitsrenten als einmalige Kapitalleis-
tung, maximal 15.000,00 EUR (Details siehe § 2 Ab-
satz 2).

VAG: Versicherungsaufsichtsgesetz

Verlängerungsgarantie bei Anhebung der Regelalters-
grenze: Sie haben unter bestimmten Voraussetzungen
die Möglichkeit, nach Erhöhung der Regelaltersgrenze die
Versicherungs- und Leistungsdauer Ihres Vertrags ohne
erneute Risikoprüfung zu verlängern. Beachten Sie hierzu
bitte § 15 Absatz 7.

Versicherte Person: Das ist die Person, auf deren Be-
rufs- und Arbeitsunfähigkeit die Versicherung abge-
schlossen ist. Sind Sie versicherte Person, aber nicht Ver-
sicherungsnehmer (z. B. weil Ihr Arbeitgeber die Versi-
cherung abgeschlossen hat), dann sprechen wir Sie in
den Bedingungen und anhängenden Textteilen nicht un-
mittelbar an. Die dort festgelegten Rechte und Pflichten
betreffen nämlich vorrangig nur den Versicherungs-
nehmer als unseren Vertragspartner.

Versicherungsdauer: Zeitraum, innerhalb dessen Versi-
cherungsschutz besteht
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Versicherungsjahr: Damit ist der Zeitraum eines Jahres
umfasst, beginnend jeweils an dem Monatsersten eines
jeden Jahres, mittags 12 Uhr, der dem Datum des in den
Allgemeinen Vertragsdaten dokumentierten "Ablaufs der
Versicherung" entspricht.

Versicherungsmonat: Dieser dauert jeweils von einem
Monatsersten, mittags 12 Uhr, bis zum nächsten Monats-
ersten, mittags 12 Uhr.

Versicherungsnehmer: Das ist die natürliche oder juristi-
sche Person bzw. rechtsfähige Personengesellschaft, die
die Versicherung beantragt hat und unser Vertragspartner
wird. Er wird als solcher in den Allgemeinen Vertrags-
daten genannt.

Versicherungsperiode: Diese entspricht bei laufender
Beitragszahlung dem Zeitraum zwischen zwei Beitragsfäl-
ligkeiten, beginnend und endend jeweils mittags 12 Uhr.
Die Versicherungsperiode kann je nach vertraglich verein-

barter Beitragszahlweise einen Monat, ein Vierteljahr, ein
halbes Jahr oder ein Jahr betragen. Die vereinbarte Bei-
tragszahlweise ist in den Allgemeinen Vertragsdaten ab-
gedruckt. Bei einer prämienfreien Versicherung entspricht
eine Versicherungsperiode einem Versicherungsmonat.

VVG: Versicherungsvertragsgesetz

Wiedereingliederungshilfe: Wir helfen bei einer berufli-
chen Wiedereingliederung und leisten eine Wiedereinglie-
derungshilfe in Höhe von 6 monatlichen Berufsunfähig-
keitsrenten als einmalige Kapitalleistung, maximal
15.000,00 EUR (Details siehe § 1 Satz 6 sowie § 1 Ab-
satz 10).

Zusatzversicherungen: Sofern Sie in Ihren Vertrag Zu-
satzversicherungen eingeschlossen haben, finden Sie
dazu Regelungen in den entsprechenden Bedingungen zu
den einzelnen Zusatzversicherungen, welche die AVB er-
gänzen und insoweit modifizieren.
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Zusätzliche Vereinbarung - Keine Leistungslücke bei Berufsunfähigkeit
(GN273744_201708)

Die Leistungspflicht aus der bei der NÜRNBERGER Krankenversicherung
AG bestehenden Krankentagegeld-Versicherung nach Tari f TG6 besteht
bei fortdauernder Arbeitsunfähigkeit bis zu dem Zeitpunkt, ab dem Be-
rufsunfähigkeit im Sinne von § 2 der Al lgemeinen Bedingungen für die
Berufsunfähigkeits-Versicherung bzw. der Bedingungen für die Berufs-
unfähigkeits-Zusatzversicherung festgestell t wurde. Es ist somi t ein lü-
ckenloser Übergang zwischen Tagegeldleistung und Berufsunfähigkeits-
leistung gewährleistet.

Die Prüfung der vorvertraglichen Anzeigepflicht oder vertragliche Aus-
schlusstatbestände bleiben hiervon unberührt.

Gemäß § 14 Absatz 1 der Al lgemeinen Versicherungsbedingungen des
Tari fs TG6 verzichtet die NÜRNBERGER Krankenversicherung AG in
diesem Tari f auf das ordentliche Kündigungsrecht.
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Zusätzliche Vereinbarung - Ergänzung zu den Allgemeinen Bedingungen
(GN323137_202201)

Ergänzend zu den Allgemeinen Bedingungen gelten folgende Regelungen:

Beitragsbefreiung für den NÜRNBERGER Spezialis-
ten-Service im Versicherungsfall der Hauptversiche-
rung

In Ihrem Vertrag ist zusätzlich Tarifbaustein B mit fol-
gender Versicherungsleistung beinhaltet:

Ist für die Hauptversicherung ein Versicherungsfall einge-
treten und sind Sie aufgrund dessen von der Pflicht zur
Zahlung des auf die Hauptversicherung entfallenden Bei-
trags befreit, dann befreien wir Sie in diesem Fall auch
von der Beitragszahlungspflicht für den NÜRNBERGER
Spezialisten-Service (siehe hierzu § 1 der AVB der Haupt-
versicherung). Die Beitragsbefreiung des NÜRNBERGER
Spezialisten-Service endet mit der Beendigung der Bei-
tragsbefreiung der Hauptversicherung.

Für den Tarifbaustein B gelten die AVB der Hauptversi-
cherung. In Bezug auf die Überschussbeteiligung gilt für
den Tarifbaustein B abweichend zu § 3 Absatz 5 der AVB
der Hauptversicherung:

Für beitragspflichtige Zusatzversicherungen nach Tarif-
baustein B werden zu Beginn eines jeden Versicherungs-
jahres laufende Überschussanteile in Prozent der Bei-
tragssumme eines Jahres (ohne Risikozuschläge) für
diese Zusatzversicherung zugewiesen.
Diese laufenden Überschussanteile werden zu Beginn
eines jeden Versicherungsjahres für den Teil des Versi-
cherungsjahres, für den die Beiträge gezahlt wurden, gut-
geschrieben und in der Regel mit den für die Zusatzversi-
cherungen zu zahlenden Beiträgen verrechnet (Beitrags-
abzug).
Handelt es sich bei der Hauptversicherung um eine In-
vestment-Berufsunfähigkeitsversicherung, können die
Überschüsse der Zusatzversicherungen stattdessen auch
verzinslich angesammelt werden.

Für Zeiten der Leistungspflicht auf Zusatztarif B entfal-
lende Überschussanteile (in Prozent des Deckungskapi-
tals) bewirken eine Erhöhung der aus der Hauptversiche-
rung fälligen Rente. Alle Erhöhungen aus der Über-
schussbeteiligung erfolgen jeweils zum Ende eines jeden
Versicherungsjahres, frühestens ein Jahr nach Leistungs-
beginn.
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NÜRNBERGER Spezialisten-Service
(GN323135_202201)

Der versicherten Person (bei Versicherungen auf verbun-
dene Leben: jeder versicherten Person) und eventuell
über Haupt- oder Zusatzversicherungen mitversicherten
Kindern steht ein "Spezialisten-Service" eines unabhän-
gigen qualifizierten Dienstleisters zur Verfügung. Eine Er-
bringung der Spezialisten-Service-Leistungen durch uns
als Versicherer ist ausdrücklich ausgeschlossen.

a) Leistungen des Spezialisten-Service können von der
versicherten Person für sich und mitversicherte Kinder in
Anspruch genommen werden. Die Inanspruchnahme ist
während der gesamten Vertragslaufzeit für beitragspflich-
tige Verträge möglich und ebenso für Verträge im Leis-
tungsbezug.

b) Der Dienstleister analysiert durch eigenes medizinisch
geschultes Personal die individuelle gesundheitliche Si-
tuation der versicherten Person oder des mitversicherten
Kindes und empfiehlt einen auf diese Situation speziali-
sierten Arzt.

c) Auf Wunsch vereinbart der Dienstleister bei dem emp-
fohlenen Spezialisten einen Termin und wirkt dabei auf
einen zeitnahen Termin hin. Kosten für die Behandlung
des Spezialisten sind nicht versichert, sondern vom Er-
krankten bzw. dessen Krankenversicherung zu tragen.

d) Auf Wunsch vermittelt der Dienstleister einen auf die in-
dividuelle gesundheitliche Situation der versicherten
Person oder des mitversicherten Kindes spezialisierten
Arzt für die Erstellung einer fachlichen Zweitmeinung.
Kosten des Spezialisten für die Erstellung der fachlichen
Zweitmeinung sind nicht versichert, sondern vom Er-
krankten bzw. dessen Krankenversicherung zu tragen.

Bei Bedarf können im Anschluss daran die Beratungsleis-
tungen aus Buchstabe b und c ergänzend in Anspruch ge-
nommen werden.

e) Die Gesprächsinhalte der Beratungstelefonate, der
Kontaktaufnahme und der Fallvorstellung werden uns
nicht bekannt gegeben, sondern bleiben vertraulich. Wir
erfahren lediglich, dass und welche Spezialisten-Service-
Leistung (nach Buchstabe b oder/und d) zu Ihrem Vertrag
erbracht wurde. Ein Zweitmeinungsgutachten wird uns nur
durch die ansprucherhebende Person oder deren gesetz-
lichen Vertreter zur Kenntnis gebracht.

f) Es besteht nur ein Rechtsanspruch auf Erbringung der
Leistungen in deutscher Sprache. Bemüht sich der
Dienstleister im Einzelfall dennoch um Leistungserbrin-
gung in einer anderen Sprache, erfolgt dies aus Kulanz
und ohne Bindungswirkung für andere Versicherungsfälle.

g) Wir sind berechtigt, den Dienstleister während der Ver-
tragslaufzeit zu wechseln.

h) Wir können nicht garantieren, dass während der ge-
samten Dauer Ihres Vertrags deutschsprachige Spezialis-
ten-Service-Leistungen verfügbar sind, d. h. von entspre-
chenden Dienstleistern angeboten werden. Sollten wir un-
sererseits keine Möglichkeit mehr haben, uns bei einem
hinreichend qualifizierten Dienstleister mit gleichwertigen
Spezialisten-Service-Leistungen einzudecken, werden wir
Sie unverzüglich über die Nichtverfügbarkeit informieren.
Der Anspruch auf NÜRNBERGER Spezialisten-Service-
Leistungen fällt in diesem Fall ersatzlos weg. Stattdessen
reduziert sich der monatliche Versicherungsbeitrag um
den im Versicherungsschein hierfür ausgewiesenen Bei-
tragsanteil.
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Besondere Bedingungen für die Berufsunfähigkeits-Versicherung / Schulunfähig-
keitsversicherung mit NÜRNBERGER Plus
(GN314210_202207)

Planmäßige Erhöhung der Beiträge und Leistungen ohne erneute Risikoprüfung

§ 1 Nach welchem Maßstab erfolgt die planmäßige Er-
höhung der Beiträge?

(1) Der Beitrag für diese Versicherung einschließlich et-
waiger Zusatzversicherungen erhöht sich um einen
festen, zwischen einschließlich 3 % und 5 % des er-
reichten Beitrags liegenden Prozentsatz.

(2) Die Beitragserhöhung bewirkt eine Erhöhung der Ver-
sicherungsleistungen ohne erneute Risikoprüfung.

(3) Die letzte Erhöhung von Beitrag und Versicherungs-
leistung erfolgt vier Jahre vor Ablauf der Beitragszah-
lungsdauer.
Es findet jedoch keine Erhöhung mehr statt, nachdem die
gesamte monatliche Barrente, bei Einschluss einer Unfall-
Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung die gesamte mo-
natliche Barrente aus der Berufsunfähigkeits-Versiche-
rung und der Unfall-Berufsunfähigkeits-Zusatzversiche-
rung, erstmals die in den beigefügten Allgemeinen Ver-
tragsdaten genannte Höchstrente erreicht oder über-
schritten hat.

§ 2 Zu welchem Zeitpunkt erhöhen sich Beiträge und
Versicherungsleistungen?

(1) Die Erhöhungen des Beitrags und der Versicherungs-
leistungen erfolgen jeweils zu Beginn des Versicherungs-
jahres.

(2) Sie erhalten rechtzeitig vor dem Erhöhungstermin eine
Mitteilung über die Erhöhung. Der Versicherungsschutz
aus der jeweiligen Erhöhung beginnt am Erhöhungs-
termin.

(3) Ist in Ihrer Versicherung eine ErnstfallSchutz-Zusatz-
versicherung (NESZ) mit eingeschlossen, gilt bezüglich
Wartezeiten für NESZ folgende Regelung: Für bereits bei
Vertragsbeginn vereinbarte planmäßige Erhöhungen nach
NÜRNBERGER Plus bestehen keine Wartezeiten.
Werden die planmäßigen Erhöhungen nach
NÜRNBERGER Plus erst nachträglich während der Ver-
tragslaufzeit vereinbart, bestehen nur einmalig Warte-
zeiten entsprechend § 1 Absatz 2 und § 2 Absatz 4 der
Bedingungen für die ErnstfallSchutz-Zusatzversicherung.
Die Wartezeiten beginnen mit dem im entsprechenden
Nachtrag genannten Änderungstermin (mittags 12 Uhr) zu
laufen.

§ 3 Wonach errechnen sich die erhöhten Versiche-
rungsleistungen?

(1) Die Erhöhung der Versicherungsleistungen errechnet
sich nach dem Erhöhungsbeitrag, nach dem Alter der ver-
sicherten Person zum Erhöhungstermin, der restlichen
Beitragszahlungsdauer, der restlichen Versicherungs-
dauer und einem eventuell vereinbarten Beitragszuschlag,
wobei der ursprüngliche Tarif zugrunde gelegt wird.

(2) Sind Zusatzversicherungen eingeschlossen, so
werden ihre Versicherungsleistungen im selben Verhältnis
wie die der Hauptversicherung erhöht.
Für eine eventuell eingeschlossene ErnstfallSchutz- oder
SchnellHilfe-Kapital-Zusatzversicherung findet jedoch
keine Erhöhung mehr statt, nachdem die gesamte Versi-
cherungssumme dieser Zusatzversicherung erstmals die
in den beigefügten Allgemeinen Vertragsdaten genannte
Höchstsumme erreicht oder überschritten hat.
Der auf die Zusatzversicherung entfallende Beitragsteil
wird dann zur Erhöhung der Hauptversicherung und sons-
tiger eingeschlossener Zusatzversicherungen verwendet.

§ 4 Welche sonstigen Bestimmungen gelten für die
Erhöhung der Versicherungsleistungen?

(1) Alle im Rahmen des Versicherungsvertrags getrof-
fenen Vereinbarungen, insbesondere die Allgemeinen Be-
dingungen sowie die Bezugsrechtsverfügungen, erstre-
cken sich auch auf die Erhöhung der Versicherungsleis-
tungen. Entsprechende Anwendung findet der Paragraph
über die Verrechnung der Kosten in den Allgemeinen Be-
dingungen.

(2) Die Erhöhung der Versicherungsleistungen aus dem
Versicherungsvertrag setzt die Fristen aus dem Paragra-
phen über die vorvertragliche Anzeigepflicht in den Allge-
meinen Bedingungen und den Bedingungen für die Zu-
satzversicherungen nicht erneut in Lauf.

§ 5 Wann werden Erhöhungen ausgesetzt?

(1) Die Erhöhung wird ausgesetzt, wenn Sie ihr bis zum
Ende des ersten Monats nach dem Erhöhungstermin in
Textform (z. B. Papierform, E-Mail) widersprechen oder
den ersten erhöhten Beitrag nicht innerhalb eines Monats
nach dem Erhöhungstermin zahlen. Die Aussetzung be-
trifft eine einzelne jährliche Erhöhung.

(2) Unterbliebene Erhöhungen können Sie mit unserer Zu-
stimmung nachholen.

(3) Sieht Ihre Versicherung - auch im Rahmen von einge-
schlossenen Zusatzversicherungen - im Leistungsfall eine
Befreiung von der Beitragszahlungspflicht vor, werden die
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Erhöhungen ausgesetzt, solange Ihre Beitragszahlungs-
pflicht aufgrund unserer Leistungsverpflichtung ganz oder
teilweise entfällt. Diese Regelung gilt auch für die im
Rahmen gegebenenfalls vereinbarter Vorschussleis-
tungen bei Krebserkrankung gewährten Beitragsbefrei-
ungen.

§ 6 Wann erlischt das Recht auf Erhöhung?

(1) Sie können die Erhöhungen bis zu dem Jahrestag des
Versicherungsbeginns, der dem 55. Geburtstag der versi-
cherten Person unmittelbar vorausgeht, beliebig oft aus-
setzen (siehe § 5 Absatz 1). Wenn Sie ab dem 55. Ge-
burtstag der versicherten Person der Erhöhung einmal wi-
dersprechen, erlischt Ihr Recht auf weitere Erhöhungen
automatisch. Das Recht kann jedoch mit unserer Zustim-
mung neu begründet werden.

(2) Wenn Sie alle zukünftigen Erhöhungen aus dem Ver-
trag herausnehmen und damit das Recht auf weitere Er-

höhungen insgesamt erlöschen lassen wollen, können Sie
dies jederzeit in Textform (z. B. Papierform, E-Mail) bean-
tragen. Das Recht auf zukünftige Erhöhungen kann mit
unserer Zustimmung neu begründet werden.

(3) Bei Einschluss einer ErnstfallSchutz-Zusatzversiche-
rung (NESZ) erlischt das Recht auf Erhöhung für diese
Zusatzversicherung, sobald aus NESZ ein Versicherungs-
fall wegen schwerer Erkrankung der versicherten Person
mit Anspruch auf die Teilsumme (vergleiche § 1 Absatz 4
der Bedingungen für die ErnstfallSchutz-Zusatzversiche-
rung) eingetreten ist. Für die Hauptversicherung und
sonstige eventuell eingeschlossene Zusatzversiche-
rungen bleibt das Recht auf weitere planmäßige Erhö-
hungen jedoch bestehen.
Wenn für NESZ ein Mitversicherungsfall für Kinder einge-
treten ist (vergleiche § 2 der Bedingungen für die
ErnstfallSchutz-Zusatzversicherung), bleibt das Recht auf
weitere planmäßige Erhöhung auch für die
ErnstfallSchutz-Zusatzversicherung bestehen.
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Steuerrechtliche Hinweise (GN274609_202401)

Hiermit informieren wir Sie über wichtige - Ihre Versicherung betreffende - steuerrechtliche Regelungen. Unsere
Hinweise entsprechen dem Stand der Steuergesetzgebung bei Vertragsabschluss.

Versicherungssteuer
Die Beiträge zu dieser Versicherung sind gemäß § 4 Absatz 1 Nr. 5 b)
VersStG (Versicherungssteuergesetz) steuerfrei, sofern sie der Versor-
gung der Risikoperson oder der Versorgung von deren (nahen) Angehö-
rigen im Sinne von § 1 Absatz 6 Satz 1 VersStDV dienen (vgl . § 1 Ab-
satz 6 VersStDV). Dies gilt, sofern Sie Ihren Wohnsitz in Deutschland

haben. Bei einem Umzug ins Ausland kann sich dies gegebenenfal ls
aufgrund nationaler Regelungen im jeweil igen Land ändern. Wurde die
Versicherung vor dem 01.01.2022 abgeschlossen, sind die Beiträge in
jedem Fall steuerfrei.

Einkommenssteuer
Diese Regelungen gelten, sofern Sie Ihren Wohnsitz in Deutschland haben. Bei einem Umzug ins Ausland kann sich dies gegebenenfal ls aufgrund
nationaler Regelungen im jeweil igen Land ändern.

Berufsunfähigkeitsversicherungen
(1) Berufsunfähigkeitsversicherungen sind entsprechend EStG (Einkom-
menssteuergesetz) steuerl ich begünstigt.

(2) Die Beiträge können bei der Veranlagung zur Einkommenssteuer im
Rahmen der Höchstbeträge für sonstige Vorsorgeaufwendungen (§ 10
Absatz 4 EStG) als Sonderausgaben abgezogen werden.

(3) Berufsunfähigkeits- und Arbeitsunfähigkeits-Renten sind als abge-
kürzte Leibrenten nur in Höhe des Ertragsanteils (§ 22 EStG, § 55 EStDV)
einkommenssteuerpfl ichtige Einkünfte. Zusätzliche lebenslange Pflege-
renten sind einkommenssteuerfrei (§ 3 Nr. 1 a EStG). Der Ertragsanteil
einer solchen Rente bestimmt sich in Abhängigkeit vom Alter bei Ren-
tenbeginn, von der Höhe der Rentenzahlung und von der voraussichtl i-
chen Rentenzahlungsdauer.

Falls Zusatzversicherungen eingeschlossen sind:

Alle Zusatzversicherungen
Die Beiträge zu evtl. eingeschlossenen Zusatzversicherungen können bei
der Veranlagung zur Einkommenssteuer im Rahmen der Höchstbeträge

für sonstige Vorsorgeaufwendungen (§ 10 Absatz 4 EStG) als Sonder-
ausgaben abgezogen werden.

Ernstfallschutz-Zusatzversicherung
Kapital leistungen aus der Ernstfallschutz-Zusatzversicherung (Tarif
NESZ) sind stets einkommenssteuerfrei.

Allgemeine Hinweise zum Versicherungsvertrag (GN254710_201807)

Leistungsverpflichtung des Versicherers
Der Versicherungsschutz beginnt, wenn der Vertrag abgeschlossen ist,
jedoch nicht vor dem mit Ihnen vereinbarten, in den beigefügten Al lge-
meinen Vertragsdaten angegebenen Versicherungsbeginn. Ihr Vertrag gilt
als abgeschlossen, wenn wi r Ihren Antrag auf Abschluss des Versiche-
rungsvertrags angenommen haben bzw. wenn wi r Ihre Annahmeerklä-
rung zu unserem Antrag erhalten haben. Ist der Einlösungsbeitrag bei
Eintritt des Versicherungsfalls noch nicht gezahlt, sind wi r in der Regel
nicht zur Leistung verpfl ichtet. Darüber hinaus besteht ggf. bereits vorher
Versicherungsschutz gemäß den Bestimmungen des "vorläufigen Versi-
cherungsschutzes" nach den Bedingungen im Aufnahmeantrag.

Beitragsverpflichtung des Versicherungsnehmers
"Wer ist Wer" beim Vertrag?
Als "Versicherungsnehmer" sind Sie unser Vertragspartner. Sie haben es
auch übernommen, die Beiträge zu zahlen. Die "versicherte Person"
hingegen ist die Person, auf deren Gesundheitszustand Ihre Berufsunfä-
higkeits- bzw. Grundfähigkeitsversicherung abgeschlossen ist. Meist
sind "Versicherungsnehmer" und "versicherte Person" ein und dieselbe
Person.
Die von Ihnen zum Empfang der Versicherungsleistung bestimmte Person
ist "Bezugsberechtigter" . Es empfiehlt sich, insbesondere für den To-
desfall, stets die Bezugsberechtigung namentl ich festzulegen, z. B. Ihren
Ehepartner (mi t Nennung des Vornamens) oder Ihre Kinder (Name, An-
schrift, Geburtsdatum). Prüfen Sie von Zeit zu Zeit, ob die Bezugsbe-
rechtigung noch Ihren Wünschen entspri cht.
Die Bezugsberechtigung kann bis zum Eintritt des Todes der versicherten
Person jederzeit widerrufen werden, fal ls sie nicht ausdrücklich als un-
widerrufl ich bezeichnet worden ist.

Vertragspartnerschaft braucht Regeln
Versicherungsbedingungen sind bindend:
Für die Versicherung sind der Antrag und die dazugehörigen Erklärungen
sowie die beigefügten Bedingungen maßgebend.

Annahmefrist:
Vorbehaltl ich Ihres Widerrufsrechts nach § 8 VVG (Versicherungsver-
tragsgesetz) ist der Versicherer berechtigt, Ihren Antrag auf Abschluss
eines Versicherungsvertrags bis zum Ablauf von 6 Wochen anzunehmen.
Diese Annahmefrist beginnt mit dem Tag der ärztl ichen Untersuchung
oder, fal ls eine solche nicht erforderl ich ist, mi t dem Tag der Antrag-
stellung.
Haben wi r Ihnen einen Antrag auf Abschluss eines Versicherungsvertrags
unterbreitet, so halten wi r uns 6 Wochen an diesen Antrag gebunden.

Anzeigen und Erklärungen bedürfen der Textform
Alle uns oder Dri tten gegenüber abzugebenden Anzeigen oder Erklärun-
gen bedürfen zu Ihrer Wirksamkeit der Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mai l).
Insbesondere mündl iche oder telefonische Erklärungen sind also nicht
ausreichend. Schreibt das Gesetz für bestimmte Anzeigen oder Erklä-
rungen eine strengere Form als die Textform vor, ist die gesetzl iche Form
maßgeblich. Bitte adressieren Sie Ihre Erklärungen und Anzeigen an
unsere Generaldirektion:
NÜRNBERGER Versicherung
Ostendstraße 100
90334 Nürnberg
Fax: 0911 531-3206
E-Mai l: info@nuernberger.de

Außergerichtliches Beschwerde- und Rechtsbehelfs-
verfahren
Unser Unternehmen ist Mitgl ied im Verein Versicherungsombudsmann
e. V. Sie können damit das kostenlose außergerichtl iche Streitschl ich-
tungsverfahren in Anspruch nehmen.
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Den Ombudsmann der Versicherungen erreichen Sie per:
Tel.: 0800 3696000 (kostenfrei)*
Fax: 0800 3699000 (kostenfrei)*
Post: Versicherungsombudsmann e. V., Postfach 08 06 32, 10006 Berl in
Internet: www.versicherungsombudsmann.de
E-Mai l: beschwerde@versicherungsombudsmann.de

*Verbindungen zu 0800er-Nummern werden nicht von allen Telefondienst-
oder Netzanbietern ermögl icht. Bei Fragen wenden Sie sich bitte direkt an
Ihren persönl ichen Anbieter.

Von der Inanspruchnahme des kostenlosen außergerichtl ichen Streit-
schl ichtungsverfahrens unberührt bleibt die Mögl ichkeit, den Rechtsweg
zu beschreiten.

Zuständige Aufsichtsbehörde
Bitte richten Sie bei Unstimmigkeiten Ihre Beschwerden vorrangig an uns
oder den betreuenden Vermittler. Darüber hinaus haben Sie die Mög-
lichkeit, sich an die zuständige Aufsichtsbehörde zu wenden:

Bundesanstal t für Finanzdienstleistungsaufsicht
Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn
bzw. Postfach 12 53, 53002 Bonn

Beratungs-Service wird gebührenfrei geboten
Die Versicherungsvertreter oder Versicherungsmakler sind nicht berech-
tigt, vom Versicherungsnehmer irgendwelche besonderen Gebühren für
die Aufnahme des Antrages oder aus anderen Gründen zu erheben.

Abschriften oder Ersatzurkunde lieferbar
Gemäß § 3 VVG (Versicherungsvertragsgesetz) kann der Versicherungs-
nehmer jederzeit Abschr iften der Erklärungen fordern, die er mit Bezug
auf den Vertrag abgegeben hat. Er kann außerdem auf seine Kosten die
Ausstellung einer Ersatzurkunde für einen abhanden gekommenen oder
vernichteten Versicherungsschein verlangen.

Was müssen Sie über die Beitragszahlung wissen?
Die Beiträge zu Ihrer Berufsunfähigkeits- bzw. Grundfähigkeitsversiche-
rung können Sie je nach Vereinbarung monatl ich, vierteljährlich, halb-
jährlich oder jährlich zahlen. Sie können jederzeit auch eine Änderung
der Zahlungsweise Ihrer laufenden Beiträge beantragen.

Was tun, wenn die laufenden Beiträge nicht mehr ge-
zahlt werden können?
Wichtige Gründe, wie z. B. Krankheit oder Arbeitslosigkeit, können dazu
führen, dass Sie eine Zeit lang die Beiträge zu Ihrer Berufsunfähigkeits-
bzw. Grundfähigkeitsversicherung nicht mehr aufbringen können. Eine
überstürzte Kündigung des Vertrags wäre dann sicherl ich der schlech-
teste Ausweg. Lassen Sie sich in einer solchen Situation rechtzeitig von
uns beraten. Wir haben je nach Lage Ihres Falls verschiedene Mögl ich-
keiten, Ihnen zu helfen.

Rechtzeitige und vollständige Vorlage der Unterlagen, insbesondere
die Angabe Ihrer Kontoverbindung, gewährleistet die prompte Ab-
wicklung Ihrer Ansprüche im Leistungsfall.

Meldungen und Unterlagen an folgende Anschr ift:
NÜRNBERGER Versicherung
Ostendstraße 100
90334 Nürnberg
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X951_201708     txts

Bestimmungen bei Zahlung mittels SEPA-Basislastschrift

Für die Durchführung der Beitragszahlung mittels SEPA-Basislast-

schrift gelten diese Bestimmungen:

1. Erteilung des SEPA-Lastschriftmandats

(1) Der Versicherungsnehmer erteilt dem Versicherer zur Durch-

führung der Beitragszahlung ein SEPA-Basislastschriftmandat. 

Darin ermächtigt der Versicherungsnehmer den Versicherer, 

Zahlungen von seinem Konto mittels SEPA-Basislastschrift 

einzuziehen. Zugleich weist er seinen Zahlungsdienstleister (in 

der Regel seine kontoführende Bank) an, die von dem Versicherer

auf das Konto des Versicherungsnehmers gezogenen SEPA-Basis-

lastschriften einzulösen.

(2) Das SEPA-Basislastschriftmandat enthält ferner grundsätzlich

den Namen des Versicherers, seine Adresse und seine 

Gläubiger-Identifikationsnummer;

die Angabe, ob das Mandat für wiederkehrende Zahlungen 

oder eine einmalige Zahlung gegeben wird;

den Namen, die Adresse, die Kontoverbindung und die 

Unterschrift des Versicherungsnehmers.

(3) Die Mandatsreferenznummer wird vom Versicherer gesondert

vergeben und dem Versicherungsnehmer nachträglich bekannt 

gegeben.

(4) Wird statt des Versicherungsnehmers eine andere Person als 

Beitragszahler (= abweichender Beitragszahler) vereinbart, sind 

die Regelungen der Ziffer 3 zu beachten.

2. Vorabankündigung (Pre-Notification)

(1) Der Versicherer wird dem Versicherungsnehmer den SEPA-

Basislastschrifteinzug spätestens 5 Kalendertage vor der 

Fälligkeit der 1. SEPA-Basislastschriftzahlung ankündigen 

beziehungsweise im Rahmen einer Einmalzahlung spätestens 

5 Kalendertage vor der Fälligkeit der einmaligen SEPA-Basis-

lastschriftzahlung (Vorabankündigung/Pre-Notification).

(2) Bei wiederkehrenden Lastschriften mit gleichen Lastschrift-

beträgen erfolgt eine einmalige Vorabankündigung vor dem 

1. SEPA-Basislastschrifteinzug; verändert sich der einzuziehende 

Lastschriftbetrag (z. B. durch eine Beitragserhöhung), erhält der 

Versicherungsnehmer eine neuerliche Vorabankündigung 

spätestens 5 Kalendertage vor der Fälligkeit des neuen 

Lastschriftbetrags.

(3) Wird ein abweichender Beitragszahler vereinbart, sind die 

Regelungen der Ziffer 3 zu beachten.

3. Besonderheiten bei abweichendem Beitragszahler

(1) Wird ein abweichender Beitragszahler vereinbart, erteilt 

dieser dem Versicherer zur Durchführung der Beitragszahlung 

ein SEPA-Basislastschriftmandat. Darin ermächtigt der 

abweichende Beitragszahler den Versicherer, Zahlungen von 

seinem Konto mittels SEPA-Basislastschrift einzuziehen, und 

weist zugleich seinen Zahlungsdienstleister an, die von dem 

Versicherer auf das Konto des abweichenden Beitragszahlers 

gezogenen SEPA-Basislastschriften einzulösen. Im SEPA-

Basislastschriftmandat sind der Name, die Adresse, die 

Kontoverbindung und die Unterschrift des abweichenden 

Beitragszahlers aufzunehmen.

(2) Die Mitteilung der Mandatsreferenznummer nach Ziffer 1 (3) 

sowie die Vorabankündigung (Pre-Notification) nach Ziffer 2 

werden gegenüber dem Versicherungsnehmer und dem 

abweichenden Beitragszahler vorgenommen.

(3) Der Versicherungsnehmer als unser Vertragspartner ist 

verpflichtet, Änderungen beim abweichenden Beitragszahler 

(insbesondere eine Adressänderung) unverzüglich dem 

Versicherer mitzuteilen. Der Versicherungsnehmer stellt sicher, 

dass der abweichende Beitragszahler mit der Übermittlung der 

Änderungen der personenbezogenen Daten an den Versicherer 

einverstanden ist. Kann eine Lastschrift nicht eingelöst werden, 

weil der Versicherungsnehmer diese Pflicht nicht erfüllt hat, 

muss er dem Versicherer den daraus entstehenden Schaden 

ersetzen.

4. Haftung bei Rücklastschriften

Verursacht der Versicherungsnehmer schuldhaft eine Rück-

lastschrift (z. B. durch unrichtige Angaben im SEPA-Basis-

lastschriftmandat oder durch Unterlassen der Mitteilung von 

Änderungen), hat er dem Versicherer den daraus entstehenden 

Schaden zu ersetzen.

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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NÜRNBERGER
Lebensversicherung AG

- Informationsblatt der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) gemäß § 10a Abs. 3 VAG zur

Krankenversicherung

- Allgemeine Informationen nach § 1 der Verordnung über Informationspflichten bei Versicherungsverträgen (VVG-InfoV) zur

Krankenversicherung

- Produktinformationsblatt zur Krankenversicherung

Verbraucherinformationen nach VVG für Krankenzusatzversicherung(en)

Inhaltsverzeichnis für Verbraucherinformationen

Allgemeine Versicherungsbedingungen des Kranken-Tagegeldtarifs TG6 für gesetzlich

krankenversicherte Personen

- KV757

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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Private Krankenversicherung
Informationsblatt zu Versicherungsprodukten

Unternehmen: NÜRNBERGER Krankenversicherung AG

Produkt: Krankentagegeld-Versicherung TG6

Mitgliedstaat: Bundesrepublik Deutschland

Dieses Blatt dient nur Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte Ihrer 
 Versicherung. Die vollständigen Informationen finden Sie in Ihren Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versiche-
rungsschein und Versicherungsbedingungen). Damit Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen 
durch.

Um welche Art von Versicherung handelt es sich?
Es handelt sich um eine Krankentagegeld-Versicherung für gesetzlich versicherte Arbeitnehmer oder Selbstständige.  
Sie sichert Ihren Verdienstausfall bei Arbeitsunfähigkeit und während der gesetzlichen Mutterschutzfristen. Der Tarif TG6 
kann nur in Verbindung mit einer Berufsunfähigkeitsversicherung der NÜRNBERGER abgeschlossen werden.

Was ist versichert? 
Wir zahlen bei Arbeitsunfähigkeit sowie während 
der gesetzlichen Mutterschutzfristen und am 
Entbindungstag:

 100 % des vereinbarten Tagessatzes ab der  
7. Woche, zeitlich unbegrenzt.

Arbeitsunfähigkeit liegt vor, wenn Sie Ihre 
 berufliche Tätigkeit nach medizinischem Befund 
vorübergehend in keiner Weise ausüben können, 
sie auch nicht ausüben und keiner anderweitigen 
Erwerbstätigkeit nachgehen.

Zusammen mit einer Berufsunfähigkeits-
versicherung wird ein lückenloser Übergang 
zwischen Tagegeldleistung bei Arbeitsunfähigkeit 
und Berufsunfähigkeitsrente gewährleistet.

Wird der Tarif als Anwartschaft geführt, haben Sie 
während dieser Zeit keinen Leistungsanspruch.  
Die Anwartschaftstarife sind im Angebot und im 
Versicherungsschein gekennzeichnet.

Was ist nicht versichert?
Keine Leistungspflicht besteht:

 Wegen auf Vorsatz beruhende Krankheiten 
und Unfälle einschließlich deren Folgen sowie 
wegen Entziehungsmaßnahmen einschließ-
lich Entziehungskuren.

 Wenn Sie sich nicht an ihrem Wohnsitz in 
Deutschland aufhalten, es sei denn, dass Sie 
sich in medizinisch notwendiger stationärer 
Heilbehandlung im europäischen Ausland 
befinden.

Weitere Einschränkungen der Leistungspflicht 
entnehmen Sie bitte § 5 der Allgemeinen  
Versicherungsbedingungen der Krankentage-
geld-Versicherung TG6 für gesetzlich kranken-
versicherte Personen.

Gibt es Deckungsbeschränkungen?
! Für psychische Erkrankungen bestehen  

8 Monate Wartezeiten.

! Während der Karenzzeit von 6 Wochen  
erhalten Sie kein Krankentagegeld.

! Bei wiederholtem Auftritt derselben Krankheit 
innerhalb von 6 Monaten werden die Karenz-
zeiten der letzten 12 Monate angerechnet.

! Das Krankentagegeld darf zusammen mit 
sonstigen Krankentage- und Krankengeldern 
bzw. mit anderen Ersatzleistungen während 
des Mutterschutzes (z. B. Mutterschaftsgeld, 
Elterngeld) das auf den Kalendertag umge-
rechnete, aus der beruflichen Tätigkeit herrüh-
rende Nettoeinkommen nicht übersteigen.

Wo bin ich versichert?
 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf Deutschland.

 Bei einem vorübergehenden Aufenthalt im Ausland zahlen wir für im Ausland akut eingetretene Krankheiten 
oder Unfälle das Krankentagegeld in vertraglichem Umfang für die Dauer einer medizinisch notwendigen 
 stationären Heilbehandlung in einem öffentlichen Krankenhaus. 

 Werden Sie außerhalb Ihres Wohnsitz arbeitsunfähig, so steht Ihnen das Krankentagegeld auch zu, solange 
eine Rückkehr nach medizinischem Befund ausgeschlossen ist.

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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– Sie können den Tarif TG6 nur dann abschließen, wenn Sie in einer deutschen gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV) versichert sind und eine Berufsunfähigkeitsversicherung bei der NÜRNBERGER führen. 
Wenn diese Voraussetzungen nicht mehr gegeben sind, müssen Sie uns dies unverzüglich anzeigen.

– Vor Vertragsschluss führen wir eine Gesundheitsprüfung durch. Daher müssen Sie alle von uns geforderten 
Angaben zu durchgemachten oder bestehenden Beschwerden und Erkrankungen wahrheitsgemäß und 
vollständig beantworten.

– Wenn Sie einen anderen Beruf ausüben, sich Ihr Nettoeinkommen nicht nur vorübergehend vermindert oder 
Sie berufsunfähig werden, müssen Sie uns dies unverzüglich anzeigen. 
Wenn sich Ihr Einkommen erhöht, kann der Tagessatz ohne erneute Gesundheitsprüfung und Wartezeiten 
angepasst werden.

– Auf Verlangen müssen Sie uns während der Vertragslaufzeit jede Auskunft erteilen, die zur Feststellung des 
Versicherungsfalls oder der Leistungspflicht und ihres Umfangs erforderlich ist.

– Die ärztlich festgelegte Arbeitsunfähigkeit müssen Sie uns spätestens am Tag des vereinbarten Leistungs-
beginns anzeigen. Bei längerer Arbeitsunfähigkeit ist die ärztliche Bescheinigung alle 2 Wochen zu erneuern. 
Ein Formblatt hierzu können Sie bei uns anfordern oder als Online-Formular unter www.nuernberger.de 
herunterladen.

– Wenn sich Ihre Postanschrift ändert, müssen Sie dies unverzüglich mitteilen. Andernfalls können Nachteile 
entstehen. Das Gleiche gilt bei Namensänderung.

Weitere Informationen entnehmen Sie bitte den §§ 9 und 10 der Allgemeinen Versicherungsbedingungen der 
Krankentagegeld-Versicherung TG6 für gesetzlich krankenversicherte Personen.

Wann und wie zahle ich?
– Der Beitrag ist ein Monatsbeitrag und ist am 1. eines jeden Monats fällig.

– Den 1. Beitrag müssen Sie unverzüglich nach Ablauf von 2 Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins 
zahlen, sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde.

– Verspätete Beitragszahlungen können zum Verlust des Versicherungsschutzes führen.  

– Sie können uns ermächtigen, die Beiträge von Ihrem Konto mittels SEPA-Lastschriftmandat einzuziehen.  
Alternativ können Sie als Zahlungsweise die Überweisung wählen. Die Beiträge müssen Sie an die von uns 
zu bezeichnende Stelle entrichten.

Wann beginnt und endet die Deckung?
– Der Beginn des Versicherungsschutzes ist im Versicherungsschein angegeben. Versicherungsbeginn ist 

jedoch nicht vor Abschluss des Versicherungsvertrags und nicht vor Ablauf von Wartezeiten.

– Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.

– Der Versicherungsschutz endet bei wirksamer Kündigung durch Sie (siehe auch „Wie kann ich den Vertrag 
kündigen?“). Wir können den Vertrag innerhalb eines Monats ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn 
Sie oder die versicherte Person den während der Vertragslaufzeit vorgesehenen Verpflichtungen vorsätzlich 
oder grob fahrlässig nicht nachkommen.

– Der Versicherungsschutz endet, wenn Sie oder eine versicherte Person den Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthaltsort in einen Staat außerhalb der EU, des Europäischen Wirtschaftsraums oder der Schweiz 
legen. Es sei denn, das Vertragsverhältnis wird aufgrund einer anderweitigen Vereinbarung fortgesetzt.

– Der Versicherungsschutz endet, wenn die Berufsunfähigkeitsversicherung bei der NÜRNBERGER endet 
oder wenn Sie berufsunfähig werden.

– Scheiden Sie oder eine versicherte Person aus der GKV aus, endet für die betroffenen Personen die 
 Versicherung nach Tarif TG6.

Wie kann ich den Vertrag kündigen?
– Sie können das Versicherungsverhältnis zum Ende eines jeden Versicherungsjahres kündigen. Hierbei gilt 

eine Kündigungsfrist von 3 Monaten.

– Erhöhen sich die Beiträge, können Sie Ihren Vertrag innerhalb von 2 Monaten nach Zugang der Änderungs-
mitteilung zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderung außerordentlich kündigen.

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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Informationsblatt zu Ihrem Krankenversicherungsvertrag nach § 1 der
Verordnung über Informationspflichten bei Versicherungsverträgen
(VVG-InfoV) (KV290_202207)

1. Sitz und Identität des Versicherers
Ihr Vertragspartner ist die NÜRNBERGER Krankenversicherung AG,
Sitz: Nürnberg
Registergericht: Amtsgericht Nürnberg HRB 10668

Sie hat die Rechtsform einer Aktiengesellschaft
Kontaktadresse:
Ostendstr. 100, 90334 Nürnberg
Telefon 0911 531-5, Fax 0911 531-4116
info@nuernberger.de, www.nuernberger.de
Bankverbindung: Deutsche Bank AG Nürnberg,
BIC: DEUTDEMM760, IBAN: DE43 7607 0012 0464 1684 00

2. Ansprechpartner im Ausland
Entfäl lt.

3. Ladungsfähige Anschrift des Versicherers
NÜRNBERGER Krankenversicherung AG, Ostendstr. 100, 90334 Nürnberg, vertreten durch den
Vorstand Christian Barton, Andreas Lauth, Dr. Jobst Leikeb

4. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers und zuständige Aufsichtsbehörde
Hauptgeschäftstätigkeit
Die Hauptgeschäftstätigkeit der NÜRNBERGER Krankenversicherung AG ist der Betrieb der privaten
Krankenversicherung.

Aufsichtsbehörde
Die NÜRNBERGER Krankenversicherung AG steht unter der staatlichen Aufsicht der Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht, Bereich Versicherungen, Postfach 12 53, 53002 Bonn.

5. Zugehörigkeit zu einem Sicherungsfonds
Die NÜRNBERGER Krankenversicherung AG ist Mitgl ied des Sicherungsfonds Medicator AG,
Gustav-Heinemann-Ufer 74c, 50968 Köln.

6. Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung
Anwendbares Recht
Der beantragte Vertrag unterliegt dem deutschen Recht, insbesondere den Vorschriften des VVG
(Versicherungsvertragsgesetz) und BGB (Bürgerliches Gesetzbuch).

Zugrunde liegende Versicherungsbedingungen und Tarifbestimmungen
Die für das Versicherungsverhältnis geltenden Bedingungen sind den Ihnen ausgehändigten Unterla-
gen beigefügt.

Art, Umfang Fälligkeit und Erfüllung der Versicherungsleistung
Angaben über die Art, den Umfang, die Fälligkeit und die Erfüllung der Leistung des Versicherers
finden Sie in den beigefügten Allgemeinen Vertragsdaten sowie in den entsprechenden Paragrafen der
Allgemeinen Versicherungsbedingungen.

Geldleistungen des Versicherers sind mit der Beendigung der zur Feststellung des Versicherungsfal-
les und des Umfangs der Leistung notwendigen Erhebungen fällig.

7. Gesamtpreis der Versicherung
Den gesamten zu entr ichtenden Beitrag für Ihren Vertrag können Sie dem beigefügten vorläufigen
Versicherungsschein (Invitatiomodell) bzw. dem Angebot/Antrag (Antragsmodell) entnehmen.

NÜRNBERGER
Krankenversicherung AG

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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8. Zusätzliche Kosten
Zusätzlich zu dem unter Punkt 7 genannten Gesamtpreis der Versicherung werden von uns keine
weiteren planmäßigen Gebühren oder Kosten erhoben. Falls aus besonderen, von Ihnen veranlassten
Gründen ein zusätzlicher Verwaltungsaufwand verursacht wird, können wir die in solchen Fällen
durchschnittl ich entstehenden Kosten als pauschalen Abgeltungsbetrag gesondert in Rechnung stel-
len. Dies gilt beispielsweise bei schriftlicher Fristsetzung bei Nichtzahlung von Folgebeiträgen, Verzug
bei Folgebeiträgen oder Rückläufern im Lastschriftverfahren.

Für den Fall des Verzugs bei Folgebeiträgen beachten Sie bitte Folgendes: Erfolgt die Zahlung eines
Folgebeitrags nicht oder nicht rechtzeitig, geraten Sie in Verzug, es sei denn, Sie haben die Nicht-
zahlung oder verspätete Zahlung nicht zu vertreten. Im Falle des Verzugs kann ein ersatzpflichtiger
Verzugsschaden entstehen. Weitere Regelungen zur Fälligkeit des Folgebeitrags und zur Rechtzei-
tigkeit der Zahlung entnehmen Sie den entsprechenden Paragrafen der beigefügten Allgemeinen
Versicherungsbedingungen.

9. Einzelheiten hinsichtlich Zahlung und Erfüllung
Der Beitrag ist unverzüglich nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen, jedoch nicht vor dem
Tag des im Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginns.
Weitere Einzelheiten hinsichtl ich der Zahlung und der Erfüllung, insbesondere zur Zahlungsweise der
Beiträge können Sie den beigefügten Allgemeinen Vertragsdaten sowie den entsprechenden Para-
grafen der Allgemeinen Versicherungsbedingungen entnehmen.

10.Befristung der Gültigkeitsdauer dieser Informationen
Die Angaben, insbesondere hinsichtl ich der Höhe des Beitrags gelten, soweit uns innerhalb der
nächsten 4 Wochen Ihr verbindlicher Antrag auf Abschluss des obe genannten Versicherungsvertrags
vorliegt. Beitragsänderungen wegen etwaiger Beitragsanpassungen bzw. im Rahmen der Risikoprü-
fung notwendiger Zuschläge sind nicht berücksichtigt.

11.Kapitalanlagerisiko
Entfäl lt.

12.Angaben über das Zustandekommen des Vertrages - Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz beginnt mit dem im Versicherungsschein bezeichneten Zeitpunkt (Versi-
cherungsbeginn), jedoch nicht vor Abschluss des Versicherungsvertrages (insbesondere Zugang des
Versicherungsscheines oder einer schriftlichen Annahmeerklärung) und nicht vor Ablauf von Warte-
zeiten. Für Versicherungsfälle, die vor Beginn des Versicherungsschutzes eingetreten sind, wird nicht
geleistet.

13. Widerrufsbelehrung

Abschnitt 1 - Widerrufsrecht, Widerrufsfolge und besondere Hinweise

Widerrufsrecht
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform
(z. B. Brief, Fax, Mail) widerrufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie
• den Versicherungsschein,
• die Vertragsbestimmungen, einschl ießlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen,
• diese Belehrung,
• das Produktinformationsblatt
• und die weiteren in Abschnitt 2 aufgeführten Informationen
jeweils in Textform erhalten haben.

Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs.
Der Widerruf ist an folgende Adresse zu richten:

NÜRNBERGER Krankenversicherung AG
Ostendstr. 100, 90334 Nürnberg
Fax 0911 531-4116
info@nuernberger.de, www.nuernberger.de

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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Widerrufsfolgen
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und wir erstatten Ihnen den auf
die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil des Beitrags, wenn Sie zugestimmt haben,
dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil des Beitrags, der
auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfäll t, dürfen wir in diesem Fall einbehalten; dabei
handelt es sich um einen Betrag, den Sie nach folgender Formel errechnen können: Anzahl der
Tage, an denen Versicherungsschutz bestanden hat, multipliziert mit 1/30 des Monatsbeitrags.
Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang
des Widerrufs. Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der
wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzugewähren und gezogene Nut-
zungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind.
Haben Sie Ihr Widerrufsrecht nach § 8 VVG wirksam ausgeübt, sind Sie auch an einen mit dem
Versicherungsvertrag zusammenhängenden Vertrag nicht mehr gebunden. Ein zusammenhängen-
der Vertrag liegt vor, wenn er einen Bezug zu dem widerrufenen Vertrag aufweist und eine
Dienstleistung des Versicherers oder eines Dritten auf der Grundlage einer Vereinbarung zwischen
dem Dritten und dem Versicherer betr ifft. Eine Vertragsstrafe darf weder vereinbart noch verlangt
werden.

Besondere Hinweise
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als
auch von uns vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben.

Abschnitt 2 - Auflistung der für den Fristbeginn erforderlichen weiteren Informationen

Hinsichtl ich der in Abschnitt 1 Satz 2 genannten weiteren Informationen werden die Informations-
pflichten im Folgenden im Einzelnen aufgeführt:

Unterabschnitt 1: Informationspflichten bei allen Versicherungszweigen

Der Versicherer hat Ihnen folgende Informationen zur Verfügung zu stel len:

a) die Identität des Versicherers und der etwaigen Niederlassung, über die der Vertrag abge-
schlossen werden soll; anzugeben ist auch das Handelsregister , bei dem der Rechtsträger ein-
getragen ist, und die zugehörige Registernummer;

b) die Identität einer Vertreter in oder eines Vertreters des Versicherers in dem Mitgliedsstaat der
Europäischen Union, in dem Sie Ihren Wohnsitz haben, wenn es eine solche Vertreter in oder
einen solchen Vertreter gibt, oder die Identität einer anderen gewerblich tätigen Person als dem
Versicherer, wenn Sie mit dieser geschäftl ich zu tun haben, und die Eigenschaft, in der diese
Person gegenüber Ihnen tätig wird;

c) • die ladungsfähige Anschrift des Versicherers und jede andere Anschrift, die für die Ge-
schäftsbeziehung zwischen dem Versicherer und Ihnen maßgeblich ist, bei juristischen Per-
sonen, Personenvereinigungen oder -gruppen auch den Namen eines Vertretungsberechtigten;
soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschl ießlich der Allge-
meinen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen
und deutlich gestalteten Form;

• jede andere Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung zwischen einer Vertreter in oder einem
Vertreter des Versicherers oder einer anderen gewerblich tätigen Person gemäß Buchstabe b)
und Ihnen maßgeblich ist, bei juristischen Personen, Personenvereinigungen oder -gruppen
auch den Namen eines Vertretungsberechtigten; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der
Vertragsbestimmungen einschl ießlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt,
bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;

d) die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers;
e) Angaben über das Bestehen eines Garantiefonds oder anderer Entschädigungsregelungen;

Name und Anschrift des Garantiefonds sind anzugeben;
f) die wesentl ichen Merkmale der Versicherungsleistung, insbesondere Angaben über Art, Umfang

und Fälligkeit der Leistung des Versicherers;

NÜRNBERGER
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g) den Gesamtpreis der Versicherung einschl ießlich aller Steuern und sonstigen Preisbestandteile,
wobei die Prämien einzeln auszuweisen sind, wenn das Versicherungsverhältnis mehrere
selbständige Versicherungsverträge umfassen soll, oder, wenn ein genauer Preis nicht ange-
geben werden kann, Angaben zu den Grundlagen seiner Berechnung, die Ihnen eine Überprü-
fung des Preises ermöglichen;

h) • gegebenenfalls zusätzlich anfallende Kosten unter Angabe des insgesamt zu zahlenden Be-
trages sowie mögliche weitere Steuern, Gebühren oder Kosten, die nicht über den Versicherer
abgeführt oder von ihm in Rechnung gestellt werden;

• alle Kosten, die Ihnen für die Benutzung von Fernkommunikationsmitteln entstehen, wenn
solche zusätzlichen Kosten in Rechnung gestellt werden;

i) Einzelheiten hinsichtl ich der Zahlung und der Erfüllung, insbesondere zur Zahlungsweise der
Prämien;

j) die Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Informationen, beispielsweise
die Gültigkeitsdauer befristeter Angebote, insbesondere hinsichtl ich des Preises;

k) den Hinweis, dass sich die Finanzdienstleistung auf Finanzinstrumente bezieht, die wegen ihrer
spezifischen Merkmale oder der durchzuführenden Vorgänge mit speziellen Risiken behaftet
sind oder deren Preis Schwankungen auf dem Finanzmarkt unterliegt, auf die der Versicherer
keinen Einfluss hat, und dass in der Vergangenheit erwirtschaftete Beträge kein Indikator für
künftige Erträge sind; die jeweiligen Umstände und Risiken sind zu bezeichnen;

l) Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt, insbesondere über den Beginn der Versi-
cherung und des Versicherungsschutzes sowie die Dauer der Frist, während der der Antrag-
stel ler an den Antrag gebunden sein soll;

m) das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die Bedingungen, Einzelheiten
der Ausübung, insbesondere Namen und Anschrift derjenigen Person, gegenüber der der Wi-
derruf zu erklären ist, und die Rechtsfolgen des Widerrufs einschl ießlich Informationen über den
Betrag, den Sie im Falle des Widerrufs gegebenenfalls zu zahlen haben; soweit die Mitteilung
durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschl ießlich der Allgemeinen Versicherungs-
bedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten
Form;

n) • Angaben zur Laufzeit des Vertrages;
• Angaben zur Mindestlaufzeit des Vertrages;

o) Angaben zur Beendigung des Vertrages, insbesondere zu den vertraglichen Kündigungsbedin-
gungen einschl ießlich etwaiger Vertragsstrafen; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der
Vertragsbestimmungen einschl ießlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, be-
dürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;

p) die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der Versicherer der Aufnahme von
Beziehungen zu Ihnen vor Abschluss des Versicherungsvertrags zugrunde legt;

q) das auf den Vertrag anwendbare Recht, eine Vertragsklausel über das auf den Vertrag an-
wendbare Recht oder über das zuständige Gericht;

r) die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in diesem Unterabschnitt genannten
Vorabinformationen mitgeteilt werden, sowie die Sprachen, in denen sich der Versicherer ver-
pflichtet, mit Ihrer Zustimmung die Kommunikation während der Laufzeit dieses Vertrags zu
führen;

s) einen möglichen Zugang für Sie zu einem außergerichtl ichen Beschwerde- und Rechtsbehelfs-
verfahren und gegebenenfalls die Voraussetzungen für diesen Zugang; dabei ist ausdrücklich
darauf hinzuweisen, dass die Möglichkeit für Sie, den Rechtsweg zu beschreiten, hiervon un-
berührt bleibt;

t) Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde sowie die Möglichkeit einer Beschwerde
bei dieser Aufsichtsbehörde.

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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Unterabschnitt 2: Zusätzliche Informationspflichten bei substitutiven Krankenversicherungen

Bei substitutiven Krankenversicherungen hat der Versicherer Ihnen zusätzlich zu den oben ge-
nannten Informationen die folgenden Informationen zur Verfügung zu stel len:

a) Angaben in Euro zur Höhe der in die Prämie einkalkulierten Kosten; dabei sind die einkalku-
lierten Abschlusskosten als einheitlicher Gesamtbetrag und die übrigen einkalkulierten Kosten
als Anteil der Jahresprämie unter Angabe der jeweiligen Laufzeit auszuweisen; bei den übrigen
einkalkulierten Kosten sind die einkalkulierten Verwaltungskosten zusätzlich gesondert als An-
teil der Jahresprämie unter Angabe der jeweiligen Laufzeit auszuweisen;

b) Angaben in Euro zu möglichen sonstigen Kosten, insbesondere zu Kosten, die einmalig oder aus
besonderem Anlass entstehen können;

c) Angaben über die Auswirkungen steigender Krankheitskosten auf die zukünftige Beitragsent-
wicklung;

d) Hinweise auf die Möglichkeiten zur Beitragsbegrenzung im Alter, insbesondere auf die Mög-
lichkeiten eines Wechsels in den Basistar if oder in andere Tarife gemäß § 204 des Versiche-
rungsvertragsgesetzes und der Vereinbarung von Leistungsausschlüssen sowie auf die Mög-
lichkeit einer Prämienminderung gemäß § 152 Absatz 3 und 4 des Versicherungsaufsichtsge-
setzes;

e) einen Hinweis, dass ein Wechsel von der privaten in die gesetzliche Krankenversicherung in
fortgeschrittenem Alter in der Regel ausgeschlossen ist;

f) einen Hinweis, dass ein Wechsel innerhalb der privaten Krankenversicherung in fortgeschritte-
nem Alter mit höheren Beiträgen verbunden sein kann und gegebenenfalls auf einen Wechsel in
den Basistar if beschränkt ist;

g) eine Übersicht in Euro über die Beitragsentwicklung im Zeitraum der dem Angebot vorange-
henden zehn Jahre; anzugeben ist, welcher monatl ichen Beitrag in den dem Angebot vorange-
henden zehn Jahren jeweils zu entr ichten gewesen wäre, wenn der Versicherungsvertrag zum
damaligen Zeitpunkt von einer Person gleichen Geschlechts wie Sie mit Eintrittsal ter von 35
Jahren abgeschlossen worden wäre; besteht der angebotene Tarif noch nicht seit zehn Jahren,
so ist auf den Zeitpunkt der Einführung des Tarifs abzustel len, und es ist darauf hinzuweisen,
dass die Aussagekraft der Übersicht wegen der kurzen Zeit, die seit der Einführung des Tarifs
vergangen ist, begrenzt ist; ergänzend ist die Entwicklung eines vergleichbaren Tarifs, der be-
reits seit zehn Jahren besteht, darzustellen.

Ende der Widerrufsbelehrung

14.Laufzeit/Mindestlaufzeit des Vertrages
Der Krankenversicherungsvertrag wird grundsätzl ich für die Dauer von 2 Versicherungsjahren ge-
schlossen. Für enthaltene Krankentagegeld- und Pflegetagegeldtar ife sowie die Tarife Z80, Z90 und
Z100 gilt abweichend eine Mindestlaufzeit von 1 Versicherungsjahr. Im Basistar if beträgt die Min-
destlaufzeit 18 Monate. Der Vertrag verlängert sich sti llschweigend, sofern er nicht bedingungsgemäß
gekündigt wird (siehe Punkt 15). Die Vertragslaufzeit des Tarifs OPT ist auf 10 Jahre befristet. Nach
Ablauf der Vertragslaufzeit endet der Vertrag bezüglich des Tarifs OPT ohne Kündigung.
Das erste Versicherungsjahr rechnet vom Versicherungsbeginn an und endet am 31.12. des betref-
fenden Kalenderjahres; die folgenden Versicherungsjahre fallen mit dem Kalenderjahr zusammen.
Weitere Einzelheiten entnehmen Sie bitte den entsprechenden Paragrafen der Allgemeinen Versi-
cherungsbedingungen.

15.Beendigung des Vertrages
Sie können das Versicherungsverhältnis zum Ende eines jeden Versicherungsjahres, frühestens aber
zum Ablauf der Mindestlaufzeit, mit einer Frist von 3 Monaten in Textform (z. B. Brief, Fax oder E-Mai l)
kündigen.
Bei den Tarifen Z80, Z90, Z100 und AM300 ist nach der Mindestlaufzeit des Vertrags eine Kündigung
zum Ende des nächsten Monats möglich.
Ein Sonderkündigungsrecht haben Sie bei:

- Beitragsanpassungen aufgrund Erreichen eines bestimmten Lebensalters
- sonstigen Beitragsanpassungen

Das Versicherungsverhältnis endet weiterhin mit dem Tod des Versicherungsnehmers und insoweit
mit dem Tod einer versicherten Person.
Weitere Einzelheiten entnehmen Sie bitte den entsprechenden Paragrafen der Allgemeinen Versi-
cherungsbedingungen.
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16.Abweichendes Recht bei Vertragsanbahnungen
Entfäl lt.

17.Vertragsklausel über das auf den Vertrag anwendbare Recht und über das zuständige Gericht
Anwendbares Recht
Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland.

Gerichtsstand
Ansprüche aus Ihrem Versicherungsvertrag können gegen uns bei dem für unseren Geschäftssitz
örtlich zuständigen Gericht geltend gemacht werden. Sind Sie eine natürliche Person, ist auch das
Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk Sie zur Zeit der Klageerhebung Ihren Wohnsitz oder in
Ermangelung eines solchen, Ihren gewöhnlichen Aufenthal t haben.
Unsere Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag können wir gegen Sie an dem für Ihren Wohnsitz
oder ständigen Aufenthal t zuständigen Gericht geltend machen.
Weitere Einzelheiten entnehmen Sie bitte den entsprechenden Paragrafen der Allgemeinen Versi-
cherungsbedingungen.

18.Sprachen der Versicherungsbedingungen, der Kommunikation und der Vorabinformationen
Auf Ihren Versicherungsvertrag findet die deutsche Sprache Anwendung. Das bedeutet, dass alle
Vertragsunter lagen, wie z. B. die Versicherungsbedingungen, diese Informationen und die übrigen
Verbraucherinformationen und auch die Kommunikation während der Laufzeit Ihres Vertrages in
deutscher Sprache erfolgen.

19.Außergerichtliches Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren
Unser Unternehmen ist Mitgl ied im Verein Versicherungsombudsmann e. V., Sie können damit das
kostenlose, außergerichtl iche Streitschlichtungsverfahren in Anspruch nehmen. Die Möglichkeit, den
Rechtsweg zu beschreiten, bleibt hiervon unberührt.
Den Ombudsmann der Versicherungen erreichen Sie wie folgt:

OMBUDSMANN
Private Kranken- und Pflegeversicherung
Postfach 06 02 22, 10052 Berlin, Tel. 0800 2550444*, Fax 030 20458931,
www.pkv-ombudsmann.de

*Kostenfrei aus deutschen Telefonnetzen.

Von der Inanspruchnahme des kostenlosen außergerichtl ichen Streitschlichtungsverfahrens unberührt
bleibt die Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten.

20.Beschwerdemöglichkeit bei der Aufsichtsbehörde
Bitte richten Sie bei Unstimmigkeiten Ihre Beschwerden vorrangig an uns oder den betreuenden
Vermittler. Darüber hinaus haben Sie die Möglichkeit, sich bei der zuständigen Aufsichtsbehörde zu
beschweren:
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Postfach 12 53, 53002 Bonn.

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.
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Allgemeine Versicherungsbedingungen (AVB) des Kranken-Tagegeld-
tarifs TG6 für gesetzlich krankenversicherte Personen(KV757_202211)

bestehend aus:
Allgemeinen Bedingungen für die Krankentagegeld-Versicherung
Tarifbedingungen des Tarifs TG6 Nr. 1 - 31 (im Text kursiv hervorgehoben)
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Der Versicherungsschutz

§ 1 Gegenstand, Umfang und Geltungsbereich des Ver-
sicherungsschutzes
(1) Der Versicherer bietet Versicherungsschutz gegen Verdienstausfal l als
Folge von Krankheiten oder Unfällen, soweit dadurch Arbeitsunfähigkeit
verursacht wi rd. Er zahlt im Versicherungsfall für die Dauer einer Ar-
beitsunfähigkeit ein Krankentagegeld in vertraglichem Umfang.

(2) Sinn der Versicherung nach Tari f TG6 ist, zusammen mit einer Be-
rufsunfähigkeits-Versicherung der versicherten Person einen lückenlosen
Übergang zwischen Tagegeldleistung bei Arbeitsunfähigkeit und Berufs-
unfähigkeits-Rente zu gewährleisten. Voraussetzung für die Versicherung
in Tari f TG6 ist daher, dass der Tari f TG6 in Verbindung mit einer Be-
rufsunfähigkeits-Versicherung bei der NÜRNBERGER Lebensversiche-
rung AG oder der NÜRNBERGER Beamten Lebensversicherung AG ab-
geschlossen und mit dieser geführt wi rd.

Nr. 1 Versicherungsfähigkeit

Versicherungsfähig sind Arbeitnehmer und Selbstständige, die Mit-
glied der deutschen Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) sind.
Der Wegfall der Versicherungsfähigkeit ist dem Versicherer unver-
züglich anzuzeigen.

Als Arbeitnehmer gelten Personen, die gegen Entgelt in einem fes-
ten Arbeitsverhältnis stehen und ihren ständigen Wohnsitz in
Deutschland haben.

Als Selbstständige gelten Personen mit Wohn- und Geschäftssitz in
Deutschland, die regelmäßige Einkünfte aus selbstständiger Be-
rufsausübung erzielen und einkommensteuerpflichtig sind. Hierzu
gehören Angehörige der freien Berufe sowie selbstständige Berufs-
tätige in der gewerblichen Wirtschaft, die ihr Gewerbe bei der Be-
hörde angezeigt bzw. eine Gewerbeerlaubnis haben.

(3) Versicherungsfall ist die medizinisch notwendige Heilbehandlung ei-
ner versicherten Person wegen Krankheit oder Unfallfolgen, in deren
Verlauf Arbeitsunfähigkeit ärztl ich festgestell t wi rd. Der Versicherungs-
fal l beginnt mit der Heilbehandlung; er endet, wenn nach medizinischem
Befund keine Arbeitsunfähigkeit und keine Behandlungsbedürftigkeit
mehr bestehen. Eine während der Behandlung neu eingetretene und be-
handelte Krankheit oder Unfallfolge, in deren Verlauf Arbeitsunfähigkeit
ärztl ich festgestell t wi rd, begründet nur dann einen neuen Versiche-
rungsfal l, wenn sie mit der ersten Krankheit oder Unfallfolge in keinem
ursächl ichen Zusammenhang steht. Wird Arbeitsunfähigkeit gleichzeitig
durch mehrere Krankheiten oder Unfallfolgen hervorgerufen, so wi rd das
Krankentagegeld nur einmal gezahlt.

(4) Arbeitsunfähigkeit im Sinne dieser Bedingungen liegt vor, wenn die
versicherte Person ihre berufl iche Tätigkeit nach medizinischem Befund
vorübergehend in keiner Weise ausüben kann, sie auch nicht ausübt und
keiner anderweitigen Erwerbstätigkeit nachgeht.

(5) Der Umfang des Versicherungsschutzes ergibt sich aus dem Versi-
cherungsschein, späteren schriftl ichen Vereinbarungen, den Al lgemeinen
Versicherungsbedingungen (Musterbedingungen mit Anhang, Tari f mi t
Tari fbedingungen) sowie den gesetzl ichen Vorschriften. Das Versiche-
rungsverhäl tnis unterl iegt deutschem Recht.

(6) Der Versicherungsnehmer kann die Umwandlung der Versicherung in
einen gleichartigen Versicherungsschutz verlangen. Der Versicherer
nimmt einen Antrag auf Umwandlung in angemessener Frist an.
Die erworbenen Rechte bleiben erhalten; die nach den technischen Be-
rechnungsgrundlagen gebildete Rückstellung für das mit dem Alter der
versicherten Person wachsende Wagnis (Al terungsrückstellung) wi rd
nach Maßgabe dieser Berechnungsgrundlagen angerechnet. Soweit der
neue Versicherungsschutz höher oder umfassender ist, kann insoweit ein
Risikozuschlag (§ 8a Absatz 3 und 4) verlangt oder ein Leistungsaus-
schluss vereinbart werden. Mit Ausnahme einer Befristung nach § 196
VVG (siehe Anhang) besteht der Umwandlungsanspruch nicht bei befris-
teten Versicherungsverhältnissen. Die Umwandlung des Versicherungs-
schutzes aus einem Tari f, bei dem die Beiträge geschlechtsunabhängig
kalkuliert werden, in einen Tari f, bei dem dies nicht der Fall ist, ist aus-
geschlossen.

(7) Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf Deutschland.

(8) Bei einem vorübergehenden Aufenthal t im europäischen Ausland wi rd
für im Ausland akut eingetretene Krankheiten oder Unfälle das Kranken-
tagegeld in vertraglichem Umfang für die Dauer einer medizinisch not-
wendigen stationären Heilbehandlung in einem öffentl ichen Krankenhaus
gezahlt. Für einen vorübergehenden Aufenthal t im außereuropäischen
Ausland können besondere Vereinbarungen getroffen werden.

Nr. 2 Ausland

Bei einem vorübergehenden Aufenthalt im außereuropäischen Aus-
land besteht Versicherungsschutz in gleicher Weise wie im europä-
ischen Ausland.

(9) Verlegt eine versicherte Person ihren gewöhnlichen Aufenthal t in ei-
nen anderen Mitgl iedsstaat der Europäischen Union oder einen anderen
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum,
wi rd für in diesem Staat akut eingetretene Krankheiten oder Unfälle das
Krankentagegeld in vertraglichem Umfang für die Dauer einer medizi-
nisch notwendigen stationären Heilbehandlung in einem öffentl ichen
Krankenhaus gezahlt.
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Nr. 3 Schweiz

Die Schweiz wird in al len Bestimmungen den in § 1 Absatz 9 ge-
nannten Staaten bzw. den anderen Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union und anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum gleichgestellt.

§ 1a Krankentagegeld während der Mutterschutzfristen
und am Entbindungstag
(1) Versicherungsfall ist auch der Verdienstausfal l der weiblichen Versi-
cherten, der während der Schutzfr isten nach § 3 Absatz 1 und § 3 Absatz
2 des Mutterschutzgesetzes sowie am Entbindungstag entsteht, wenn die
Versicherte in diesem Zeitraum nicht oder nur eingeschränkt berufl ich
tätig ist. Für diesen Versicherungsfall gelten die Bestimmungen der § 1
und §§ 2 bis 18 sinngemäß, soweit sich aus den nachfolgenden Absätzen
keine Abweichungen ergeben.

(2) Der Versicherer zahlt für die Dauer dieser Schutzfr isten und am Ent-
bindungstag ein Krankentagegeld in vertraglichem Umfang ungeachtet
der Leistungsausschlüsse nach § 5. Soweit der versicherten Person in
diesem Zeitraum ein Anspruch auf Mutterschaftsgeld nach dem Sozial-
gesetzbuch Fünftes Buch oder nach dem Mutterschutzgesetz, auf Eltern-
geld nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz oder auf einen
anderen anderweitigen angemessenen Ersatz für den während dieser Zeit
verursachten Verdienstausfal l zusteht, wi rd dieser auf das vereinbarte
Krankentagegeld angerechnet. Wenn die versicherte Person während der
gesetzl ichen Mutterschutzfr isten oder am Entbindungstag arbeitsunfähig
mit Anspruch auf Bezug von Krankentagegeld ist oder wi rd, wi rd das
Krankentagegeld nur einmal bis zur vereinbarten Höhe gezahlt.

(3) Das während der Mutterschutzfr isten und am Entbindungstag gezahlte
Krankentagegeld darf zusammen mit dem Mutterschaftsgeld nach dem
Sozialgesetzbuch Fünftes Buch und nach dem Mutterschutzgesetz, dem
Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz und anderen
Ersatzleistungen für den während dieser Zeit verursachten Verdienst-
ausfal l das auf den Kalendertag umgerechnete, aus der berufl ichen Tä-
tigkeit herrührende Nettoeinkommen nicht übersteigen. Maßgebend für
die Berechnung des Nettoeinkommens ist der Durchschnittsverdienst der
letzten 12 Monate vor Beginn der Mutterschutzfr ist nach § 3 Absatz 1 des
Mutterschutzgesetzes.

(4) Der Eintritt und die Dauer der Schutzfr isten nach § 3 Absatz 1 und § 3
Absatz 2 des Mutterschutzgesetzes und der Tag der Entbindung sind
durch den Versicherungsnehmer nachzuweisen. Dieser trägt etwaige
Kosten des Nachweises.

(5) Die Wartezeit beträgt acht Monate ab Versicherungsbeginn.

§ 2 Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz beginnt mit dem im Versicherungsschein be-
zeichneten Zeitpunkt (Versicherungsbeginn), jedoch nicht vor Abschluss
des Versicherungsvertrags (insbesondere Zugang des Versicherungs-
scheins oder einer schriftl ichen Annahmeerklärung) und nicht vor Ablauf
von Wartezeiten. Für Versicherungsfälle, die vor Beginn des Versiche-
rungsschutzes eingetreten sind, wi rd nicht geleistet. Nach Abschluss des
Versicherungsvertrags eingetretene Versicherungsfälle sind nur für den
Teil von der Leistungspflicht ausgeschlossen, der in die Zeit vor Versi-
cherungsbeginn oder in Wartezeiten fäl lt. Bei Vertragsänderungen gelten
die Sätze 1 bis 3 für den hinzukommenden Teil des Versicherungsschut-
zes.

Nr. 4 Abschluss und Dauer des Versicherungsvertrages

Der Vertrag wird für ein Versicherungsjahr abgeschlossen; er ver-
längert sich stillschweigend um je ein Jahr, sofern er nicht gemäß
§ 13 oder § 14 in Textform (z. B. Brief, Fax oder E-Mai l) gekündigt
wird. Die Dauer einer bestehenden Vorversicherung nach einem
Krankentagegeldtarif wird bei Tarifwechsel angerechnet.

Nr. 5 Versicherungsjahr

Das erste Versicherungsjahr rechnet vom Versicherungsbeginn an
und endet am 31. Dezember des betreffenden Kalenderjahres. Die
folgenden Versicherungsjahre fallen mit dem Kalenderjahr zusam-
men.

§ 3 Wartezeiten
(1) Auf allgemeine Wartezeiten wi rd verzichtet.

(2) Die besondere Wartezeit für psychische Erkrankungen beträgt acht
Monate. Auf sonstige besondere Wartezeiten wi rd verzichtet.

(3) Die besondere Wartezeit für psychische Erkrankungen kann erlassen
werden, wenn der Versicherungsnehmer innerhalb von 14 Tagen nach
Antragstellung für die ohne Wartezeiten zu versichernden Personen auf
seine Kosten ärztl iche Zeugnisse über ihren Gesundheitszustand vorlegt.
Dies kann auch über ein Formblatt des Versicherers erfolgen.

§ 4 Umfang der Leistungspflicht
(1) Höhe und Dauer der Versicherungsleistungen ergeben sich aus dem
Tari f mi t Tari fbedingungen.

Nr. 6 Leistungsdauer

Die Zahlung des vereinbarten Krankentagegelds beginnt in Tarif
TG6 ab der 7. Woche (Karenzzeit 6 Wochen) der Arbeitsunfähigkeit

bzw. der Mutterschutzfristen (siehe § 1a). Das Krankentagegeld wird
ohne zeitliche Begrenzung gezahlt.

Tritt innerhalb von sechs Monaten nach dem Ende einer Arbeitsun-
fähigkeit wegen der gleichen Krankheit oder Unfal lfolge erneut Ar-
beitsunfähigkeit ein, so werden die in den letzten zwölf Monaten vor
Beginn der erneuten Arbeitsunfähigkeit nachgewiesenen Zeiten der
Arbeitsunfähigkeit wegen der gleichen Krankheit oder Unfal lfolge
auf die Karenzzeit angerechnet.

Nr. 7 Berufsrisiko

Auftretende Berufskrankheiten und Berufsunfäl le sind zuschlagsfrei
mitversichert.

(2) Das Krankentagegeld darf zusammen mit sonstigen Krankentage- und
Krankengeldern das auf den Kalendertag umgerechnete, aus der berufl i-
chen Tätigkeit herrührende Nettoeinkommen nicht übersteigen. Maßge-
bend für die Berechnung des Nettoeinkommens ist der Durchschnitts-
verdienst der letzten 12 Monate vor Antragstellung bzw. vor Eintritt der
Arbeitsunfähigkeit, sofern der Tari f keinen anderen Zeitraum vorsieht.

Nr. 8 sonstige Krankentage- und Krankengelder

Leistungen einer bei der NÜRNBERGER Lebensversicherung AG oder
der NÜRNBERGER Beamten Lebensversicherung AG geführten Be-
rufsunfähigkeits-Versicherung gelten nicht als sonstige Krankenta-
ge- und Krankengelder im Sinne von § 4 Absatz 2 Satz 1.

(3) Der Versicherungsnehmer ist verpfl ichtet dem Versicherer unverzüg-
lich eine nicht nur vorübergehende Minderung des aus der Berufstätigkeit
herrührenden Nettoeinkommens mitzuteilen.

(4) Sinkt das durchschni ttl iche Nettoeinkommen der versicherten Person
in einem Zeitraum von 12 Monaten unter die Höhe des dem Vertrage zu-
grunde gelegten Nettoeinkommens, kann der Versicherer, auch wenn der
Versicherungsfall bereits eingetreten ist, das Krankentagegeld und den
Beitrag entsprechend dem geminderten Nettoeinkommen herabsetzen.

Für einen Arbeitnehmer sind die letzten 12 Monate vor der Kenntniser-
langung des Versicherers der maßgebende Zeitraum. Ist bei Kenntniser-
langung des Versicherers bereits Arbeitsunfähigkeit eingetreten, ist auf
die letzten 12 Monate vor Beginn der Arbeitsunfähigkeit als maßgebenden
Zeitraum abzustellen.

Für selbstständig Tätige ist das letzte abgelaufene Kalenderjahr vor
Kenntniserlangung des Versicherers der maßgebende Zeitraum. Ist bei
Kenntniserlangung des Versicherers bereits Arbeitsunfähigkeit eingetre-
ten, ist auf das letzte abgelaufene Kalenderjahr vor Beginn der Arbeits-
unfähigkeit als maßgebenden Zeitraum abzustellen.

Zeiten, in denen Arbeitsunfähigkeit oder ein Beschäftigungsverbot auf-
grund von Schutzvorschriften bestand, bleiben dabei außer Betracht. Die
Bestimmung des Nettoeinkommens richtet sich ungeachtet des Absatzes
2 nach den Tari fbedingungen. Die Herabsetzung des Krankentagegelds
und des Beitrags werden von Beginn des zweiten Monats nach Zugang
der Herabsetzungserklärung beim Versicherungsnehmer an wi rksam. Bis
zum Zeitpunkt der Herabsetzung wi rd die Leistungspflicht im bisherigen
Umfang auch für eine bereits eingetretene Arbeitsunfähigkeit nicht be-
rührt.

Nr. 9 Anzeigepflicht bei Änderung der Entgeltfortzahlung

Die Verpflichtung des Versicherungsnehmers gemäß Absatz 3 und
die Regelung über die Änderung des Vertrags gemäß Absatz 4 gelten
sinngemäß auch bei einer Änderung der Dauer der Fortzahlung des
Entgelts durch den Arbeitgeber.

Nr. 10 Nettoeinkommen

Als Nettoeinkommen im Sinne der Versicherungsbedingungen gel-
ten bei

Arbeitnehmern:
Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit: 80 Prozent des Brutto-
einkommens

Selbstständigen und Freiberuflern:
Einkünfte aus selbstständiger Arbeit und freiberufl icher Tätigkeit:
70 Prozent des nach den Vorschriften des Einkommenssteuergeset-
zes ermittelten Gewinns vor Steuern in den letzten zwölf Monaten
vor Eintri tt der Arbeitsunfähigkeit

(5) Die Zahlung von Krankentagegeld setzt voraus, dass die versicherte
Person während der Dauer der Arbeitsunfähigkeit durch einen niederge-
lassenen approbierten Arzt oder Zahnarzt bzw. im Krankenhaus behan-
delt wi rd.

(6) Der versicherten Person steht die Wahl unter den niedergelassenen
approbierten Ärzten und Zahnärzten frei.

(7) Eintritt und Dauer der Arbeitsunfähigkeit sind durch Bescheinigung
des behandelnden Arztes oder Zahnarztes nachzuweisen. Etwaige Kosten
derartiger Nachweise hat der Versicherungsnehmer zu tragen. Beschei-
nigungen von Ehegatten, Lebenspartnern gemäß § 1 Lebenspartner-
schaftsgesetz in der bis 22.12.2018 geltenden Fassung (siehe Anhang),
Eltern oder Kindern reichen zum Nachweise der Arbeitsunfähigkeit nicht
aus.

Nr. 11 Bescheinigung der Arbeitsunfähigkeit

Für die Bescheinigung der Arbeitsunfähigkeit gemäß Absatz 7 kann
beim Versicherer ein Formblatt angefordert werden.

NÜRNBERGER
Krankenversicherung AG

Personen- und Funktionsbezeichnungen stehen für alle Geschlechter gleichermaßen.

LV005_900_22024|104310146|M

BT4all 2024 2.0.0|LV_Berufsunfähigkeit_Absicherungsempfehlung| 25.07.2024, 17:06:10 Seite 120 von 127



(8) Bei medizinisch notwendiger stationärer Heilbehandlung hat die ver-
sicherte Person freie Wahl unter den öffentl ichen und privaten Kranken-
häusern, die unter ständiger ärztl icher Leitung stehen, über ausreichende
diagnostische und therapeutische Mögl ichkeiten verfügen und Kranken-
geschichten führen.

(9) Bei medizinisch notwendiger stationärer Heilbehandlung in Kranken-
anstal ten, die auch Kuren bzw. Sanatoriumsbehandlung durchführen oder
Rekonvaleszenten aufnehmen, im Übrigen aber die Voraussetzungen von
Absatz 8 erfül len, werden die tarifl ichen Leistungen nur dann erbracht,
wenn der Versicherer diese vor Beginn der Behandlung schriftl ich zuge-
sagt hat. Bei Tbc-Erkrankungen wi rd in vertraglichem Umfange auch bei
stationärer Behandlung in Tbc-Heilstätten und -Sanatorien geleistet.

Nr. 12 Verzicht auf vorherige schriftliche Leistungszusage

(1) Der Versicherer beruft sich auf die fehlende vorherige schriftli-
che Leistungszusage nicht, wenn

a) es sich um eine Notfalleinweisung handelte oder

b) die Krankenanstalt das einzige Versorgungskrankenhaus in der
Umgebung des Aufenthaltsorts des Versicherten war.

(2) Tritt während des Aufenthalts in der Krankenanstalt abweichend
vom bisherigen Behandlungszweck eine akute Erkrankung auf, die
eine medizinisch notwendige stationäre Behandlung erfordert, leis-
tet der Versicherer auch ohne vorherige Leistungszusage für die
medizinisch notwendige Behandlungsdauer dieser Erkrankung.

(10) Der Versicherer gibt auf Verlangen des Versicherungsnehmers oder
der versicherten Person Auskunft über und Einsicht in Gutachten oder
Stellungnahmen, die der Versicherer bei der Prüfung der Leistungspflicht
oder für die Feststellung einer Arbeitsunfähigkeit eingeholt hat. Wenn der
Auskunft an oder der Einsicht durch den Versicherungsnehmer oder die
versicherte Person erhebli che therapeutische Gründe oder sonstige er-
hebliche Gründe entgegenstehen, kann nur verlangt werden, einem be-
nannten Arzt oder Rechtsanwalt Auskunft oder Einsicht zu geben. Der
Anspruch kann nur von der jeweils betroffenen Person oder ihrem ge-
setzl ichen Vertreter geltend gemacht werden. Hat der Versicherungsneh-
mer das Gutachten oder die Stellungnahme auf Veranlassung des Versi-
cherers eingeholt, erstattet der Versicherer die entstandenen Kosten.

Nr. 13 Rückstellung für Beitragsrückerstattung

Aus dem Überschuss der Gesellschaft wird nach den gesetzlichen
und aufsichtsbehördlichen Vorschriften eine Rückstellung für er-
folgsabhängige Beitragsrückerstattung gebildet, die nur zugunsten
der Versicherten verwendet werden darf.

Als Form der Überschussbeteiligung kommt u. a. in Betracht:
Auszahlung oder Gutschrift, Leistungserhöhung, Beitragssenkung,
Verwendung als Einmalbeitrag für Leistungserhöhung oder zur Ab-
wendung oder Milderung von Beitragserhöhungen.

Abweichend hiervon darf die Rückstellung für erfolgsabhängige
Beitragsrückerstattung gemäß § 140 Absatz 1 VAG (siehe Anhang)
in Ausnahmefällen zur Abwendung eines Notstands herangezogen
werden.

Der Vorstand bestimmt mit Zustimmung des Treuhänders die Art
der Verwendung der Rückstellung für erfolgsabhängige Beitrags-
rückerstattung, den jeweils zu verwendenden Betrag und den Zeit-
punkt der Verwendung.

§ 5 Einschränkung der Leistungspflicht
(1) Keine Leistungspflicht besteht bei Arbeitsunfähigkeit

a) wegen solcher Krankheiten einschl ießlich ihrer Folgen sowie wegen
Folgen von Unfällen, die durch Kriegsereignisse verursacht oder als
Wehrdienstbeschädigung anerkannt und nicht ausdrücklich in den
Versicherungsschutz eingeschlossen sind;

b) wegen auf Vorsatz beruhender Krankheiten und Unfälle einschl ießlich
deren Folgen sowie wegen Entziehungsmaßnahmen einschl ießlich
Entziehungskuren;

c) ausschl ießlich wegen Schwangerschaft während der gesetzl ichen Be-
schäftigungsverbote, ferner wegen Schwangerschaftsabbruch, Fehl-
geburt und Entbindung;

d) während der gesetzl ichen Beschäftigungsverbote für werdende Mütter
und Wöchnerinnen in einem Arbeitsverhäl tnis (Mutterschutz). Diese
befristete Einschränkung der Leistungspflicht gilt sinngemäß auch für
selbstständig Tätige, es sei denn, dass die Arbeitsunfähigkeit in kei-
nem Zusammenhang mit den unter c) genannten Ereignissen steht;

e) wenn sich die versicherte Person nicht an ihrem gewöhnlichen Auf-
enthalt in Deutschland aufhäl t, es sei denn, dass sie sich - unbe-
schadet des Absatz 2 - in medizinisch notwendiger stationärer Heil-
behandlung befindet (vgl . § 4 Absatz 8 und 9). Wird die versicherte
Person in Deutschland außerhalb ihres gewöhnlichen Aufenthal ts ar-
beitsunfähig, so steht ihr das Krankentagegeld auch zu, solange die
Erkrankung oder Unfallfolge nach medizinischem Befund eine Rück-
kehr ausschl ießt;

f) während Kur- und Sanatoriumsbehandlung sowie während Rehabili-
tationsmaßnahmen der gesetzl ichen Rehabilitationsträger, es sei
denn, es handelt sich um sogenannte Anschlussheilbehandlungen
(AHB) bei schweren Erkrankungen aus den Bereichen Kardiologie,
Orthopädie, Neurologie und Onkologie (Krebserkrankung), die AHB
schl ießt sich an eine stationäre Krankenhausbehandlung an und es ist
eine vorherige schriftl iche Leistungszusage durch den Versicherer er-
folgt.

(2) Während des Aufenthal ts in einem Heilbad oder Kurort - auch bei ei-
nem Krankenhausaufenthalt - besteht keine Leistungspflicht. Die Ein-
schränkung entfällt, wenn die versicherte Person dort ihren gewöhnlichen
Aufenthal t hat oder während eines vorübergehenden Aufenthal ts durch
eine vom Aufenthal tszweck unabhängige akute Erkrankung oder einen
dort eingetretenen Unfall arbeitsunfähig wi rd, solange dadurch nach
medizinischem Befund die Rückkehr ausgeschlossen ist.

§ 6 Auszahlung der Versicherungsleistungen
(1) Der Versicherer ist zur Leistung nur verpfl ichtet, wenn die von ihm
geforderten Nachweise erbracht sind; diese werden Eigentum des Versi-
cherers.

(2) Im Übrigen ergeben sich die Voraussetzungen für die Fälligkeit der
Leistungen des Versicherers aus § 14 VVG (siehe Anhang).

(3) Der Versicherer ist verpfl ichtet, an die versicherte Person zu leisten,
wenn der Versicherungsnehmer ihm diese in Textform als Empfangsbe-
rechtigte für deren Versicherungsleistungen benannt hat. Liegt keine Be-
nennung nach Satz 1 vor, kann der Versicherungsnehmer die Leistung an
sich selbst nur für die versicherte Person verlangen.

(4) Kosten für die Überweisung der Versicherungsleistungen und für
Übersetzung können von den Leistungen abgezogen werden.

Nr. 14 Wegfall der Überweisungs- und Übersetzungskosten

Überweisungskosten werden nicht abgezogen, wenn der Versiche-
rungsnehmer ein Inlandskonto benennt, auf das die Beiträge über-
wiesen werden können. Übersetzungskosten werden nicht erhoben.

(5) Ansprüche auf Versicherungsleistungen können weder abgetreten
noch verpfändet werden. Das Abtretungsverbot nach Satz 1 gilt nicht für
ab dem 1. Oktober 2021 abgeschlossene Verträge; gesetzl iche Abtre-
tungsverbote bleiben unberührt.

§ 7 Ende des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz endet - auch für schwebende Versicherungsfälle
- mit der Beendigung des Versicherungsverhältnisses (§ 13 bis § 15).

Endet das Versicherungsverhältnis

- wegen Wegfalls einer der im Tari f bestimmten Voraussetzungen für die
Versicherungsfähigkeit, so bestimmt sich die Leistungspflicht nach § 15
Buchstabe a;

- wegen Beendigung der Berufsunfähigkeit-Versicherung im Sinne von
§ 1 Absatz 2, so bestimmt sich die Leistungspflicht nach § 15 Buch-
stabe b;

- wegen Eintritts der Berufsunfähigkeit, so bestimmt sich die Leistungs-
pfl icht nach § 15 Buchstabe c.

Pflichten des Versicherungsnehmers

§ 8 Beitragszahlung
(1) Der Beitrag ist ein Jahresbeitrag und wi rd vom Versicherungsbeginn
an berechnet. Er ist zu Beginn eines jeden Versicherungsjahres zu ent-
richten, kann aber auch in gleichen monatl ichen Beitragsraten gezahlt
werden, die jeweils bis zur Fälligkeit der Beitragsrate als gestundet gel-
ten. Die Beitragsraten sind am Ersten eines jeden Monats fäl l ig. Wird der
Jahresbeitrag während des Versicherungsjahres neu festgesetzt, so ist
der Unterschiedsbetrag vom Änderungszeitpunkt an bis zum Beginn des
nächsten Versicherungsjahres nachzuzahlen bzw. zurückzuzahlen.

(2) Wird der Vertrag für eine bestimmte Zeit mit der Maßgabe geschlos-
sen, dass sich das Versicherungsverhältnis nach Ablauf dieser be-

stimmten Zeit sti l lschweigend um jeweils ein Jahr verlängert, sofern der
Versicherungsnehmer nicht fristgemäß gekündigt hat, so kann der Tari f
anstelle von Jahresbeiträgen Monatsbeiträge vorsehen. Diese sind am
Ersten eines jeden Monats fäl l ig.

Nr. 15 Beitragsnachlass bei nicht monatlicher Beitragszahlung

Der Versicherer erhebt gemäß Absatz 2 Monatsbeiträge. Bei nicht
monatlicher Beitragszahlung wird ein Beitragsnachlass (Skonto) in
Höhe von
1 % bei vierteljährlicher Zahlung
2 % bei halbjährlicher Zahlung
4 % bei Jahreszahlung gewährt.

NÜRNBERGER
Krankenversicherung AG
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(3) Der erste Beitrag bzw. die erste Beitragsrate ist, sofern nichts anderes
vereinbart, unverzügl ich nach Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des
Versicherungsscheins zu zahlen.

Nr. 16 Zahlung des Erstbeitrags

Abweichend von Absatz 3 ist der erste Beitrag unverzüglich nach
Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen, jedoch nicht vor dem
Tag des im Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbe-
ginns.

(4) Kommt der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Beitragsrate
in Verzug, so werden die gestundeten Beitragsraten des laufenden Ver-
sicherungsjahres fäl l ig. Sie gelten jedoch erneut als gestundet, wenn der
rückständige Beitragsteil einschl ießlich der Beitragsrate für den am Tage
der Zahlung laufenden Monat und die Mahnkosten entrichtet sind.

(5) Nicht rechtzeitige Zahlung des Erstbeitrags oder eines Folgebeitrags
kann unter den Voraussetzungen der §§ 37 und 38 VVG (siehe Anhang)
zum Verlust des Versicherungsschutzes führen. Ist ein Beitrag bzw. eine
Beitragsrate nicht rechtzeitig gezahlt und wi rd der Versicherungsnehmer
in Textform gemahnt, so ist er zur Zahlung der Mahnkosten verpfl ichtet,
deren Höhe sich aus dem Tari f ergibt.

Nr. 17 Mahnkosten

Für jede Mahnung werden Mahnkosten erhoben.

(6) Wird das Versicherungsverhältnis vor Ablauf der Vertragslaufzeit be-
endet, steht dem Versicherer für diese Vertragslaufzeit nur derjenige Teil
des Beitrags bzw. der Beitragsrate zu, der dem Zeitraum entspri cht, in
dem der Versicherungsschutz bestanden hat. Wird das Versicherungs-
verhäl tnis durch Rücktritt auf Grund des § 19 Absatz 2 VVG (siehe An-
hang) oder durch Anfechtung des Versicherers wegen arglistiger Täu-
schung beendet, steht dem Versicherer der Beitrag bzw. die Beitragsrate
bis zum Wirksamwerden der Rücktritts- oder Anfechtungserklärung zu.
Tri tt der Versicherer zurück, weil der erste Beitrag bzw. die erste Bei-
tragsrate nicht rechtzeitig gezahlt wi rd, kann er eine angemessene Ge-
schäftsgebühr verlangen.

(7) Die Beiträge sind an die vom Versicherer zu bezeichnende Stelle zu
entrichten.

§ 8 a Beitragsberechnung
(1) Die Berechnung der Beiträge erfolgt nach Maßgabe der Vorschriften
des Versicherungsaufsichtsgesetzes (VAG) und ist in den technischen
Berechnungsgrundlagen des Versicherers festgelegt.

Nr. 18 Ausweis der Beiträge

Die zu zahlenden Beiträge sind im Versicherungsschein ausgewie-
sen. Die Höhe des Beitrags richtet sich nach dem erreichten Alter
bei Eintri tt in den Tarif (Eintri ttsalter).

(2) Bei einer Änderung der Beiträge, auch durch Änderung des Versi-
cherungsschutzes, wi rd das Geschlecht und das (die) bei Inkrafttreten der
Änderung erreichte tarifl iche Lebensalter (Lebensaltersgruppe) der ver-
sicherten Person berücksichtigt; dies gilt in Ansehung des Geschlechts
nicht für Tari fe, deren Beiträge geschlechtsunabhängig erhoben werden.
Dabei wi rd dem Eintrittsalter der versicherten Person dadurch Rechnung
getragen, dass eine Alterungsrückstellung gemäß den in den technischen
Berechnungsgrundlagen festgelegten Grundsätzen angerechnet wi rd.
Eine Erhöhung der Beiträge oder eine Minderung der Leistungen des
Versicherers wegen des Älterwerdens der versicherten Person ist jedoch
während der Dauer des Versicherungsverhältnisses ausgeschlossen, so-
weit eine Alterungsrückstellung zu bilden ist.

Nr. 19 Tarifwechsel

Bei einer Änderung der Beiträge bzw. des Versicherungsschutzes
(Tarifwechsel) erfolgt eine, in den technischen Berechnungsgrund-
lagen des Versicherers festgelegte, Anrechnung der Alterungsrück-
stellung gemäß § 8a Absatz 2 innerhalb der Tarife der Krankenta-
gegeld-Versicherung. Dabei wird auf den Tarifbeitrag des bei In-
krafttreten der Änderung erreichten Lebensalters ein Umstellungs-
rabatt eingeräumt.

(3) Bei Beitragsänderungen kann der Versicherer auch besonders ver-
einbarte Risikozuschläge entsprechend ändern.

(4) Liegt bei Vertragsänderungen ein erhöhtes Risiko vor, steht dem
Versicherer für den hinzukommenden Teil des Versicherungsschutzes
zusätzl ich zum Beitrag ein angemessener Zuschlag zu. Dieser bemisst
sich nach den für den Geschäftsbetrieb des Versicherers zum Ausgleich
erhöhter Risiken maßgeblichen Grundsätzen.

§ 8 b Beitragsanpassung
(1) Im Rahmen der vertraglichen Leistungszusage können sich die Leis-
tungen des Versicherers z. B. wegen häufigerer Arbeitsunfähigkeit der
Versicherten, wegen längerer Arbeitsunfähigkeitszeiten oder aufgrund
steigender Lebenserwartung ändern. Dementsprechend vergleicht der
Versicherer zumindest jährlich für jeden Tari f die erforderl ichen mit den
in den technischen Berechnungsgrundlagen kalkulierten Versicherungs-
leistungen und Sterbewahrscheinlichkeiten. Ergibt diese Gegenüberstel-
lung für eine Beobachtungseinheit eines Tari fs eine Abweichung von
mehr als dem gesetzl ich oder tarifl ich festgelegten Vomhundertsatz,
werden alle Beiträge dieser Beobachtungseinheit vom Versicherer über-

prüft und, soweit erforderl ich, mit Zustimmung des Treuhänders ange-
passt. Unter den gleichen Voraussetzungen kann auch ein vereinbarter
Risikozuschlag entsprechend geändert werden.

Nr. 20 Tariflicher Vomhundertsatz

Der in Absatz 1 genannte Vomhundertsatz beträgt bei dem Vergleich
der Versicherungsleistungen und bei dem Vergleich der Sterbe-
wahrscheinlichkeiten jeweils 5 % .

(2) Beitragsanpassungen sowie Änderungen von evtl. vereinbarten Risi-
kozuschlägen werden zu Beginn des zweiten Monats wi rksam, der auf
die Benachri chtigung des Versicherungsnehmers folgt.

§ 9 Obliegenheiten
(1) Die ärztl ich festgestell te Arbeitsunfähigkeit ist dem Versicherer un-
verzügl ich, spätestens aber innerhalb der im Tari f festgesetzten Frist,
durch Vorlage eines Nachweises (§ 4 Absatz 7) anzuzeigen. Bei verspä-
tetem Zugang der Anzeige kann das Krankentagegeld bis zum Zu-
gangstage nach Maßgabe des § 10 gekürzt werden oder ganz entfallen;
eine Zahlung vor dem im Tari f vorgesehenen Zeitpunkt erfolgt jedoch
nicht. Fortdauernde Arbeitsunfähigkeit ist dem Versicherer innerhalb der
im Tari f festgesetzten Frist nachzuweisen. Die Wiederherstellung der
Arbeitsfähigkeit ist dem Versicherer binnen drei Tagen anzuzeigen.

Nr. 21 Anzeigepflicht nach eingetretener Arbeitsunfähigkeit

Die ärztlich festgestellte Arbeitsunfähigkeit ist bis zum letzten Ka-
renztag durch Vorlage eines Nachweises gemäß § 4 Absatz 7 anzu-
zeigen. Bei verspäteter Anzeige gilt als erster Leistungstag der
Zugangstag der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung.

Bei fortdauernder Arbeitsunfähigkeit ist die ärztliche Bescheinigung
al le zwei Wochen zu erneuern. Ein Formblatt kann hierzu angefor-
dert werden. Erfolgt dieser Nachweis nicht fristgerecht, so gilt die
Bescheinigung ab dem Zugangstag, wenn zu diesem Zeitpunkt noch
Arbeitsunfähigkeit bestand.

(2) Der Versicherungsnehmer und die als empfangsberechtigt benannte
versicherte Person (vgl . § 6 Absatz 3) hat auf Verlangen des Versicherers
jede Auskunft zu erteilen, die zur Feststellung des Versicherungsfalls
oder der Leistungspflicht des Versicherers und ihres Umfangs erforder-
lich ist. Die geforderten Auskünfte sind auch einem Beauftragten des
Versicherers zu erteilen.

(3) Auf Verlangen des Versicherers ist die versicherte Person verpfl ichtet,
sich durch einen vom Versicherer beauftragten Arzt untersuchen zu las-
sen.

(4) Die versicherte Person hat für die Wiederherstellung der Arbeitsfä-
higkeit zu sorgen; sie hat insbesondere die Weisungen des Arztes ge-
wissenhaft zu befolgen und alle Handlungen zu unterlassen, die der Ge-
nesung hinderl ich sind.

(5) Jeder Berufswechsel der versicherten Person ist unverzügl ich anzu-
zeigen.

(6) Der Neuabschluss einer weiteren oder die Erhöhung einer anderweitig
bestehenden Versicherung mit Anspruch auf Krankentagegeld darf nur
mit Einwi ll igung des Versicherers vorgenommen werden.

Nr. 22 Wegfall der Anzeigepflicht

In Abweichung von Absatz 6 entfäl lt bei Neuabschluss oder bei einer
Erhöhung einer anderweitig beantragten Unfal l-Krankentagegeld-
Versicherung die Anzeigepflicht gegenüber dem Versicherer.

§ 10 Folgen von Obliegenheitsverletzungen
(1) Der Versicherer ist mit den in § 28 Absatz 2 bis 4 VVG (siehe Anhang)
vorgeschriebenen Einschränkungen ganz oder teilweise von der Ver-
pfl ichtung zur Leistung frei, wenn eine der in § 9 Absatz 1 bis 6 genannten
Obliegenheiten verletzt wi rd.

(2) Wird eine der in § 9 Absatz 5 und 6 genannten Obliegenheiten verletzt,
so kann der Versicherer unter der Voraussetzung des § 28 Absatz 1 VVG
(siehe Anhang) innerhalb eines Monats nach dem Bekanntwerden der
Obliegenheitsverletzung ohne Einhaltung einer Frist auch kündigen.

(3) Die Kenntnis und das Verschulden der versicherten Person stehen der
Kenntnis und dem Verschulden des Versicherungsnehmers gleich.

§ 11 Anzeigepflicht bei Wegfall der Versicherungsfähig-
keit
Der Wegfall einer im Tari f bestimmten Voraussetzung für die Versiche-
rungsfähigkeit einer versicherten Person ist dem Versicherer unverzüg-
lich anzuzeigen. Erlangt der Versicherer von dem Eintritt dieses Ereig-
nisses erst später Kenntnis, so sind beide Teile verpfl ichtet, die für die
Zeit nach Beendigung des Versicherungsverhältnisses empfangenen
Leistungen einander zurückzugewähren.

§ 12 Aufrechnung
Der Versicherungsnehmer kann gegen Forderungen des Versicherers nur
aufrechnen, soweit die Gegenforderung unbestri tten oder rechtskräftig
festgestell t ist. Gegen eine Forderung aus der Beitragspfl icht kann jedoch
ein Mitgl ied eines Versicherungsvereins nicht aufrechnen.
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Ende der Versicherung

§ 13 Kündigung durch den Versicherungsnehmer
(1) Der Versicherungsnehmer kann das Versicherungsverhältnis zum
Ende eines jeden Versicherungsjahres mit einer Frist von drei Monaten
kündigen.

(2) Die Kündigung kann auf einzelne versicherte Personen oder Tari fe
beschränkt werden.

(3) Erhöht der Versicherer die Beiträge aufgrund der Beitragsanpas-
sungsklausel oder vermindert er seine Leistungen gemäß § 18 Absatz 1
oder macht er von seinem Recht auf Herabsetzung gemäß § 4 Absatz 4
Gebrauch, so kann der Versicherungsnehmer das Versicherungsverhält-
nis hinsichtl ich der betroffenen versicherten Person innerhalb von zwei
Monaten vom Zugang der Änderungsmitteilung an zum Zeitpunkt des
Wirksamwerdens der Änderung kündigen. Bei einer Beitragserhöhung
kann der Versicherungsnehmer das Versicherungsverhältnis auch bis
und zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Erhöhung kündigen.

(4) Der Versicherungsnehmer kann, sofern der Versicherer die Anfech-
tung, den Rücktritt oder die Kündigung nur für einzelne versicherte Per-
sonen oder Tari fe erklärt, innerhalb von zwei Wochen nach Zugang die-
ser Erklärung die Aufhebung des übrigen Teils der Versicherung zum
Schlusse des Monats verlangen, in dem ihm die Erklärung des Versi-
cherers zugegangen ist, bei Kündigung zu dem Zeitpunkt, in dem diese
wi rksam wi rd.

(5) Kündigt der Versicherungsnehmer das Versicherungsverhältnis ins-
gesamt oder für einzelne versicherte Personen, haben die versicherten
Personen das Recht, das Versicherungsverhältnis unter Benennung des
künftigen Versicherungsnehmers fortzusetzen. Die Erklärung ist inner-
halb zweier Monate nach der Kündigung abzugeben. Die Kündigung ist
nur wi rksam, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die be-
troffenen versicherten Personen von der Kündigungserklärung Kenntnis
erlangt haben.

Nr. 23 Fristverlängerung

Abweichend von § 13 Absatz 5 ist es ausreichend, wenn die Fort-
setzung des Versicherungsverhältnisses dem Versicherer innerhalb
von sechs Monaten nach Beendigung der Versicherung mitgetei lt
wird; die rückständigen Beiträge sind nachzuentrichten.

§ 14 Kündigung durch den Versicherer
(1) Der Versicherer verzichtet auf das ordentliche Kündigungsrecht.

(2) Die gesetzl ichen Bestimmungen über das außerordentliche Kündi-
gungsrecht bleiben unberührt.

(3) Die Kündigung kann auf einzelne versicherte Personen, Tari fe oder auf
nachträgliche Erhöhungen des Krankentagegelds beschränkt werden.

(4) Der Versicherer kann, sofern der Versicherungsnehmer die Kündigung
nur für einzelne versicherte Personen oder Tari fe erklärt, innerhalb von
zwei Wochen nach Zugang der Kündigung die Aufhebung des übrigen
Teils der Versicherung zu dem Zeitpunkt verlangen, in dem diese wi rk-
sam wi rd.

Nr. 24 Zeitliche Begrenzung des Rücktri ttsrechts

Wegen einer Verletzung der dem Versicherungsnehmer bei der
Schließung des Vertrags obliegenden Anzeigepflicht gemäß § 19 i.
V. m. den §§ 21 und 194 Absatz 1 Sätze 3 und 4 VVG (siehe Anhang)
kann der Versicherer vom Vertrag nicht mehr zurücktreten, wenn
seit der Schließung drei Jahre verstrichen sind. Die Frist beläuft
sich auf zehn Jahre, wenn die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arg-
listig verletzt worden ist.

§ 15 Sonstige Beendigungsgründe
Das Versicherungsverhältnis endet hinsichtl ich der betroffenen versi -
cherten Personen

a) bei Wegfall einer im Tari f bestimmten Voraussetzung für die Versi-
cherungsfähigkeit im Sinne von § 1 Nr. 1 (Aufgabe einer Erwerbstä-
tigkeit oder Beendigung der Mitgl iedschaft in der GKV) zum Ende des
Monats, in dem die Voraussetzung weggefallen ist. Besteht jedoch zu
diesem Zeitpunkt in einem bereits eingetretenen Versicherungsfall
Arbeitsunfähigkeit, so endet das Versicherungsverhältnis nicht vor
dem Zeitpunkt, bis zu dem der Versicherer seine im Tari f aufgeführten
Leistungen für diese Arbeitsunfähigkeit zu erbringen hat, spätestens
aber drei Monate nach Wegfall der Voraussetzung;

b) bei Beendigung der in Verbindung mit Tari f TG6 abgeschlossenen
Berufsunfähigkeits-Versicherung bei der NÜRNBERGER Lebensversi-
cherung AG bzw. der NÜRNBERGER Beamten Lebensversicherung
AG. Mit Beendigung des Versicherungsverhältnisses endet in diesem
Fall für bereits eingetretene Versicherungsfälle auch die Leistungs-
pfl icht aus Tari f TG6;

c) mit Eintritt der Berufsunfähigkeit. Berufsunfähigkeit l iegt für den
Zeitraum vor, für den die NÜRNBERGER Lebensversicherung AG bzw.

die NÜRNBERGER Beamten Lebensversicherung AG das Vorl iegen der
Berufsunfähigkeit nach deren Bedingungswerk anerkannt hat. Mit
Beendigung des Versicherungsverhältnisses endet in diesem Fall für
bereits eingetretene Versicherungsfälle auch die Leistungspflicht aus
Tari f TG6;

Nr. 25 Rückwirkende Feststellung der Berufsunfähigkeit

Hat die versicherte Person Leistungen nach Tarif TG6 für einen
Zeitraum erhalten, für den auch Leistungen aus der Berufsunfähig-
keits-Versicherung der NÜRNBERGER Lebensversicherung AG bzw.
der NÜRNBERGER Beamten Lebensversicherung AG wegen rück-
wirkender Feststellung der Berufsunfähigkeit ausbezahlt werden, so
hat die NÜRNBERGER Krankenversicherung AG das Recht, die für
diesen Zeitraum gezahlten Krankentagegelder zurückzufordern.

Nr. 26 Wechsel der berufl ichen Tätigkeit

(1) Bei Wechsel der berufl ichen Tätigkeit kann der Versicherungs-
nehmer die Fortsetzung der Versicherung verlangen, sofern die
Voraussetzungen für die Versicherungsfähigkeit erfüllt sind und die
Versicherung nicht aus einem anderen bedingungsmäßigen Grund
erl ischt. Für eventuelle Mehrleistungen infolge Verkürzung der Ka-
renzzeit oder Erhöhung des Tagessatzes können besondere Verein-
barungen getroffen werden.

(2) Wird die versicherte Person nach Eintri tt des Versicherungsfalls
arbeitslos, ohne Anspruch auf Leistungen wegen Arbeitslosigkeit zu
haben, so verlängert sich die in § 15 Buchstabe a genannte Drei -
Monatsfrist auf neun Monate. § 15 Buchstabe c bleibt unberührt.

Nr. 27 Fortführung des Versicherungsverhältnisses im Rahmen einer
Anwartschaftsversicherung

Wird das Versicherungsverhältnis wegen Aufgabe einer Erwerbstä-
tigkeit, wegen Beendigung der Mitgliedschaft in der GKV, wegen
Eintri tts der Berufsunfähigkeit oder wegen Bezugs einer Berufsun-
fähigkeits-Rente beendet, kann der Versicherungsnehmer das Ver-
sicherungsverhältnis für die Dauer des Wegfalls der Voraussetzung,
die Dauer der Berufsunfähigkeit oder die Dauer des Bezugs von
Berufsunfähigkeits- oder Erwerbsunfähigkeits-Rente hinsichtl ich
der betroffenen versicherten Person im Rahmen einer Anwart-
schaftsversicherung fortsetzen.
Der Antrag auf diese Umwandlung des Versicherungsverhältnisses
ist innerhalb von zwei Monaten seit Wegfall der Voraussetzung, seit
Eintri tt der Berufsunfähigkeit oder seit Bezug einer Berufsunfähig-
keits-Rente, bei späterem Bekanntwerden des Ereignisses gerechnet
ab diesem Zeitpunkt, zu stellen.

d) mit dem Bezug von Altersrente, spätestens, sofern tarifl ich vereinbart,
mi t Vollendung des 65. Lebensjahres. Sofern eine Beendigung mit
Vollendung des 65. Lebensjahres vereinbart ist, hat die versicherte
Person das Recht, nach Maßgabe von § 196 VVG (siehe Anhang) den
Abschluss einer neuen Krankentagegeld-Versicherung zu verlangen;

Nr. 28 Befristung des Versicherungsverhältnisses

Das Versicherungsverhältnis endet grundsätzlich mit Vollendung
des 67. Lebensjahres. Wird jedoch nachgewiesen, dass die in § 1
Nr. 1 genannten Voraussetzungen für die Versicherungsfähigkeit
weiterhin erfüllt sind und der Versicherungsnehmer keine Alters-
rente bezieht, so wird das Versicherungsverhältnis fortgeführt.

e) mit dem Tod. Beim Tode des Versicherungsnehmers haben die versi -
cherten Personen das Recht, das Versicherungsverhältnis unter Be-
nennung des künftigen Versicherungsnehmers fortzusetzen. Die Er-
klärung ist innerhalb zweier Monate nach dem Tode des Versiche-
rungsnehmers abzugeben;

Nr. 29 Ehescheidung

Ein getrennt lebender Ehegatte oder rechtskräftig Geschiedener
kann seinen Vertragsteil als selbstständige Versicherung fortsetzen.
Die Voraussetzungen für die Versicherungsfähigkeit müssen erfüllt
sein. Entsprechendes gilt für den getrennt lebenden eingetragenen
Lebenspartner oder bei Aufhebung der eingetragenen Lebenspart-
nerschaft.

f) bei Verlegung des gewöhnlichen Aufenthal ts in einen anderen Staat als
die in § 1 Absatz 9 genannten, es sei denn, dass das Versicherungs-
verhäl tnis aufgrund einer anderweitigen Vereinbarung fortgesetzt wi rd.

Nr. 30 Fortführung des Versicherungsverhältnisses bei einer vorü-
bergehenden Verlegung des gewöhnlichen Aufenthalts ins Ausland

Bei einer vorübergehenden Verlegung des gewöhnlichen Aufenthalts
in einen anderen Staat als die in § 1 Absatz 9 genannten kann der
Versicherungsnehmer verlangen, dass das Versicherungsverhältnis
zu entsprechend herabgesetzten Beiträgen im Rahmen einer An-
wartschaftsversicherung fortgeführt wird. Dieses Anrecht auf eine
solche Fortführung ist vom Versicherungsnehmer innerhalb von zwei
Monaten nach der Verlegung des gewöhnlichen Aufenthalts beim
Versicherer in Textform (z. B. Brief, Fax oder E-Mai l) geltend zu
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machen. Die Fortführung erfolgt dann rückwirkend zum Zeitpunkt
der Verlegung des gewöhnlichen Aufenthalts. Bei späterer Geltend-

machung erfolgt die Fortführung ab Beginn der Geltendmachung
folgenden Monats.

Sonstige Bestimmungen

§ 16 Willenserklärungen und Anzeigen
Willenserklärungen und Anzeigen gegenüber dem Versicherer bedürfen
der Textform (z. B. Brief, Fax oder E-Mai l.

§ 17 Gerichtsstand
(1) Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gegen den Versiche-
rungsnehmer ist das Gericht des Ortes zuständig, an dem der Versiche-
rungsnehmer seinen Wohnsitz oder in Ermangelung eines solchen seinen
gewöhnlichen Aufenthal t hat.

(2) Klagen gegen den Versicherer können bei dem Gericht am Wohnsitz
oder gewöhnlichen Aufenthal t des Versicherungsnehmers oder bei dem
Gericht am Sitz des Versicherers anhängig gemacht werden.

(3) Verlegt der Versicherungsnehmer nach Vertragsabschluss seinen
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthal t in einen Staat, der nicht Mit-
gliedsstaat der Europäischen Union oder Vertragsstaat des Abkommens
über dem Europäischen Wirtschaftsraum ist oder ist sein Wohnsitz oder
gewöhnlicher Aufenthal t im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt,
ist das Gericht am Sitz des Versicherers zuständig.

§ 18 Änderungen der Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen
(1) Bei einer nicht nur als vorübergehend anzusehenden Veränderung der
Verhältnisse des Gesundheitswesens können die Al lgemeinen Versiche-
rungsbedingungen und die Tari fbestimmungen den veränderten Verhält-
nissen angepasst werden, wenn die Änderungen zur hinreichenden
Wahrung der Belange der Versicherungsnehmer erforderl ich erscheinen
und ein unabhängiger Treuhänder die Voraussetzungen für die Änderun-
gen überprüft und ihre Angemessenheit bestätigt hat. Die Änderungen
werden zu Beginn des zweiten Monats wi rksam, der auf die Mitteilung
der Änderungen und der hierfür maßgeblichen Gründe an den Versiche-
rungsnehmer folgt.

(2) Ist eine Bestimmung in den Al lgemeinen Versicherungsbedingungen
durch höchstrichterl iche Entscheidung oder durch einen bestandskräfti -
gen Verwal tungsakt für unwirksam erklärt worden, kann sie der Versi-
cherer durch eine neue Regelung ersetzen, wenn dies zur Fortführung des
Vertrags notwendig ist oder wenn das Festhalten an dem Vertrag ohne
neue Regelung für eine Vertragspartei auch unter Berücksichtigung der
Interessen der anderen Vertragspartei eine unzumutbare Härte darstellen
würde. Die neue Regelung ist nur wi rksam, wenn sie unter Wahrung des
Vertragsziels die Belange der Versicherungsnehmer angemessen be-
rücksichtigt. Sie wi rd zwei Wochen, nachdem die neue Regelung und die
hierfür maßgeblichen Gründe dem Versicherungsnehmer mitgeteil t wor-
den sind, Vertragsbestandteil.

§ 19 Abstimmung bei der Vertrags- und Leistungsbear-
beitung
Nr. 31 Abstimmung zwischen der NÜRNBERGER Krankenversiche-
rung AG und der NÜRNBERGER Lebensversicherung AG bzw. der
NÜRNBERGER Beamten Lebensversicherung AG

(1) Gemäß § 1 Nr. 1 ist die Versicherung nach Tarif TG6 an das
Bestehen einer Berufsunfähigkeits-Versicherung bei der NÜRNBER-

GER Lebensversicherung AG oder der NÜRNBERGER Beamten Le-
bensversicherung AG gebunden. Damit kann bei Übergang von Ar-
beitsunfähigkeit zu Berufsunfähigkeit der direkte Anschluss der
Berufsunfähigkeits-Rente an die Krankentagegeldzahlungen ge-
währleistet werden. Zur Erfüllung dieser Verpflichtung ist eine auf-
einander abgestimmte Vertrags- und Leistungsbearbeitung der
Versicherer gemäß der Absätze 2 bis 7 erforderlich.

(2) Im Falle einer voraussichtlich länger als sechs Monate andau-
ernden Arbeitsunfähigkeit, werden die im Rahmen der Krankenta-
gegeldbearbeitung benötigten personenbezogenen Daten von der
NÜRNBERGER Krankenversicherung AG an die NÜRNBERGER Le-
bensversicherung AG bzw. die NÜRNBERGER Beamten Lebensver-
sicherung AG weitergegeben. Dadurch kann zeitnah über einen
Rentenanspruch aus dem Berufsunfähigkeitsvertrag entschieden
werden.

(3) Sofern die NÜRNBERGER Lebensversicherung AG bzw. die
NÜRNBERGER Beamten Lebensversicherung AG Leistungspflicht
aus der Berufsunfähigkeits-Rente feststel lt, übermittelt die NÜRN-
BERGER Krankenversicherung AG Höhe und Zeitraum der geleiste-
ten Krankentagegeldzahlungen an die NÜRNBERGER Lebensversi-
cherung AG bzw. die NÜRNBERGER Beamten Lebensversicherung
AG.

(4) Die NÜRNBERGER Lebensversicherung AG bzw. die NÜRNBER-
GER Beamten Lebensversicherung AG übermittelt im Leistungsfall
die im Rahmen der Leistungsregulierung ermittelten Daten, insbe-
sondere Gesundheitsdaten und Informationen über den Eintri tt und
Verlauf der Berufsunfähigkeit bei Bedarf an die NÜRNBERGER
Krankenversicherung AG und informiert gegebenenfalls über die
Beendigung der Leistungszahlung. Dadurch ist eine einheitliche
Begutachtung der vorl iegenden Sachverhalte gewährleistet.

(5) Im Falle einer Vertragsbeendigung oder sonstigen Vertragsän-
derung der Berufsunfähigkeits-Versicherung bzw. der Krankentage-
geld-Versicherung informiert die NÜRNBERGER Lebensversicherung
AG bzw. NÜRNBERGER Beamten Lebensversicherung AG die
NÜRNBERGER Krankenversicherung AG und umgekehrt.

(6) Nachmeldungen zu Gesundheitsangaben im Versicherungsan-
trag werden zwischen der NÜRNBERGER Krankenversicherung AG
und der NÜRNBERGER Lebensversicherung AG bzw. der NÜRNBER-
GER Beamten Lebensversicherung AG übermittelt. Eine Meldung
seitens des Versicherungsnehmers an beide beteiligten Versicherer
ist damit nicht notwendig.

(7) Bei Bedarf werden Informationen, die im Rahmen der Prüfung
der vorvertraglichen Anzeigepflicht erworben wurden, von der
NÜRNBERGER Krankenversicherung AG an die NÜRNBERGER Le-
bensversicherung AG bzw. die NÜRNBERGER Beamten Lebensver-
sicherung AG übermittelt und umgekehrt.

§ 20 Sonstiges
Ein Auszug aus dem Gesetz über den Versicherungsvertrag (VVG), der
insbesondere die in den AVB erwähnten Bestimmungen enthält, ist dem
Bedingungstext als Anhang beigefügt.

Hinweis auf die Verbraucherschlichtungsstelle Ombudsmann Private Kranken- und
Pflegeversicherung
Versicherungsnehmer, die mit Entscheidungen des Versicherers nicht
zufr ieden sind, oder deren Verhandlungen mit dem Versicherer nicht zu
dem gewünschten Ergebnis geführt haben, können sich an den Ombuds-
mann Private Kranken- und Pflegeversicherung wenden.

Ombudsmann Private Kranken- und Pflegeversicherung
Postfach 06 02 22
10052 Berl in
Internet: www.pkv-ombudsmann.de

Der Ombudsmann Private Kranken- und Pflegeversicherung ist eine un-
abhängige und für Verbraucher kostenfrei arbeitende Schlichtungsstelle.
Der Versicherer hat sich verpfl ichtet, an dem Schlichtungsverfahren teil-
zunehmen.

Verbraucher, die ihren Vertrag online (z. B. über eine Webseite) abge-
schlossen haben, können sich mit ihrer Beschwerde auch online an die
Plattform http://ec.europa.eu/consumers/odr/ wenden. Ihre Beschwerde
wi rd dann über diese Plattform an den Ombudsmann Private Kranken-
und Pflegeversicherung weitergeleitet.

Hinweis: Der Ombudsmann Private Kranken- und Pflegeversicherung ist
keine Schiedsstelle und kann einzelne Streitfäl le nicht verbindlich ent-
scheiden.
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Hinweis auf die Versicherungsaufsicht
Sind Versicherungsnehmer mit der Betreuung durch den Versicherer nicht
zufr ieden oder treten Meinungsverschiedenheiten bei der Vertragsab-
wicklung auf, können sie sich auch an die für den Versicherer zuständige
Aufsichtsbehörde wenden. Als Versicherungsunternehmen unterl iegt der
Versicherer der Aufsicht der Bundesanstal t für Finanzdienstleistungs-
aufsicht.

Bundesanstal t für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
Sektor Versicherungsaufsicht
Graurheindorfer Straße 108
53117 Bonn
E-Mai l: poststelle@bafin.de

Hinweis: Die BaFin ist keine Schiedsstelle und kann einzelne Streitfäl le
nicht verbindlich entscheiden.

Hinweis auf den Rechtsweg
Unabhängig von der Mögl ichkeit, sich an die Verbraucherschlichtungs-
stelle oder die Versicherungsaufsicht zu wenden, steht dem Versiche-
rungsnehmer der Rechtsweg offen.
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ANHANG

Information für den Versicherungsnehmer
Soweit nicht in den AVB Abweichendes bestimmt ist, gelten die gesetzl ichen Vorschriften, insbesondere das Versicherungsvertragsgesetz (VVG), das Ver-
sicherungsaufsichtsgesetz (VAG) und das Lebenspartnerschaftsgesetz in der bis 22.12.2018 geltenden Fassung (LPartG). Die für den Versicherungsnehmer
wichtigsten Bestimmungen sind in diesem Anhang abgedruckt.

Gesetz über den Versicherungsvertrag (VVG)

§ 14 Fälligkeit der Geldleistung
(1) Geldleistungen des Versicherers sind fäl l ig mit der Beendigung der
zur Feststellung des Versicherungsfalles und des Umfanges der Leistung
des Versicherers notwendigen Erhebungen.

(2) Sind diese Erhebungen nicht bis zum Ablauf eines Monats seit der
Anzeige des Versicherungsfalles beendet, kann der Versicherungsnehmer
Abschlagszahlung in Höhe des Betrages verlangen, den der Versicherer
voraussichtl ich mindestens zu zahlen hat. Der Lauf der Frist ist gehemmt,
solang die Erhebungen infolge eines Verschuldens des Versicherungs-
nehmers nicht beendet werden können.

(3) Eine Vereinbarung, durch die der Versicherer von der Verpfl ichtung
zur Zahlung von Verzugszinsen befreit wi rd, ist unwirksam.

§ 19 Anzeigepflicht
(1) Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklä-
rung die ihm bekannten Gefahrumstände, die für den Entschluss des
Versicherers, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schl ießen, er-
heblich sind und nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat, dem
Versicherer anzuzeigen. Stell t der Versicherer nach der Vertragserklä-
rung des Versicherungsnehmers, aber vor Vertragsannahme Fragen im
Sinn des Satzes 1, ist der Versicherungsnehmer auch insoweit zur An-
zeige verpfl ichtet.

(2) Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Absatz 1,
kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten.

(3) Das Rücktrittsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsneh-
mer die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt
hat. In diesem Fall hat der Versicherer das Recht, den Vertrag unter
Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündigen.

(4) Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Verlet-
zung der Anzeigepflicht und sein Kündigungsrecht nach Absatz 3 Satz 2
sind ausgeschlossen, wenn er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht
angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen geschlossen
hätte. Die anderen Bedingungen werden auf Verlangen des Versicherers
rückwi rkend, bei einer vom Versicherungsnehmer nicht zu vertretenden
Pflichtverletzung ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbe-
standteil .

(5) Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Absätzen 2 bis 4 nur zu,
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Text-
form auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat.
Die Rechte sind ausgeschlossen, wenn der Versicherer den nicht ange-
zeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.

(6) Erhöht sich im Fall des Absatzes 4 Satz 2 durch eine Vertragsände-
rung der Beitrag um mehr als 10 Prozent oder schl ießt der Versicherer die
Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, kann der
Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang
der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen.
Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf die-
ses Recht hinzuweisen.

§ 21 Ausübung der Rechte des Versicherers
(1) Der Versicherer muss die ihm nach § 19 Absatz 2 bis 4 zustehenden
Rechte innerhalb eines Monats schriftl ich geltend machen. Die Frist be-
ginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der Verletzung der
Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht begründet,
Kenntnis erlangt. Der Versicherer hat bei der Ausübung seiner Rechte die
Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung stützt; er darf nach-
träglich weitere Umstände zur Begründung seiner Erklärung angeben,
wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist.

(2) Im Fall eines Rücktrittes nach § 19 Absatz 2 nach Eintritt des Versi-
cherungsfalles ist der Versicherer nicht zur Leistung verpfl ichtet, es sei
denn, die Verletzung der Anzeigepflicht bezieht sich auf einen Umstand,
der weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Ver-
sicherers ursächl ich ist. Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht
arglistig verletzt, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpfl ichtet.

(3) Die Rechte des Versicherers nach § 19 Absatz 2 bis 4 erlöschen nach
Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss; dies gilt nicht für Versi-
cherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Hat der Ver-
sicherungsnehmer die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt,
beläuft sich die Frist auf zehn Jahre.

§ 28 Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit
(1) Bei Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit, die vom Versiche-
rungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles gegenüber dem Versi-
cherer zu erfül len ist, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines
Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, ohne Ein-
haltung einer Frist kündigen, es sei denn, die Verletzung beruht nicht auf
Vorsatz oder auf grobe Fahrlässigkeit.

(2) Bestimmt der Vertrag, dass der Versicherer bei Verletzung einer vom
Versicherungsnehmer zu erfül lenden vertraglichen Obliegenheit nicht zur
Leistung verpfl ichtet ist, ist er leistungsfrei, wenn der Versicherungs-
nehmer die Obliegenheit vorsätzlich verletzt hat. Im Fall einer grob
fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt,
seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für
das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungs-
nehmer.

(3) Abweichend vom Absatz 2 ist der Versicherer zur Leistung verpfl ich-
tet, soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die
Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den
Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächl ich ist. Satz 1 gilt
nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt
hat.

(4) Die vol lständige oder teilweise Leistungsfreiheit des Versicherers
nach Absatz 2 hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungs-
fal les bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobl iegenheit zur Voraus-
setzung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch geson-
derte Mitteilung in Textform auf die Rechtsfolge hingewiesen hat.

(5) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verletzung einer
vertraglichen Obliegenheit zum Rücktritt berechtigt ist, ist unwirksam.

§ 37 Zahlungsverzug bei Erstbeitrag
(1) Wird der einmalige oder der erste Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt, ist
der Versicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist, zum Rücktritt vom
Vertrag berechtigt, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die Nicht-
zahlung nicht zu vertreten.

(2) Ist der einmalige oder der erste Beitrag bei Eintritt des Versiche-
rungsfal les nicht gezahlt, ist der Versicherer nicht zur Leistung ver-
pfl ichtet, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die Nichtzahlung
nicht zu vertreten. Der Versicherer ist nur leistungsfrei, wenn er den
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder
durch einen auffäl l igen Hinweis im Versicherungsschein auf diese
Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrages aufmerksam gemacht hat.

§ 38 Zahlungsverzug bei Folgebeitrag
(1) Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer
dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine Zah-
lungsfr ist bestimmen, die mindestens 2 Wochen betragen muss. Die Be-
stimmung ist nur wi rksam, wenn sie die rückständigen Beträge des
Beitrages, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen
angibt, die nach den Absätzen 2 und 3 mit dem Fristablauf verbunden
sind; bei zusammengefassten Verträgen sind die Beträge jeweils getrennt
anzugeben.

(2) Tri tt der Versicherungsfall nach Fristablauf ein und ist der Versiche-
rungsnehmer bei Eintritt mi t der Zahlung des Beitrags oder Zinsen oder
Kosten in Verzug, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpfl ichtet.

(3) Der Versicherer kann nach Fristablauf den Vertrag ohne Einhaltung
einer Frist kündigen, sofern der Versicherungsnehmer mit der Zahlung
der geschuldeten Beträge in Verzug ist. Die Kündigung kann mit der Be-
stimmung der Zahlungsfr ist so verbunden werden, dass sie mit Fristab-
lauf wi rksam wi rd, wenn der Versicherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt
mit der Zahlung in Verzug ist; hierauf ist der Versicherungsnehmer bei
der Kündigung ausdrücklich hinzuweisen. Die Kündigung wi rd unwirk-
sam, wenn der Versicherungsnehmer innerhalb eines Monats nach der
Kündigung oder, wenn sie mit der Fristbestimmung verbunden worden
ist, innerhalb eines Monats nach Fristablauf die Zahlung leistet; Absatz 2
bleibt unberührt.

§ 194 Anzuwendende Vorschriften, Absatz 1
(1) Soweit der Versicherungsschutz nach den Grundsätzen der Scha-
densversicherung gewährt wi rd, sind die §§ 74 bis 80 und 82 bis 87 an-
zuwenden. Die §§ 23 bis 27 und 29 sind auf die Krankenversicherung nicht
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anzuwenden. § 19 Absatz 4 ist auf die Krankenversicherung nicht anzu-
wenden, wenn der Versicherungsnehmer die Verletzung der Anzeige-
pfl icht nicht zu vertreten hat. Abweichend von § 21 Absatz 3 Satz 1 beläuft
sich die Frist für die Geltendmachung der Rechte des Versicherers auf
drei Jahre.

§ 196 Befristung der Krankentagegeld-Versicherung
(1) Bei der Krankentagegeld-Versicherung kann vereinbart werden, dass
die Versicherung mit Vollendung des 65. Lebensjahres der versicherten
Person endet. Der Versicherungsnehmer kann in diesem Fall vom Versi-
cherer verlangen, dass dieser den Antrag auf Abschluss einer mit Voll-
endung des 65. Lebensjahres beginnenden neuen Krankentagegeld-Ver-
sicherung annimmt, die spätestens mit Vollendung des 70. Lebensjahres
endet. Auf dieses Recht hat der Versicherer ihn
frühestens sechs Monate vor dem Ende der Versicherung unter Beifügung
des Wortlauts dieser Vorschrift in Textform hinzuweisen. Wird der Antrag
bis zum Ablauf von zwei Monaten nach Vollendung des 65. Lebensjahres

gestell t, hat der Versicherer den Versicherungsschutz ohne Risikoprüfung
oder Wartezeiten zu gewähren, soweit der Versicherungsschutz nicht
höher oder umfassender ist als im bisherigen Tari f.

(2) Hat der Versicherer den Versicherungsnehmer nicht nach Absatz 1
Satz 3 auf das Ende der Versicherung hingewiesen und wi rd der Antrag
vor Vollendung des 66. Lebensjahres gestell t, gilt Absatz 1 Satz 4 ent-
sprechend, wobei die Versicherung mit Zugang des Antrags beim Versi-
cherer beginnt. Ist der Versicherungsfall schon vor Zugang des Antrags
eingetreten, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpfl ichtet.

(3) Absatz 1 Satz 2 und 4 gilt entsprechend, wenn in unmittelbarem An-
schluss an eine Versicherung nach Absatz 1 Satz 4 oder Absatz 2 Satz 1
eine neue Krankentagegeld-Versicherung beantragt wi rd, die spätestens
mit Vollendung des 75. Lebensjahres endet.

(4) Die Vertragsparteien können ein späteres Lebensjahr als in den vor-
stehenden Absätzen festgelegt vereinbaren.

Gesetz über die Beaufsichtigung der Versicherungsunternehmen (VAG)

§ 140 Rückstellung für Beitragsrückerstattung,
Absatz 1
(1) Die der Rückstellung für Beitragsrückerstattung zugewiesenen Be-
träge dürfen nur für die Überschussbeteil igung der Versicherten ein-
schl ießlich der durch § 153 des Versicherungsvertragsgesetzes vorge-
schriebenen Beteil igung an den Bewertungsreserven verwendet werden.
In Ausnahmefällen kann die Rückstellung für Beitragsrückerstattung,
soweit sie nicht auf bereits festgelegte Überschussanteile entfällt, mi t
Zustimmung der Aufsichtsbehörde im Interesse der Versicherten heran-
gezogen werden, um

1. einen drohenden Notstand abzuwenden,

2. unvorhersehbare Verluste aus den überschussberechtigten Versiche-
rungsverträgen auszugleichen, die auf allgemeine Änderungen der Ver-
hältnisse zurückzuführen sind, oder

3. die Deckungsrückstellung zu erhöhen, wenn die Rechnungsgrundlagen
auf Grund einer unvorhersehbaren und nicht nur vorübergehenden Än-
derung der Verhältnisse angepasst werden müssen.

Bei Maßnahmen nach Satz 2 Nummer 2 oder Nummer 3 sind die Versi-
chertenbestände verursachungsor ientiert zu belasten.

Lebenspartnerschaftsgesetz (LPartG)in der bis 22.12.2018 geltenden Fassung

§ 1 Form und Voraussetzungen
(1) Zwei Personen gleichen Geschlechts, die gegenüber dem Standesbe-
amten persönl ich und bei gleichzeitiger Anwesenheit erklären, mitein-
ander eine Partnerschaft auf Lebenszeit führen zu wol len (Lebenspart-
nerinnen oder Lebenspartner), begründen eine Lebenspartnerschaft. Die
Erklärungen können nicht unter einer Bedingung oder Zeitbestimmung
abgegeben werden.

(2) Der Standesbeamte sol l die Lebenspartner einzeln befragen, ob sie
eine Lebenspartnerschaft begründen wol len. Wenn die Lebenspartner
diese Frage bejahen, sol l der Standesbeamte erklären, dass die Lebens-
partnerschaft nunmehr begründet ist. Die Begründung der Lebenspart-
nerschaft kann in Gegenwart von bis zu zwei Zeugen erfolgen.

(3) Eine Lebenspartnerschaft kann nicht wi rksam begründet werden

1. mit einer Person, die minderjährig oder verheiratet ist oder bereits mit
einer anderen Person eine Lebenspartnerschaft führt;

2. zwischen Personen, die in gerader Linie miteinander verwandt sind;

3. zwischen vol lbürtigen und halbbürtigen Geschwistern;

4. wenn die Lebenspartner bei der Begründung der Lebenspartnerschaft
darüber einig sind, keine Verpfl ichtungen gemäß § 2 begründen zu wol -
len.

(4) Aus dem Versprechen, eine Lebenspartnerschaft zu begründen, kann
nicht auf Begründung der Lebenspartnerschaft geklagt werden. § 1297
Abs. 2 und die §§ 1298 bis 1302 des Bürgerl ichen Gesetzbuchs gelten
entsprechend.
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